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Begründung: 
 
A. Allgemeiner Teil 
 
Sowohl der gegenwärtige, durch einen Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwartung und 
eine auf längere Sicht gleichbleibend niedrige Geburtenrate geprägte, demografische Wan-
del mit seinen gesellschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Auswirkungen als auch die per-
sonal- und haushaltswirtschaftlichen Entwicklungen der letzten Jahre machen die Änderung 
und Anpassung verschiedener beamten- und richterrechtlicher Vorschriften sowie die Neu-
regelung des Landesbeamtenversorgungsrechts erforderlich. Diesen Erfordernissen soll mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf insbesondere durch 
- die Änderung der beamtenrechtlichen Altersgrenzen sowie weiterer beamtenrechtlicher 

Regelungen (Artikel 1), 
- die Vollregelung des Versorgungsrechts für Landesbeamtinnen, -beamte, -richterinnen 

und -richter (Artikel 2), 
- die Änderung der richterrechtlichen Altersgrenze sowie weiterer landesrichterrechtlicher 

Regelungen (Artikel 3) und 
- die Änderung des Landesbesoldungsgesetzes: Anpassung an die Vollregelung des Ver-

sorgungsrechts sowie weitere Regelungen (Artikel 4) 
Rechnung getragen werden. 
 
In Artikel 5 befindet sich eine Änderung zum Hochschulbesoldungsrecht. 
In Artikel 6 finden sich Folgeregelungen in anderen Gesetzen zur Anpassung an die neuen 
Altersgrenzen oder das neue Versorgungsrecht. 
Artikel 7 regelt das Inkrafttreten. 
 
Durch die Anhebung der Altersgrenzen in Artikel 1 und 3 werden in der Tendenz die Versor-
gungsausgaben sinken. Die Artikel 2 und 4 sind kostenneutral. Es erfolgen keine wesentli-
chen Erweiterungen oder Einschränkungen im Versorgungsrecht.  
 
 
B. Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1 (Änderung des Landesbeamtengesetzes) 
Schwerpunkt des Artikels 1 ist die Anhebung der beamtenrechtlichen Altersgrenzen. Beam-
tinnen und Beamte in Sachsen-Anhalt erreichen gegenwärtig mit Vollendung des 65. Le-
bensjahres die allgemeine Altersgrenze (Regelaltersgrenze) und mit Vollendung des 63. Le-
bensjahres (bzw. befristet bis zum Jahresablauf 2016 mit Vollendung des 60. Lebensjahres) 
die sog. Antragsaltersgrenze. Für einzelne Beamtengruppen (Polizeivollzug, Feuerwehr und 
Justizvollzug) gelten besondere Altersgrenzen. 
 
Seit der Föderalismusreform im Jahr 2006 haben die Bundesländer eine weitgehende Ge-
staltungsmöglichkeit im Dienstrecht und damit auch für die Ausgestaltung der beamtenrecht-
lichen Altersgrenze.  
 
Von dieser Gestaltungsmöglichkeit haben viele Länder bereits auch in Bezug auf die Festle-
gung der Altersgrenzen für Beamte Gebrauch gemacht und diese als Regelfall auf die Voll-
endung des 67. Lebensjahres festgelegt. Damit haben sie entsprechende Modelle des Ren-
tenrechts und des Beamtenrechts des Bundes nachgebildet, somit im Wesentlichen eine 
Gleichstellung der Beamtinnen und Beamten mit den Arbeitnehmern, also auch den Tarifbe-
schäftigten im Öffentlichen Dienst, und z. B. den Bundesbeamten vorgenommen. 
 
Mit vorliegendem Gesetzentwurf sollen auch für die Beamtinnen und Beamten im Geltungs-
bereich des Landesbeamtengesetzes entsprechende Neuregelungen getroffen werden. Der 
Beginn der schrittweisen Anhebung der Altergrenze ist jedoch gegenüber den vorgenannten 
Modellen um vier Jahre verschoben worden, also auf den 1. Januar 2016 (ab Geburtsjahr-
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gang 1951, für die besonderen Altersgrenzen ab Geburtsjahrgang 1956). Obwohl aus perso-
nalwirtschaftlichen Gründen eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit zumindest in der Lan-
desverwaltung vor dem Hintergrund der z. T. noch erheblichen Personalüberhänge gegen-
wärtig nicht zwingend erscheint, ist schon aus Gründen der gesellschaftlichen Akzeptanz 
(„keine Besserstellung der Beamten“) gesetzgeberisches Handeln geboten. Infolge des ver-
schobenen Beginnes der Anhebung und der anfänglich geringen Anhebungen der Alters-
grenzen um jeweils jährlich einen Monat für die Jahrgänge 1951 bis 1954 bzw. 1956 bis 
1959 (besondere Altersgrenzen) fügen sich die Neuregelungen im Ergebnis im Übrigen sinn-
voll in das Personalentwicklungskonzept der Landesregierung ein. Perspektivisch ist die Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit ein geeignetes Mittel, um den Auswirkungen der demografi-
schen Entwicklung in Deutschland auch auf den Öffentlichen Dienst zu begegnen. 
 
Für die lebensälteren Beamtinnen und Beamten, die vor ihrer Verbeamtung längere Zeit in 
einem Arbeitsverhältnis standen und aus diesem Rentenansprüche erworben haben, jedoch 
keine ruhegehaltfähigen Dienstzeiten im Beitrittsgebiet vor dem 3. Oktober 1990 erwerben 
konnten, ist der zukünftig spätere Eintritt in den Ruhestand von besonderem Nutzen. Sie 
können weitere ruhegehaltfähige Dienstzeiten erwerben und insofern ihre Versorgungsan-
sprüche um die Zeit der Anpassung der Altersgrenzen erhöhen. Eventuell bestehende sog. 
Versorgungslücken werden somit weiter geschlossen. 
 
Der Gesetzentwurf beachtet die verfassungs- und europarechtlich geltenden Vorgaben. 
 
Darüber hinaus sind noch einige Änderungen im Beamtengesetz vorgesehen, die nicht in 
einem thematischen Zusammenhang stehen, sondern zur Lösung von erkannten Einzelprob-
lemen erfolgen. Diese betreffen §§ 22, 28, 33, 43, 45, 48, 56, 65 und 66, die Einführung ei-
nes neuen § 32a sowie die Streichung des § 125. Im Übrigen erfolgen Folgeänderungen 
zum Landesbeamtenversorgungsgesetz (LBeamtVG LSA) in §§ 50 und 101 sowie redaktio-
nelle Änderungen in §§ 64, 67 und 114. Hierzu wird auf die jeweiligen Begründungen der 
einzelnen Änderungen hingewiesen. 
 
 
Im Einzelnen: 
 
 
I. Allgemeine verfassungs- und europarechtliche Vorgaben 
 
1. Vereinbarkeit gesetzlicher Altersgrenzen mit dem GG nach nationaler höchstrichter-
licher Rechtsprechung des BVerfG und BVerwG 
 
Die Regelung einer allgemeinen gesetzlichen Altersgrenze, die unabhängig von der wirkli-
chen Leistungskraft eines Beamten der Erfahrung Rechnung trägt, dass bei Erreichen eines 
gewissen Alters die Leistungskraft im Allgemeinen nachlässt, gilt nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts grundsätzlich als verfassungsgemäß, insbesondere als mit 
Artikel 33 Abs. 5 GG vereinbar (vgl. BVerfG, Beschluss v. 23.05.2008 - 2 BvR 1081/07, 
NVwZ 2008, 1233 – Heraufsetzung des Pensionsalters für rheinland-pfälzische Polizeivoll-
zugsbeamte; vorgehend BVerwG, Urteil v. 25.01.2007 - 2 C 28.05). Das BVerfG führt in die-
ser Entscheidung aus (Orientierungssätze nach juris): 
 
„1a. Da Art. 33 Abs. 5 GG weder eine auf ein bestimmtes Lebensalter gerichtete noch eine für alle 
Beamten einheitliche Festsetzung der Altersgrenze fordert (vgl. BVerfG, 10.12.1985, 2 BvL 18/83, 
BVerfGE 71, 255 <270>), kann der Gesetzgeber für einzelne Beamtengruppen besondere Altersgren-
zen festsetzen. 
1b. Bei Erreichen einer bestimmten gesetzlichen Altersgrenze wird der Eintritt der Dienstunfähigkeit 
unwiderleglich vermutet (vgl. BVerfG aaO <268>). Der Gesetzgeber hat bei der Festsetzung einer 
Altersgrenze, bis zu deren Erreichen die Dienstfähigkeit im Regelfall gegeben ist, einen weiten Gestal-
tungsspielraum und kann auf der Grundlage von Erfahrungswerten generalisierende Regelungen da-
zu treffen, bis zu welchem Zeitpunkt er die körperliche und geistige Leistungsfähigkeit der jeweiligen 
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Beamtengruppe noch als gegeben ansieht (vgl. BVerfG, 25.11.2004, 1 BvR 2459/04, BVerfGK 4, 219 
<222>). 
1c. Hier: Kein Verstoß gegen die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums durch die Fest-
setzung der unterschiedlichen Altersgrenzen in § 208 BG RP, zumal dem Gesichtspunkt der Fürsor-
gepflicht u. a. dadurch Rechnung getragen wird, dass der Beamte bei einem früheren Eintritt der 
Dienstunfähigkeit im Einzelfall in den vorzeitigen Ruhestand versetzt werden kann. 
2a. Art. 3 Abs. 1 GG ist verletzt, wenn die ungleiche Behandlung der geregelten Sachverhalte mit 
Gesetzlichkeiten, die in der Natur der Sache selbst liegen, und mit einer am Gerechtigkeitsgedanken 
orientierten Betrachtungsweise nicht mehr vereinbar ist, also bezogen auf den jeweils in Rede stehen-
den Sachbereich und seine Eigenart ein vernünftiger, einleuchtender Grund für die gesetzliche Rege-
lung fehlt (vgl. BVerfG, 30.09.1987, 2 BvR 933/82, BVerfGE 76, 256 <329>). Ein solcher Fall läge vor, 
wenn zwischen den Gruppen, die ungleich behandelt werden, keine Unterschiede von solcher Art und 
solchem Gewicht bestehen, dass sie die Schlechterstellung rechtfertigen können (BVerfG, 
06.11.1985, 1 BvL 47/83, BVerfGE 71, 146 <154 f>). 
2b. Im Hinblick auf die verhältnismäßig weite Gestaltungsfreiheit, die Art. 3 Abs. 1 GG dem Gesetzge-
ber bei Regelungen des Versorgungsrechts - einschließlich der Altersgrenzen für den Eintritt in den 
Ruhestand - belässt, ist dieser befugt, aus der Vielzahl der Lebenssachverhalte die Tatbestands-
merkmale auszuwählen, die für die Gleich- oder Ungleichbehandlung maßgebend sein sollen (vgl. 
BVerfG, 06.05.2004, 2 BvL 16/02, BVerfGE 110, 353 <364 f>). Jede gesetzliche Regelung der Alters-
grenzen muss generalisieren und enthält daher auch unvermeidbare Härten. Daraus sich ergebende 
Unebenheiten, Friktionen und Mängel müssen in Kauf genommen werden, solange sich für die Ge-
samtregelung ein plausibler und sachlich vertretbarer Grund anführen lässt (vgl. BVerfG, a. a. O <364 
f>). 
2c. Hier: Keine Überschreitung der dem rheinland-pfälzischen Gesetzgeber bei der Festsetzung der 
gestaffelten Altersgrenzen für Polizeibeamte eingeräumten Gestaltungsspielraum: Der Gesetzgeber 
hat sich bei der Neubewertung der Altersgrenze maßgeblich von Erwägungen zu den Anforderungen 
an die Leistungsfähigkeit der Beamten und den besonderen Belastungen seines Dienstes leiten las-
sen, die seit jeher bei der Bestimmung der Altersgrenze eine Rolle gespielt haben. Diese sind sachge-
recht und geben zu verfassungsrechtlichen Bedenken keinen Anlass. Wenn die Neuregelung auch 
das Ziel einer Haushaltskonsolidierung verfolgt, verbietet dies nicht eine systemgerechte Neubestim-
mung der Altersgrenzen. Dabei stellt die niedrige Altersgrenze für Beamte, die mindestens 25 Jahre 
lang besondere Funktionen wahrgenommen haben, eine zulässige Differenzierung dar. Die Regelung 
trägt der besonderen Belastung von Polizeibeamten in Sonderfunktionen wie dem Wechselschicht-
dienst Rechnung. Bei den Beamten, die über einen längeren Zeitraum besonderen physischen und 
psychischen Belastungen ausgesetzt sind, wird ein früherer Verlust der Leistungsfähigkeit vermutet. 
Dagegen ist die bloße Rufbereitschaft nach der zulässigen Einschätzung des Gesetzgebers nicht mit 
denselben Belastungen verbunden. 
2d. Auch die Staffelung der Altersgrenze nach Geburtsjahrgängen erweist sich als verfassungsrecht-
lich zulässige Differenzierung. Der Gesetzgeber hat damit eine Übergangsregelung geschaffen, die 
den Interessen der Beamten am Fortbestand der bisherigen Rechtslage umso größeres Gewicht ein-
räumt, je näher sie bei Inkrafttreten der Neuregelung bereits dem Ruhestandsalter waren. Eine solche 
differenzierende Übergangsregelung ist als Ungleichbehandlung unter dem Gesichtspunkt des Ver-
trauensschutzes nicht nur zulässig, sondern kann im Rahmen einer Abwägung zwischen dem Ver-
trauen des Beamten auf den Fortbestand der bisherigen Regelung und der Bedeutung des Anliegens 
des Gesetzgebers für das Wohl der Allgemeinheit sogar geboten sein (vgl. BVerfG, 10.12.1985, 2 BvL 
18/83, BVerfGE 71, 255 <273>).“ 
 
 
2. Anforderungen an gesetzliche Altersgrenzen aufgrund europarechtlicher Vorgaben 
insbesondere im Lichte der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 
zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehand-
lung in Beschäftigung und Beruf 
 
Nach einem nicht rechtskräftigen Urteil des VG Frankfurt/M. (v. 20.08.2012 - 9 K 4663/11.F, 
juris Rn. 56) kann sich zwar die unwiderlegliche gesetzgeberische Vermutung einer Dienst-
unfähigkeit für nahezu alle Beamtenverhältnisse auf Lebenszeit ab einem bestimmten Alter 
nicht auf die derzeitigen Erkenntnisse der Gerontologie stützen. Es könne daher nicht gene-
rell davon ausgegangen werden, mit dem Erreichen der auf ein bestimmtes Lebensjahr fest-
gesetzten Altersgrenze sei die Dienstfähigkeit entfallen. Daraus folge, dass die allgemeine 
Altersgrenze für Beamte durch den automatischen Übertritt in den Ruhestand eine unmittel-
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bare Diskriminierung wegen des Alters bewirkt, für die kein Rechtfertigungsgrund bestehe. 
Es liege auch nicht auf der Hand, dass für jede Berufsgruppe und in jeder denkbaren Kons-
tellation eine allgemeine Altersgrenze die einzige Möglichkeit sei, dem Ziel einer Arbeitstei-
lung zwischen den Generationen gerecht zu werden. Das Fehlen nachprüfbarer Tatsachen 
und Erkenntnisse gehe zu Lasten des insoweit beweispflichtigen Dienstherrn (so VG Frank-
furt/M., Beschluss v. 15.07.2013 - 9 L 2184/13.F, n. rkr.). Aus entsprechenden Gründen hält 
nach Ansicht des VG Frankfurt/M. (Beschluss v. 16.05.2013 - 9 L 1393/13.F) auch eine star-
re Altersgrenze – hier betreffend Richterinnen und Richter entschieden, jedoch gleicherma-
ßen auf Beamtinnen und Beamte übertragbar – den unionsrechtlichen Anforderungen nicht 
stand. Diese Entscheidung des VG Frankfurt/M. wurde mit Beschluss des Hessischen Ver-
waltungsgerichtshofs (Hess. VGH) vom 19.08.2013 – 1 B 1313/13 – mit Ausnahme der 
Streitwertfestsetzung aufgehoben. Die Altersdiskriminierung ist – dem Hess. VGH in der ge-
nannten Entscheidung bezüglich der Altersgrenzenanhebung für Richter folgend – durch ein 
legitimes Ziel im Sinne von Art. 6 Abs. 1 RL 2000/78/EG gerechtfertigt. 
 
Im Übrigen haben sich andere Gerichte der Auffassung des VG Frankfurt/M. bisher nicht 
angeschlossen. Auf ein Vorabentscheidungsersuchen des VG Frankfurt/M. im Hauptsache-
verfahren hatte der EuGH (Urteil v. 21.07.2011 - C-159/10, C-160/10 - Fuchs, NVwZ 2011, 
1249) eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Alters zwar angenommen, aber eine 
Rechtfertigung durch Artikel 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. Novem-
ber 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbe-
handlung in Beschäftigung und Beruf für gut möglich gehalten. Danach verstößt die Festle-
gung einer Regelaltersgrenze nicht gegen das gemeinschaftsrechtliche Verbot der Altersdis-
kriminierung nach Artikel 2 der Richtlinie 2000/78/EG. Die gemeinschaftsrechtlichen Vorga-
ben stehen einem Gesetz nicht entgegen, das die zwangsweise Versetzung von Beamten in 
den Ruhestand mit Vollendung des 65. Lebensjahres vorsieht, wobei sie bei dienstlichem 
Interesse höchstens bis zum vollendeten 68. Lebensjahr weiterarbeiten dürfen, sofern dieses 
Gesetz zum Ziel habe, eine ausgewogene Altersstruktur zu schaffen, um die Einstellung und 
die Beförderung von jüngeren Berufsangehörigen zu begünstigen, die Personalplanungen zu 
optimieren und damit Rechtsstreitigkeiten über die Fähigkeit des Beschäftigten, seine Tätig-
keit über ein bestimmtes Alter hinaus auszuüben, vorzubeugen. Dabei müsse es die Errei-
chung dieses Ziels mit angemessenen und erforderlichen Mitteln ermöglichen, was dann der 
Fall sei, wenn das Mittel im Hinblick auf das verfolgte Ziel nicht unvernünftig erscheint und 
auf – vom nationalen Gericht zu beurteilende – Beweismittel gestützt ist (EuGH a. a. O., juris 
Rn. 83). 
 
Zweck der Richtlinie 2000/78/EG ist u. a. die Schaffung eines allgemeinen Rahmens zur Be-
kämpfung der Altersdiskriminierung. Eine allgemeine Altersgrenze bewirkt eine weniger 
günstige Behandlung für diejenigen Personen, die ihr unterfallen, gegenüber denjenigen 
Personen, die ihr nicht unterfallen. Sie ist deshalb eine unmittelbare Diskriminierung im Sin-
ne des Artikel 2 Abs. 2 Buchst. a) der Richtlinie 2000/78/EG. Gemäß Artikel 6 Abs. 1 dieser 
Richtlinie können die Mitgliedstaaten aber ungeachtet des Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 
2000/78/EG vorsehen, dass Ungleichbehandlungen wegen des Alters keine Diskriminierung 
darstellen, sofern sie objektiv und angemessen sind, im Rahmen des nationalen Rechts 
durch ein legitimes Ziel, worunter insbesondere rechtmäßige Ziele aus den Bereichen Be-
schäftigungspolitik, Arbeitsmarkt und berufliche Bildung zu verstehen sind, gerechtfertigt sind 
sowie die Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich sind (zur Rechtfer-
tigung von Ungleichbehandlungen durch diese Ziele vgl. auch EuGH, Urteile v. 05.07.2012 - 
C-141/11 - Hörnfeldt; v. 18.11.2010 - C-250/09 - Georgiev; v. 12.10.2010 - C-45/09 - Rosen-
bladt und v. 16.10.2007 - C-411/05 - Palacios de la Villa). Der EuGH hat dabei ausgeführt, 
dass die nationale Regelung das Ziel nicht selbst angeben müsse, sofern andere Anhalts-
punkte die Feststellung des Ziels ermöglichten. Es könnten auch mehrere Ziele gleichzeitig 
verfolgt werden. Die Mitgliedstaaten trügen die Beweislast für die Rechtfertigung des ange-
führten Ziels und an diesen Beweis seien hohe Anforderungen zu stellen. Zugleich hätten die 
Mitgliedstaaten aber einen weiten Ermessensspielraum bei der Wahl einer für erforderlich 
gehaltenen Maßnahme. Diese Wahl könne daher auf wirtschaftlichen, sozialen, demografi-
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schen und/oder Haushaltserwägungen beruhen, die vorhandene und nachprüfbare Daten, 
aber auch Prognosen umfassten. Die Maßnahme könne außerdem auf politischen Erwägun-
gen beruhen, die oftmals einen Ausgleich zwischen verschiedenen denkbaren Lösungen 
implizierten. Die Beweiskraft der Beweismittel sei vom nationalen Gericht nach innerstaatli-
chem Recht zu beurteilen. 
 
Daraus folgt, dass mit einer gesetzlich geregelten allgemeinen Altersgrenze für den Eintritt 
der Beamten in den Ruhestand nicht gegen das Verbot der Altersdiskriminierung sowie nicht 
gegen § 7 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) verstoßen wird (so BVerwG, 
Beschluss v. 06.12.2011 - 2 B 85.11, NVwZ 2012, 1052). Eine allgemeine Altersgrenze kann 
zur Gewährleistung ausgewogener Altersstrukturen angemessen und erforderlich sein. Die 
allgemeine Altersgrenze ist das Ergebnis gesundheits-, finanz-, arbeitsmarkt- und personal-
politischer Erwägungen des Gesetzgebers. Hierzu gehören etwa die Entwicklung der Ver-
sorgungslasten und der Altersstrukturen des öffentlichen Dienstes sowie die Erhaltung von 
Einstellungs- und Beförderungsmöglichkeiten (BVerwG a. a. O., juris Rn. 10). 
 
 
3. Zwischenergebnis 
Somit ist als Zwischenergebnis festzuhalten, dass für die Einschätzung, ob eine gesetzlich 
geregelte allgemeine Altersgrenze für den Eintritt der Beamtinnen und Beamten in den Ru-
hestand gegen das Verbot der Altersdiskriminierung nach der Richtlinie 2000/78/EG, das in 
§ 7 AGG im nationalen Recht seinen Niederschlag gefunden hat, verstößt, maßgeblich auf 
die Rechtsprechung des EuGH und des BVerwG abzustellen ist. Hiernach kann insbesonde-
re eine allgemeine Altersgrenze zur Gewährleistung ausgewogener Altersstrukturen als Er-
gebnis gesundheits-, finanz-, arbeitsmarkt- und personalpolitischer Erwägungen des Ge-
setzgebers angemessen und erforderlich sein. 
 
 
II. Zweck und Rechtfertigung von Altersgrenzen 
 
Gesetzliche Altersgrenzen sind auf die Annahme gestützt, dass nach allgemeiner Lebenser-
fahrung mit zunehmendem Alter auch die Möglichkeit einer Beeinträchtigung der Leistungs-
fähigkeit ansteigt (vgl. BayVerfGH, Urteil v. 19.12.2012 - Vf. 5-VII-12, NVwZ 2013, 792, 794, 
zu kommunalen Wahlbeamten). Die Festlegung einer zwingenden Altersgrenze dient auch 
dazu, dem gesellschaftlichen Konsens Rechnung zu tragen, dass ab einem bestimmten 
Zeitpunkt die älteren Beschäftigten zurücktreten müssen (und dürfen), um für die jüngeren 
Kollegen und nachfolgende Berufsanfänger Arbeitsplätze frei zu machen. Hinzu kommt, dass 
mit fortschreitendem Alter die körperliche und geistige Leistungsfähigkeit erfahrungsgemäß 
nachlässt und damit zunehmend zu befürchten ist, dass die konkreten Aufgaben zum Nach-
teil des Dienstherrn und der Allgemeinheit sowie auch zum Nachteil des einzelnen Bediens-
teten, der zunehmend mehr Kraft für eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung aufwenden 
muss, nicht mehr adäquat wahrgenommen werden können. Den älteren Beamten werden 
auch keine unangemessenen Nachteile auferlegt, da ihnen nach dem Eintritt in den Ruhe-
stand die gesetzlichen Ruhestandsbezüge zustehen. Die den Beamten grundsätzlich tref-
fende Pflicht zur lebenslangen Dienstleistung findet ihre Schranke in der Dienstfähigkeit des 
Beamten. In diesem Bereich hat der Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum und 
kann auf der Grundlage von Erfahrungswerten generalisierende Regelungen dazu treffen, 
bis zu welchem Zeitpunkt er die körperliche und geistige Leistungsfähigkeit der jeweiligen 
Beamtengruppe noch als gegeben ansieht (HessVGH, Beschluss v. 28.09.2009 - 1 B 
2487/09, juris Rn. 10 unter Hinweis auf BVerfG, Beschluss v. 23.05.2008 - 2 BvR 1081/07, 
juris Rn. 12). Daneben darf mit der Festlegung einer Altersgrenze auch Erfordernissen der 
Haushaltskonsolidierung Rechnung getragen werden. Solche Gesichtspunkte dürfen aller-
dings nicht der alleinige Beweggrund für eine getroffene Regelung sein, da das Gemein-
schaftsrecht ausschließlich fiskalischen Belangen die notwendige rechtfertigende Wirkung 
für unterschiedliche Behandlungen aufgrund des Lebensalters abspricht (HessVGH a. a. O.). 
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Mit der Beibehaltung einer gesetzlich normierten und damit zwingenden Regelaltersgrenze 
werden eben solche auch angesichts der Richtlinie 2000/78/EG oder im Hinblick auf § 7 
AGG als rechtfertigend einzustufende Ziele für die Landesverwaltung Sachsen-Anhalts ver-
folgt. Nach § 10 Satz 1 AGG ist eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters zuläs-
sig, wenn sie objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. Nach § 
10 Satz 2 AGG müssen die Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich 
sein. Diese Regelungen stimmen inhaltlich mit Art. 6 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 200/78/EG 
überein (BVerwG, Urteil vom 19.2.2009, Rn. 23, siehe auch OVG Lüneburg, Urteil vom 
1.4.2014, 5 LB 80/13). Insbesondere soll den gesellschaftlichen und damit auch personal-
wirtschaftlichen Anforderungen an eine ausgewogene Altersstruktur in den öffentlichen Ver-
waltungen im Land mit der daraus resultierenden Leistungsfähigkeit der Verwaltung Rech-
nung getragen werden. Denn eine ausgewogene Altersstruktur trägt dazu bei, dass sich in-
nerhalb der Beschäftigten Beamtinnen und Beamte aller Altersgruppen wiederfinden und 
geeigneter Nachwuchs rechtzeitig rekrutiert werden kann, so dass ältere, hochqualifizierte 
Beamtinnen und Beamte ihre Erfahrungen an jüngere Kolleginnen und Kollegen weitergeben 
und damit im Interesse der Allgemeinheit für eine gleichbleibend hohe Qualität und allgemei-
ne Leistungsfähigkeit der Verwaltung sorgen können, gleichzeitig aber auch die erfahrungs-
gemäß aufgrund des Alters nachlassende Leistungsfähigkeit durch leistungsfähigere jüngere 
Nachwuchskräfte kompensiert werden kann. Zugleich soll ein ausgeglichenes Verhältnis von 
sich mit zunehmendem Alter verändernder Leistungsfähigkeit der Beamtinnen und Beamten 
zu dem personellen und finanziellen Aufwand (z. B. für das Gesundheitsmanagement und 
krankheitsbedingten Ausfallzeiten) gewahrt werden, der zur Aufrechterhaltung des für die 
Aufgabenerfüllung unerlässlichen Mindestmaßes der Leistungsfähigkeit der Beamtinnen und 
Beamten erforderlich ist. 
 
 
III. Zweck und Rechtfertigung der Erhöhung der Altersgrenzen 
 
Die beabsichtigte Anhebung der Altersgrenzen ist darüber hinaus eine entscheidende Maß-
nahme, um den Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Kommunal- und Lan-
desverwaltung und auch den damit einhergehenden Auswirkungen auf die im Wesentlichen 
durch Steuermittel finanzierten öffentlichen Haushalte entgegenzutreten. Die einerseits zu 
beobachtende steigende allgemeine Lebenserwartung geht sowohl einher mit einer längeren 
Bezugsdauer von Leistungen aus den Alterssicherungssystemen für alle Beschäftigten als 
auch mit der Möglichkeit einer längeren zur Berufsausübung hinreichenden Leistungsfähig-
keit. Wenn mit dem Anstieg der Lebenserwartung insofern auch nicht zwingend eine im glei-
chen Maße verlängerte Zeit eines gesunden und leistungsfähigen Alters verbunden sein 
muss, so kann aber auch vor dem Hintergrund des kontinuierlichen medizinischen Fort-
schritts davon ausgegangen werden, dass mittlerweile grundsätzlich gleichfalls ein in einem 
gewissen Umfang längeres gesundes Arbeiten möglich ist. Die andererseits anhaltende 
niedrige Geburtenrate führt früher oder später zu einem Mangel an Nachwuchskräften, so 
dass einerseits der künftig bestehende Personalbedarf jedenfalls teilweise aus anderen Res-
sourcen als Neueinstellungen gedeckt und andererseits die Funktionsfähigkeit des Alterssi-
cherungssystems der Beamten anderweitig sichergestellt werden muss. Auch aufgrund die-
ser demografischen Entwicklungen in der Bevölkerung allgemein und damit auch in der Per-
sonalstruktur der Verwaltung können und sollen auch die Beamten künftig länger am Er-
werbsleben teilhaben (vgl. auch Bericht der Bundesregierung zur Anhebung der Altersgren-
zen von Beamtinnen und Beamten des Bundes nach den §§ 51 und 52 des Bundesbeam-
tengesetzes, BT-Drs. 17/11450).  
 
Damit werden mit der Anhebung der Regelaltersgrenze Ziele verfolgt, die nach der Recht-
sprechung des EuGH zur Richtlinie 2000/78/EG als rechtfertigend einzustufen sind, so dass 
mit der beabsichtigten Änderung auch insofern keine unzulässige Benachteiligung aufgrund 
des Alters entsteht. 
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Auch gegen das Alimentationsprinzip wird durch die Anhebung der Altersgrenzen nicht ver-
stoßen; die im Zusammenhang zu betrachtende Besoldung und die Versorgung in Sachsen-
Anhalt sind weiterhin angemessen. Das Alimentationsprinzip setzt unter anderem voraus, 
dass die Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter zu jeder Zeit eine Besoldung bzw. 
Versorgung erhalten, die einen grundsätzlich lebenslangen angemessenen Unterhalt ge-
währleisten, der dem Dienstrang, der Verantwortung und Bedeutung des Amtes, den allge-
meinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen sowie dem allgemeinen Lebensstan-
dard entspricht. Es muss ein Nettoeinkommen zur Verfügung stehen, das die rechtliche und 
wirtschaftliche Sicherheit und Unabhängigkeit gewährleistet und über die Befriedigung der 
Grundbedürfnisse hinaus ein Minimum an Lebenskomfort ermöglicht. Um einen Verstoß ge-
gen das Alimentationsprinzip zu vermeiden, hat sich das Bundesverfassungsgericht in der 
Entscheidung vom 14. Februar 2012 für prozedurale Anforderungen bezüglich der Gestal-
tung der Besoldungsregelungen in Gestalt von Begründungs-, Überprüfungs- und Beobach-
tungspflichten ausgesprochen (BVerfGE 130, 263, 301-2). 
 
In einer Entscheidung vom 27. Februar 2014 (2 C 1.13, NVwZ 2014, Seite 736, Rdnr. 67) hat 
das Bundesverwaltungsgericht darauf hingewiesen, dass die Entwicklung der Beamtenbe-
soldung seit jeher in einem engen, durch den Alimentationsgrundsatz nach Art. 33 Abs. 5 
GG vermittelten Zusammenhang mit der Entwicklung der Gehälter der Tarifbeschäftigten, d. 
h. mit den Tarifabschlüssen für den öffentlichen Dienst steht. Die nach Art. 33 Abs. 5 GG 
gebotene Amtsangemessenheit der Alimentation bemesse sich vor allem aufgrund eines 
Vergleichs mit den Nettoeinkommen der Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes. Vor-
rangig anhand dieses Maßstabs sei zu beurteilen, ob die Beamtenbesoldung verfassungs-
widrig von der allgemeinen Einkommensentwicklung abgekoppelt werde. Diese Abkoppelung 
dürfe dann der Fall sein, wenn der Gesetzgeber die Besoldungsentwicklung an Parameter 
knüpfe, die die Tarifabschlüsse für den öffentlichen Dienst nicht mehr hinreichend in den 
Blick nehme und keinen anderen geeigneten und verlässlichen Maßstab anlege. Eine solche 
Abkopplung ist in Sachsen-Anhalt nicht erfolgt. Vor diesem Hintergrund gibt die beabsichtigte 
Anhebung der Altersgrenze auch im Zusammenhang mit anderen Maßnahmen, die die Be-
amtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter betrafen und betreffen, keinen Anlass zu der 
Befürchtung, dass gegen das Alimentationsprinzip verstoßen wird.  
 
 
IV. Vertrauensschutz 
 
1. Grundsätzliches 
 
Die geplante Erhöhung der Altersgrenze verletzt nicht den rechtsstaatlichen Grundsatz des 
Vertrauensschutzes, u. a. weil sie schrittweise erfolgt. Grundsätzlich können auch Beamte 
nicht darauf vertrauen, dass eine für sie günstige gesetzliche Regelung in aller Zukunft be-
stehen bleibt. Auch die Rechtsverhältnisse, unter denen sie in das Beamtenverhältnis einge-
treten sind, können an die gewandelten Lebensverhältnisse angepasst werden (BVerfGE 70, 
69 <84>). Verfassungsrechtliche Grenzen ergeben sich aber, wenn die Neuregelung auf ge-
genwärtige, noch nicht abgeschlossene Rechtspositionen einwirkt und diese entwertet. Bei 
dieser "unechten" Rückwirkung (tatbestandliche Rückanknüpfung) treten die Rechtsfolgen 
eines Gesetzes zwar erst nach dessen Verkündung ein, der Tatbestand erfasst aber Sach-
verhalte, die bereits vor Verkündung "ins Werk gesetzt" worden sind (vgl. BVerfGE 31, 275 
<292 ff.>; 72, 200 <242>). Das ist von Verfassungs wegen grundsätzlich nicht zu beanstan-
den, sofern das Vertrauen des Einzelnen auf den Fortbestand der bisherigen Rechtslage 
nicht generell schutzwürdiger ist als das öffentliche Interesse an der Rechtsänderung (BVer-
fGE 70, 69 <84> m. w. N.). 
 
Der künftig beabsichtigte spätere Eintritt in den Ruhestand soll für Zeiten nach Inkrafttreten 
des vorliegenden Änderungsgesetzes wirksam werden. Hinsichtlich der Beamten, die sich 
bereits in einem Dienstverhältnis befinden, knüpft die Regelung damit an einen bestehenden, 
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aber noch nicht abgeschlossenen Sachverhalt an, so dass ein Fall der tatbestandlichen 
Rückanknüpfung vorliegt.  
 
2. Abwägung der individuellen Interessen der Beamtinnen und Beamten gegenüber 
den Interessen des Dienstherrn 
 
Es ist daher abzuwägen, ob das Vertrauen der Beamtinnen und Beamten, abschlagsfrei mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand zu treten, generell schützenswerter ist 
als der mit der Änderung verfolgte Gemeinwohlzweck oder nicht. 
 
Hierzu ist festzustellen: Einerseits kann zwar die Verlängerung der Lebensarbeitszeit wegen 
der damit verbundenen längeren Ausübung des Amtes und der längeren Gewährung der 
vollen Besoldung sowie eventuell einer Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit durchaus 
als Vorteil betrachtet werden. Andererseits dürfte dies eher von einer Minderheit der Beam-
ten so auch eingeschätzt werden. Mit der Anhebung der Altersgrenzen greift der Gesetzge-
ber daher eher belastend in den geplanten Lebensentwurf der Beamten ein und enttäuscht in 
der Regel die Erwartung auf den (früheren) Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand, der 
Raum für freie Gestaltung ohne berufliche Bindungen lassen würde. 
 
Dem steht jedoch das sachliche Ziel gegenüber, das für die Gruppe der Beschäftigten in 
Sachsen-Anhalt bereits geltende höhere Ruhestandseintrittsalter aus den oben angespro-
chenen Gründen sowie auch aus Gründen der Gleichbehandlung der verschiedenen Be-
schäftigtengruppen im öffentlichen Dienst auch auf die Gruppe der Beamten in Sachsen-
Anhalt zu übertragen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die langfristige Sicherung der 
steuerfinanzierten Beamtenversorgung im Interesse der Allgemeinheit liegt. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in diesem Zusammenhang bereits anerkannt, dass der „… Gesetzgeber 
gerade bei notwendigerweise langfristig angelegten Alterssicherungssystemen die Möglich-
keit haben (muss), aus Gründen des Allgemeinwohls an früheren Entscheidungen nicht mehr 
festzuhalten und Neuregelungen zu treffen, die den gesellschaftspolitischen und wirtschaftli-
chen Veränderungen sowie den damit verbundenen wechselnden Interessenlagen Rech-
nung tragen“ (BVerfG, Urteil v. 27.09.2005 - 2 BvR 1387/02, juris Rn. 156). Die vergleichbare 
systemkonforme Übertragung der rentenrechtlichen Änderungen auch zur langfristigen Si-
cherung der Beamtenversorgung stellt daher ein sachlich gerechtfertigtes Ziel dar, zumal die 
Sanierung der Staatsfinanzen eine übergreifende und legitime Aufgabe des Gesetzgebers 
ist. Dieser Belang rechtfertigt belastende Änderungen der Ruhestandsversorgung zwar nicht 
allein, ist aber bei der Abwägung der widerstreitenden Interessen im Hinblick auf den Ver-
trauensschutz als Teilaspekt gleichwohl zu berücksichtigen. 
 
Bei Gesamtbetrachtung dieser Aspekte ist das Vertrauen der Beamtinnen und Beamten, mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres abschlagsfrei in den Ruhestand zu treten, umso weniger 
generell schützenswerter je später oder je weniger sie von der Erhöhung aufgrund der ver-
folgten Gemeinwohlzwecke betroffen sind. Daher ist dem in diesem Rahmen schutzwürdigen 
Vertrauen der Beamtinnen und Beamten durch entsprechende Übergangsregelungen Rech-
nung zu tragen. 
 
Die beabsichtigte Gesetzesänderung bezweckt eine insbesondere die Anforderungen des 
Vertrauensschutzes berücksichtigende, im Endergebnis allerdings wirkungsgleiche Übertra-
gung der Maßnahmen in der gesetzlichen Rentenversicherung in das Beamtenrecht Sach-
sen-Anhalts unter Berücksichtigung der Unterschiedlichkeit der Systeme.  
 
3. Rechtfertigung des Zeitpunkts der Anhebung der Altersgrenzen 
 
Aufgrund der besonderen Interessenlage mit einem derzeit noch teilweise überdurchschnitt-
lichen Personalbestand in Sachsen-Anhalt (siehe Personalentwicklungskonzept 2011), durch 
den sich speziell die anhaltend niedrige Geburtenrate erst mittelfristig auch in der Landes-
verwaltung bemerkbar machen wird, sollen die Altersgrenzen für Beamtinnen und Beamte in 
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Sachsen-Anhalt aber erst zu einem späteren Zeitpunkt als beispielsweise beim Bund oder in 
anderen Bundesländern festgelegt angehoben werden. Der Landesgesetzgeber nutzt hier 
seinen weiten Ermessenspielraum bei der Gestaltung der Anhebung der Altergrenzen. 
 
So ist einerseits bei der Bestimmung des Zeitpunktes des Anhebens der Altersgrenzen 
grundsätzlich darauf abzustellen, wann die mit dem Personalentwicklungskonzept 2011 an-
gestrebte Personalausstattung entsprechend der Verhältnisse der Flächenländer West er-
reicht ist, weil jede Anhebung von Altersgrenzen vor diesem Zeitpunkt einen Aufwuchs noch 
abzubauenden Arbeitsvolumens zeitigt. Nach dem Personalentwicklungskonzept 2011 wird 
im Jahre 2020 die angestrebte Personalausstattung erreicht sein. Allerdings wird mit dem 
Personalentwicklungskonzept 2011 nicht nur eindimensional das Ziel der Personalanpas-
sung auf die Verhältnisse der Flächenländer West verfolgt. Wichtiges Anliegen ist darüber 
hinaus die Vermeidung der Überalterung des Landespersonals. Vor dem Hintergrund der 
noch bestehenden strukturellen Personalüberhänge in der Landesverwaltung Sachsen-
Anhalts hätte zur Realisierung des notwendigen Personalabbaus weniger als die Hälfte der 
nach dem Personalentwicklungskonzept 2011 vorgesehenen Neueinstellungen ausgereicht. 
Mit der Höhe der - eigentlich nicht erforderlichen - Neueinstellungen wird daher vor allem 
einer Überalterung der Beschäftigten in der Landesverwaltung entgegengewirkt. Eine Anhe-
bung der Altersgrenzen zu einem früheren als in diesem Gesetzentwurf vorgesehenen Zeit-
punkt, würde diesem Ziel zuwiderlaufen.  
 
Andererseits würde bei einem späteren Einstieg als im Jahr 2016 in die Anhebung der Al-
tersgrenzen eine angemessene und vor allem stufenweise den jeweiligen Geburtsjahrgang 
nicht überfordernde Anpassung der Altersgrenzen nicht mehr gewährleistet. Im Übrigen ist 
es politisch und auch unter dem Gesichtspunkt der Gleichstellung der Statusgruppen lang-
fristig nicht vertretbar, dass für Beamtinnen und Beamte andere – günstigere – Altersgrenzen 
gelten als für Beschäftigte, die eine Rente nach der Altersgrenze nach SGB VI erhalten. Die 
Altersgrenzenanhebung in der gesetzlichen Rentenversicherung hat bereits seit 2012 stu-
fenweise begonnen. Mit diesem Gesetzentwurf wird 2023 ein Gleichstand mit der für Be-
schäftigte geltenden Altersgrenze erreicht. Ein früherer Gleichstand ist unter den Gesichts-
punkten des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit nicht vertretbar, da sonst an-
fangs den Beamtinnen und Beamten der aufgrund der zeitlichen Nähe zum Ruhestandsein-
tritt besonders schutzbedürftigen Geburtsjahrgänge eine Anhebung um mehr als zwei Mona-
te zugemutet werden müsste. Dies wäre insgesamt nicht verhältnismäßig und zur Wahrung 
des Vertrauensschutzes nicht geboten.  
 
4. Ausgestaltung der Anhebung der Altersgrenzen im Einzelnen 
 
Für die darauffolgende Zeit soll jedoch der bestehende dienstrechtliche Gestaltungsspiel-
raum genutzt werden, um insbesondere die vorhandenen personellen Ressourcen auch vor 
dem Hintergrund des demografischen Wandels besser auszuschöpfen und damit das Poten-
zial und die Erfahrung lebensälterer Beamtinnen und Beamter effektiver zu nutzen. Dabei ist 
aus den oben angesprochenen Vertrauensschutzgründen ein Übergangszeitraum von fünf-
zehn Jahren (Jahre 2016 bis 2030) vorgesehen, währenddessen die Regelaltersgrenze stu-
fenweise bis zur Vollendung des 67. Lebensjahres verschoben wird. Die während dieses 
Übergangszeitraums vorgesehenen Regelaltersgrenzen für die Beamtinnen und Beamten 
der verschiedenen Geburtsjahrgänge stellen sich insbesondere auch im Vergleich zur Al-
tersgrenzenanhebung in der gesetzlichen Rentenversicherung wie folgt dar: 
 

Jahr Geburtsjahr 

Beschäftigte* Beamte - Sachsen-Anhalt 

Anhebung 
um Monate 

Altersgrenze Anhebung 
um Monate 

Altersgrenze 

Jahr Monat Jahr Monat 

201 1947 1 65 1 0 65 0 
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2 

201
3 

1948 2 65 2 0 65 0 

201
4 

1949 3 65 3 0 65 0 

201
5 

1950 4 65 4 0 65 0 

201
6 

1951 5 65 5 1 65 1 

201
7 

1952 6 65 6 2 65 2 

201
8 

1953 7 65 7 3 65 3 

201
9 

1954 8 65 8 4 65 4 

202
0 

1955 9 65 9 6 65 6 

202
1 

1956 10 65 10 8 65 8 

202
2 

1957 11 65 11 10 65 10 

202
3 

1958 12 66 0 12 66 0 

202
4 

1959 14 66 2 14 66 2 

202
5 

1960 16 66 4 16 66 4 

202
6 

1961 18 66 6 18 66 6 

202
7 

1962 20 66 8 20 66 8 

202
8 

1963 22 66 10 22 66 10 

202
9 

ab 1964 24 67 0 24 67 0 

        
 * Regelaltersrente nach § 235 SGB VI - Deutsche Rentenversicherung  

 
Die Anhebung der beamtenrechtlichen Altersgrenzen beginnt somit mit den Beamtinnen und 
Beamten des Geburtsjahrgangs 1951. Deren Ruhestand beginnt danach regulär ab dem 1. 
Februar 2016. Sie erreicht mit den Beamtinnen und Beamten des Geburtsjahrgangs 1958, 
die künftig im Jahr 2024 regulär in den Ruhestand treten, den gleichen Stand wie die Alters-
grenzenanhebung in der gesetzlichen Rentenversicherung und wird mit den Beamtinnen und 
Beamten des Geburtsjahrgangs 1964 mit einem künftigen Regelruhestandseintritt im Jahr 
2031 zum gleichen Zeitpunkt abgeschlossen sein wie dort, so dass dann eine grundsätzliche 
Gleichbehandlung der Statusgruppen erreicht ist. 
 
Die Staffelung enthält – basierend auf dem Übergangszeitraum – eine im Verhältnis zur je-
weiligen Lebensarbeitszeit relativ geringe maximale Erhöhung der Altersgrenze um zwei 
Monate gegenüber dem jeweils vorherigen Geburtsjahrgang. Dabei treten die ersten be-
troffenen Jahrgänge wegen der größeren Zeitnähe zum Ruhestandsbeginn gerechtfertigt 
durch den für diese Jahrgänge gewichtigeren Vertrauensschutz nur noch schwächer gegen-
über dem Vorjahrgang erhöht in den Ruhestand als jüngere Jahrgänge. Durch die Staffelung 
nach Geburtsjahrgängen entstehen zwar Friktionen, denn es liegt in der Natur einer Stich-
tagsregelung, dass vor und nach dem Stichtag jeweils unterschiedliche Rechtsfolgen eintre-
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ten. Solche Friktionen sind im Einzelfall jedoch hinzunehmen, wenn – wie hier – die generel-
le Regelung ein legitimes Ziel verfolgt. Eine als Alternative theoretisch denkbare und in ihrer 
Wirkung gleichmäßigere tage- oder auch nur monatsweise Staffelung hätte einen unverhält-
nismäßig hohen Regelungs- und auch Verwaltungsaufwand zur Folge. 
 
Aus den für die Anhebung der Regelaltersgrenze angeführten Gründen soll auch die beson-
dere Altersgrenze für den Polizeivollzugsdienst, den allgemeinen Justizvollzugsdienst der 
Laufbahngruppe 1 und des Werkdienstes im Justizvollzug der Laufbahngruppe 1 sowie den 
feuerwehrtechnischen Dienst (Vollzugsdienste) sowohl hinsichtlich des Umfangs als auch 
hinsichtlich der Staffelung parallel zu der allgemeinen Altersgrenze von bisher 60 Jahren auf 
62 Jahre angehoben werden. Dabei wird einerseits davon ausgegangen, dass aufgrund der 
erhöhten Lebenserwartung aller Menschen auch ein pauschal um zwei Jahre verzögerter 
Eintritt der Dienstunfähigkeit bei den Vollzugsbeamten angenommen werden kann. Anderer-
seits wird aufgrund der unverändert fortbestehenden besonderen Belastung in den Vollzugs-
diensten eine Beibehaltung der besonderen Altersgrenze fünf Jahre vor der Regelaltersgren-
ze für erforderlich gehalten. 
 
Darüber hinaus soll für diesen Personenkreis eine bei Vollendung des 60. Lebensjahres an-
gesiedelte Antragsaltersgrenze geschaffen werden. 
 
Die Antragsaltersgrenzen von 63 Jahren bei Beamtinnen und Beamten außerhalb der Voll-
zugsdienste bzw. für Schwerbehinderte von 60 Jahren sollen unverändert beibehalten wer-
den.  
 
Der Höchstsatz der Minderung des Ruhegehalts aufgrund einer vorzeitigen Versetzung in 
den Ruhestand ist unverändert auf 10,8 v. H. begrenzt. Die Begrenzung der Minderung 
schafft einen Ausgleich zwischen den Zielen, dass einerseits ein Anreiz zur Erhöhung der 
Lebensarbeitsleistung geschaffen wird und andererseits das Versorgungsniveau noch als 
angemessen bewertet werden kann. 
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Im Einzelnen: 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
 
Das Inhaltsverzeichnis wird an die Neufassung der Überschrift des Abschnitts 3 im Kapi-
tel 10, an die Einfügung des § 32a und an die Streichung des § 125 angepasst. 
 
Zu Nummer 2 (§ 22 Beförderung) 
 
Gemäß § 20 Abs. 5 haben Beamtinnen und Beamte im Sinne des § 41 keine Probezeit zu 
leisten. Die Festlegung soll der Tatsache Rechnung tragen, dass z. B. Staatssekretäre zwar 
Laufbahnbeamte sind, die laufbahnrechtlichen Vorschriften aber häufig der adäquaten sta-
tusrechtlichen Umsetzung einer Auswahlentscheidung des Ministerpräsidenten entgegen-
stehen. Im Lichte vorgenannter Rechtsvorschrift hat in den Fällen der Übertragung von Äm-
tern nach § 41 eine bereits geleistete Probezeit ihre Bedeutung verloren. Gleiches hat folg-
lich für die in § 22 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 genannte Sperrfrist zu gelten.  
 
Zu Nummer 3 (§ 28 Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen) 
 
Aufgrund geringer Einstellungszahlen ist das Vorhalten notwendiger Bildungseinrichtungen 
für sämtliche Laufbahnausbildungen des Landes unwirtschaftlich. Aus diesem Grund werden 
bereits seit längerem Ausbildung und Prüfung in den verschiedensten Laufbahnen durch 
erfolgreiche länderübergreifende Kooperationen sichergestellt. Da im Prüfungsrecht jedoch 
von einem Parlaments- oder Gesetzesvorbehalt auszugehen ist und der Gesetzgeber daraus 
resultierend u. a. auch die Zuständigkeit der Prüfungsbehörde zu bestimmen hat, bedarf es 
einer entsprechenden Kompetenzzuweisung an den Verordnungsgeber, wenn dieser zur 
Durchführung des Prüfungsverfahrens außerhalb des Landes stehende Bildungseinrichtun-
gen in Anspruch nehmen will. An dieser formellen Ermächtigung fehlte es bislang. Mit der 
Ergänzung des § 28 um die Sätze 4 und 5 soll diese Regelungslücke geschlossen werden. 
Damit wird auch die Zulässigkeit bestehender Verwaltungsvereinbarungen bestätigt. Die 
vollständige oder teilweise Durchführung der Prüfung - ggf. einschließlich der dieser vorgela-
gerten Ausbildung - auf der Grundlage des hiesigen Landesrechts bleibt unangetastet, so 
dass der Gesetzesvorbehalt stets gewahrt bleibt.  
 
Zu Nummer 4 (§ 32a Neu- und Umbildung von Behörden) 
 
§ 31 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) regelt die Versetzung in den einstweiligen Ruhe-
stand bei Umbildung und Auflösung von Behörden. Nicht geregelt ist dort der Übergang der 
Beamtinnen und Beamten. Der Bundesgesetzgeber hat sich in §§ 16 -19 BeamtStG darauf 
beschränkt, Regelungen für landesübergreifende Körperschaftsumbildungen zu treffen. Da-
mit bleibt dem Landesgesetzgeber die Aufgabe eine Regelung der Rechtsfolgen landesinter-
ner Veränderungen der Behördenstruktur zu treffen. 
 
§ 32 regelte bisher lediglich die landesinterne Umbildung von Körperschaften – mit Dienst-
herrnwechsel. Die Behörde als verselbständigtes Organ der staatlichen Ebene fand keine 
Berücksichtigung. Mit der Aufnahme der möglichen Neu- und Umbildungen von Behörden 
bzw. Behördenteilen als neuer § 32a sollen Tatbestände und Rechtsfolgen bei bestimmten, 
genau definierten Organisationsänderungen in oder von Behörden näher bestimmt werden. 
Die Folgen des Organisationsaktes, also der Neubildung, Verschmelzung bzw. des Aufga-
benübergangs von einer Behörde auf eine oder mehrere Behörden, also ohne Dienstherrn-
wechsel, sollen klargestellt werden. Bei Organisationsänderungen ist zum Erhalt der Funkti-
onsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung ein reibungsloser Personalübergang erforderlich. 
Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Organisationsänderung sollen die Aufgaben kontinu-
ierlich fortgeführt werden können. Das betroffene Personal folgt im Wege eines gesetzlich 
formulierten Personalübergangs seiner Aufgabe, ohne dass es individueller Versetzungsver-
fügungen bedarf. 
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Soweit eine Aufgabe einer Behörde nicht komplett auf eine andere Behörde übergeht, soll 
aus Gründen der Rechtssicherheit weiterhin zum Mittel der Einzelversetzung gegriffen wer-
den können. Eine Regelung zur individuellen Aufgabenverteilung ist nicht Zielsetzung dieser 
Norm. 
 
 
Zu Nummer 5 (§ 39 Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze)  
 
Zu Buchstabe a 
Der Änderungsbefehl hebt grundsätzlich die Regelaltersgrenze von der Vollendung des 65. 
Lebensjahres auf die Vollendung des 67. Lebensjahres an. 
 
Zu Buchstabe b 
Der neu einzufügende Absatz 2 enthält in Satz 1 die vom Grundsatz abweichenden, zu-
nächst in Ein-, später in Zweimonatsabständen kontinuierlich ansteigenden Regelaltersgren-
zen für die vom Übergangszeitraum erfassten Geburtsjahrgänge bis einschließlich des Jahr-
gangs 1963. 
 
Der neue Absatz 3 enthält sodann eine Bestandsschutzregelung für vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bewilligten Urlaub ohne Dienstbezüge nach § 67 Abs. 1 Nr. 2. Danach 
bleibt die bisherige Regelaltersgrenze unabhängig von dem neuen Absatz 1 sowie etwaigen 
einschlägigen Bestimmungen des Satzes 1 für die Beamtinnen und Beamten auch weiterhin 
bestehen, denen vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Urlaub ohne Dienstbezüge nach 
§ 67 Abs. 1 Nr. 2 bewilligt wurde, es sei denn, der Urlaub würde vor dem Erreichen der bis-
herige Regelaltersgrenze beendet werden. 
 
Nach Absatz 4 Satz 1 gelten ausnahmsweise die bisherigen Altersgrenzen nach dem LBG 
LSA in der Fassung am Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes fort: für vor dem 1. Februar 
2010 bewilligte Altersteilzeitbeschäftigung (unabhängig vom Teilzeit- oder Blockmodell) so-
wie für Beamtinnen und Beamte, die im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderung be-
reits die Freistellungsphase erreicht haben. Diese Regelung ist aufgrund der bisherigen Fas-
sung des § 66 Abs. 4 und des dadurch entstandenen Vertrauensschutzes geboten.  
 
Im Übrigen bleibt nach Absatz 4 Satz 2 auch die im Zeitpunkt der Bewilligung einer Alters-
teilzeitbeschäftigung geltende Altersgrenze ausnahmsweise bestehen, wenn Lehrkräfte eine 
Altersteilzeitbeschäftigung in Form des Blockmodells mit Beginn des Ruhestands abwei-
chend vom Schulhalbjahresende bewilligt wurde und diese in die Freistellungsphase einge-
treten sind. Dies erfasst Fälle des § 39 Absatz 1 Satz 3 bzw. § 40 Abs. 1 Satz 3 der ur-
sprünglichen Fassung, welche erst mit Inkrafttreten dieses Gesetzes zum 01.02.2010 einge-
führt wurden. Ebenfalls sind Änderungen durch die Einführung des § 40 Abs. 3 zum 
01.01.2014 erfasst. Die Regelung dient sowohl dem Vertrauensschutz als auch praktischer 
Bedürfnisse des Dienstherren, da eine nur kurz andauernde Rückkehr einer Beamtin oder 
eines Beamten nach Eintritt in die Freistellungsphase für wenige Monate zwischen Ende der 
Freistellungsphase abweichend vom Schulhalbjahresende und der für diese Geburtsjahr-
gänge sonst geltenden Altersgrenze keine sinnvolle Verwendung der Beamtin oder des Be-
amten zulässt. Der Einarbeitungsaufwand übersteigt in der Regel den Nutzen einer nur kur-
zen Arbeitsphase. 
 
Eine Regelung für nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bewilligte Altersteilzeit wird in 
§ 66 Abs. 4 unter Berücksichtigung der seit dem 1. Februar 2010 neu aufgenommenen Be-
stimmung getroffen. 
 
Zu Buchstabe c 
Die Änderung ermöglicht künftig ein Hinausschieben des Ruhestands um jeweils bis zu ei-
nem Jahr, insgesamt um maximal drei Jahre. Dies dient der besseren Planbarkeit. Trotzdem 
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verbleibt es bei dem Recht der Beamtin oder des Beamten, jederzeit auf Antrag mit einer 
Frist von sechs Wochen zum Ende eines Kalendervierteljahres in den Ruhestand versetzt zu 
werden. 
 
Zu Nummer 6 (§ 40 Ruhestand auf Antrag) 
 
Die Regelung soll Planungssicherheit für die Personalplanung im Schulbereich gewährleis-
ten. Da die Schulleiterinnen und Schulleiter sowie Lehrerinnen und Lehrer mit Ablauf des 
letzten Monats des Schulhalbjahres in den Ruhestand treten, muss ein Antrag auf Verset-
zung in den Ruhestand bereits bis zum Ablauf des letzten Monats des vorhergehenden 
Schulhalbjahres gestellt werden. Ein Antrag auf Versetzung in den Ruhestand zum Ende des 
Schulhalbjahres 31. Januar bzw. 31. Juli ist somit bis spätestens zum 31. Juli des Vorjahres 
bzw. 31. Januar zu stellen.  
 
Zu Nummer 7 (§ 43 Einstweiliger Ruhestand bei Umbildung und Auflösung von Behör-
den) 
 
§ 31 Abs. 2 Satz 2 BeamtStG überlässt es dem Landesrecht, erneute Berufungen von in den 
einstweiligen Ruhestand versetzten Beamtinnen und Beamten abweichend zu regeln, wenn 
diese weniger als fünf Jahre vor Erreichen der Altersgrenze wirksam wird. Hiervon macht die 
neue Landesregelung in Absatz 3 Gebrauch. Die Regelung verfolgt zum einen das Ziel, den 
Abbau bestehender Personalüberhänge nicht zu konterkarieren, zum anderen, den Beam-
tinnen und Beamten unter sozialen Gesichtspunkten kurz vor Erreichen der Altersgrenze 
nicht eine erneute Berufung in das Beamtenverhältnis aus dem einstweiligen Ruhestand zu-
zumuten. Sie schafft sowohl für die betroffenen Beamtinnen und Beamten als auch für den 
Dienstherrn Planungssicherheit. 
 
 
Zu Nummer 8 (§ 48 Erhaltung und Wiederherstellung der Dienstfähigkeit) 
 
Mit der Neufassung des § 48 Abs. 1 soll die bisherige, teils recht unterschiedliche Anwen-
dung dieser Vorschrift vereinheitlicht und vereinfacht werden. § 48 Abs. 1 ist primär das In-
strumentarium, mit dem sichergestellt werden soll, dass eine vorzeitige Versetzung in den 
Ruhestand vermieden wird, um auf die personelle Ressource erst dann verzichten zu müs-
sen, wenn keine andere Möglichkeit mehr besteht (Rehabilitation vor Versorgung). 
 
Bestehen begründete Zweifel an der generellen Dienstfähigkeit der Beamtin bzw. des Beam-
ten und kommt ein im Auftrag des Dienstherrn hiernach erstelltes ärztliches Gutachten zu 
dem Ergebnis, dass eine drohende Versetzung in den Ruhestand bzw. eine drohende be-
grenzte Dienstfähigkeit durch eine bestimmte Rehabilitationsmaßnahme vermieden werden 
kann, so entscheidet die Personalstelle, ob sie eine solche nach dieser Regelung anordnet. 
Wird die Rehabilitationsmaßnahme von der Personalstelle angeordnet, kommt der Dienst-
herr seiner Fürsorgepflicht nach, indem er die vollständigen Kosten trägt.  
 
Im Übrigen wird klargestellt, dass hier kein Sonderurlaub, sondern Dienstbefreiung für die 
Dauer der vom Dienstherrn angeordneten Rehabilitationsmaßnahme zu gewähren ist. 
 
Zu Nummer 9 (§ 50 Wartezeit, Versetzung in den Ruhestand) 
 
Folgeänderung zum Landesbeamtenversorgungsrecht. 
 
Zu Nummer 10 (§ 56 Schadensersatz) 
 
Die bisherige Verjährungsregelung von Schadenersatzforderungen umfasste lediglich 
Fremdschäden. Mit der Neuregelung wird nun die Verjährung nach den Vorschriften des 



 Stand: 05.08.2014 

Seite 15 von 129 

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) für alle Schadensersatzansprüche nach § 48 BeamtStG 
geregelt. Somit erfolgt eine Klarstellung auch für Eigenschäden.  
Als äußerste Grenze – also ohne Rücksicht auf die Kenntnis des Dienstherrn von der Schä-
digung – soll die 10-jährige Verjährungsfrist zur Rechtssicherheit für Dienstherrn sowie Be-
amtinnen und Beamte aufgenommen werden und unabhängig neben der allgemeinen Ver-
jährungsfrist des BGB stehen. 
 
Zu Nummer 11 (§ 64 Teilzeitbeschäftigung) 
 
Es handelt sich um eine Berichtigung eines Redaktionsversehens. 
 
Zu Nummer 12 (§ 65 Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung aus familiären Gründen) 
 
Der neue § 65 Abs. 4 regelt, dass Beamtinnen und Beamte, die Anspruch auf Gewährung 
von Heilfürsorge haben, während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge aus familiären 
Gründen weiterhin ein Anspruch auf Heilfürsorge besteht. Der Anspruch auf Heilfürsorge 
besteht nur, soweit nicht bereits ein Anspruch auf Beihilfe als berücksichtigungsfähige Ange-
hörige oder berücksichtigungsfähiger Angehöriger oder in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach § 10 Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) besteht. Hiermit wird 
eine Regelungslücke geschlossen. Die Beamtinnen und Beamten, die Anspruch auf Gewäh-
rung von Heilfürsorge haben, werden – wie es die Fürsorge des Dienstherrn gebietet – ge-
nau so wie die beihilfeberechtigten Beamtinnen und Beamten behandelt. Hiermit wird auch 
dem Bestreben des Landes Sachsen-Anhalt zu einer besseren Familienfreundlichkeit sowie 
zur besseren Wettbewerbsfähigkeit bei der Attraktivität als Arbeitgeber unter den Herausfor-
derungen des demographischen Wandels Rechnung getragen.  
 
Zu Nummer 13 (§ 66 Altersteilzeit) 
 
Absatz 4 wird an die Altersgrenzenanhebung angepasst. Soweit eine Altersteilzeitbeschäfti-
gung nach dem 31. Januar 2010 (Inkrafttreten des LBG LSA) bewilligt wurde, gelten grund-
sätzlich die neuen Altersgrenzen. Somit sind im Fall einer Altersteilzeitbeschäftigung in Form 
des Blockmodells auch die Zeiträume der Anspar- und Freistellungsphase entsprechend 
(Teilwiderruf des bisherigen Bewilligungsbescheides, da die grundsätzliche Bewilligung der 
Altersteilzeit Bestand hat) zu ändern.  
 
Im neuen Absatz 5 erfolgt eine Klarstellung, dass bei einem Laufbahnwechsel, der zu einer 
anderen Altersgrenze führt, auch der Zeitraum der Altersteilzeitbeschäftigung entsprechend 
anzupassen ist. Auf die neue Regelung in § 45 Abs. 5 (Nummer 9) wird hingewiesen. 
 
Zu Nummer 14 (§ 67 Urlaub ohne Dienstbezüge) 
 
Redaktionelle Anpassung 
 
Zu Nummer 15 (§ 101 Vertretung des Dienstherrn) 
 
Folgeänderung zum Landesbeamtenversorgungsrecht. 
 
Zu Nummer 16 (§ 106 Altersgrenze) 
 
Mit der Neufassung von § 106 wird die besondere Altersgrenze für den Polizeivollzugsdienst 
parallel zu den Regelaltersgrenzen um insgesamt zwei Jahre von der Vollendung des 60. 
Lebensjahres auf die Vollendung des 62. Lebensjahres angehoben. Damit werden die Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten unter Wahrung des bisherigen Pensio-
nierungsabstandes von fünf Jahren zu den sonstigen Beamtinnen und Beamten mit diesen 
vergleichbar behandelt.  
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Die Anhebung wirkt sich dabei durch die jeweiligen Verweisungen auf § 106 in den für den 
feuerwehrtechnischen Dienst, den allgemeinen Justizvollzugsdienst der Laufbahngruppe 1 
und den Werkdienst im Justizvollzug der Laufbahngruppe 1 maßgeblichen Vorschriften (§ 
114 Abs. 1 und § 115) gleichermaßen auch auf die anderen Vollzugsdienste aus.  
 
Absatz 1 regelt die künftige generelle besondere Altersgrenze für den Polizeivollzugsdienst 
(Vollendung des 62. Lebensjahres). 
 
Der neue Absatz 2 regelt den Übergang von der derzeitigen besonderen Altersgrenze mit 
Vollendung des 60. Lebensjahres auf die künftige besondere Altersgrenze mit Vollendung 
des 62. Lebensjahres aufgrund denselben Erwägungen entsprechend dem Übergang von 
der bisherigen zur künftigen Regelaltersgrenze bei den übrigen Beamtinnen und Beamten 
außerhalb der Vollzugsdienste.  
 
Mit Absatz 3 wird in Anlehnung an die allgemeinen Vorschriften zum Eintritt in den Ruhe-
stand nunmehr auch für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte die individuel-
le Möglichkeit geschaffen, bereits vor Erreichen der besonderen Altersgrenze auf eigenen 
Antrag in den Ruhestand versetzt werden zu können. Im Hinblick auf die durch die besonde-
re Altersgrenze ohnehin kürzere Dienstzeit im Polizeivollzugsdienst soll diese Möglichkeit 
jedoch nicht bereits vier Jahre vor Erreichen der regulären Altersgrenze wie bei den allge-
meinen Beamtinnen und Beamten, sondern erst ab zwei Jahren vor Erreichen der regulären 
Altersgrenze bestehen. Der frühestmögliche Ruhestandsbeginn liegt damit für Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte künftig bei der Vollendung des 60. Lebensjahres 
– Fälle der Dienstunfähigkeit ausgenommen – und entspricht damit der bisherigen Rechtsla-
ge wie auch bei den allgemeinen Beamtinnen und Beamten, deren bisherige Antragsalters-
grenze beibehalten wird.  
 
In dem neuen Absatz 4 wird aus Gründen der Gleichbehandlung der Polizeivollzugsbeamtin-
nen und Polizeivollzugsbeamten mit anderen Beamtinnen und Beamten zum Einen auf § 39 
Abs. 5 (Regelung zum Hinausschieben des Ruhestands) verwiesen, so dass künftig auch 
der Ruhestandsbeginn von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte durch die 
für die Versetzung in den Ruhestand zuständigen Behörde mit Zustimmung der Polizeivoll-
zugsbeamtin oder des Polizeivollzugsbeamten im dienstlichen Interesse um bis zu drei Jah-
re, d. h. hier bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres, hinausgeschoben werden kann.  
 
Zum Anderen wird insbesondere auch im Hinblick auf den künftigen Antragsruhestand für 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte auf § 40 Abs. 3 Satz 1 verwiesen, 
wonach die Beamtin oder der Beamte auch in diesen Fällen immer nur zum Ablauf eines 
Monats in den Ruhestand tritt.  
 
Des Weiteren bleibt auch dort ein Verweis auf den Antragsruhestand ab Vollendung des 60. 
Lebensjahres für Schwerbehinderte im Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch (§ 40 Abs. 2), da bei der Bewilligung des Antragsruhestands im Rahmen des Er-
messens hier möglicherweise eine andere Entscheidung zu fällen ist als bei einem bloßen 
Antragsruhestand nach Vollendung des 60. Lebensjahres. 
 
 
Zu Nummer 17 (§ 114 Anwendung von Vorschriften) 
 
Die Neufassung des § 114 bewirkt keine Rechtsänderung. Sie dient lediglich der Bereinigung 
eines redaktionellen Fehlers, der Verbesserung der Übersichtlichkeit und Lesbarkeit der Vor-
schrift sowie der Vereinheitlichung der Rechtssprache. Die neuen Absätze 1 und 2 trennen 
die Verweisungen auf die anzuwendenden Vorschriften noch deutlicher nach den Personen-
gruppen, für die sie jeweils entsprechend gelten. 
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Absatz 1 verweist nur noch auf die Regelung zur vorgezogenen Altersgrenze (§ 106), die 
ausschließlich für hauptberufliche Feuerwehrbeamtinnen und -beamte im Einsatzdienst ent-
sprechend gilt. Die Bezeichnung des Personenkreises wird rechtssprachlich angepasst. 
Nach dem Brandschutzgesetz ernannte Ehrenbeamtinnen und –beamte sind von dieser Be-
zeichnung nicht erfasst. Ein Verweis auf die Regelung zur Heilfürsorge (ehemals auf § 112) 
ist entbehrlich, da die Neuregelung der Heilfürsorge in § 3a BesVersEG LSA bereits tatbe-
standlich Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienste, die im Brandbe-
kämpfungs- und Hilfeleistungsdienst (Einsatzdienst) stehen, einen Anspruch auf Heilfürsorge 
gewährt. 
 
Durch die Neufassung des § 114 wird auch ein Redaktionsversehen beseitigt. Nach dem 
derzeitigen Wortlaut des § 114 Abs. 1 ist die entsprechende Geltung der vorgezogenen Al-
tersgrenze nach § 106 – fälschlicherweise - nicht für die nach den Bestimmungen des 
Brandschutzgesetzes ernannten Ehrenbeamtinnen und -beamten ausgenommen. Dies stellt 
eine Veränderung gegenüber der Regelung des § 121 des bis zum 31.01.2010 geltenden 
Beamtengesetzes Sachsen-Anhalt (BG LSA) dar, die ausweislich der seinerzeitigen Begrün-
dung zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Landesbeamtenrechts nicht beab-
sichtigt war (vgl. LT-Drs. 5/1710, dort auf S. 153, Einzelbegründung zu § 113). Nach § 121 
Abs. 1 BG LSA war die Geltung der Altersgrenze nach § 120 BG LSA für Ehrenbeamte aus-
genommen. 
 
Der bisherige Wortlaut des § 114 Abs. 1 steht im Übrigen auch im Widerspruch zu den 
brandschutzgesetzlichen Vorgaben. Danach müssen Ehrenbeamtinnen und -beamte Ange-
hörige des Einsatzdienstes freiwilliger Feuerwehren sein. Mitglieder des Einsatzdienstes 
freiwilliger Feuerwehren müssen gemäß § 9 Abs. 1 des Brandschutzgesetzes das 18., dür-
fen aber noch nicht das 65. Lebensjahr vollendet haben. Kraft dieser sondergesetzlichen 
Regelungskonstellation endet das Ehrenbeamtenverhältnis mit Vollendung des 
65. Lebensjahres. 
 
Absatz 2 fasst die Verweisungen auf die Regelungen zur Dienstausrüstung (§ 109) und zur 
Dienstkleidung (§ 110 Abs. 1) zusammen, die für alle hauptberufliche Feuerwehrbeamtinnen 
und -beamte im Einsatzdienst sowie für die nach dem Brandschutzgesetz ernannten Ehren-
beamtinnen und -beamten entsprechend gelten. Die Bezeichnungen der Personengruppen 
werden dabei rechtssprachlich angepasst. 
 
Zu Nummer 18 (§ 125 Übergangsregelung für die Berufung des Landespersonalaus-
schusses) 
 
Die Übergangsregelung für die Berufung des Landespersonalausschusses ist nach Fristab-
lauf und Neuberufung der zusätzlich zu berufenden Mitglieder und deren Stellvertreter nicht 
mehr erforderlich.  
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Zu Artikel 2  
Beamtenversorgungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
(Landesbeamtenversorgungsgesetz – LBeamtVG LSA) 
 
A. Allgemeiner Teil 
 
Erlass eines eigenständigen Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Es wird ein eigenständiges Landesbeamtenversorgungsgesetz erlassen. Eine Bezugnahme 
auf das Beamtenversorgungsgesetz des Bundes vom Stand 31. August 2006 (§ 7 Abs. 1 
BesVersEG LSA) mit Maßgaben (§ 8 BesVersEG LSA) ist künftig entbehrlich. Die Vielfalt der 
Regelungsstandorte wird damit verringert und das Recht transparenter. 
 
Versorgungsrechtliche Folgeregelungen bei der Anhebung der Altersgrenzen/kein Versor-
gungsabschlag nach einem 45-jährigen Berufsleben 
Die stufenweise Anhebung der Altersgrenzen erfordert auch Folgeregelungen im Bereich der 
Versorgungsabschläge, um die Anhebung nicht leerlaufen zu lassen. Ansonsten bestünde 
bei unveränderter Rechtslage die Möglichkeit, dass ein Antragsruhestand mit Ablauf des 
Monats der Vollendung des 65. Lebensjahres bewilligt wird, der zu keinen Versorgungsab-
schlägen führt, weil die bisherige Rechtslage diese Versorgungsabschläge mit Ablauf des 
Monats der Vollendung des 65. Lebensjahres nicht vorsieht.  
 
Die Anhebung der Altersgrenzen wird durch eine Regelung ergänzt, dass nach einem 45-
jährigen Berufsleben mit Vollendung des 65. Lebensjahres auf Antrag der Beamtin oder des 
Beamten eine Versetzung in den Ruhestand ohne Versorgungsabschlag erfolgt.   
 
Regelungen für die politischen Beamtinnen und Beamten sowie die Wahlbeamtinnen und 
Wahlbeamten 
Der Gesetzentwurf ändert Regelungen für die Versorgung der politischen Beamtinnen und 
Beamten und der Beamtinnen auf Zeit und Beamten auf Zeit.  
 
Im Einzelnen sind für die politischen Beamtinnen und politischen Beamten im einstweiligen 
Ruhestand an Änderungen vorgesehen: 
- Nach Versetzung in den einstweiligen Ruhestand einer politische Beamtin oder eines po-

litischen Beamten soll ein Anspruch auf erhöhte Versorgung in Höhe des maximalen Ru-
hegehaltssatzes nicht mehr für Zeitraum von mindestens sechs Monaten gewährt wer-
den, sondern bei kürzeren Amtszeiten verringert sich der Zeitraum des Anspruchs ent-
sprechend der Dauer der Wahrnehmung des Amtes.  

- Die Anrechnungsregelungen werden dahin geändert, dass Einkünfte aus einer Tätigkeit 
im öffentlichen Dienst mit denen aus einer Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes 
für den Zeitraum des einstweiligen Ruhestandes gleichgestellt werden. Die Regelung des 
§ 53 Abs. 10 BeamtVG, nach der die Versorgungsbezüge nur um 50 v. H. ruhen, wenn 
sie und ein Einkommen aus einer Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes im einst-
weiligen Ruhestand eine Höchstgrenze überschreiten, soll nicht fortgeführt werden. 
Nach Entlassung aus einem Amt als politische Beamtin oder politischer Beamter (z. B. 
wegen Nichterfüllung der fünfjährigen Wartezeit als Beamtin oder Beamter) gibt es zwar 
keinen Anspruch auf Versorgung, aber es wird ein Übergangsgeld gewährt. Dieses soll 
künftig nicht mehr für einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten, sondern ebenfalls 
nur entsprechend der Dauer der Wahrnehmung des Amtes gewährt werden.  

 
Für im Ruhestand befindliche Beamtinnen auf Zeit und Beamte auf Zeit sind gegenüber § 66 
BeamtVG folgende Änderungen vorgesehen: 
- Die Berücksichtigung von Zeiträumen im einstweiligen Ruhestand von bisher höchstens 

fünf Jahren (§ 66 Abs. 2 Satz 2 BeamtVG) wird auf drei Jahre begrenzt. 
- Auch bei den Wahlbeamtinnen auf Zeit im Ruhestand und Wahlbeamten auf Zeit im Ru-

hestand sollen die Regelungen des § 66 Abs. 7 i. V. m. § 53 Abs. 10 BeamtVG, nach de-
nen die Versorgungsbezüge nur um 50 v. H. ruhen, wenn sie und ein Einkommen aus ei-
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ner Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes im Ruhestand eine Höchstgrenze über-
schreiten, nicht fortgeführt werden. 

- Aus verwaltungsökonomischen Gründen soll die Regelung des § 53 Abs. 9 BeamtVG 
nicht fortgeführt werden. Diese Regelung betrifft nur Wahlbeamtinnen im Ruhestand, 
Wahlbeamte im Ruhestand und deren Hinterbliebene, die aufgrund einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst ein Einkommen erhalten. Die drei Abweichungen gegenüber dem 
Recht der Versorgung der Laufbahnbeamtinnen und Laufbahnbeamten und deren Hin-
terbliebenen rechtfertigen es nicht, die Regelung beizubehalten. Diese Unterschiede 
sind:  
-- Es gibt eine niedrigere Mindesthöchstgrenze (das 1,25fache des Grundgehalts aus 

der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4), bis zu dieser hinzuverdient werden kann. 
Diese läuft jedoch ins Leere, weil die individuelle Höchstgrenze (es gibt keine Wahl-
beamtinnen und Wahlbeamten in einem Amt unterhalb der Besoldungsgruppe A 12 
im Ruhestand) stets über der Mindesthöchstgrenze liegt. 

--  Es gibt eine höhere Höchstgrenze für dienstunfähige Wahlbeamtinnen und Wahlbe-
amte, bis zu der aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst anrechnungsfrei hinzuver-
dient werden kann, aber auch diese Regelung läuft ins Leere, denn dienstunfähige 
Beamtinnen und Beamte nehmen im öffentlichen Dienst regelmäßig keine Tätigkeit 
mehr auf. 

--  Es gibt bei einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst eine Mindestbelassung bisher nur für 
Hinterbliebene, jedoch nicht für die Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten im Ruhe-
stand. Es wird jedoch kein Grund gesehen, warum die Wahlbeamtinnen und Wahlbe-
amten im Ruhestand in diesem Punkt benachteiligt werden sollten. 

 
Streichung der Regelung des Ausgleichs bei besonderen Altersgrenzen 
Der Gesetzentwurf führt die Regelung zum Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen (früher 
in § 48 BeamtVG, seit 1. April 2011 in § 10 BesVersEG LSA geregelt) nicht mehr fort. Enthal-
ten ist nur für vorhandene Beamtinnen und Beamten eine befristete Übergangsregelung  bis 
Ende 2018 (§ 84 Abs. 8). 
 
Dieser Ausgleich wird bisher Beamtinnen und Beamten gewährt, die aufgrund einer beson-
deren Altersgrenze von 60 Jahren in den Ruhestand treten. Dies betrifft die Beamtinnen und 
Beamten des Polizeivollzugsdienstes, des feuerwehrtechnischen Dienstes im Brandbekämp-
fungs- und Hilfeleistungsdienst und des allgemeinen Justizvollzugsdienstes der Laufbahn-
gruppe 1 und des Werkdienstes im Justizvollzug der Laufbahngruppe 1. Aufgrund seines 
einmaligen Charakters prägt diese Zahlung den Lebenszuschnitt der Beamtinnen und Beam-
ten nicht. Andere Länder wie Bayern, Hamburg, Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein und 
Thüringen haben diese Regelung bereits gestrichen und überwiegend eine vier- bis fünfjäh-
rige Übergangsregelung normiert.   
 
Keine Mitnahmefähigkeit von Versorgungsanwartschaften 
Der Gesetzentwurf enthält keine Regelung zur Einführung eines Altersgeldes, um bisher er-
worbene öffentlich-rechtliche Versorgungsanwartschaften bis zur Altersgrenze zu erhalten, 
also in die Beschäftigung außerhalb des öffentlichen Dienstes „mitzunehmen“. Ein Altersgeld 
hat die Funktion, dass bei einer Entlassung aus einem Beamten- oder Richterverhältnis kei-
ne Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder in einem berufsständi-
schen Versorgungswerk (z. B. für Ärzte, Apotheker, Architekten, Notare, Rechtsanwälte, 
Steuerberater bzw. Steuerbevollmächtigte, Tierärzte, Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch-
prüfer sowie Zahnärzte) gemäß §§ 8 Abs. 2, 181 ff. SGB VI erfolgt. Stattdessen behält die 
ehemalige Beamtin oder der ehemalige Beamte einen Anspruch auf die versorgungsähnliche 
Leistung des Altersgeldes gegen seinen ehemaligen Dienstherrn, wenn er später die Alters-
grenze erreicht. Entsprechende gesetzliche Regelungen gibt es beim Bund, in Baden-
Württemberg, Hamburg, Hessen, Niedersachsen und Sachsen. 
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Obwohl ein Altersgeld nicht grundsätzlich gegen höherrangiges Recht verstößt, sprechen die 
besseren Argumente gegen die Einführung eines Altersgeldes und gegen die Mitnahmefä-
higkeit von Versorgungsanwartschaften. 
 
Die Befürworter erwarten eine Steigerung der Mobilität zwischen öffentlicher Verwaltung und 
Wirtschaft. Ausreichende Erfahrungen, um diese Hypothese auf ihre Stichhaltigkeit überprü-
fen zu können, liegen nicht vor. Gleichwohl wird bezweifelt, dass „Seiteneinsteiger“ eine nur 
vorübergehende Tätigkeit in einem Beamtenverhältnis erwägen, sofern sie mit einem Alters-
geld als Alterssicherung nach einer Dienstzeit von mehr als fünf Jahren wiederum in die Pri-
vatwirtschaft zurück wechseln. Sollte dieser Personenkreis Interesse an einem Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit haben, sind bereits die vorhandenen und auch in diesem Entwurf ent-
haltenen Regelungen ausreichend (z. B. die Anerkennung von Ausbildungszeiten und Vor-
dienstzeiten im öffentlichen Dienst). 
 
Bei Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richtern mit marktgängigem Wissen wie z. B. in 
technischen Bereichen, im Betriebsprüfungsdienst der Steuerverwaltung oder in Bereichen 
mit Geldanlagen sowie bei Führungskräften ist eher mit einem Verlassen des öffentlichen 
Dienstes als aus sog. „Überhangbereichen“ zu rechnen. Leistungsträgerinnen und Leistungs-
träger könnten sogar im Fokus einer Abwerbung stehen. Die Einführung eines Altersgeldes 
erleichtert eine Entscheidung gegen einen Verbleib in einem Beamten- oder Richterverhält-
nis. Ein Zustimmungserfordernis des Dienstherrn wäre im Hinblick auf den Gleichbehand-
lungsgrundsatz und den Leistungsgrundsatz verfassungsrechtlich problematisch, weil über-
durchschnittliche Leistungen nicht dazu führen dürfen, dass eine beantragte Leistung ver-
wehrt wird. Um die Experten und Leistungsträger zu halten, wäre ein andauerndes Nach-
steuern in der Besoldung und Versorgung zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des öffentli-
chen Dienstes zu befürchten, welches wiederum Anschlussforderungen aus bisher unbe-
rücksichtigten Bereichen zur Folge hätte. Bei einem Wettlauf mit der Privatwirtschaft könnte 
der Staat in einigen Bereichen nicht mithalten, sofern eine erworbene Altersversorgung mit-
genommen werden könnte. 
 
Finanzielle Aspekte sprechen ebenfalls gegen die Einführung eines Altersgeldes. Zwar hat 
das Land in den letzten Jahren durchschnittlich rund 3 Mio. Euro jährlich für Nachversiche-
rungsbeiträge aufgewandt. Darunter befanden sich aber viele Beamtinnen und Beamte, die 
nach Abschluss ihrer Ausbildung nicht übernommen wurden und daher mangels einer fünf-
jährigen Wartezeit ohne Ruhegehaltsanspruch ausgeschieden waren. Dieser Personenkreis 
wird in sämtlichen vorhandenen Altersgeld-Regelungen des Bundes und der anderen Länder 
bzw. in den Entwürfen anderer Länder auch weiterhin von einem Bezug eines Altersgeldes 
ausgeschlossen und auch künftig nachversichert. Für die ca. 30 Beamtinnen, Beamten, 
Richterinnen und Richter, die in den letzten Jahren aus dem Dienst des Landes auf eigenen 
Wunsch ausgeschieden sind, wurden maximal 1,5 bis 2 Mio. Euro jährlich zur Nachversiche-
rung aufgewandt. Dieser Betrag könnte daher – die Einführung eines Altersgeldes unterstellt 
– künftig eingespart werden. Diesen Einsparungen stünden – zeitlich versetzt – Ausgaben in 
etwa doppelter Höhe gegenüber. Auch der Bund geht in seiner Begründung zum Gesetzent-
wurf davon aus, dass die Ausgaben für das Altersgeld doppelt so hoch wie die Einsparungen 
für die Nachversicherung sein werden (BT-Drs. 17/12479, S. 2). 
 
Es wäre ferner nicht auszuschließen, dass Einzelfälle dazu führen könnten, dass das Ver-
trauen in die Integrität der Verwaltung beeinträchtigt wäre. Bei Beamtinnen und Beamte mit 
dienstlichen Kontakten in die Privatwirtschaft (z. B. bei der Vergabe von Aufträgen) könnte 
der Eindruck entstehen, dass eine Aussicht auf einen wirtschaftlich vorteilhaften Wechsel in 
die Privatwirtschaft das Verwaltungshandeln beeinflusst.  
 
 
B. Besonderer Teil 
Zu Kapitel 1 (Allgemeine Vorschriften) 
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Dieses Kapitel enthält neben dem Geltungsbereich und Definitionen auch allgemeine Rege-
lungen, die im BeamtVG im Abschnitt „Gemeinsame Vorschriften“ (§§ 49, 62, 65 BeamtVG) 
enthalten sind. Diese werden in diesen Abschnitt aufgenommen, da sie für sämtliche Versor-
gungsarten gelten. 
 
 
Zu § 1 (Geltungsbereich, Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartnerschaft mit 
der Ehe) 
 
Die Vorschrift regelt den persönlichen Geltungsbereich des Beamtenversorgungsgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt und die Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartnerschaft 
mit der Ehe. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 übernimmt vom Geltungsbereich her die Regelung aus § 1 Abs. 1 des Landesbe-
amtengesetzes (LBG LSA) sowie aus § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 des Landesbesoldungsge-
setzes (LBesG LSA). 
 
Eine Bereichsausnahme für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihre Ver-
bände ist entbehrlich, da deren Beamtinnen und Beamten weder unter die unmittelbaren 
noch unter die mittelbaren Landesbeamtinnen und Landesbeamten zu fassen sind. 
 
Zu Absatz 2: 
Satz 1 erweitert den Geltungsbereich auf die Richterinnen und Richter des Landes. Diese 
sind keine Beamtinnen und Beamten, sondern stehen in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis eigener Art. Nach Satz 2 gelten Verweisungen auf beamtenrechtliche Regelungen 
gleichzeitig als Verweisungen auf entsprechende richterrechtliche Regelungen. Absatz 2 
erleichtert die Lesbarkeit, indem auf die Verwendung von Wortpaaren zu Beamten und Rich-
tern weit gehend verzichtet wird.   
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 erstreckt den Geltungsbereich auf sonstige Angehörige des öffentlichen Dienstes. 
Dabei handelt es sich um Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber 
stehen, der sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes befindet. 
 
Bedeutung hat die Erstreckung des Geltungsbereichs auf Personen, die nicht in einem Be-
amtenverhältnis stehen, im Bereich der Dienstunfallfürsorge. § 52 (einmalige Unfallentschä-
digung) sowie § 53 (Schadensausgleich in besonderen Fällen) erwähnen neben Beamtinnen 
und Beamten auch sonstige Angehörige des öffentlichen Dienstes. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 enthält als Generalklausel die Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartner-
schaften mit den Ehen. Die Vorschrift entspricht § 12 BesVersEG LSA, der durch das Bes-
NeuRG LSA vom 8. Februar 2011 (GVBl. LSA S. 68) erlassen wurde und hinsichtlich der 
eingetragenen Lebenspartnerschaften die Gleichstellung mit der Ehe rückwirkend zum 3. 
Dezember 2003 anordnet (§ 25 BesVersEG LSA).  
 
 
Zu § 2 (Arten der Versorgung) 
 
Die Regelung zählt die verschiedenen Grundarten der Versorgungsbezüge im Sinne dieses 
Gesetzes auf. Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage wird der Anpassungszuschlag nach 
§ 69b Abs. 2 Satz 5 BeamtVG nicht mehr aufgezählt. Es gibt zwar noch Versorgungsfälle, in 
denen ein Anpassungszuschlag zusteht (§ 84 Abs. 5 dieses Entwurfs), aber dabei handelt es 
sich nicht um Versorgungsbezüge, sondern um einen Bestandteil der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge. 
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Zu den Unterhaltsbeiträgen nach Satz 1 Nummer 1 zählen nicht die Unterhaltsbeiträge, die 
nach Gnadenrecht (§ 38 LBG LSA) oder Disziplinarrecht (§§ 10, 12 DG LSA) bewilligt wer-
den, weil nur die in diesem Gesetz genannten Unterhaltsbeiträge gemeint sind.  
 
 
Zu § 3 (Regelung durch Gesetz) 
 
Zu Absatz 1: 
Nach den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums ist die Versorgung durch 
Gesetz zu regeln (Gesetzesvorbehalt) und damit einer Vereinbarung zwischen Dienstherrn 
und Beamtin oder Beamtem entzogen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 konkretisiert den Gesetzesvorbehalt des Absatzes 1. Er stellt eine spezielle Rege-
lung gegenüber §§ 44, 38 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) i. V. m. § 1 Verwal-
tungsverfahrensgesetz LSA (VwVfG LSA) dar und stellt damit eindeutig klar, dass Verwal-
tungsakte, die eine höhere als die gesetzlich zustehende Versorgung intendieren, unwirksam 
sind. Bei entsprechenden Vereinbarungen stellt diese Regelung ferner ein ausdrückliches 
Verbot im Sinne von § 59 Abs. 1 VwVfG, § 1 VwVfG LSA i. V. m. § 134 BGB dar, so dass 
sich daraus ebenfalls die Nichtigkeit entsprechender Vereinbarungen ergibt. 
 
Zu Absatz 3: 
Das Verzichtsverbot ist Bestandteil des Alimentationsprinzips, welches auch nach Eintritt in 
den Ruhestand fort gilt. Eine Ausnahme gilt nur für einen in diesem Gesetz zugelassenen 
Verzicht wie z. B. die „Kleinbetrags-Klausel“ in § 5 Abs. 8. Unter das Verzichtsverbot fallen 
keine Leistungen, die nur auf Antrag gewährt werden. 
 
Es ist nicht erforderlich, die Verzichtsregelung des § 4 Abs. 4 BeamtVÜV fortzuführen. Nach 
dieser Regelung konnten Versorgungsempfänger, die infolge einer Verwendung im Beitritts-
gebiet neben seinem früheren Versorgungsbezug einen neuen Versorgungsanspruch erwor-
ben hatten, unwiderruflich auf diesen neuen Versorgungsbezug verzichten. Mangels Praxis-
relevanz ist diese Regelung entbehrlich. 
 
 
Zu § 4 (Allgemeine Anpassung) 
 
Zu Absatz 1: 
Die Regelung bezieht sich auf § 14 LBesG LSA, nach der die Besoldung entsprechend der 
Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse regelmäßig anzupassen ist, weil 
die Alimentationspflicht der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter auch im Ruhe-
stand fort gilt. Die Vorschrift konkretisiert den Alimentationsgrundsatz aus Art. 33 Abs. 5 
Grundgesetz (Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 27. September 2005 – 2 BvR 1387/02 –
, NVwZ 2005, 1294, 1298).  
 
Eine strikte Parallelität der Besoldungs- und Versorgungsentwicklung ist allerdings verfas-
sungsrechtlich nicht geboten, so dass eine unterschiedliche Anpassung zwischen Besoldung 
und Versorgung in einem Anpassungsgesetz als speziellere Regelung der allgemeinen Re-
gelung in Absatz 1 vorginge. Eine Kürzung ist aus sachlichen Gründen gerechtfertigt, wobei 
finanzielle Erwägungen in aller Regel für sich genommen nicht als ausreichende Legitimation 
für eine Kürzung der Altersversorgung angesehen werden (BVerfG, a. a. O., NVwZ 2005, 
1294, 1299).  
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 erweitert die Pflicht zu einer gesetzlichen Regelung auch auf strukturelle Änderun-
gen (z. B. eine Neuordnung der Besoldungstabellen, die auch für die Berechnung der Ver-



 Stand: 05.08.2014 

Seite 23 von 129 

sorgungsbezüge maßgeblich sind) sowie Anpassungen, die nicht linear, sondern durch feste 
Beträge erfolgen. 
 
 
Zu § 5 (Festsetzung und Zahlung der Versorgungsbezüge) 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 trifft die grundsätzliche Regelung zur Zuständigkeit der Festsetzung der Versor-
gungsbezüge und weist der obersten Dienstbehörde diese Aufgabe zu. Andere Regelungen 
sind jedoch vorrangig. In Sachsen-Anhalt sind dies zum einen § 2 Abs. 2 des Gesetzes über 
den Kommunalen Versorgungsverband Sachsen-Anhalt, nach der dem Versorgungsverband 
die Berechnung und Zahlung der beamtenrechtlichen Versorgungsleistungen der Kommunen 
zugewiesen worden ist und zum anderen die Bezüge-Zuständigkeitsverordnung, welche Re-
gelungen zur Festsetzung der Versorgungsbezüge für die Versorgung der Beamtinnen, Be-
amten, Richterinnen, Richter und deren Hinterbliebenen enthält. Diese Regelung, die auf der 
Grundlage des § 107 Abs. 2 BeamtVG erlassen wurde, ist in § 87 fortgeschrieben worden. 
 
Zu Absatz 2: 
Die Vorschrift trifft eine Regelung über den Zeitpunkt, in dem aufgrund von Ermessensvor-
schriften entschieden werden darf. Die hierauf beruhenden Versorgungsbezüge stehen nicht 
kraft Gesetzes zu, sondern erfordern einen konstitutiven Verwaltungsakt. Satz 1 regelt, dass 
erst beim Eintritt des Versorgungsfalles eine Entscheidung über eine Bewilligung von Ver-
sorgungsbezügen aufgrund von Ermessensvorschriften getroffen werden darf. Dazu zählen 
z. B. die Regelungen zu den Unterhaltsbeiträgen in § 22, § 33 Abs. 1, § 45 Abs. 2 Satz 2, 
§ 50 Abs. 3, § 80 Satz 2 und Satz 3. 
 
Satz 2 trifft eine Regelung über den Zeitpunkt der Prüfung über ruhegehaltfähige Dienstzei-
ten, die nicht zwingend bewilligt werden, sondern deren Anerkennung im Ermessen 
(„…soll…“ oder „…kann…“) steht. Aus Gründen der Beweissicherung liegt eine Pflicht zur 
zeitnahen Prüfung sowohl im Interesse des Dienstherrn als auch der Beamtin, des Beamten, 
der Richterin oder des Richters. Da in diesen Tatbeständen regelmäßig auch auf eine För-
derlichkeit vorheriger Tätigkeiten abgestellt wird, lassen sich diese Voraussetzungen im Zeit-
punkt der Berufung in das Beamten- oder Richterverhältnis besser als bei Eintritt des Ver-
sorgungsfalls prüfen. Die Einschränkung „in der Regel“ bedeutet, dass nur in Ausnahmefäl-
len bei der Berufung in das Beamtenverhältnis die Entscheidung noch nicht gefallen sein darf 
und die beabsichtigte Ernennung gleichwohl nicht mehr aufgeschoben werden soll. Die Er-
gebnisse der Prüfungen über Zeiten aufgrund der §§ 15, 17 Abs. 2 und 3 und 77 Abs. 3 ste-
hen unter dem Vorbehalt eines Gleichbleibens der Rechtslage. Aufgrund dieses Vorbehalts 
ist eine veränderte Rechtslage im Zeitpunkt der Festsetzung der Versorgungsbezüge zu be-
rücksichtigen (2. Halbsatz).  
 
Zu Absatz 3: 
Die Regelung verweist inhaltlich auf § 3 Abs. 4 LBesG LSA, nach der die Besoldung monat-
lich im Voraus gezahlt wird. Diese Regelung zählt zum Inhalt des Alimentationsprinzips, wel-
ches auch in der Versorgung gilt. Es wird sichergestellt, dass mit Beginn des Kalendermo-
nats über die Versorgungsbezüge verfügt werden kann. 
 
Zu Absatz 4: 
Die Vorschrift entspricht § 3 Abs. 5 LBesG LSA. Ein Anspruch auf Verzugszinsen wird kraft 
Gesetzes ausgeschlossen. Aufgrund des Dienst- und Treueverhältnisses ist eine gelegentli-
che verspätete Auszahlung hinzunehmen. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 ermöglicht es, die Bestellung einer oder eines Empfangsbevollmächtigten zu ver-
langen, sofern die oder der Versorgungsberechtigte im Inland keinen Wohnsitz oder dauern-
den Aufenthalt hat. Bei der Ausübung des Ermessens ist diese Maßnahme auf die Fälle zu 
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beschränken, in denen zu befürchten ist, dass der Versorgungsempfänger, die Versor-
gungsempfängerin oder die Hinterbliebenen ihrer Mitwirkungspflicht nicht oder nicht ausrei-
chend nachkommen können (z. B. bei nicht ausreichenden Sprachkenntnissen der Hinter-
bliebenen). 
 
Zu Absatz 6: 
Die Regelungen zur Kontoführung und zur Kostentragungspflicht entsprechen grundsätzlich 
denen in der Besoldung (§ 17 LBesG LSA). Bei im Ausland geführten Konten trägt die Ver-
sorgungsempfängerin oder der Empfänger zusätzlich die Kosten und das Risiko der Über-
mittlung der Versorgungsbezüge. Ferner trägt sie oder er das Risiko der Kosten einer Mel-
dung einer ausgehenden Zahlung in das Ausland nach § 59 der Außenwirtschaftsverord-
nung.  
 
Zu Absatz 7: 
Absatz 7 enthält eine Rundungsregelung, die in den Sätzen 1 bis 3 der Regelung in § 3 Abs. 
6 LBesG LSA entspricht.  
 
Zu Absatz 8: 
Diese Kleinbetragsklausel soll unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand vermeiden.  
 
 
Zu § 6 (Abtretung, Verpfändung, Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht, Umrech-
nung fremdländischer Währungen) 
 
Die Vorschrift ist inhaltsgleich mit § 12 Abs. 1 und 2 LBesG LSA. Die Regelungen sind alle-
samt zwingendes Recht und können durch Vereinbarung nicht geändert werden. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 regelt, in welchem Umfang die Versorgungsbezüge abgetreten oder verpfändet 
werden können. Sie sichert den angemessenen Lebensunterhalt, indem Abtretungen und 
Pfändungen nur in dem gesetzlichen Umfang zulässig sind. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 begrenzt ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht des Dienstherrn mit einer 
Forderung, die ihm gegen die Versorgungsempfängerin oder dem Versorgungsempfänger 
zusteht, gegen den Versorgungsanspruch, um den angemessenen Lebensunterhalt nicht zu 
gefährden. Mit einem Zurückbehaltungsrecht können beispielsweise Mitwirkungspflichten in 
versorgungsrechtlichen Angelegenheiten (z. B. Einkommensnachweise) durchgesetzt wer-
den. Bei einem Schaden aufgrund einer vorsätzlich unerlaubten Handlung gelten die Schutz-
vorschriften jedoch nicht, da die Versorgungsempfängerin oder der Versorgungsempfänger 
nicht mehr als schutzwürdig gilt (Satz 2). 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 erweitert den Pfändungsschutz um Bezüge, auf die die Versorgungsberechtigten im 
besonderen Maße angewiesen sind, weil sie die Kosten einer Bestattung (Sterbegeld), Auf-
wendungen nach einem Dienstunfall (Erstattung der Kosten des Heilverfahrens und der 
Pflege), Ersatz von Mehraufwendungen eines erwerbsgeminderten Beamten oder einer er-
werbsgeminderten Beamtin (Unfallausgleich), Ersatz für eine unzureichende Absicherung 
nach einem qualifizierten Dienstunfall (einmalige Unfallentschädigung) oder Ersatz sonstiger 
Schäden bei besonderen Verwendungen im Ausland (Schadensausgleich in besonderen 
Fällen) bestreiten bzw. abmildern sollen (Satz 1). 
 
Satz 2 enthält für das Sterbegeld die Sonderregelung, dass überzahlte Besoldung oder 
überzahlte Versorgungsleistungen saldiert werden dürfen. Es handelt sich dabei um Über-
zahlungen, die noch zu Lebzeiten der oder des Verstorbenen ergangen sind. Leistungen, die 
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erst nach dem Tod ohne Rechtsgrund geleistet werden, sind nach den Regelungen über 
eine Rückforderung von Versorgungsbezügen abzuwickeln. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 trifft Regelungen zur Umrechnung fremdländischer Währungen. Keine Anwendung 
findet die Regelung, wenn eine finanzielle Leistung von einer Bank in Euro gutgeschrieben 
wird. Nur bei einer Gutschrift in einer ausländischen Währung besteht ein Regelungsbedürf-
nis. 
 
Maßgebend sind die amtlichen Wechselkurse (Satz 1 und 2). Satz 3 unterscheidet zwischen 
wiederkehrenden und einmaligen finanziellen Leistungen. Da die Versorgungsbezüge mo-
natlich zu zahlen sind und wiederkehrende Leistungen darstellen, ist bei wiederkehrenden, 
zu berücksichtigenden Leistungen ebenfalls ein monatlicher Mittelwert die Bezugsgröße. Bei 
einmaligen Leistungen wird ein Jahresmittelwert als Bezugsgröße zugrunde gelegt.  
 
 
Zu § 7 (Rückforderung von Versorgungsbezügen) 
 
Zu Absatz 1: 
Ist eine Leistung rechtsgrundlos erbracht, so hat die Empfängerin oder der Empfänger sie 
zurück zu gewähren. Die Verweisung auf die §§ 812 ff. BGB über die Herausgabe einer un-
gerechtfertigten Bereicherung begrenzt die Erstattungspflicht der Versorgungsempfängerin 
oder des Versorgungsempfängers. 
 
Die Billigkeitsentscheidung in Satz 3 hat den Zweck, eine allen Umständen des Einzelfalls 
gerecht werdende Lösung zu ermöglichen, bei der neben objektiven Kriterien (z. B. ausrei-
chende Deckung des Lebensunterhalts) auch subjektive Kriterien (z. B. fehlendes Verschul-
den der Versorgungsempfängerin oder des Versorgungsempfängers) berücksichtigt werden. 
 
Das Ermessen ermöglicht ferner, auf eine Rückforderung ganz oder teilweise zu verzichten. 
Dabei steht es nicht im Ermessen, ob überhaupt eine Billigkeitsprüfung vorgenommen wird, 
denn diese ist zwingend vorgeschrieben. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 enthält eine Bagatellregelung, die der Verwaltungsvereinfachung dient. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt Erstattungspflichten nach dem Tode der Versorgungsempfängerin oder des 
Versorgungsempfängers durch Verweis auf § 118 Abs. 3, 4 und 5 SGB VI. Die Anwendung 
dieser Regelungen ist im Versorgungsrecht erforderlich, weil nach dem Tod nur noch wenige 
Ansprüche des Dienstherrn zur Aufrechnung zur Verfügung stehen.  
 
Es werden sowohl die Geldinstitute (durch Verweis auf § 118 Abs. 3 SGB VI) als auch an-
derweitig über das Konto des oder der Verstorbenen Verfügende (durch Verweis auf § 118 
Abs. 4 SGB VI) zur Rücküberweisung verpflichtet, sofern eine Rückforderung wegen zu Un-
recht erbrachter Leistungen erfolgt ist. Die bisherige Verwaltungspraxis wird damit unverän-
dert fortgeführt. Durch Verweis auf § 118 Abs. 5 SGB VI wird ferner geregelt, dass ein An-
spruch der Erben als erfüllt gilt, sofern im Monat des Todes der oder des Versorgungsbe-
rechtigten laufende Geldleistungen fällig geworden und auf das bisherige Empfängerkonto 
überwiesen worden sind. 
 
Ein Verweis auf § 118 Abs. 4a SGB VI ist nicht erfolgt, weil diese Regelung Verjährungsvor-
schriften enthält. § 8 dieses Gesetzes regelt die Verjährung jedoch abschließend. 
 
 
Zu § 8 (Verjährung) 
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Eine Verjährung hat zur Folge, dass nach Zeitablauf ein Anspruch nicht mehr durchsetzbar 
ist. Bis jetzt verjähren Ansprüche nach den allgemeinen Regelungen des BGB, d. h. drei 
Jahre nach Bekanntwerden der maßgebenden Tatsachen. Nunmehr wird eine eigene Ver-
jährungsregelung aufgenommen, um eine landesrechtliche Grundlage zu haben. 
 
Zu Absatz 1: 
Die Verjährung betrifft sowohl Ansprüche des Dienstherrn (z. B. auf Rückforderung) als auch 
auf Nachzahlung gegenüber dem Dienstherrn. Die Verjährung beträgt drei Jahre, wobei für 
den Beginn der Frist das Entstehen des Anspruchs maßgeblich ist. Kenntnis oder grobfahr-
lässige Unkenntnis von den den Anspruch begründenden Umständen sowie der Person des 
Schuldners sind nicht erforderlich (Satz 2). Satz 3 verweist auf die entsprechende Anwen-
dung der Vorschriften zur Verjährung und zur Fristberechnung des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. Da diese sich im Bundesrecht befinden, jedoch im Land angewendet werden sollen, 
erfolgt ein ausdrücklicher Verweis auf diese Regelungen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 berücksichtigt, dass versorgungserhebliche Sachverhalte, über die der Dienstherr 
getäuscht oder pflichtwidrig in Unkenntnis gelassen wird, nur unter erschwerten Bedingun-
gen und regelmäßig erst nach längerer Zeit und umfangreichen Ermittlungen, bekannt wer-
den. Da in solchen Fällen auch ein Vertrauenstatbestand des Täuschenden ausscheidet, ist 
eine Verlängerung der Verjährungsfrist auf zehn Jahre sachgerecht. 
 
 
Zu § 9 (Anzeigepflichten) 
 
§ 9 regelt Anzeigepflichten sowohl für die Beschäftigungsstellen (sofern sie Versorgungsbe-
rechtigte beschäftigen) als auch die Versorgungsberechtigten. Diese Anzeigepflichten beste-
hen unabhängig voneinander. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 regelt die Anzeigepflicht der Beschäftigungsstelle gegenüber der Pensionsbehörde. 
Zu den Beschäftigungsstellen zählen alle Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts und ihre Verbände. Private Arbeitgeber fallen nicht darunter. Bei einer Be-
schäftigung bei einem privaten Arbeitgeber bleibt nur die Anzeigepflicht nach Absatz 2. 
 
Der Anzeigepflicht unterliegt jede Verwendung, für die Bezüge geleistet werden. Zu den Be-
zügen zählen sowohl Besoldung aus einem öffentlich-rechtlichen als auch ein Entgelt aus 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis. Ferner fallen auch Änderungen in der Höhe der 
Bezüge, die Zahlungseinstellung als auch die Gewährung einer Versorgung unter Absatz 1. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt abschließend die Anzeigepflichten der Versorgungsberechtigten und zählt 
diese in einem Katalog auf. Im Gegensatz zum bisherigen Recht ist eine formlose Anzeige 
nicht mehr ausreichend, sondern es ist ein Schriftformerfordernis aufgenommen worden. 
Nach § 3a Abs. 2 VwVfG i. V. m. § 1 VwVfG LSA fällt darunter auch elektronische Kommuni-
kation mit qualifizierter elektronischer Signatur. 
 
In der Nummer 1 des Satzes 1 wird die Anzeigepflicht bei einer Verlegung des Wohnsitzes 
geregelt. Da bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfängern ein persönlicher 
Kontakt weder zur ehemaligen Beschäftigungsdienststelle noch zur Pensionsbehörde mehr 
besteht oder bei Hinterbliebenen möglicherweise niemals bestanden hat, könnte der für 
Schriftverkehr notwendige Wohnsitz möglicherweise erschwert in Erfahrung gebracht wer-
den. 
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Satz 1 Nummer 2 regelt die Anzeigepflicht von Renten, Erwerbseinkommen, Erwerbsersatz-
einkommen, Versorgungsbezügen sowie sonstiges eigenes Einkommen. Diese Einkünfte 
sind für Anrechnungs- und Ruhensvorschriften erforderlich. 
 
Satz 1 Nummer 3 steht im Zusammenhang mit dem Erlöschen einer Witwenversorgung im 
Zusammenhang mit einer erneuten Verheiratung oder erneuten eingetragenen Lebenspart-
nerschaft und regelt, dass diese Heirat oder eingetragene Lebenspartnerschaft anzuzeigen 
ist.  
 
Satz 1 Nummer 4 begründet eine Anzeigepflicht einer entlassenen Beamtin oder eines ent-
lassenen Beamten während des Bezugs von Übergangsgeld. Da auf diese Übergangsgelder 
Erwerbseinkommen oder Erwerbsersatzeinkommen angerechnet werden, ist die Anzeige 
gegenüber der Pensionsbehörde notwendig. 
 
Satz 1 Nummer 5 regelt eine Anzeigepflicht, sofern die allgemeine Wartezeit in der gesetzli-
chen Rentenversicherung erfüllt ist und diese für die Anerkennung von Zeiten nach § 18 Abs. 
1 Satz 2 als ruhegehaltfähige Dienstzeit oder für Kinder- oder pflegebezogene Leistungen 
nach den §§ 61 bis 65 erforderlich ist. 
 
Satz 2 erweitert die Anzeigepflicht auf Vorlage von Nachweisen, die als Beleg der anzeige-
pflichtigen Angaben erforderlich sind. Erweitert wird die Anzeigepflicht – im Gegensatz zur 
bisherigen Gesetzeslage – um die Vorlagepflicht einer Lebensbescheinigung auf Verlangen 
der Pensionsbehörde.  
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 trifft eine Regelung für den Fall, dass der Anzeigepflicht nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 
oder 3 nicht nachgekommen wird. In diesen Nummern werden Einkünfte und sonstige Ver-
sorgungs- und Unterhaltsansprüche der Anzeigepflicht unterworfen, deren Nichtbeachtung 
erhebliche Überzahlungen zur Folge haben könnte. Satz 1 sieht ein Zurückbehaltungsrecht 
vor.  
 
Sollte dieses nicht ausreichend sein, um die Anzeigepflicht durchzusetzen, sieht Satz 2 ei-
nen Entzug der Versorgung vor. Dieser setzt voraus, dass vorher für einen Zeitraum von 
sechs Monaten ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt worden ist. Der Entzug steht im Ermes-
sen. Dabei sollte als schonendes Mittel ein teilweiser Entzug vorher angekündigt und durch-
gesetzt werden, bevor die Versorgungsbezüge vollständig entzogen werden. 
 
Bei der Ausübung des Ermessens sind ferner die Art und Schwere der Anzeigepflichtverlet-
zung, der Grad des Verschuldens, die Folgen des Verstoßes für die Pensionsbehörde und 
die ersichtlichen finanziellen Verhältnisse der oder des Versorgungsberechtigten zu berück-
sichtigen. Die Entscheidung trifft die Pensionsbehörde.  
 
 
Zu Kapitel 2 (Ruhegehalt und Unterhaltsbeitrag) 
 
Dieses Kapitel enthält Regelungen zur Ermittlung des Ruhegehalts und eines Unterhaltsbei-
trags an Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte.  
 
 
Zu § 10 (Entstehen und Berechnung des Ruhegehalts) 
 
Die Vorschrift enthält grundsätzliche Regelungen über das Entstehen des Anspruchs auf 
Ruhegehalt und dessen Berechnung. Die Voraussetzungen für den Ruhestand selbst sind 
dagegen in den §§ 39 – 44 LBG LSA geregelt. 
 
Zu Absatz 1: 
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Nach der Nummer 1 des Satzes 1 ist für den Anspruch auf Ruhegehalt eine Wartezeit von 
fünf Jahren erforderlich. Nach Satz 1 Nummer 2 wird auf die Erfüllung der Wartezeit verzich-
tet, wenn durch die Dienstausübung die Dienstunfähigkeit verursacht worden ist. Dabei darf 
kein grobes Verschulden der Beamtin, des Beamten, des Richters oder der Richterin vorlie-
gen. Grobes Verschulden umfasst Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Grobe Fahrlässigkeit 
liegt vor, wenn die erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße verletzt ist und dasje-
nige unbeachtet geblieben ist, was jedem hätte einleuchten müssen. 
 
Satz 2 trifft eine Legaldefinition für den Begriff der „Dienstzeit“ nach Satz 1 Nummer 1. Diese 
setzt eine Berufung in das Beamtenverhältnis und eine Regelung der Ruhegehaltfähigkeit 
voraus. Eine Teilzeitbeschäftigung führt nicht zu einer Verlängerung der Wartezeit. Die re-
gelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit ist in § 12 definiert. 
 
Satz 3 stellt Zeiten den ruhegehaltfähigen Zeiträumen gleich, soweit sie kraft gesetzlicher 
Vorschrift als ruhegehaltfähig gelten oder sie als Zeiträume in einem privatrechtlichen Ar-
beitsverhältnis als ruhegehaltfähige Dienstzeit gemäß § 15 berücksichtigt werden. 
 
Satz 4 macht vom Satz 3 die Ausnahme, dass Zeiten vor dem 3. Oktober 1990 im Beitritts-
gebiet nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. Damit wird die Regelung 
fortgeführt, dass eine Wartezeit nach dem Beamtenversorgungsrecht nur durch ab dem Bei-
tritt zurückgelegte Zeiten erfüllt werden konnte (Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt 
III Nr. 9 Buchstabe b des Einigungsvertrages vom 31. August 1990, BGBl. II S. 885, 1142). 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt eine Ausnahme für den Beginn des Anspruchs auf Ruhegehalt für in den 
einstweiligen Ruhestand versetzte Beamtinnen und Beamte sowie abgewählte Beamtinnen 
auf Zeit und abgewählte Beamte auf Zeit. Diese erhalten mit Beginn des einstweiligen Ruhe-
standes für den laufenden Monat und die drei folgenden Monate weiterhin Besoldung (§ 4 
LBesG LSA). Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit Ablauf dieser drei Monate, um Dop-
pelzahlungen in diesem dreimonatigen Zeitraum zu vermeiden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 enthält die Grundsatzregelung, nach der sich das Ruhegehalt bemisst. Es knüpft an 
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und die ruhegehaltfähige Dienstzeit an. Anderweitige 
Vereinbarungen zwischen Dienstherr und Beamtin, Beamtem, Richterin oder Richter sind 
aufgrund des Gesetzesvorbehalts (§ 3 Abs. 1 und 2) unzulässig.  
 
 
Zu § 11 (Ruhegehaltfähige Dienstbezüge) 
 
Die Vorschrift definiert die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und regelt ferner weitere Voraus-
setzungen für die Ruhegehaltfähigkeit sowie Ausnahmen von dem Grundsatz, dass die zu-
letzt zugestandenen Dienstbezüge als ruhegehaltfähig gelten. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 Satz 1 definiert abschließend die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge.  
 
Zu dem Grundgehalt in der Nummer 1 zählen auch die Amtszulagen als Bestandteil des 
Grundgehaltes (§ 40 Abs. 2 Satz 2 LBesG LSA).  
 
Der Familienzuschlag der Stufe 1 (Verheiratetenbestandteil) zählt nach Nummer 2 ebenfalls 
zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen. Die kindbezogenen Bestandteile im Familienzu-
schlag (Stufe 2 des Familienzuschlags) zählen nicht zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
gen, weil sie neben dem Ruhegehalt gezahlt werden (§ 60 Abs. 1 Satz 2). 
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Nummer 3 verweist auf sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungsrecht als ruhegehaltfähig 
bezeichnet sind. Dazu zählen beispielsweise die Ausgleichszulage nach § 41 Abs. 1 Satz 4 
LBesG LSA und die Allgemeine Stellenzulage nach Vorbemerkung Nr. 13 zur Besoldungs-
ordnung A LBesG LSA. 
 
Die Nummer 4 verweist auf die Leistungsbezüge der Professorinnen und Professoren, wel-
che ein Amt der Besoldungsordnung W bekleiden, soweit diese gemäß § 32 LBesG LSA 
ruhegehaltfähig sind. 
 
Die Ruhegehaltfähigkeit der Vergütung von im Außendienst beschäftigten Gerichtsvollziehe-
rinnen und Gerichtsvollzieher war bisher nur auf Verordnungsebene geregelt. Diese Voraus-
setzungen sollen nunmehr in einem formellen Gesetz geregelt werden. Dazu wird die Rege-
lung des § 79 neu in das Gesetz aufgenommen und parallel dazu die Aufzählung in Absatz 1 
Satz 1 ergänzt. 
 
Alle weiteren Besoldungsbestandteile, die in den Nummern 1 bis 5 nicht aufgezählt sind, 
zählen demnach nicht zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen. Darunter fallen u. a. Stel-
lenzulagen (sofern nicht ausnahmsweise als ruhegehaltfähig bezeichnet), der Altersteilzeit-
zuschlag (§ 6 Abs. 2 LBesG LSA), der Zuschlag bei begrenzter Dienstfähigkeit (§ 7 Abs. 1 
Satz 2 LBesG LSA), Aufwandsentschädigungen (§ 16 LBesG LSA) und Auslandsdienstzu-
schläge und der Auslandsverwendungszuschlag (§§ 47, 50 LBesG LSA).  
 
Die in den Nummern 1 und 3 genannten Besoldungsbestandteile (Grundgehalt und sonstige 
Dienstbezüge) sind ruhegehaltfähig, sofern vor dem Eintritt in den Ruhestand („zuletzt“) ein 
Anspruch der Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des Richters bestand. Der Verheira-
tetenbestandteil wird nach Maßgabe der besoldungsrechtlichen Regelungen gewährt (§ 60 i. 
V. m. § 38 LBesG LSA). 
 
Die in den Nummern 4 und 5 genannten Besoldungsbestandteile (Leistungsbezüge für Pro-
fessorinnen und Professoren und die Vollstreckungsvergütung für Gerichtsvollzieherinnen 
und Gerichtsvollzieher) müssen nicht notwendigerweise vor Eintritt in den Ruhestand zuge-
standen haben. 
 
Satz 2 stellt klar, dass bei einer Teilzeitbeschäftigung oder einer verminderten Dienstfähig-
keit, die zu einer Herabsetzung der Arbeitszeit (§ 27 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG) und demnach 
auch zu einer Verringerung der Besoldung führt (§ 7 Abs. 1 Satz 1 LBesG LSA), vor dem 
Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge einer 
Vollzeitkraft berücksichtigt werden. Satz 3 regelt die gleiche Rechtsfolge bei einer Beurlau-
bung unter Wegfall der Dienstbezüge. Die verminderte Dienstleistungspflicht aufgrund einer 
Teilzeitbeschäftigung schlägt sich im Rahmen der Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit nieder (vgl. § 12 Abs. 1 Sätze 3 und 4). 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 macht von dem Grundsatz, dass das zuletzt zugestandene Grundgehalt für die ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge maßgeblich ist, eine Ausnahme für die Fälle, dass eine 
Dienstunfähigkeit auf einem Dienstunfall beruht und aus diesem Grund ein Eintritt in den 
Ruhestand erfolgt. In diesen Fällen ist aus Fürsorgegründen das Grundgehalt der Endstufe 
der Besoldungsgruppe des Amtes zugrunde zu legen, in dem die Beamtin oder der Beamte 
sich bei Eintritt in den Ruhestand befunden hat, wobei hierfür mindestens im Wesentlichen 
anforderungsgerechte Leistungen unterstellt werden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt Fälle des Eintritts in den Ruhestand aus einem Amt, bei dem es sich entwe-
der nicht um das Einstiegsamt der jeweiligen Laufbahn oder um ein laufbahnfreies Amt han-
delt (z. B. ein Amt einer Professorin oder eines Professors oder einer kommunalen Wahlbe-
amtin oder eines kommunalen Wahlbeamten) handelt und das beim Eintritt in den Ruhe-
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stand noch keine zwei Jahre bekleidet worden ist. Aufgrund des fehlenden Anspruchs auf 
Dienstbezüge für einen Zeitraum von zwei Jahren ist nur das Grundgehalt des vorher beklei-
deten Amtes für die Bemessung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge maßgeblich (Satz 1).  
 
Satz 2 trifft eine Regelung für den Fall, dass vorher kein Amt verliehen worden war. Dies 
kann beispielsweise bei einer Einstellung in einem Beförderungsamt nach § 19 Satz 2 oder 
Satz 3 LBG LSA oder bei der Übertragung eines nicht zu einer Laufbahn gehörenden Amtes 
der Fall sein. Als Rechtsfolge sieht Satz 2 die Festsetzung des Grundgehalts der nächstnied-
rigeren Besoldungsgruppe vor. Zuständig für die Entscheidung ist die oberste Dienstbehörde 
im Einvernehmen mit dem für das Beamtenversorgungsrecht zuständigen Ministerium. 
 
Der neue Satz 3 fingiert, dass Ämter der Besoldungsordnung R (Richterinnen, Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte) zu einer Laufbahn gehören. Da die Ämter der Richte-
rinnen und Richter keiner Laufbahn angehören, ist eine klarstellende Ergänzung zweckdien-
lich. 
 
Im Gegensatz zum bisherigen Recht werden Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, 
die als ruhegehaltfähig anerkannt worden sind, nicht mehr für die Wartezeit berücksichtigt. 
Die Wartezeit setzt demnach die Wahrnehmung der Aufgaben des Amtes voraus.  
 
Zu Absatz 4: 
Es werden nach Satz 1 Amtszulagen zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen gezählt, auch 
wenn sie ohne Ernennung bewilligt worden sind.  
 
Nach Erlass des Beamtenstatusgesetzes war es unklar, ob die frühere Verwaltungspraxis, 
Amtszulagen durch Einweisungsschreiben zu verleihen, fortgeführt werden konnte. In Einzel-
fällen war auf eine Ernennung verzichtet worden. Auch wenn diese Ernennungen später 
nachgeholt wurden, war es nicht in jedem Fall möglich, dass diese Ernennung zwei Jahre 
vor dem Eintritt in den Ruhestand erfolgte. Diese versorgungsrechtliche Heilungsvorschrift 
fordert, dass die Gewährung einer Amtszulage beabsichtigt war, was beispielsweise durch 
Einweisungsverfügungen und Aufnahme der Zahlung dokumentiert werden kann. In den Fäl-
len, in denen die Ernennung einer anderen Stelle vorbehalten war (z. B. ein Ernennungsvor-
behalt einer höheren Behörde oder einer anderen obersten Landesbehörde), ist es erforder-
lich, dass diese die Ernennungsabsicht rückwirkend schriftlich erklärt. Diese Zahlungen müs-
sen auch mindestens zwei Jahre erfolgt sein, weil die zweijährige Wartezeit auch bei wirk-
samen Ernennungen gefordert wird.  
 
Satz 2 erweitert diese Vorschrift auf eine unwirksame Verleihung eines Amtes unter den 
gleichen Voraussetzungen mit der Rechtsfolge, dass sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
ge aus dem unwirksamen verliehenen Amt bemessen. 
 
Die Sätze 1 und 2 verfolgen den Zweck, dass Fehler im Gesetzesvollzug nicht zu dauerhaf-
ten Nachteilen für Beamtinnen und Beamte führen, zumal es keine Heilungsvorschrift gibt, 
die rückwirkend unwirksame Ernennungen als wirksam fingiert. 
 
In § 84 Abs. 7 ist eine Übergangsregelung aufgenommen worden, dass diese Regelung mit 
Eintritt des Versorgungsfalles anzuwenden ist, auch wenn die höheren Dienstbezüge vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geleistet sein sollten. 
 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 befreit von dem Erfordernis der Zweijahresfrist nach Absatz 3 in den Fällen, in de-
nen der Eintritt in den Ruhestand wegen Dienstbeschädigung erfolgt ist, weil die Beamtin 
oder der Beamte in diesen Fällen an der Erfüllung der Zweijahresfrist gehindert war und die-
ser Hinderungsgrund in der dienstlichen Sphäre lag.  
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Erforderlich ist nach Satz 1, dass die Krankheit, Verwundung oder sonstige Beschädigung 
bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen wurde. Diese Formulierung 
ist weiter als die Formulierung „infolge des Dienstes“ bei der Definition des Dienstunfalls in 
§ 38 Abs. 1 Satz 1 und verlangt lediglich einen losen, mittelbaren Zusammenhang mit dem 
Dienst. Da ein Dienstunfall weitergehende Rechtsfolgen haben kann (z. B. Anspruch auf ein 
Heilverfahren und Unfallfürsorge), ist es gerechtfertigt, beim Dienstunfall einen engeren Ur-
sachenzusammenhang zu fordern. 
 
Satz 1 erfordert ferner, dass kein grobes Verschulden der Beamtin, des Beamten, des Rich-
ters oder der Richterin vorliegt. „Grobes Verschulden“ ist wie in § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zu 
verstehen. 
 
Satz 2 befreit ferner die Hinterbliebenen von dem Erfordernis der Zweijahresfrist in den Fäl-
len, in denen der Tod der Beamtin oder des Beamten infolge einer Dienstbeschädigung ein-
getreten ist. 
 
Satz 3 befreit zudem von der Notwendigkeit, dass in den Fällen der unwirksamen Ernennung 
die Bezüge mindestens zwei Jahre geleistet worden sein müssen. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 trifft Regelungen für den Fall einer Versetzung in ein Amt mit geringeren Dienstbe-
zügen. Für diese Versetzung in ein Amt mit geringerer Wertigkeit ist in der Regel die Zu-
stimmung der Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des Richters erforderlich. Aus der 
Abgabe der Zustimmungserklärung soll der Beamtin, dem Beamten, der Richterin oder dem 
Richter jedoch kein Nachteil erwachsen. 
 
Satz 1 fordert, dass das vorherige höher bewertete Amt mindestens zwei Jahre verliehen 
gewesen sein muss und knüpft an die generelle Zweijahresfrist des Absatzes 3 an. Das Tat-
bestandsmerkmal „nicht lediglich auf ihren oder seinen im eigenen Interesse gestellten An-
trag“ fordert, dass die Versetzung zumindest auch im dienstlichen Interesse liegen muss. Ein 
daneben vorhandenes privates Interesse der Beamtin, des Beamten, der Richterin oder des 
Richters ist auch dann unschädlich, wenn es überwiegt. 
 
Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus dem früheren Amt bemessen sich nach der Stufe 
und der Besoldungsgruppe im Zeitpunkt des Übertritts in das niedrigere Amt. Dies wird durch 
den Einschub „im Zeitpunkt des Übertritts“ klargestellt. Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
sind jedoch bei Eintritt in den Ruhestand zu berechnen und nicht nach dem Zeitpunkt des 
Übertritts. 
 
Satz 2 regelt durch Verweis auf Absatz 4, dass die Zweijahresfrist bei einem Eintritt in den 
Ruhestand vor Ablauf dieser Frist infolge von Krankheit, Verwundung oder sonstiger Be-
schädigung, die die Beamtin oder der Beamte sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung 
oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, nicht gilt. 
 
Satz 3 bestimmt als Obergrenze der Rechtsstandswahrung die ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge des letzten Amtes. Diese sind häufig mit den tatsächlichen zuletzt zugestandenen 
Dienstbezügen identisch, können aber auch abweichen, sofern in den tatsächlichen Dienst-
bezügen auch nichtruhegehaltfähige Besoldungsbestandteile wie Stellenzulagen oder Vergü-
tungen enthalten sind. 
 
Zu Absatz 6: 
Absatz 6 führt die mit Wirkung vom 1. April 2011 eingeführte Regelung des § 8 Nr. 2 Buchst. 
d BesVersEG LSA fort und nimmt in Satz 3 lediglich redaktionelle Anpassungen vor.  
 
Die Regelung verfolgt das Ziel, den Wechsel aus einem Amt der Besoldungsordnung A, B 
oder C in ein Amt der Besoldungsordnung W zu erleichtern, da häufig die bisherigen ruhe-
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gehaltfähigen Dienstbezüge höher als das Grundgehalt der Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 
waren. Der grundsätzlich gewünschte Wechsel von Professorinnen oder Professoren aus 
der Besoldungsordnung C in die Besoldungsordnung W wurde früher gehemmt. 
 
Satz 1 bestimmt, dass bei einer wechselbedingten Verringerung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge nicht diese, sondern die mindestens zwei Jahre bezogenen früheren ruhegeh-
altfähigen Dienstbezüge der Berechnung des Ruhegehalts zusammen mit der zum Zeitpunkt 
des Wechsels in die Besoldungsordnung W erreichten Grundgehaltsstufe zugrunde gelegt 
werden. 
 
Satz 2 regelt, dass auf die Zweijahresfrist nach Satz 1 die Zeit angerechnet wird, in der die 
Professorin oder der Professor einen Anspruch auf Dienstbezüge aus einem Amt der Besol-
dungsordnung W hatte. Satz 3 verweist auf die Regelung in Absatz 4 und stellt sicher, dass 
in Fällen der Dienstbeschädigung die Zweijahresfrist nicht anzuwenden ist. Durch den Ver-
weis auf Absatz 5 Satz 3 gilt die dort bestimmte Obergrenze des Ruhegehalts der ruhegeh-
altfähigen Dienstbezüge des letzten Amtes.  
 
 
Zu § 12 (Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit) 
 
Die Vorschrift regelt, welche Zeiten kraft Gesetzes ruhegehaltfähig sind. 
 
Zu Absatz 1: 
In Satz 1 wird die Dienstzeit im Beamtenverhältnis als ruhegehaltfähig erklärt. Diese umfasst 
den Zeitraum ab der ersten Berufung in das Beamtenverhältnis im Dienst eines öffentlich-
rechtlichen Dienstherrn. Der Begriff des öffentlich-rechtlichen Dienstherrn ist mit dem in § 25 
Abs. 1 LBesG LSA (jedoch nicht die gleichgestellten Arbeitgeber und Dienstherrn in § 25 
Abs. 2 LBesG LSA) identisch. Satz 2 regelt Ausnahmen von der Ruhegehaltfähigkeit der 
Dienstzeiten in einem Beamtenverhältnis. 
 
Nach der Nummer 1 des Satzes 2 sind Zeiten in einem Beamtenverhältnis auf Widerruf, wel-
ches nur der vorübergehenden Wahrnehmung von hoheitlichen oder staatlichen Aufgaben 
dienen soll, von der Berücksichtigung als ruhegehaltfähige Dienstzeit ausgeschlossen. Auf-
grund ihres Rechtsstandes und des fehlenden Anspruchs auf Besoldung wird in einem derar-
tigen Beamtenverhältnis keine Anwartschaft auf eine Versorgung im Ruhestand begründet. 
 
Nach der Nummer 2 des Satzes 2 sind Zeiten in einem Ehrenbeamtenverhältnis nicht ruhe-
gehaltfähig. Aufgrund des fehlenden Besoldungsanspruchs und des Rechtsstands wird auch 
hier keine Anwartschaft auf Versorgung im Ruhestand begründet. 
 
Nach der Nummer 3 des Satzes 2 sind Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge nicht 
ruhegehaltfähig, zumal es auch an einer entsprechenden Dienstleistung fehlt. Eine Ausnah-
me ist in Absatz 2 geregelt. 
 
Zeiten eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter Verlust der Dienstbezüge (§ 9 
LBesG LSA) werden ebenfalls nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, da in die-
ser Zeit ohne hinreichende Gründe (z. B. Krankheit oder Urlaub) kein Dienst geleistet wurde 
(Satz 2 Nummer 4). 
 
Ferner sind Zeiträume, für die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln gewährt worden ist, 
von der Berücksichtigung als ruhegehaltfähige Dienstzeit ausgeschlossen (Satz 2 Nummer 
5). 
 
Satz 3 regelt, dass Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung anteilmäßig als ruhegehaltfähig gewer-
tet werden. Maßgebend ist das Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit. Da 
bei einer Teilzeitbeschäftigung bei Eintritt in den Ruhestand die ruhegehaltfähigen Dienstbe-
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züge auf der Basis einer Vollzeitbeschäftigung gewertet werden (§ 11 Abs. 1 Satz 2), wird 
die reduzierte Dienstleistung im Rahmen des Umfangs der regelmäßigen ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit berücksichtigt. 
 
Satz 4 regelt, dass die Zeiten einer Altersteilzeit zu 90 v. H. der regelmäßigen Arbeitszeit als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit gewertet wird. Damit wird die durch das Versorgungsreformge-
setz vom 29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666) eingeführte Regelung fortgeführt. Sie zeichnet die 
zusätzlichen Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung für die Tarifbeschäftigten im 
öffentlichen Dienst (§ 5 Abs. 4 des Tarifvertrages zur Regelung der Altersteilzeit - TV ATZ -) 
nach. 
 
Für Zeiten einer eingeschränkten Dienstfähigkeit gilt nach Satz 5 grundsätzlich, dass diese 
Zeiten im Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit als ruhegehaltfähig gewer-
tet werden. Durch den Verweis auf die Regelung der Zurechnungszeit in § 19 Abs. 1 Satz 1 
wird sichergestellt, dass die Teildienstfähigkeit nicht zu einer Schlechterstellung gegenüber 
einem Eintritt in den Ruhestand aufgrund einer Dienstunfähigkeit führt. Satz 5 ordnet daher 
eine Vergleichsberechnung an. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 Satz 1 regelt für den Fall einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, die grundsätzlich 
nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit gewertet wird, eine Ausnahme, wenn diese Beurlau-
bung öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient.  
 
Ob eine Beurlaubung einem öffentlichen Belang dient, kann beispielsweise einer gesetzge-
berischen Zielsetzung in einem Fachgesetz entnommen werden. So regelt beispielsweise 
§ 16a Abs. 5 Satz 4 SchulG LSA, dass eine Beurlaubung einer Lehrkraft ohne Bezüge zur 
Wahrnehmung einer Tätigkeit an einer Ersatzschule bei Anwendung beamtenrechtlicher 
Vorschriften einer im öffentlichen Dienst verbrachten Beschäftigungszeit gleichzustellen ist. 
Die gesetzgeberische Grundentscheidung lautet daher in diesem Beispiel, dass die außer-
halb des öffentlichen Dienstes verbrachte Tätigkeit an einer Ersatzschule der Dienstzeit an 
einer staatlichen Schule gleichzusetzen ist, so dass die Beurlaubung unter Wegfall der Be-
züge einem öffentlichen Belang (Sicherstellung der Unterrichtsversorgung) dient. 
 
Eine Beurlaubung dient – als Unterfall des öffentlichen Belangs – dienstlichen Interessen, 
wenn sie für den Dienstherrn einen Nutzen erbringt. Diese können auch mit den Interessen 
der Beamtin oder des Beamten deckungsgleich sein, denn ein Zuwachs an Kenntnissen und 
eine Vergrößerung der Verwendungsbreite aufgrund einer beruflichen Tätigkeit außerhalb 
des Beamtenverhältnisses können auch für den Dienstherrn von Nutzen sein. Die Entschei-
dung, ob eine Beurlaubung einem öffentlichen Belang oder Interesse dient, muss spätestens 
bei Beendigung des Urlaubs in schriftlicher Form ergangen sein. Diese zeitliche Begrenzung 
stellt sachgerechte Entscheidungen sicher. 
 
Satz 2 erfordert ferner für die unmittelbaren Landesbeamtinnen und unmittelbaren Landes-
beamten, dass für diese Zeit ein Versorgungszuschlag erhoben wird. Derjenige, der von der 
Dienstleistung der Beamtin oder des Beamten in dem jeweiligen Zeitraum am meisten profi-
tiert (etwa ein anderer Dienstherr) soll sich auch an den für diese Zeit anfallenden Versor-
gungslasten beteiligen. Für mittelbare Landesbeamtinnen und mittelbare Landesbeamte ist 
die Erhebung eines Versorgungszuschlags für die Ruhegehaltfähigkeit nicht gefordert. 
Gleichwohl steht es den Dienstherrn der mittelbaren Landesbeamtinnen und mittelbaren 
Landesbeamten frei, eine Beurlaubung unter Wegfall der Dienstbezüge von der Erhebung 
eines Versorgungszuschlags abhängig zu machen. 
 
Satz 3 ermöglicht, dass von dem Erfordernis eines Versorgungszuschlags bei unmittelbaren 
Landesbeamtinnen und unmittelbaren Landesbeamten abgesehen wird. Dabei werden Ver-
waltungsabkommen mit dem Bund und den anderen Ländern zu beachten sein. So ist bei-
spielsweise für in den Auslandsschuldienst beurlaubte Lehrkräfte (Beamtinnen und Beamte 
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der Länder) in der Vergangenheit kein Versorgungszuschlag von den Ländern gegenüber 
dem Bund erhoben worden und in jüngerer Vergangenheit nur ein halber Versorgungszu-
schlag vom Bund geleistet worden. Auch ist es denkbar, auf die Erhebung eines Versor-
gungszuschlags zu verzichten, wenn auch der andere Dienstherr ihn nicht erhebt (Prinzip 
des gegenseitigen Verzichts). Die Ausnahmeregelung des Satzes 3 ermöglicht eine flexible 
Umsetzung von Verwaltungsvereinbarungen ohne Änderung des Beamtenversorgungs-
rechts. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt weitere Ausnahmetatbestände, die dazu führen, dass Dienstzeiten in einem 
früheren Beamtenverhältnis nicht ruhegehaltfähig sind. 
 
Nach der Nummer 1 liegen ruhegehaltfähige Dienstzeiten aus einem beendeten Beamten-
verhältnis nicht vor, wenn der Verlust der Beamtenrechte durch Straf- oder Disziplinarurteil 
festgestellt worden ist (§ 24 Abs. 1 BeamtStG). Dieser Rechtsverlust tritt umfassend ein und 
umfasst insbesondere auch die Versorgungsansprüche. 
 
Nach der Nummer 2 bleiben ferner Zeiten bei der Prüfung der Ruhegehaltfähigkeit unbe-
rücksichtigt, sofern eine Entlassung aus dem Beamtenverhältnis auf Probe oder aus dem 
Beamtenverhältnis auf Widerruf nach § 4 Abs. 4 Buchst. a des Beamtenstatusgesetzes er-
folgt, weil die Beamtin oder der Beamte eine Handlung begangen hat, die bei einer Beamtin 
auf Lebenszeit oder einem Beamten auf Lebenszeit eine Kürzung der Dienstbezüge nach 
§ 8 Disziplinargesetz Sachsen-Anhalt (DG LSA) zur Folge gehabt hätte. Mit einer Entlassung 
aus dem Beamtenverhältnis enden die gegenseitigen Rechte und Pflichten und damit auch 
die Pflicht zu einer Altersversorgung nach diesem Gesetz. Es erfolgt vielmehr eine Nachver-
sicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung. 
 
Nach der Nummer 3 sind Zeiten eines früheren Beamtenverhältnisses auch dann nicht ruhe-
gehaltfähig, wenn eine Entlassung auf eigenen Antrag erfolgte, weil der Beamtin oder dem 
Beamten ein Verfahren mit der Folge des Verlustes der Beamtenrechte oder der Entfernung 
aus dem Dienst drohte oder der Antrag gestellt wurde, um einer drohenden Entlassung nach 
der Nummer 2 zuvorzukommen. Da einem Antrag auf Entlassung aus dem Beamtenverhält-
nis zwingend stattzugeben ist (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BeamtStG) und dieser Antrag regel-
mäßig zum beantragten Entlassungszeitpunkt auszusprechen ist (§ 34 Abs. 2 Satz 2 LBG 
LSA), könnte ohne die Regelung in der Nummer 3 die Beamtin oder der Beamte es beein-
flussen, dass die Nummern 1 und 2 leer liefen. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 stellt Dienstzeiten in anderen öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnissen 
den Dienstzeiten im Beamtenverhältnis gleich. 
 
Nach der Nummer 1 werden auch Zeiten in einem Richterverhältnis als Beamtendienstzeiten 
erfasst, wenn der Eintritt in den Ruhestand als Beamtin oder Beamter erfolgt. Da ein Richter-
verhältnis nicht mit einem Beamtenverhältnis gleichzusetzen ist, ist eine ausdrückliche ge-
setzliche Regelung erforderlich. 
 
Zeiten der Bekleidung eines Amtes als Ministerin, Minister, parlamentarische Staatssekretä-
rin oder parlamentarischer Staatssekretär werden ebenfalls den Dienstzeiten aus einem Be-
amtenverhältnis gleichgestellt (Nummern 2 und 3). Da diese Amtsverhältnisse keine Beam-
tenverhältnisse sind, ist auch hier eine ausdrückliche gesetzliche Regelung erforderlich. Um 
eine Doppelversorgung für den gleichen Zeitraum zu vermeiden, bestehen Anrechnungsvor-
schriften (z. B. in § 18 Abs. 4 des Ministergesetzes). 
 
Die im öffentlichen Dienst einer zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung (z. B. Vereinte 
Nationen, Europäische Gemeinschaften) zurückgelegte Dienstzeit wird ebenfalls einer Be-
amtendienstzeit gleichgestellt (Nummer 4). Da die Versorgungen dieser Einrichtungen auf 
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eine Beamtenversorgung Sachsen-Anhalts angerechnet werden (§ 69), ist eine Berücksich-
tigung dieser Zeiten als ruhegehaltfähig erforderlich. Der zweite Halbsatz erklärt die Rege-
lung, dass Zeiten, für die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln gewährt wird, nicht ruhe-
gehaltfähig sind, für unanwendbar. Dies bedeutet, dass eine Abfindung einer zwischenstaat-
lichen oder überstaatlichen Einrichtung dazu führt, dass die bei dieser Einrichtung verbrachte 
Dienstzeit als ruhegehaltfähig berücksichtigt wird. Die von dieser Einrichtung geleistete Ab-
findung wird allerdings angerechnet (§ 69). 
 
Die Regelung der Nummer 5 geht auf das Gesetz zur Einführung eines besonderen Alters-
teilzeitzuschlags für Polizeivollzugsbeamte und zur Änderung anderer beamtenrechtlicher 
und landesbesoldungs- und versorgungsrechtlicher Regelungen vom 12. August 2008 
(GVBl. LSA S. 290) zurück. Mit diesem Gesetz war aus Gründen des Stellenabbaus ein zeit-
lich befristeter besonderer Antragsruhestand ausschließlich für Polizeivollzugsbeamtinnen 
und -beamte geschaffen worden. Nach dem seinerzeit eingefügten § 120 Abs. 4 BG LSA 
konnten Beamtinnen und Beamte des mittleren und gehobenen Polizeivollzugsdienstes, die 
bis zum 31. Dezember 2009 das 55. Lebensjahr vollendet hatten, auf Antrag in den Ruhe-
stand versetzt werden, sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstanden. Der Antrag konnte 
nur bis zum 30. Juni 2009 gestellt werden. Es wurde in diesem Gesetz geregelt, dass die 
Zeit vom Eintritt in den Ruhestand bis zum Ablauf des Monats, in dem das 60. Lebensjahr 
vollendet wird, auch als ruhegehaltfähige Dienstzeit zählt. Damit sollten die Antragsteller den 
bis zum 60. Lebensjahr im Dienst verbleibenden Kolleginnen und Kollegen gleichgestellt 
werden, um den Antragsruhestand attraktiv zu gestalten. Diese Regelung wird hier in der 
Nummer 5 für die Betroffenen fortgeführt.  
 
 
Zu § 13 (Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit) 
 
Die Vorschrift sieht eine Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit für Beamtinnen und Be-
amte im Ruhestand vor. Sie richtet sich sowohl an Beamtinnen und Beamte, die vorzeitig 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand getreten sind, als auch an diejenigen, die sich im 
einstweiligen Ruhestand befinden. 
 
Die Beamtin oder der Beamte muss dabei ihren Status als Ruhestandsbeamtin oder Ruhe-
standsbeamten behalten. Eine Reaktivierung einer Beamtin oder eines Beamten, die oder 
der wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden ist, scheidet daher aus, weil 
in diesen Fällen das frühere Beamtenverhältnis als fortgesetzt gilt (§ 29 Abs. 6 Beamtensta-
tusgesetz). 
 
Voraussetzung ist nach der Nummer 1 des Satzes 1, dass die Ruhestandsbeamtin oder der 
Ruhestandsbeamte in einem aktiven Beamten-, Berufssoldaten- oder Richterverhältnis be-
schäftigt wird und dort amtsangemessene Besoldung erhält. Diese sehr seltenen Fälle kön-
nen beispielsweise auftreten, wenn ein Beamter auf Zeit nicht wiedergewählt wird (z. B. als 
Landrat oder Bürgermeister) und bei einem anderen Dienstherrn (ggf. auch in einem ande-
ren Land) in ein Beamtenverhältnis auf Zeit gewählt wird und dort ohne Versorgungsan-
spruch ausscheidet, weil im Recht des anderen Landes eine längere Wartezeit erfüllt werden 
muss. 
 
Ferner fällt auch eine entgeltliche Beschäftigung in einem Ministeramt oder als Parlamentari-
sche Staatssekretärin oder Parlamentarischer Staatssekretär unter die Nummer 1 des Sat-
zes 1.  
 
Voraussetzung ist ferner, dass diese Beschäftigung im Beamten-, Richter-, Berufssoldaten 
oder Amtsverhältnis nicht zu einem neuen Versorgungsanspruch geführt hat. Dies ist bei-
spielsweise der Fall, wenn ein Ruhestandsbeamter zu einem Mitglied der Landesregierung 
ernannt wird und vor Ablauf der zwei Jahre ausscheidet, so dass ihm kein Anspruch auf Ru-
hegehalt aus seinem Ministeramt zusteht (§ 12 Abs. 1 Satz 1 Ministergesetz). 
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Nach der Nummer 2 des Satzes 1 erhöhen auch Tätigkeiten im Dienst einer zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtung die ruhegehaltfähige Dienstzeit, auch wenn aus dieser 
Tätigkeit ein neuer Versorgungsanspruch entsteht. Eine von dieser Einrichtung gewährte 
Versorgung wird dann – entsprechend der Systematik bei der Regelung des § 12 Abs. 4 Nr. 
4 – gemäß § 69 auf die Versorgungsbezüge angerechnet. 
 
Satz 2 verweist auf die Anwendung der Regelung, dass eine Beurlaubung ohne Dienstbezü-
ge grundsätzlich als ruhegehaltfähige Dienstzeit nicht berücksichtigt wird, sondern nur bei 
Anerkennung eines dienstlichen Interesses oder eines öffentlichen Belangs anerkannt wird. 
Ferner findet die Vorschrift Anwendung, dass bei einer Teilzeitbeschäftigung die ruhegehalt-
fähige Dienstzeit nur im Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit berücksich-
tigt wird. Die Entlassungs- und Beendigungstatbestände des Absatzes 3 bei der ruhegehalt-
fähigen Dienstzeit finden ebenfalls Anwendung. 
 
 
Zu § 14 (Wehrdienst und vergleichbare Zeiten) 
 
Die Vorschrift fasst die Regelungen der §§ 8, 9 des Beamtenversorgungsgesetzes zusam-
men, da diese in ihren Rechtsfolgen nahezu identisch sind. 
 
Zu Absatz 1: 
Als ruhegehaltfähig werden auch Zeiten bei der Bundeswehr bzw. der Nationalen Volksar-
mee berücksichtigt. Eine Unterscheidung, ob diese berufsmäßig oder nicht berufsmäßig ab-
geleistet wurden, wird nicht vorgenommen. Jedoch ist ein berufsmäßiger Dienst nur ruhe-
gehaltfähig, wenn er vor der Berufung in das Beamtenverhältnis abgeleistet wurde. Der nicht 
berufsmäßige Wehrdienst ist hingegen auch nach der Berufung in ein Beamtenverhältnis 
ruhegehaltfähig.  
 
Gleichgestellt ist eine Zeit im Vollzugsdienst der Polizei, die nicht in einem Beamtenverhält-
nis abgeleistet worden ist (z. B. die in einem Arbeitsverhältnis übernommenen Polizisten bis 
zur Verbeamtung). Sollte ein Dienst im Polizeivollzug in einem Beamtenverhältnis abgeleistet 
worden sein, wäre dieser bereits über die allgemeine Regelung des § 12 Abs. 1 Satz 1 als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berücksichtigen und Absatz 1 nicht einschlägig. 
 
Satz 3 stellt den nicht berufsmäßigen Wehrdienst in einem Mitglied der Europäischen Ge-
meinschaften dem nicht berufsmäßigen Wehrdienst im Inland gleich. 
 
Zu Absatz 2: 
Dem Wehrdienst werden der Zivil- und Ersatzdienst gleichgestellt, der an die Stelle der 
Wehrpflicht tritt (§ 78 Abs. 2 Zivildienstgesetz).  
 
Zu Absatz 3: 
Ruhegehaltfähig ist ferner die Zeit, in der sich eine Person aufgrund einer Krankheit oder 
Verwundung als Folge des Wehr- oder Zivildienstes im Anschluss an die Entlassung arbeits-
unfähig in einer Heilbehandlung befunden hat. Der Dienst muss die wesentliche Ursache 
(„Folge“) für die Krankheit oder Verwundung gewesen sein und eine anschließende Arbeits-
unfähigkeit mit Heilbehandlung die Folge gewesen sein. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 verweist auf die Anwendung der Regelung in § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und 4, nach 
der eine Beurlaubung ohne Dienstbezüge grundsätzlich als ruhegehaltfähige Dienstzeit nicht 
berücksichtigt wird, sondern nur bei Anerkennung eines dienstlichen Interesses oder eines 
öffentlichen Belangs anerkannt wird. Ferner ist die Vorschrift des § 12 Abs. 1 Satz 3 an-
wendbar, nach der bei einer Teilzeitbeschäftigung die ruhegehaltfähige Dienstzeit nur im 
Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit berücksichtigt wird. Ebenso wird die 



 Stand: 05.08.2014 

Seite 37 von 129 

Regelung der Ruhegehaltfähigkeit von Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge für an-
wendbar erklärt (§ 12 Abs. 2). Die Entlassungs- und Beendigungstatbestände des § 12 Ab-
satz 3 finden ebenfalls Anwendung. 
 
 
Zu § 15 (Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst) 
 
Die Vorschrift enthält Regelungen zur Berücksichtigung von Zeiten in einem privatrechtlichen 
Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst. Dabei steht die Erwägung im Vordergrund, dass in 
diesem Zeitraum regelmäßig Tätigkeiten erbracht werden, die denen in einem Beamtenver-
hältnis zumindest nahekommen und dazu geführt haben, dass für den Beamtendienst Erfah-
rungen gewonnen wurden. Diese Erfahrung soll sich in der Beamtenversorgung bei der Be-
rücksichtigung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit niederschlagen. 
 
Zu Absatz 1: 
Voraussetzung ist ein privatrechtliches Beschäftigungsverhältnis als Tarifbeschäftigter (frü-
her: Angestellte, Angestellter, Arbeiterin oder Arbeiter), in der diese Tätigkeit unmittelbar vor 
der Berufung in das Beamtenverhältnis abgeleistet sein muss. Ein Volontär-, Lehr- oder 
Praktikantenverhältnis stellt kein Arbeitsverhältnis dar, da es schwerpunktmäßig Ausbil-
dungszwecken und nicht der Erbringung einer Arbeitsleistung diente. 
 
Der Begriff des öffentlich-rechtlichen Dienstherrn entspricht dem des § 25 Abs. 1 LBesG 
LSA.  
 
Die im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis abgeleistete Tätigkeit muss zur Ernennung zur Be-
amtin oder zum Beamten geführt haben. Die Ernennung muss daher mit der vorher abgeleis-
teten Tätigkeit in einem inneren Zusammenhang gestanden haben. Dieser Zusammenhang 
liegt vor, wenn die Tätigkeit Fähigkeiten und Erfahrungen vermittelt hat, die Grund für die 
Ernennung waren (es braucht aber nicht der ausschlaggebende Grund gewesen sein). 
 
Ferner muss die Zeit im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis unmittelbar der Ernennung voran-
gegangen sein. Dies erfordert, dass keine zeitliche Lücke zwischen dem Arbeitsverhältnis 
und der Ernennung vorgelegen hat.  
 
Nummer 1 des Satzes 1 erfordert weiterhin, dass es sich um hauptberufliche Tätigkeiten 
handelt. Eine Legaldefinition zur Hauptberuflichkeit findet sich in Absatz 2. Ferner wird auf 
Tätigkeiten abgestellt, die in der Regel einer Beamtin oder Beamten obliegen oder später 
übertragen worden sind. 
 
Alternativ erfordert Nummer 2 des Satzes 1 eine für die Laufbahn förderliche Tätigkeit. Eine 
Tätigkeit ist förderlich, wenn sie für die Dienstausübung der Beamtin oder des Beamten nütz-
lich ist, also wenn diese entweder erst aufgrund der früher gewonnenen Fähigkeiten und 
Erfahrungen ermöglicht oder sie zumindest erleichtert oder verbessert wird. 
 
Satz 2 stellt den Tätigkeiten bei öffentlich-rechtlichen Dienstherren auch die Tätigkeiten im 
Dienst von Einrichtungen, die von mehreren öffentlich-rechtlichen Dienstherrn durch Staats-
vertrag oder Verwaltungsabkommen zur Erfüllung oder Koordinierung ihnen obliegender ho-
heitsrechtlicher Aufgaben geschaffen worden sind, gleich. Der Wissenschaftsrat (Gründung 
durch Verwaltungsabkommen) und die heutige Stiftung für Hochschulzulassung (durch 
Staatsvertrag gegründet) fallen damit z. B. unter Satz 2. 
 
Satz 3 regelt den Umfang der Berücksichtigung von Teilzeittätigkeiten und verweist auf § 12 
Abs. 1 Satz 3. Sie werden zu dem Teil als ruhegehaltfähig berücksichtigt, der dem Verhältnis 
der tatsächlichen zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht. 
 



 Stand: 05.08.2014 

Seite 38 von 129 

In der Rechtsfolge sieht die Regelung als Soll-Vorschrift die Anerkennung als Regelfall vor. 
Nur in atypischen Fällen darf vom Regelfall der Anerkennung abgewichen werden, welches 
einen gewichtigen Grund erfordert. Die Tatsache, dass aufgrund der Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst ein Anspruch auf eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder aus einer 
Zusatzversorgungskasse erworben wurde, stellt keinen atypischen Grund dar (vielmehr stellt 
dies nach einer Wartezeit von fünf Jahren den Regelfall dar). 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 definiert den Begriff der Hauptberuflichkeit im Sinne des Beamtenversorgungs-
rechts. Zur Erfüllung des Merkmals „hauptberuflich“ musste bisher (Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 18. September 1997 – 2 C 38.96 –) die Tätigkeit zwingend mindestens 
die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit einnehmen.  
 
Mit der vorliegenden Regelung ist es möglich, eine Beschäftigung in einem privatrechtlichen 
Arbeitsverhältnis als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berücksichtigen, die wegen ihres unter-
hälftigen Umfangs bei einer Beamtin oder einem Beamten damals nicht vorkommen konnte.  
Zeiten, welche die Arbeitskraft der Beschäftigten nicht mit mindestens der Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit beanspruchen, werden als ruhegehaltfähig berücksichtigt, wenn ein Be-
amtenverhältnis mit dem gleichen Beschäftigungsumfang zulässig wäre. Es wird dabei auf 
die Rechtslage bei Eintritt in den Ruhestand abgestellt, so dass es nicht darauf ankommt, ob 
im Zeitpunkt der unterhälftigen Teilzeitbeschäftigung eine Teilzeitbeschäftigung in einem 
Beamtenverhältnis in dem Umfang von weniger als die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit 
zulässig gewesen wäre.  
 
Zu § 16 (Sonstige Zeiten) 
 
Die Regelung erkennt weitere Zeiten vor der Berufung in das Beamtenverhältnis wegen einer 
inhaltlichen Nähe zur späteren Tätigkeit an.  
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 zählt abschließend die verschiedenen Tatbestände auf, welche das o. g. Merkmal 
erfüllen. Der Gesetzeswortlaut erfordert keinen Antrag, so dass die Gewährung dieser Zeiten 
von Amts wegen zu prüfen ist. 
 
Eine Tätigkeit als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt (Satz 1 Nr. 1 Buchst. a) weist eine Nä-
he zu Tätigkeiten im allgemeinen Verwaltungsdienst der Laufbahngruppe 2, zweites Ein-
stiegsamt und zur Tätigkeit in der Justiz auf. Eine Anerkennung als ruhegehaltfähige Dienst-
zeit ist daher gerechtfertigt. 
 
Der Möglichkeit einer Anerkennung aufgrund eines Dienstes der öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaften oder ihren Verbänden nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b liegt die Erwägung zu-
grunde, dass deren Bedienstete zwar keine Beamtinnen und Beamten im Sinne des LBG 
LSA oder des Beamtenstatusgesetzes sind. Gleichwohl werden in öffentlich-rechtlichen Reli-
gionsgesellschaften häufig vergleichbare Tätigkeiten wie in der staatlichen Verwaltung wahr-
genommen. 
 
Eine Anerkennung kann nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. c ferner für Zeiten im Schuldienst erfol-
gen, weil diese Tätigkeiten mit denen im Beamtenverhältnis vergleichbar sind. Für Zeiten im 
öffentlichen Schuldienst kommt regelmäßig eine Anerkennung nach § 15 in Betracht, aber 
falls dessen Voraussetzungen nicht vorliegen (z. B. weil diese Zeiten nicht zur Ernennung 
geführt haben), bleibt noch die Möglichkeit einer Anerkennung nach dieser Regelung, so 
dass sichergestellt ist, dass Tätigkeiten im öffentlichen Schuldienst nicht schlechter als Tä-
tigkeiten im nichtöffentlichen Schuldienst bewertet werden. 
 
Eine hauptberufliche Tätigkeit im Dienst einer Fraktion (Satz 1 Nr. 1 Buchst. d) setzt voraus, 
dass der Vertrag mit der Fraktion und nicht mit einer Partei oder einem Abgeordneten abge-
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schlossen worden ist. Die in diesem Umfeld gewonnenen Erfahrungen können auch einer 
Aufgabenerfüllung im Beamtenverhältnis zugute kommen, so dass aus diesem Grund die 
Möglichkeit einer Anerkennung besteht. 
 
Die Möglichkeit der Anerkennung von Tätigkeiten im Dienst von kommunalen Spitzenver-
bänden oder von Spitzenverbänden der Sozialversicherung (Satz 1 Nr. 1 Buchst. e) erfolgt, 
da von ihnen vergleichbare Tätigkeiten wie in der staatlichen Verwaltung (Kommunale Spit-
zenverbände) geleistet oder staatliche Aufgaben (Spitzenverband der Sozialversicherung) 
erfüllt werden. 
 
Hauptberufliche Tätigkeiten in einem rechtsstaatlichen (Merkmale: Bindung staatlichen Han-
delns an Recht und Gesetz sowie Gewaltenteilung) ausländischen öffentlichen Dienst kön-
nen ebenfalls als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. Tätigkeiten bei zwi-
schen- oder überstaatlichen Einrichtungen fallen nicht unter Satz 1 Nr. 2, weil sie bereits von 
§ 12 Abs. 4 Nr. 4 erfasst sind. 
 
Tätigkeiten in der Entwicklungshilfe sind nach Satz 1 Nr. 3 ebenfalls berücksichtigungsfähig. 
Hierbei handelt es sich um einen Nachteilsausgleich für eine gesellschaftlich wünschenswer-
te Tätigkeit. 
 
Die Möglichkeit einer Anerkennung des Erwerbs besonderer Fachkenntnissen auf wissen-
schaftlichem, künstlerischem, technischem oder wirtschaftlichem Gebiet wird nicht fortge-
führt. Diese Regelung hat sich als schwer durchführbar erwiesen, weil zwischen dem Ver-
sorgungsfall und dem Erwerb der Fachkenntnisse viele Jahre oder sogar einige Jahrzehnte 
liegen und daher rückblickend kaum noch beurteilt werden kann, ob die damaligen Fach-
kenntnisse als besonders anzusehen waren.   
 
Die Regelung ist als „Kann-Vorschrift“ formuliert, so dass die Rechtsfolge von einer Ermes-
sensentscheidung abhängt. Das Ermessen ist im Regelfall zugunsten der Beamtin oder des 
Beamten auszuüben, da die Regelungen zu den Vordienstzeiten das Ziel verfolgen, Lücken 
in der Versorgung gegenüber Beamtinnen und Beamten, die sich ausschließlich in einem 
Beamtenverhältnis befunden haben, zu schließen. Eine Ablehnung wäre aber gerechtfertigt, 
um eine Besserstellung gegenüber Beamtinnen und Beamten, die sich ausschließlich in ei-
nem Beamtenverhältnis befunden haben, auszuschließen. 
 
Satz 2 begrenzt die Berücksichtigung der Zeiten als Entwicklungshelferin oder Entwicklungs-
helfer auf die Hälfte mit einer höchstzulässigen Berücksichtigung von zehn Jahren der Tätig-
keit. Da diese Zeiten nicht im öffentlichen Dienst abgeleistet wurden und auch hinsichtlich 
der Tätigkeiten des öffentlichen Dienstes wenig vergleichbar sind, ist diese Beschränkung, 
die also zu einer Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit von maximal fünf Jahren führt, 
geboten. Ebenso begrenzt Satz 2 die Berücksichtigung der Tätigkeiten als Rechtsanwältin 
oder Rechtsanwalt, weil diese Zeiten weniger Berührungspunkte zur Verwaltung als die an-
deren Tatbestände im Satz 1 aufweisen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 bezweckt, eine Überversorgung zu verhindern, die sich daraus ergeben kann, dass 
Zeiten sowohl die Versorgung erhöhen als auch einen Anspruch auf eine Rente begründen. 
Durch die Regelung wird sichergestellt, dass keine höhere Gesamtversorgung (Beamtenver-
sorgung und anderweitige Altersversorgung aus den anerkannten Zeiten) bezogen werden 
kann, als wenn der Gesamtzeitraum ausschließlich in einem Beamtenverhältnis zurückgelegt 
worden wäre. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 verweist auf die Regelung der Berücksichtigung von Tätigkeiten in einer Teilzeit auf 
§ 12 Abs. 1 Satz 3. Eine Anerkennung erfolgt zu dem Teil, der dem Verhältnis der ermäßig-
ten zur tatsächlichen Arbeitszeit entspricht. Bei einer Tätigkeit, die von Gesetzes wegen nur 
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hälftig zu berücksichtigen ist wie die Tätigkeit als Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt (§ 16 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a i. V. m. Satz 2), wird eine zehnjährige Tätigkeit als Rechtsan-
wältin oder Rechtsanwalt mit einem Beschäftigungsumfang von 80 v. H. demnach nur mit 
einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit von vier Jahren berücksichtigt. 
 
 
Ferner verweist er auf die Legaldefinition zur Hauptberuflichkeit in § 15 Abs. 2. Auf die dorti-
ge Begründung wird verwiesen. 
 
 
Zu § 17 (Ausbildungszeiten) 
 
Die Anrechnung von Ausbildungszeiten ermöglicht den Ausgleich einer ausbildungsbeding-
ten Einstellungsverzögerung, um für die Beamtinnen und Beamten aller Laufbahngruppen 
und sämtlicher Einstiegsämter eine annähernd gleiche Ausgangslage bei der Berechnung 
des Ruhegehaltes zu verschaffen. Da der Dienstherr den Nutzen aus einer außerhalb des 
Beamtenstatus absolvierten Ausbildung zieht, ist es gerechtfertigt, diese Zeit entsprechend 
auch als ruhegehaltfähig anzuerkennen. 
 
Nicht von der Vorschrift erfasst ist ein Vorbereitungsdienst, der in einem Beamtenverhältnis 
auf Widerruf abgeleistet wird, denn diese Zeiten zählen bereits als ruhegehaltfähige Dienst-
zeiten im Sinne des § 12 Abs. 1 Satz 1. Zeiten in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungs-
verhältnis (z. B. juristischer Vorbereitungsdienst) sind dagegen von dieser Vorschrift erfasst. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 regelt den Grundsatz, dass Ausbildungszeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit be-
rücksichtigt werden können, da der Dienstherr den Nutzen aus einer außerhalb des Beam-
tenstatus absolvierten Ausbildung zieht. Zeiten der allgemeinen Schulbildung oder die Zeiten 
einer anderen Art der Ausbildung, welche die allgemeine Schulbildung ersetzt (Satz 2), sind 
nicht ruhegehaltfähig. 
 
Satz 1 Nr. 1 setzt voraus, dass die Ausbildung vorgeschrieben sein muss, was sich aus den 
jeweiligen Ausbildungs-, Laufbahn- und Prüfungsordnungen oder -vorschriften im Zeitpunkt 
der Berufung in das Beamtenverhältnis ergibt. 
 
Satz 1 Nr. 2 erweitert die Ausbildungszeiten im engeren Sinne um hauptberufliche Tätigkei-
ten, die nach den jeweils geltenden laufbahnrechtlichen Vorschriften gefordert waren, und 
ermöglicht ebenfalls deren Anerkennung. 
 
Die Anerkennung der Zeiten einer Fachschule oder Hochschulausbildung ist auf drei Jahre 
begrenzt. Diese Begrenzung unterliegt keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, da es kei-
nen hergebrachten Grundsatz des Berufsbeamtentums gibt, dass Ausbildungszeiten als ru-
hegehaltfähig anerkannt werden (Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 16. November 2000 
– 2 C 23.99 –, Juris, Rn. 15 ff.). 
 
Satz 2 regelt, dass in den Fällen, in denen die allgemeine Schulbildung durch eine andere 
Art der Ausbildung ersetzt wird, diese der Schulbildung gleichgestellt wird. Diese Regelung 
verfolgt den Zweck, einen Ausgleich in einer unterschiedlichen Ausgangslage der Beamtin-
nen und Beamten herbeizuführen. Es gibt Fälle, in denen das Laufbahnrecht für den Zugang 
zu einer Laufbahn an Stelle eines Schulabschlusses einen niedrigeren Schulabschluss zzgl. 
einer abgeschlossenen Berufsausbildung genügen lässt (z. B. § 14 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b 
LBG LSA). Die Zeit der Berufsausbildung zählt dann nicht als anrechenbare Ausbildungszeit, 
sondern als nichtanrechenbare Schulbildung. 
 
Zur Ausübung des Ermessens wird auf die Begründung zu § 16 Abs. 1 verwiesen. 
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Zu Absatz 2: 
Absatz 2 enthält eine Begünstigung für die Beamtinnen und Beamten, für die eine besondere 
Altersgrenze (Polizeivollzug, Justizvollzug und Einsatzdienst der Feuerwehr) gilt. Damit soll 
sichergestellt werden, dass dieser Personenkreis die Höchstversorgung noch erreichen 
kann. 
 
Satz 1 erweitert die anrechenbaren Zeiten auf förderliche Zeiten für die Wahrnehmung des 
Amtes. Laufbahnrechtlich brauchen diese nicht vorgeschrieben zu sein und können sowohl 
innerhalb als auch außerhalb des öffentlichen Dienstes abgeleistet worden sein. In diesen 
Zeiten muss die Beamtin oder der Beamte eine allgemeine Berufserfahrung gewonnen ha-
ben, die zur Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben beigetragen hat. 
 
Satz 2 verweist auf die entsprechende Anwendung des Absatzes 1 Satz 2. Dadurch wird 
sichergestellt, dass Zeiten nicht berücksichtigt werden, sofern sie die allgemeine Schulbil-
dung ersetzen. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt die Ausbildungszeiten und praktischen hauptberuflichen Tätigkeiten von Be-
werberinnen und Bewerbern, welche die vorgeschriebenen Zugangsvoraussetzungen für 
ihre Laufbahn nicht erfüllen und die ihre Befähigung für die Laufbahn durch Lebens- oder 
Berufserfahrung erworben haben (§ 18 LBG LSA). Die Regelung des Satzes 1 soll eine 
Gleichbehandlung mit den Laufbahnbewerberinnen und Laufbahnbewerbern herbeiführen. 
Berücksichtigungsfähig sind daher Zeiten, wenn und soweit sie auch bei Laufbahnbewerbe-
rinnen und Laufbahnbewerber vorgeschrieben sind. Satz 2 erweitert diese Regelung für Äm-
ter, die keiner Laufbahn angehören, von denen aber Einstellungsvoraussetzungen wie bei-
spielsweise eine Ausbildung gefordert wurden. In diese Betrachtung sind gesetzliche Maß-
gaben und Anforderungen in vergleichbaren Laufbahnen einzubeziehen. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 verweist auf die Legaldefinition zur Hauptberuflichkeit in § 15 Abs. 2. Auf die dortige 
Begründung wird verwiesen. 
 
 
Zu § 18 (Zeiten vor dem 3. Oktober 1990) 
 
Die Vorschrift trifft Sonderregelungen für Zeiträume vor dem 3. Oktober 1990, in denen es 
Beamtenverhältnisse im Beitrittsgebiet nicht gegeben hat. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 führt die bisherige Rechtslage weiter, dass Zeiten, in denen Beamtenverhältnisse 
im Beitrittsgebiet nicht begründet werden konnten, nicht als ruhegehaltfähig anerkannt wer-
den. Es gilt insoweit der Vorrang des Rechts der gesetzlichen Rentenversicherung. Ausge-
nommen sind hiervon nach Satz 1 Zeiträume des Wehrdienstes (§ 14), Beschäftigungszeiten 
im öffentlichen Dienst (§ 15), sonstige Zeiten nach § 16 und Ausbildungszeiten nach § 17. 
Die Anrechnung ist auf fünf Jahre begrenzt, weil in diesem Zeitraum die allgemeine Warte-
zeit in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht erfüllt ist und demnach kein Rentenan-
spruch bestehen kann.  
 
Satz 2 regelt als Ausnahme, dass diese Zeiträume gleichwohl nicht anerkannt werden, so-
fern die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist, weil die in 
Satz 1 genannten Zeiträume dann regelmäßig bei der gesetzlichen Rente berücksichtigt 
werden. Satz 3 regelt hinsichtlich Ausbildungszeiten, die vor dem 3. Oktober 1990 in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiets zurückgelegt worden sind ,dass diese 
nicht anerkannt werden, soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversiche-
rung erfüllt ist, weil diese Zeiträume dann ebenfalls bei der gesetzlichen Rente berücksichtigt 
werden. 
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Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt, dass Zeiten, die nicht mit der Tätigkeit in einer rechtsstaatlichen Verwaltung 
vergleichbar sind und daher nicht besoldungserhöhend wirken, von der Anerkennung als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit ausgeschlossen sind. Dieses Ergebnis ist durch die notwendige 
Einheitlichkeit der Bewertung von Vortätigkeiten innerhalb des öffentlichen Dienstrechts ge-
boten. 
 
 
Zu § 19 (Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschädigender Verwendung) 
 
Die Vorschrift enthält eine Zurechnungszeit. Diese wird der ermittelten ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit hinzugerechnet, obwohl keine Dienstleistung erfolgte. 
 
Zu Absatz 1: 
Voraussetzung ist eine Dienstunfähigkeit, die zur Versetzung in den Ruhestand vor Vollen-
dung des 60. Lebensjahres geführt hat (Satz 1). Die Zurechnungszeit umfasst den Zeitraum 
vom Eintritt in den Ruhestand bis zum Ende des Monats der Vollendung des 60. Lebensjah-
res. Um eine doppelte Berücksichtigung von Zeiten zu vermeiden, dürfen Zeiten nicht als 
Zurechnungszeit gewertet werden, soweit sie nach anderen Vorschriften als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden. Solche ruhegehaltfähigen Nachdienstzeiten finden sich beispielswei-
se in § 13. 
 
Eine Erweiterung der Zurechnungszeit bis zum Ende des Monats der Vollendung des 62. 
Lebensjahres sieht der Entwurf nicht vor. Zwar hat der Bund durch Art. 1 Nr. 4 des RV-
Leistungsverbesserungsgesetzes vom 23. Juni 2014 (BGBl. I S. 787) in der gesetzlichen 
Rentenversicherung die Hinzurechnungszeit bis zum Ende des Monats der Vollendung des 
62. Lebensjahres erweitert, aber eine Übertragung dieser Regelung ist bisher nur im Frei-
staat Bayern geplant. Auch der Bund plant bisher keine Übertragung für seine Beamtinnen 
und Beamten. Eine Übertragung in das Landesrecht Sachsen-Anhalts hätte Mehrkosten von 
mindestens 50 000 Euro jährlich zur Folge, wobei diese Mehrkosten sich jährlich kumulieren 
würden. Eine Begrenzung der Zurechnungszeit auf ein bestimmtes Lebensalter wird als ge-
rechtfertigt angesehen, damit die Höhe der Versorgungsleistungen noch in einem angemes-
senen Verhältnis zur erbrachten Dienstleistung steht. 
 
Satz 2 sieht bei einer erneuten Berufung in das Beamtenverhältnis nach Wiederherstellung 
der Dienstfähigkeit (§ 29 BeamtStG) vor, dass im Ergebnis ein günstigerer Ruhegehaltssatz 
aufgrund einer hohen Zurechnungszeit auch nach einer Reaktivierung erhalten bleibt. Diese 
Regelung soll den Anreiz erhöhen, einen Antrag auf erneute Berufung in das Beamtenver-
hältnis nach Wiederherstellung der Dienstfähigkeit zu stellen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 enthält eine erhöhte Anrechnung von Zeiten einer gesundheitsschädigenden Ver-
wendung. Voraussetzung ist dafür die Verwendung in dem anderen Land in einem Beamten-
verhältnis, die ununterbrochen mindestens ein Jahr gedauert hat (Satz 1).  
 
Satz 2 stellt eine Tätigkeit während einer Beurlaubung, die dienstlichen Interessen oder öf-
fentlichen Belangen diente, der Zeit einer Verwendung gleich, wenn die dienstlichen Interes-
sen oder öffentlichen Belange spätestens bei Beendigung des Urlaubs anerkannt worden 
sind.  
 
Satz 3 wurde ergänzt, um bei gesundheitsschädigenden Verwendungen bis zu einem Jahr 
überhaupt eine doppelte Berücksichtigung als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu ermöglichen.  
Beamtinnen und Beamte der Landespolizei Sachsen-Anhalt nehmen an polizeilichen Aus-
landsmissionen mit gesundheitsschädigenden klimatischen Einflüssen regelmäßig ein Jahr 
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teil. Da dieser Einsatz regelmäßig durch einen Heimaturlaub unterbrochen ist, könnten ohne 
die Sonderregelung in Satz 3 eine doppelte Berücksichtigung der Zeiten nicht erfolgen. 
 
Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage ist kein Ermessen bei der Anerkennung als Zu-
rechnungszeit eingeräumt. 
 
Zu Absatz 3: 
Die Kollisionsregel in Absatz 3 verhindert, dass die begünstigenden Tatbestände der Absät-
ze 1 und 2 kumuliert zur Anwendung kommen. Dieser Ausschluss ist zur Begrenzung von 
Zurechnungstatbeständen gerechtfertigt.   
 
 
Zu § 20 (Höhe des Ruhegehalts) 
 
Die Vorschrift trifft die grundsätzlichen Regelungen zur Höhe des Ruhegehalts. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 Satz 1 regelt den Ruhegehaltssatz mit einem Steigerungssatz von 1,79375 v. H. für 
jedes volle Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit. Das Produkt aus der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit und den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen ergibt das Ruhegehalt. Der Höchstru-
hegehaltssatz beträgt 71,75 v. H., der rechnerisch nach einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
von 40 Jahren erreicht wird. 
 
Die Sätze 2 bis 4 enthalten Berechnungs- und Rundungsvorschriften. Es erfolgt eine 
Spitzabrechnung auf zwei Dezimalstellen (Satz 2) und die Rundung dieser zweiten Dezimal-
stelle richtet sich nach dem Wert der dritten Dezimalstelle (Satz 3). Etwa anfallende Tage 
sind unter Benutzung des Nenners 365 (auch bei Schaltjahren) umzurechnen (Satz 4). 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt einen Versorgungsabschlag im Zusammenhang mit einem Eintritt in den Ru-
hestand vor Vollendung der jeweils maßgeblichen Altersgrenze. Diese Minderung des Ruhe-
gehalts gleicht den vorzeitigen Beginn der Versorgung aus. Satz 1 nennt die Fallgruppen des 
Versorgungsabschlages. Maßgebend ist dafür der sich aus der Verfügung ergebende Grund 
für die Versetzung in den Ruhestand.  
 
Satz 1 Nr. 1 verweist auf die Möglichkeit eines Ruhestands auf Antrag der schwerbehinder-
ten Beamtinnen und Beamten mit Vollendung des 63. Lebensjahres (§ 40 Abs. 2 LBG LSA) 
und die Nummer 2 des Satzes 1 auf die Möglichkeit eines Ruhestands auf Antrag mit Voll-
endung des 63. Lebensjahres (§ 40 Abs. 1 LBG LSA). Absatz 2 regelt in den Nummern 1 
und 2 den Versorgungsabschlag in den Fällen, in denen schwerbehinderte bzw. nicht 
schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte von der ihnen eröffneten Möglichkeit des An-
tragsruhestands Gebrauch machen, wobei der Versorgungsabschlag bei schwerbehinderten 
Beamtinnen und Beamten nur bei Zurruhesetzungen vor dem 63. Lebensjahr gelten soll 
(ehemalige besondere Altersgrenze für Schwerbehinderte im Rentenrecht). 
  
Satz 1 Nr. 3 verweist auf die Versetzung in den Ruhestand bei Dienstunfähigkeit (§ 26 Abs. 1 
des Beamtenstatusgesetzes). Ausgenommen von den Abschlägen ist dabei jedoch eine 
Versetzung in den Ruhestand, die auf einem Dienstunfall beruht. 
 
Die Minderung nach Satz 1 erfolgt um 3,6 v. H. für jedes Jahr vor der in den Nummern 1 bis 
3 geregelten jeweiligen Altersgrenze. Sie ist auf maximal 10,8 v. H. begrenzt. Gemindert wird 
das Ruhegehalt und nicht der Ruhegehaltssatz. Beispiel:  
 Die monatlichen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge betrugen 2600,00 Euro. Wenn nach der 

bis zum Stichtag zu berücksichtigenden Dienstzeit (also ohne vorzeitigen Ruhestand) ein 
Ruhegehaltssatz von 50 v. H. und damit ein Ruhegehalt von 1300 Euro erreicht worden 
wäre, reduzierte sich dieses beim höchsten Minderungssatz nicht auf 1019,20 Euro, (das 
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entspräche 39,2 v. H., also 50 minus 10,8), sondern auf 1159,60 Euro (100 minus 10,8 = 
89,2 v. H. von 1300 Euro [erdientes ungekürztes Ruhegehalt]).  

 
Nicht der Verminderung unterliegt der kindbezogene Familienzuschlag, weil die Stufe 2 des 
Familienzuschlags neben dem Ruhegehalt gezahlt wird (§ 60 Abs. 1 Satz 2). 
 
Satz 2 enthält eine Regelung, wenn die ruhegehaltfähige Dienstzeit beim vorzeitigen Eintritt 
in den Ruhestand nicht genau ein volles Jahr erreicht. Zur Ermittlung der gesamten min-
dernd wirkenden Jahre sind etwa anfallende Tage unter Benutzung des Nenners 365 auf 
zwei Dezimalstellen umzurechnen, wobei die zweite Dezimalstelle um eins zu erhöhen ist, 
wenn in der dritten Stelle eine der Ziffern fünf bis neun verbliebe. 
 
Satz 3 trifft eine Sonderregelung für die Beamtinnen und Beamten, für die eine besondere 
Altersgrenze gilt, die vor dem 63. Lebensjahr liegt. Dies sind die Beamtinnen und Beamten 
des Polizeivollzugsdienstes, des Einsatzdienstes in der Feuerwehr, des Justizvollzugsdiens-
tes und des Werkdienstes im Justizvollzug, für die die maßgebliche Altersgrenze bei Vollen-
dung des 60. Lebensjahres liegt (§§ 106 Abs. 1, 114 Abs. 1, 115 LBG LSA). Bei Eintritt in 
den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit bei diesen Beamtinnen und Beamten mit besonde-
rer Altersgrenze tritt für die Berechnung des Versorgungsabschlags das 60. Lebensjahr an 
die Stelle des 63. Lebensjahres. 
 
Satz 4 regelt Besonderheiten für Beamtinnen und Beamte, deren Altersgrenze nach Vollen-
dung des 65. Lebensjahres bzw. nach der hinausgeschobenen Altersgrenze bestimmt ist, 
also Lehrkräfte mit Ablauf des Schulhalbjahres und wissenschaftliches und künstlerisches 
Personal an Hochschulen zum Ende des Semesters oder Trimesters (§ 39 Abs. 1 Satz 3 
LBG LSA). Eine entsprechende Regelung findet sich für Professorinnen und Professoren, 
deren Eintritt in den Ruhestand zum Ende eines Semesters erfolgt (§ 38 Abs. 4 Satz 1 HSG 
LSA). In diesen Fällen tritt bei Eintritt einer Dienstunfähigkeit zur Berechnung des Versor-
gungsabschlags das 65. Lebensjahr bzw. die hinausgeschobene Altersgrenze an die Stelle 
der individuellen Altersgrenze. 
 
In den Sätzen 5 bis 7 finden sich die Regelungen, dass ein Versorgungsabschlag entfällt, 
wenn die Beamtin oder der Beamte nach Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhe-
stand versetzt wird und mindestens 45 Jahre mit ruhegehaltfähigen Dienstzeiten oder sons-
tigen Zeiten zurückgelegt hat. 
 
Satz 5 definiert, welche Zeiten für die 45 Jahre maßgeblich sind. Dies sind die Dienstzeiten 
in einem Beamtenverhältnis nach § 12 (regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit), § 14 
(Wehrdienst und vergleichbare Zeiten) und Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im 
öffentlichen Dienst (§ 15). Die Berücksichtigung der Zeiten nach § 14 dient dem Nachteil-
sausgleich für den abgeleisteten Wehr- oder Zivildienst. Die Gleichstellung der Zeiten nach 
§ 15 ist gerechtfertigt, weil auch diese Zeiten im öffentlichen Dienst regelmäßig in einem Be-
amtenverhältnis hätten abgeleistet werden können. Neben diesen Dienstzeiten werden auch 
noch die nach § 21 Abs. 2 Satz 1 berücksichtigungsfähigen Pflichtbeitragszeiten, soweit sie 
nicht im Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit stehen, für den Zeitraum von 45 Jahren berück-
sichtigt. Die Berücksichtigung dieser Zeiten ermöglicht Beamtinnen und Beamten aus sog. 
„Mischbiographien“, die vor der Verbeamtung lange Zeit rentenversicherungspflichtig tätig 
waren, ebenfalls ohne Versorgungsabschlag mit Vollendung des 65. Lebensjahres in den 
Ruhestand zu gehen. Da Beamtinnen und Beamten, die in den neuen Ländern aufgewach-
sen sind, erst ab dem 3. Oktober 1990 ruhegehaltfähige Dienstzeiten erwerben konnten, 
stünde ihnen diese Regelung ansonsten noch für über 20 Jahre nicht offen. Die Pflichtbei-
tragszeiten, die im Zusammenhang mit der Arbeitslosigkeit stehen, sind jedoch von der Be-
rücksichtigung ausgenommen, weil durch die Regelung ein langes Berufsleben honoriert 
werden soll. Ferner sind Zeiten einer Arbeitslosigkeit im Beamtenversorgungssystem ein 
Fremdkörper, so dass aus diesem Grund eine Berücksichtigung systemwidrig wäre. Die Be-
rücksichtigung von Pflegezeiten nach § 64 sowie von Erziehungszeiten bis zum vollendetem 
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zehnten Lebensjahr des Kindes dienen dem Nachteilsausgleich, weil aus diesem Grund re-
gelmäßig keine Dienstzeiten geleistet werden konnten, aber gleichwohl diese Tätigkeiten 
sozialpolitisch erwünscht sind. Ferner ist die Belastung während dieser Tätigkeiten mit einer 
beruflichen Belastung häufig annähernd vergleichbar.  
 
Diese Aufzählung in Satz 5 ist abschließend. Weitere ruhegehaltfähige Dienstzeiten wie z. B. 
die Ausbildungszeiten außerhalb eines Beamtenverhältnisses (§ 17) werden für den Zeit-
raum von 45 Jahren nicht berücksichtigt. Sonderregelungen wie z. B. die doppelte Berück-
sichtigung von Zeiten einer Aufbauhilfe (§ 83 Abs. 1) werden nicht angewendet. 
 
Satz 6 regelt, dass Zeiträume nicht doppelt berücksichtigt werden dürfen, sofern sie sich 
überschneiden. Satz 7 ordnet an, dass Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung nicht nur anteilig, 
sondern im vollen Umfang berücksichtigt werden. Bei der Anerkennung eines 45jährigen 
Berufslebens sollen Teilzeittätigkeiten deshalb nicht nur anteilig berücksichtigt werden, weil 
die Reduzierung der Dienstleistung häufig auch aus familiären Gründen geschah und dem-
nach auch sozialpolitisch erwünschte Ziele verfolgt wurden. 
 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt in Satz 1 die amtsbezogene Mindestversorgung von 35 v. H. der ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge. Diese stellt eine nach verfassungsrechtlichen Grundsätzen amtsan-
gemessene Mindestalimentation sicher. 
 
An Stelle der amtsabhängigen Mindestversorgung wird nach Satz 2 eine amtsunabhängige 
Mindestversorgung gewährt, sofern diese günstiger ist. Diese bemisst sich unabhängig von 
der tatsächlichen ruhegehaltfähigen Dienstzeit und von den tatsächlichen ruhegehaltfähigen 
Dienstbezügen. Sie beträgt 65 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der Besoldungsgruppe A 4 zzgl. eines statischen Erhöhungsbetrages in Höhe von 30,68 Eu-
ro (Satz 3). Satz 4 regelt, dass der Erhöhungsbetrag bei Anwendung der Kürzungsregelung 
des § 32 außer Betracht bleibt. Damit wird im Bereich der Mindestversorgung eine für die 
Hinterbliebenen günstige Regelung getroffen, indem ein niedrigerer Versorgungsbezug bei 
einer Kürzung zugrunde gelegt wird. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 stellt eine Ausnahme zu Absatz 3 dar. Absatz 3 verfolgt den Zweck, durch ein Min-
destruhegehalt bei vorzeitigem Eintritt des Versorgungsfalles eine angemessene Versorgung 
zu sichern. Absatz 4 zielt auf die Fälle ab, in denen aufgrund einer Berufstätigkeit vor der 
Berufung in das Beamtenverhältnis Ansprüche in der gesetzlichen Rentenversicherung er-
worben worden sind. Die kurze Dienstzeit im Beamtenverhältnis ist demnach durch einen 
späten Eintritt in das Beamtenverhältnis und nicht durch einen vorzeitigen Eintritt des Ver-
sorgungsfalles bedingt. Absatz 4 verhindert durch eine weitere Ruhensanordnung, dass 
durch eine relativ kurze, aber späte Dienstzeit im Beamtenverhältnis die vollen Mindestver-
sorgungsansprüche erworben werden. 
 
Satz 1 setzt voraus, dass  
- ein Anspruch auf Mindestversorgungsbezüge nach Absatz 3 besteht,  
- eine Ruhensregelung aufgrund eines Anspruchs auf eine gesetzliche Rente nach § 68 

durchgeführt wird und 
- der Zahlbetrag nach dieser Ruhensregelung das erdiente Ruhegehalt übersteigt. 

 
Bei der Berechnung nach Satz 1 bleiben der Erhöhungsbetrag nach Absatz 3 Satz 3 und ein 
ggf. gewährter Familienzuschlag der Stufe 2 (kindbezogener Familienzuschlag) nach § 60 
Abs. 1 außer Betracht (Satz 2), so dass diese Versorgungsbestandteile nicht unter die Ru-
hensregelung nach Satz 1 fallen. 
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Satz 3 stellt sicher, dass durch die Summe aus Rente und Versorgung im Ergebnis die amts-
ab- und -unabhängige (je nach Konstellation) Mindestversorgung erreicht wird. Sollte ein 
kindbezogener Familienzuschlag gewährt werden, erhöht sich die zu belassende Mindest-
versorgung um den Familienzuschlag der Stufe 2. 
 
Als Untergrenze verbleibt stets das erdiente Ruhegehalt, welches sich durch einen kindbe-
zogenen Familienzuschlag noch erhöht (Satz 4). 
 
Satz 5 verweist hinsichtlich der Hinterbliebenen auf die Sätze 1 bis 4. Die Regelungen zur 
Mindestversorgung bei Anwendung einer Ruhensregelung aufgrund einer gesetzlichen Ren-
te gelten auch im Rahmen der Hinterbliebenenversorgung. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 regelt ein erhöhtes Ruhegehalt für Beamtinnen und Beamte, die in den einstweili-
gen Ruhestand versetzt worden sind. Es dient dem Nachteilsausgleich für Beamtinnen und 
Beamte, deren Arbeitskraft aus im Verantwortungsbereich des Dienstherrn liegenden Grün-
den nicht mehr benötigt wird. Neben den politischen Beamtinnen und politischen Beamten 
(§ 30 BeamtStG, § 41 LBG LSA) sind dies auch die Fälle des einstweiligen Ruhestandes bei 
Auflösung einer Körperschaft (§ 18 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG in Verbindung mit § 32 Abs. 2 
Satz 1 LBG LSA) und bei Umbildung und Auflösung von Behörden (§ 31 BeamtStG in Ver-
bindung mit § 43 LBG LSA). 
 
Das erhöhte Ruhegehalt knüpft an die Dauer der Amtszeit an (Satz 1). Für jeden vollen Mo-
nat der Amtszeit wird für einen Monat ein erhöhtes Ruhegehalt gewährt. Die Regelung ent-
hält keine Mindestbezugsdauer mehr, da diese insbesondere bei kurzen Amtszeiten unan-
gemessen ist, zumal die Besoldung vorher noch drei Monate weiter gewährt wird (§ 4 LBesG 
LSA). Die maximale Bezugsdauer beträgt drei Jahre. Die Versorgung bemisst sich nach den 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen des im Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand inne-
gehabten Amtes, wobei es nicht erforderlich ist, dass dieses Amt zwei Jahre bekleidet wor-
den ist. 
 
Satz 2 regelt im ersten Halbsatz eine Obergrenze des erhöhten Ruhegehalts. Das Ruhegeh-
alt darf die tatsächlichen letzten Dienstbezüge nicht übersteigen (erster Halbsatz). Diese 
Regelung kommt bei Teilzeit und Beurlaubung zur Anwendung. Einen Verstoß gegen höher-
rangiges Recht stellt diese Regelung nicht dar, da es gerechtfertigt ist, bei Teilzeitkräften die 
Besoldung entsprechend ihrer Arbeitszeit zu kürzen und diese erbrachte geringere Dienst-
leistung auch einen sachgerechten Grund für eine Kappung der Versorgungsbezüge darstellt 
(Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 11. März 1999 – 2 C 18/98 – Juris, Rn. 16). Um unbil-
lige Ergebnisse zu vermeiden, ist nach dem zweiten Halbsatz zu prüfen, ob das ermittelte 
Ruhegehalt höher als die zuletzt zugestandenen Dienstbezüge ist. Zur Ermittlung dieses 
Ruhegehaltes gelten die allgemeinen Regelungen. 
 
Zu Absatz 6: 
Absatz 6 geht auf das Gesetz zur Einführung eines besonderen Altersteilzeitzuschlags für 
Polizeivollzugsbeamte und zur Änderung anderer beamtenrechtlicher und landesbesol-
dungs- und versorgungsrechtlicher Regelungen vom 12. August 2008 (GVBl. LSA S. 290) 
zurück. Mit diesem Gesetz war aus Gründen des Stellenabbaus ein zeitlich befristeter be-
sonderer Antragsruhestand ausschließlich für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte geschaffen worden. Nach dem seinerzeit eingefügten § 120 Abs. 4 BG LSA 
konnten Beamtinnen und Beamte des mittleren und gehobenen Polizeivollzugsdienstes, die 
bis zum 31. Dezember 2009 das 55. Lebensjahr vollendet hatten, auf Antrag in den Ruhe-
stand versetzt werden, sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstanden. Der Antrag konnte 
nur bis zum 30. Juni 2009 gestellt werden. Es wurde in diesem Gesetz geregelt, dass die 
Zeit vom Eintritt in den Ruhestand bis zum Ablauf des Monats, in dem das 60. Lebensjahr 
vollendet wird, auch als ruhegehaltfähige Dienstzeit zählt und dass kein Versorgungsab-
schlag vorgenommen wird. Damit sollten die Antragsteller den bis zum 60. Lebensjahr im 
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Dienst verbleibenden Kolleginnen und Kollegen gleichgestellt werden, um den Antragsruhe-
stand attraktiv zu gestalten. Diese Regelung, dass ein Versorgungsabschlag unterbleibt, wird 
aus Gründen des Vertrauensschutzes fortgeführt.  
 
 
Zu § 21 (Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes) 
 
Die Vorschrift schließt eine Versorgungslücke zwischen einem zeitlich vorangegangenen 
Eintritt in den Ruhestand und dem späteren Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung bei Beamtinnen und Beamten, die Ansprüche in beiden Alterssicherungs-
systemen erworben haben. In diesem Zeitraum wird der Ruhegehaltssatz bis zum Bezug der 
Altersrente erhöht, sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
Diese Versorgungslücke tritt bei Beamtinnen und Beamten auf, die nach einer vorangegan-
genen versicherungspflichtigen Beschäftigung erst in späteren Lebensjahren in das Beam-
tenverhältnis berufen worden sind und nicht in ausreichendem Umfang ruhegehaltfähige 
Vordienstzeiten haben. Bei einem Eintritt in den Ruhestand ab dem 60. Lebensjahr (z. B. 
Beamtinnen und Beamte des Polizeivollzugs oder des Justizvollzugs) fehlt die gesetzliche 
Rente als Ergänzung, denn ein vorzeitiger Bezug einer gesetzlichen Rente vor der renten-
versicherungsrechtlichen Regelaltersgrenze ist regelmäßig ausgeschlossen, da das Über-
gangsrecht weitere Tatbestände wie eine Mindestwartezeit voraussetzt, die regelmäßig von 
früher rentenversicherten Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten nicht mehr erfüllt 
werden können. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 stellt durch Bezugnahmen klar, dass die nach § 20 Abs. 1 berechnete Versorgung 
(ggf. erhöht durch die Regelung zum Unfallruhegehalt nach § 43 Abs. 3 Satz 1 oder durch 
die Regelung für Beamtinnen und Beamte auf Zeit in § 77 Abs. 2) und nicht die Mindestver-
sorgung nach § 20 Abs. 3 erhöht wird. Als Grundvoraussetzung für die Anwendung der Be-
stimmung wird auf den Eintritt in den Ruhestand vor Erreichen der rentenversicherungsrecht-
lichen Regelaltersgrenze abgestellt. Wegen der Anhebung der Altersgrenze in der gesetzli-
chen Rentenversicherung wird auf den Zeitpunkt des frühestmöglichen Rentenbezugs in 
§ 35 SGB VI (67. Lebensjahr) bzw. § 235 SGB VI (stufenweise Anhebung der Altersgrenze 
von dem 65. auf das 67. Lebensjahr) verwiesen. Abgestellt wird auf die Regelaltersgrenze 
und nicht auf eine mögliche vorzeitige Inanspruchnahme einer Altersrente mit Abschlägen. 
 
Nach der Nummer 1 ist es erforderlich, dass eine fünfjährige Wartezeit für eine Rente in der 
gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist. Dabei handelt es sich um die allgemeine Warte-
zeit in § 50 Abs. 1 SGB VI, die für den Anspruch auf eine Regelaltersrente, eine Rente we-
gen verminderter Erwerbsfähigkeit und eine Rente wegen Todes vorgeschrieben ist. 
 
Die Nummer 2 setzt einen Eintritt in den Ruhestand bzw. eine Versetzung in den Ruhestand 
vor Erreichen der versorgungsrechtlichen Regelaltersgrenze voraus. Ausgeschlossen von 
der Erhöhung des Ruhegehaltssatzes sind demnach Beamtinnen und Beamte, die mit die-
sem Zeitpunkt in den Ruhestand treten oder in den Ruhestand versetzt werden. Neben den 
Fällen der Dienstunfähigkeit (Buchstabe a) betrifft dies häufig die Beamtinnen und Beamten, 
für die eine besondere Altersgrenze gilt. Dies sind die Beamtinnen und Beamte des Polizei-
vollzuges, des Feuerwehrdienstes und des Justizvollzuges, die mit Ablauf des Monats der 
Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand treten.  
 
Erfasst sind jedoch seit 1. Januar 2012 auch die Fälle, in denen die Beamtinnen und Beam-
ten gegenüber der Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung zu einem 
früheren Zeitpunkt in den Ruhestand treten, so dass für diesen Zeitraum die Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung als ergänzender Altersbezug fehlt. Diese Rechtslage soll 
fortgeschrieben werden, da erst ab dem Jahr 2024 der Gleichklang zwischen den Alters-
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grenzen im Landesbeamtengesetz und in der gesetzlichen Rentenversicherung erreicht sein 
wird. 
 
Neu ist im Buchstaben c eine vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes für die Fäl-
le, in denen Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte vom neuen Antragsruhe-
stand mit Vollendung des 60. Lebensjahres Gebrauch machen. Ohne diese Regelung liefe 
dieser Antragsruhenstand in vielen Fällen leer, weil eine vorzeitige Versetzung in den Ruhe-
stand zwischen einem und 24 Monaten zur Folge hätte, dass die vorübergehende Erhöhung 
für einen Zeitraum von fünf bis sieben Jahren fehlte. Ein derart langer Verzicht auf eine vo-
rübergehende Erhöhung erscheint als unverhältnismäßig lang.  
 
Nach der Nummer 3 darf die Versorgungsempfängerin oder der Versorgungsempfänger nur 
einen Ruhegehaltssatz von weniger als 66,97 v. H. erdient haben. Diese Einschränkung 
stellt darauf ab, dass die Regelung insgesamt die Funktion hat, eine noch nicht zustehende 
Rente auszugleichen und damit eine „Rentenlücke“ zu verhindern. Ein Ruhegehaltssatz von 
66,97 v. H. liegt jedoch nur 4,78 v. H. unterhalb des höchstmöglichen Ruhegehaltssatzes 
von 71,75 v. H. Dies entspricht einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit von 2 Jahren und 8 Mona-
ten (2,67 Jahre x 1,79375 v. H. pro Jahr = 4,78 v. H.). Bei solch einer Ruhegehaltssatzhöhe 
kann davon ausgegangen werden, dass es an einer auszugleichenden „Rentenlücke“ fehlt. 
 
Nach der Nummer 4 dürfen Einkünfte der Versorgungsempfängerin oder des Versorgungs-
empfängers durchschnittlich monatlich einen Betrag in Höhe der Einkommensgrenze bei 
sozialversicherungsfreien Beschäftigungen (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) nicht übersteigen. Es 
sind durch Bezugnahme auf das SGB IV Anpassungen im Landesrecht bei Änderungen der 
Einkommensgrenze im Bundesrecht entbehrlich. Bei höheren Einkünften ist eine Erhöhung 
des Ruhegehaltssatzes nicht mehr gerechtfertigt, da die „Rentenlücke“ durch Erwerbstätig-
keit geschlossen wird. Eine durchschnittliche Betrachtung lässt es zu, dass kurzzeitige Erhö-
hungen eines Arbeitsentgeltes (z. B. durch Gewährung von Einmalzahlungen) unschädlich 
sind, wenn im Gesamtbetrachtungszeitraum die monatliche Hinzuverdienstgrenze nicht 
überschritten wird. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt den Umfang der Erhöhung des Ruhegehaltssatzes. Satz 1 benennt als Be-
rechnungsgrundlage für die Erhöhung die für die Erfüllung der rentenrechtlichen Wartezeit 
anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten. Die Erhöhung beträgt für volle zwölf Monate an 
Pflichtbeitragszeiten 0,95667 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Von diesen Pflicht-
beitragszeiten führen die Zeiten einer Kindererziehung zur Vermeidung einer doppelten Be-
rücksichtigung nicht zu einer Erhöhung des Ruhegehaltssatzes, sofern diese Zeiten der Kin-
dererziehung bereits zu einem Zuschlag nach § 65 geführt haben. Ferner sind nur Zeiten zu 
berücksichtigen, die vor der Begründung des Beamtenverhältnisses liegen und soweit sie 
nicht ruhegehaltfähig sind. Dies ist sachgerecht, denn bei einer Ruhegehaltfähigkeit führen 
sie bereits zu einer Erhöhung des Ruhegehaltssatzes und eine doppelte Berücksichtigung 
wird dadurch vermieden. 
 
Satz 2 begrenzt die Höhe des Ruhegehaltssatzes – wie auch in Absatz 1 Nr. 3 – auf 66,97 
v. H. Es wird auf die dortige Begründung verwiesen. 
 
Satz 3 regelt, dass in den Fällen eines Versorgungsabschlages nach § 20 Abs. 2 auch das 
erhöhte Ruhegehalt entsprechend zu vermindern ist.  
 
Verbleibende Monate werden unter Benutzung des Nenners 12 umgerechnet (Satz 4, 1. 
Halbsatz). Hinsichtlich der Rundung von Bruchteilen wird auf die Rundungsregelungen des 
§ 20 Abs. 1 Satz 2 und 3 verwiesen. Der Ruhegehaltssatz ist daher auf die zweite Dezimal-
stelle um eins zu erhöhen, wenn in der dritten Stelle eine der Ziffern fünf bis neun verbliebe. 
Zur Ermittlung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstjahre sind etwa anfallende Tage unter 
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Benutzung des Nenners 365 umzurechnen. Die Berechnungsweise und Rundungsvorschrif-
ten gelten somit auch hier. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 enthält Regelungen zum Wegfall der Erhöhung des Ruhegehaltssatzes. Nach Satz 
1 endet die Erhöhung mit Ablauf des Monats, in dem die Ruhestandsbeamtin oder der Ru-
hestandsbeamte die Regelaltersgrenze nach §§ 35 oder 235 SGB VI erreicht. Mit dem re-
gelmäßigen Bezugsbeginn der Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung entfällt 
der Grund für die vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltes.  
 
Satz 2 enthält zwei Tatbestände, in denen vor dem Zeitpunkt des Erreichens der Regelal-
tersgrenze die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes wegfällt. Nach Satz 2 Nr. 1 fällt die Erhö-
hung mit Ablauf des Tages vor dem Beginn des Bezuges einer Versichertenrente aus den 
anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten aus einem inländischen oder ausländischen Al-
terssicherungssystem weg. Nach Satz 2 Nr. 2 entfällt die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes 
bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit mit Einkünften, die durchschnittlich monatlich den Be-
trag in § 8 Abs. 1 Satz 1 SGB IV übersteigen. In beiden Tatbeständen ist der Wegfall der 
Erhöhung gerechtfertigt, weil die „Rentenlücke“ anderweitig kompensiert wurde. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 schreibt für eine Erhöhung des Ruhegehaltssatzes das Antragserfordernis vor. Dies 
ist sachgerecht, weil Absatz 1 voraussetzt, dass die Wartezeit in der gesetzlichen Renten-
versicherung erfüllt ist und die Pensionsbehörde über diese Information nicht in jedem Fall 
verfügt. Allerdings gilt nach Satz 2 ein innerhalb von drei Monaten nach Eintritt in den Ruhe-
stand gestellter Antrag als zum Eintritt in den Ruhestand gestellt. Rechtsfolge ist, dass die 
Erhöhung dann rückwirkend zum Beginn der Ruhegehaltszahlung vorzunehmen ist. Satz 3 
legt fest, dass ein Überschreiten der 3-Monats-Frist dazu führt, dass eine Erhöhung des Ru-
hegehaltssatzes erst mit Beginn des Monats vorgenommen werden kann, in dem der Antrag 
auf die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes gestellt wurde. Die Sätze 2 und 3 wirken daher wie 
eine Ausschlussfrist. Ein einmal gestellter Antrag wirkt jedoch fort, selbst wenn in einzelnen 
Monaten, z. B. wegen Überschreitung der Einkommensgrenzen, die Erhöhung nicht gewährt 
wird. 
 
 
Zu § 22 (Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamtinnen und entlassene Beamte) 
 
Die Vorschrift betrifft Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit oder auf Probe. Es sind jedoch 
nur die Beamtinnen und Beamte auf Probe zur späteren Verwendung auf Lebenszeit (§ 4 
Abs. 3 Buchst. a BeamtStG) erfasst, nicht jedoch die Beamtinnen und Beamten auf Probe 
zur Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion (§ 4 Abs. 3 Buchst. b BeamtStG). Ferner 
gilt die Regelung nicht für Beamtinnen und Beamte auf Widerruf. Beamtinnen und Beamten 
auf Zeit sind über den Verweis in § 77 Abs. 4 erfasst. 
 
Die Regelung erfasst die Fälle einer Entlassung aus dem Beamtenverhältnis wegen Dienst-
unfähigkeit, ohne dass ein Versorgungsanspruch entstanden ist (unversorgtes Ausscheiden). 
Bei einem Versorgungsanspruch wäre ansonsten keine Entlassung, sondern ein Eintritt oder 
eine Versetzung in den Ruhestand erfolgt. 
 
Die Fälle, dass eine Beamtin oder ein Beamter aufgrund des Erreichens der Altersgrenze 
ohne Versorgungsanspruch ausscheidet, sind nicht mehr erfasst. Eine Verbeamtung kurz vor 
der Altersgrenze wird regelmäßig nicht mehr erfolgen. Sollte ausnahmsweise doch eine sehr 
späte Berufung in das Beamtenverhältnis erfolgt sein, war bereits im Zeitpunkt der Ernen-
nung sowohl für den Dienstherrn als auch für die Beamtin oder den Beamten absehbar, dass 
ein Anspruch auf Ruhegehalt nicht entstehen kann, so dass die Nachversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung eine angemessene Rechtsfolge darstellt. 
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Die Beamtin oder der Beamte darf ferner des Unterhaltsbeitrags nicht unwürdig sein. Dies 
kann ausnahmsweise der Fall sein, wenn die Dienstunfähigkeit aufgrund eines Fehlverhal-
tens der Beamtin oder des Beamten eingetreten ist, welches im Disziplinarrecht zu einer Ent-
fernung aus dem Dienst (§ 10 Disziplinargesetz Sachsen-Anhalt) geführt hätte. 
 
Das Gesetz schreibt als Obergrenze das fiktive Ruhegehalt vor. Neben der ruhegehaltfähi-
gen Dienstzeit (§§ 12 ff.) sind auch die Zurechnungszeiten (§ 19) zu berücksichtigen. Sofern 
die Mindestversorgung nach § 20 Abs. 3 nicht erreicht wird, stellt diese die Obergrenze dar. 
 
Die Gewährung des Unterhaltsbeitrags ist eine Ermessensentscheidung. Bei der Ausübung 
des Ermessens ist es sachgerecht, anderweitige Einkünfte auf den gewährten Unterhaltsbei-
trag anzurechnen (Satz 2). Satz 3 regelt, dass die Bewilligung befristet erfolgt, um damit auf 
Veränderungen der Verhältnisse reagieren zu können. Sollten diese unverändert bleiben, 
sind wiederholte Bewilligungen zulässig (Satz 4). 
 
 
Zu § 23 (Beamtenverhältnisse auf Probe in leitender Funktion) 
 
Die Vorschrift normiert eine ergänzende Regelung für Beamtenverhältnisse auf Probe in lei-
tender Funktion. Ergänzende Regelungen zu Beamtenverhältnissen auf Zeit in leitender 
Funktion sind nicht mehr erforderlich, weil das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 
28.05.2008 – 2 BvL 11/07 – die Übertragung von Ämtern mit leitender Funktion im Beamten-
verhältnis auf Zeit als einen Verstoß gegen Art. 33 Abs. 5 GG gewertet hat. Aus diesem 
Grund sind keine dem § 15a Abs. 1 und 2 BeamtVG entsprechenden Regelungen für ein 
Beamtenverhältnis auf Zeit in leitender Funktion aufgenommen worden. 
 
Da das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit neben diesem Beamtenverhältnis auf Probe fort-
besteht (§ 5 Abs. 4 Satz 1 LBG LSA), gibt es keinen Grund, dass Versorgungsansprüche 
aus dem probeweise übertragenen Amt in leitender Funktion entstehen, zumal dieses Amt 
noch nicht dauerhaft verliehen worden ist. In diesen Fällen besteht ein Anspruch auf Versor-
gung aus dem weiterbestehenden Beamtenverhältnis auf Lebenszeit.  
 
Davon ausgenommen sind die Regelungen zur Unfallfürsorge, so dass bei der Berechnung 
des Unfallruhegehalts (§ 43) das auf Probe verliehene Amt zugrunde gelegt wird. Da ein An-
spruch auf Unfallruhegehalt einen Eintritt in den Ruhestand aufgrund einer Dienstunfähigkeit 
voraussetzt, wird unterstellt, dass die Beamtin oder der Beamte ohne diesen Dienstunfall 
und den damit verbundenen Ruhestand das probeweise verliehene Amt dauerhaft übertra-
gen bekommen hätte. 
 
 
Zu Kapitel 3 (Hinterbliebenenversorgung und Bezüge bei Verschollenheit) 
 
Dieses Kapitel enthält Regelungen für Leistungen nach dem Ableben oder bei Verschollen-
heit der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten.  
 
 
Zu § 24 (Leistungen) 
 
Die Arten der Hinterbliebenenversorgung werden aufgezählt. Diese beruht auf dem verfas-
sungsrechtlich geschützten Alimentationsprinzip. Zu den versorgungsberechtigten Hinter-
bliebenen zählen die Ehegatten, eingetragenen Lebenspartnerinnen und eingetragenen Le-
benspartner und die Kinder. Personen, mit denen die Beamtin oder der Beamte außerhalb 
einer Ehe oder eingetragenen Lebenspartnerschaft zusammengelebt hat (Verlobte, Verlob-
ter, Lebensgefährtin oder Lebensgefährte), werden davon nicht erfasst. 
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Zu § 25 (Bezüge für den Sterbemonat) 
 
Zu Absatz 1: 
Sowohl die Besoldung als auch die Versorgung wird monatlich im Voraus gezahlt. Absatz 1 
belässt den Erben die geleistete Besoldung, Versorgung und Aufwandsentschädigung für 
den Rest des Monats, indem eine Spitzabrechnung mit anschließender Rückforderung un-
terbleibt. Dies ist gerechtfertigt, weil die oder der Verstorbene regelmäßig Verbindlichkeiten 
eingegangen ist, die über den Todestag hinausgehen. 
 
Zu Absatz 2: 
Die Möglichkeit, eine Zahlung statt an die Erben auch an die Hinterbliebenen vorzunehmen, 
dient der beschleunigten und vereinfachten Auszahlung, denn die Eigenschaft eines Ehegat-
ten oder Abkömmlings ist leichter als die einer Erbin oder eines Erben festzustellen, da das 
Erbrecht möglicherweise erst durch Erteilung eines Erbscheins nachgewiesen werden muss. 
Die Regelung hat praktische Relevanz für Besoldungsbestandteile, die nicht im Voraus ge-
zahlt werden. Dazu zählen beispielsweise Vergütungen und Erschwerniszulagen. 
 
 
Zu § 26 (Sterbegeld) 
 
Das Sterbegeld bezweckt, die mit dem Tode der Beamtin oder des Beamten zusammenhän-
genden besonderen Aufwendungen zu erleichtern.  
 
Im Gegensatz zur bisherigen Regelung gibt es hinsichtlich der Anspruchsberechtigung eine 
Änderung. Die bisherige Regelung des § 18 BeamtVG begünstigt in erster Linie die Ehepart-
ner oder die Kinder der Verstorbenen oder deren Verwandte. Erst wenn diese nicht vorhan-
den sind, kommen Personen, welche die Kosten der letzten Krankheit oder der Bestattung 
der Beamtin oder des Beamten getragen haben, als Empfänger von Sterbegeld in Frage.  
 
Die Neuregelung stellt primär auf eine häusliche Gemeinschaft mit der Beamtin oder dem 
Beamten ab. Diese Regelung trägt geänderten Lebensverhältnissen insofern Rechnung, 
dass beispielsweise anstelle der weit entfernt wohnenden Enkelkinder, die keinen Kontakt zu 
der oder dem Verstorbenen haben, anderen Personen (wie z. B. Lebensgefährtinnen und 
Lebensgefährten) das Sterbegeld zu gewähren ist, sofern sie auch die Bestattungsaufwen-
dungen getragen und in häuslicher Gemeinschaft mit der oder dem Verstorbenen gelebt ha-
ben.  
 
An einer Kostentragung der dritten Person fehlt es, wenn die Aufwendungen der Bestattung 
noch aus dem Vermögen der Beamtin oder des Beamten (z. B. von einem noch nicht aufge-
lösten Konto, über das eine Vollmacht besteht) bestritten werden.  
 
Neu eingeführt wird die Notwendigkeit eines Antrags. Da häufig mehr als eine Person an-
spruchsberechtigt sein kann und nicht sämtliche Anspruchsberechtigten bekannt sind, wird 
durch das Antragserfordernis der Berechtigtenkreis näher bestimmt.   
 
Zum Zweck einer einfachen Handhabung wird das Sterbegeld in den Fällen des Absatzes 1 
als Pauschale ausgezahlt und nicht auf die tatsächlich nachgewiesenen Aufwendungen be-
schränkt.   
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 setzt den Tod einer Beamtin oder eines Beamten mit Anspruch auf Besoldung vo-
raus. Der Tod von Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten löst demnach keinen Anspruch auf 
Sterbegeld aus.  
 
Die Todesursache ist dabei für den Anspruch auf Sterbegeld ohne Bedeutung.  
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Satz 1 erfordert eine häusliche Gemeinschaft mit der oder dem Verstorbenen im Zeitpunkt 
des Todes oder im Zeitpunkt bis zu einer aus gesundheitlichen Gründen erfolgten anderwei-
tigen Unterbringung der Beamtin oder des Beamten (z. B. in einem Pflegeheim). Die Reihen-
folge der Anspruchsberechtigten wird in Satz 1 aufgezählt. Dies sind vorrangig die Ehegattin 
oder der Ehegatte (oder über den Verweis in § 1 Abs. 4 die eingetragene Lebenspartnerin 
oder der eingetragene Lebenspartner). An zweiter Stelle stehen die abstammenden oder 
angenommenen Kinder und an letzter Stelle Personen, die nachweislich die Kosten der letz-
ten Krankheit, die zum Tod der Beamtin oder des Beamten geführt hat, oder die Kosten der 
Bestattung getragen haben. Diese Personen müssen nicht natürliche Personen sein, son-
dern es kommen auch beispielsweise die Träger von Altenheimen in Betracht. 
 
Satz 2 regelt, dass bei Anträgen mehrerer anspruchsberechtigter Personen nach zwei Mona-
ten nach dem Tod der Beamtin oder des Beamten die Anspruchsberechtigung bestimmt 
wird. Diese Frist hat den Zweck, dass das Sterbegeld nach Ablauf dieser Frist bewilligt wer-
den kann und nicht noch abgewartet werden muss, ob noch weitere Anträge eingehen. Die-
se Frist ist jedoch nicht als Ausschlussfrist zu verstehen (Umkehrschluss aus Satz 4, nach 
dem der Anspruch auf Sterbegeld nur unter den dort genannten Voraussetzungen erlischt). 
Geht erstmalig nach zwei Monaten ein Antrag einer anspruchsberechtigten Person ein, wird 
das Sterbegeld bewilligt, sofern noch keine Verjährung des Anspruchs eingetreten ist. Nach 
Sinn und Zweck braucht die Frist nicht abgewartet zu werden, wenn nur eine anspruchsbe-
rechtigte Person vorliegen kann und diese den Antrag frühzeitig gestellt hat (z. B. die überle-
bende Ehegattin, die mit dem Verstorbenen in häuslicher Gemeinschaft lebte, hat frühzeitig 
nach dem Tod des Beamten den Antrag gestellt). 
 
Satz 3 enthält Regelungen zur Aufteilung des Sterbegeldes bei mehreren anspruchsberech-
tigten Personen. Bei Kindern erhält jede Person den gleichen Anteil. Personen, die Kosten 
getragen haben, erhalten das Sterbegeld anteilig im Verhältnis der von ihnen jeweils getra-
genen Kosten. 
 
Satz 4 trifft eine Regelung für den Fall, dass das Sterbegeld nach zwei Monaten bereits an 
anspruchsberechtigte Personen bewilligt worden ist, aber gleichwohl nach Ablauf der Frist 
erstmalig ein Antrag einer weiteren anspruchsberechtigten Person eingeht. Durch die 
Rechtsfolge des Satzes 4 ist der Anspruch auf Sterbegeld durch die zulässige Bewilligung 
nach Ablauf der zweimonatigen Frist für weitere anspruchsberechtigte Personen erloschen. 
Es wird eine erneute Bewilligung und eine teilweise Rückforderung des bereits bewilligten 
Sterbegeldes vermieden.    
 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt die Höhe des Sterbegeldes. 
 
Satz 1 setzt die Höhe des Sterbegeldes in Höhe des Zweifachen der Dienstbezüge oder des 
Anwärtergrundbetrages der oder des Verstorbenen fest. Sofern bei einer Anwärterin oder 
einem Anwärter auch die Voraussetzungen zum Bezug des Familienzuschlages (Ehe, Kin-
der) vorliegen, fließt dieser Familienzuschlag in die Bemessungsgrundlage des Sterbegeldes 
mit ein. Bei den Beamtinnen und Beamten mit Anspruch auf Dienstbezügen ist der Familien-
zuschlag bereits bei den Dienstbezügen mit enthalten (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 LBesG LSA), so dass 
auch bei diesen Personen entsprechend verfahren wird. Auslandskinderzuschläge (§ 48 
Abs. 1 LBesG LSA), Mietzuschläge (§ 49 LBesG LSA), Auslandskinderzuschläge (§ 50 
LBesG LSA) und Vergütungen fließen nicht in die Bemessung des Sterbegeldes ein. 
 
Satz 2 verweist auf § 11 Abs. 1 Satz 2 und 3. Diese Verweisung hat zur Folge, dass bei einer 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge, Teilzeitbeschäftigung oder eingeschränkten Dienstfähig-
keit das Sterbegeld aus den ungekürzten Dienstbezügen zu berechnen ist. 
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Satz 3 enthält eine Anrechnungsregelung, soweit ein Sterbegeld aus einem anderen Be-
schäftigungsverhältnis gewährt wird. Dies kommt beispielsweise in Betracht, wenn die Be-
amtin oder der Beamte beurlaubt war, um ein anderes Beschäftigungsverhältnis aufzuneh-
men und dieses ebenfalls ein Sterbegeld vorsieht. 
 
Zu Absatz 3: 
Dieses aufwandsbezogene Sterbegeld wird (im Gegensatz zum Sterbegeld nach Absatz 1) 
nicht pauschal, sondern in Höhe der nachgewiesenen Aufwendungen gezahlt. Als Höchst-
grenze gilt der Betrag nach Absatz 2.  
 
Satz 1 regelt die Anspruchsberechtigung für die Fälle, in denen es an einer häuslichen Ge-
meinschaft mit der oder dem Verstorbenen fehlte, so dass keine anspruchsberechtigte Per-
son nach Absatz 1 vorhanden ist. Auf Antrag erhält die- oder derjenige auf Nachweis die 
Kosten der Bestattung oder letzten Krankheit ersetzt. Ein besonderes Näheverhältnis zu der 
oder dem Verstorbenen ist nicht Voraussetzung.  
 
Zu den unmittelbaren Kosten der Bestattung zählen nur Aufwendungen, die direkt der Be-
stattung zuzuordnen sind. Daran fehlt es bei Anschaffungen, die auch anderweitig genutzt 
werden können (z. B. die Kleidung zur Trauerfeier).  
 
Satz 2 enthält wie die Regelung in Absatz 1 Satz 2 eine Aufteilungsregelung bei Anträgen 
mehrerer anspruchsberechtigter Personen innerhalb der zweimonatigen Frist nach dem Tod 
der Beamtin oder des Beamten. Diese zweimonatige Frist bezieht sich nur darauf, dass die 
anspruchsberechtigten Personen ihren Anspruch dem Grunde nach anmelden. Die Vorlage 
sämtlicher Rechnungen ist dabei nicht Voraussetzung, denn diese können innerhalb dieser 
Frist häufig noch nicht vollständig beigebracht werden. Satz 2 ordnet als Rechtsfolge eine 
Quotelung an, sofern mehrere Anspruchsberechtigte Rechnungen anlässlich der Beerdigung 
einreichen und diese Rechnungen den Höchstbetrag übersteigen. Sollte ein Sterbegeldan-
spruch von z. B. 6.000 Euro bestehen, Antragsteller A Rechnungen in Höhe von 5.000 Euro 
und Antragstellerin B in Höhe von 3.000 Euro einreichen, so erhält A fünf Achtel von 6.000 
Euro (= 3.750 Euro und B drei Achtel von 6.000 Euro (= 2.250 Euro).  
 
Satz 3 verweist auf die Regelung des Absatzes 1 Satz 4. Der Anspruch auf Sterbegeld er-
lischt für weitere anspruchsberechtigte Personen, wenn nach Ablauf von zwei Monaten nach 
dem Tod der Beamtin oder des Beamten an anspruchsberechtigte Antragstellerinnen und 
anspruchsberechtigte Antragsteller das Sterbegeld bewilligt worden ist. 
 
Zu Absatz 4: 
Nummer 1 des Satzes 1 erweitert den Anspruch auf Sterbegeld auf beurlaubte Beamtinnen 
und Beamte, bei denen ein Anspruch auf Besoldung nicht gegeben ist. 
 
Die Nummern 2 und 3 des Satzes 1 regeln, dass Sterbegeld auch nach dem Tod einer Ru-
hestandsbeamtin, eines Ruhestandsbeamten, einer entlassenen Beamtin oder eines entlas-
senen Beamtin mit Anspruch auf einen Unterhaltsbeitrag gewährt wird. Die Höhe des Ster-
begeldes bemisst sich nach dem Ruhegehalt oder dem Unterhaltsbeitrag sowie zusätzlich 
nach den kindbezogenen Leistungen in der Versorgung (Familienzuschlag der Stufe 2 nach 
§ 60 Abs. 1). 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 regelt den Sterbegeldanspruch beim Tod einer Witwe des Versorgungsurhebers 
oder eines Witwers der Versorgungsurheberin. Anspruchsberechtigt sind auf Antrag nur die 
Kinder, die entweder von der Beamtin oder dem Beamten abstammen oder von diesem an-
genommen worden sind. Die Enkel der Beamtin oder des Beamten sind davon nicht erfasst, 
zumal diese auch keinen Anspruch auf Waisengeld oder einen Unterhaltsbeitrag haben kön-
nen. Voraussetzung ist ferner, dass im Zeitpunkt des Todes eine häusliche Gemeinschaft mit 
der oder dem Verstorbenen bestanden hat.  
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Die Höhe des Sterbegeldes beträgt das Zweifache des Witwen- oder Witwergeldes oder des 
Unterhaltsbeitrages (Satz 2). Ein Sterbegeld aus anderen Beschäftigungsverhältnissen ist 
anzurechnen (aufgrund des Verweises in Satz 3 auf Absatz 2 Satz 3). 
 
Satz 4 enthält eine entsprechende Aufteilungsregelung wie in Absatz 1 Satz 3, erste Varian-
te. Der Verweis in Satz 5 auf Absatz 1 Satz 4 lässt einen Anspruch auf Sterbegeld für weite-
re anspruchsberechtigte Kinder erlöschen, wenn nach Ablauf von zwei Monaten nach dem 
Tod der Witwe oder des Witwers an anspruchsberechtigte Kinder ein Sterbegeld bewilligt 
worden ist. 
 
 
Zu § 27 (Witwen- und Witwergeld) 
 
Der Dienstherr hat im Rahmen seiner Alimentationspflicht auch für den angemessenen Le-
bensunterhalt der Witwe oder des Witwers des verstorbenen Versorgungsurhebers oder der 
verstorbenen Versorgungsurheberin zu sorgen. Die hinterbliebenen eingetragenen Lebens-
partnerinnen und Lebenspartner sind den Witwen und Witwern gleichgestellt (§ 1 Abs. 4). 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 Satz 1 setzt für einen Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld ein Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit der oder des Verstorbenen voraus. Durch den Verweis auf § 10 Abs. 1 
muss die verstorbene Beamtin oder der verstorbene Beamte auch dem Grunde nach einen 
Ruhegehaltanspruch gehabt haben (z. B. Erfüllung der fünfjährigen Wartezeit). 
 
Satz 2 enthält einen Ausschlussgrund für den Witwen- oder Witwergeldanspruch. Nach Satz 
2 ist kein Anspruch gegeben, wenn eine „Versorgungsehe“ vermutet wird. Dieser Vermu-
tungstatbestand ist bei einer kurzen Ehedauer von weniger als einem Jahr erfüllt. Diese 
Vermutung ist jedoch widerlegbar, indem nach den besonderen Umständen des Falles nicht 
anzunehmen ist, dass die Heirat den Zweck hatte, eine Hinterbliebenenversorgung zu ver-
schaffen. Diese Vermutung ist beispielsweise widerlegt, wenn der Tod durch ein plötzliches 
Ereignis (z. B. einen Unfall) verursacht wurde, die Eheleute vor der Heirat schon zusammen-
gewohnt haben oder ein gemeinsames Kind vorhanden ist. 
 
Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage soll es künftig keinen Ausschlussgrund aufgrund 
einer sog. „Nachehe“ mehr geben. Diese lag bei einer Heirat nach dem Eintritt in den Ruhe-
stand vor, wenn die Beamtin oder der Beamte die gesetzliche Regelaltersgrenze (zzt. mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres) bereits vollendet hatte. Durch diese Regelung sollten 
neue Versorgungsansprüche nach der Beendigung des Beamtenverhältnisses verhindert 
werden.  
 
An diesem Ausschlusstatbestand wird nicht mehr festgehalten. Die gesellschaftlichen Ver-
hältnisse haben sich dahingehend geändert, dass sich das durchschnittliche Heiratsalter 
erhöht hat. Ferner gab es in der bisherigen Ausschlussregelung Wertungswidersprüche, weil 
im Zeitpunkt der Heirat neben dem Ruhestand auch das 65. Lebensjahr vollendet sein muss. 
Das bedeutet, dass eine frühere Pensionierung aufgrund einer Dienstunfähigkeit oder einer 
besonderen Altersgrenze (60. Lebensjahr für die Beamtinnen und Beamten des Justiz- oder 
Polizeivollzugs) keinen Ausschlussgrund darstellt. Es ist sachlich jedoch nicht zu erklären, 
warum die Differenzierung nach dem Lebensalter gerechtfertigt sein soll. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 erweitert den Witwen- oder Witwergeldanspruch auf die Witwe eines verstorbenen 
Beamten auf Probe oder den Witwer einer verstorbenen Beamtin im Fall eines Todes auf-
grund einer Dienstbeschädigung. 
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Zu § 28 (Höhe des Witwen- und Witwergeldes) 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 Satz 1 legt die Bemessungsgrundlage des Witwen- oder Witwergeldes auf 55 v. H. 
des Ruhegehalts fest. Satz 2 schreibt die Übergangsregelung des § 69e Abs. 5 Satz 2 Be-
amtVG fort. Diese Regelung sieht vor, dass die Bemessungsgrundlage des Witwen- oder 
Witwengeldes sogar 60 v. H. beträgt, wenn die Ehe am 1. Januar 2002 bestanden hat und 
einer der Ehegatten zu diesem Zeitpunkt bereits das 40. Lebensjahr vollendet hatte. Zu die-
sem Stichtag trat die Absenkung des Vomhundertsatzes von 60 v. H. auf 55 v. H. durch das 
Versorgungsänderungsgesetz 2001 vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926) in Kraft. Der 
Gesetzgeber ließ sich bei der Übergangsregelung des § 69e Abs. 5 Satz 2 BeamtVG von der 
Erwägung leiten, dass sich die Ehepartner bei Ehen, die nach dem 31. Dezember 2001 ge-
schlossen wurden, auf das neue Versorgungsrecht einstellen konnten und bei Beteiligung 
jüngerer Eheleute der Aufbau einer zusätzlichen Alterssicherung erwartet werden kann. In 
den bestandsgeschützten Fällen ist es allerdings gerechtfertigt, keinen Kinderzuschlag zum 
Witwengeld zu gewähren, denn dieser war zeitgleich zum 1. Januar 2002 eingeführt worden, 
um die Absenkung des Witwen- bzw. Witwergeldes von 60 v. H. auf 55 v. H. der Versor-
gungsbezüge der oder des Verstorbenen anzumildern. Bedenken gegen die Ungleichbe-
handlung bestehen trotz des Anknüpfens an eine Altersgrenze (Mindestalter von 40 Jahren 
vor dem 2. Januar 2002) nicht. Der EuGH hat betont, dass eine Unterscheidung aufgrund 
des Alters durch Übergangsregelungen zur Besitzstandswahrung – zumal wenn diese von 
Gewerkschaften nachdrücklich gefordert wurden – gerechtfertigt werden kann (Urteil vom 
19.06.2014, Rs C-501/12 u. a., Rn. 67 i. V. m. Rn. 63).  
 
Satz 3 legt – durch den Verweis auf § 20 Abs. 3 Satz 2 – ein Mindestwitwen- oder Mindest-
witwergeld in Höhe von 60 v. H. der Mindestversorgung eines Versorgungsurhebers (zzgl. 
des Erhöhungsbetrages von 30,68 Euro nach § 20 Abs. 3 Satz 3) fest. Satz 4 regelt, dass 
eine vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes nach § 21 und eine vorübergehende 
Gewährung von Zuschlägen nach § 65 nicht in die Bemessungsgrundlage des Witwer- oder 
Witwengeldes einfließen. Aufgrund des vorübergehenden Charakters dieser Leistungen wä-
re dies nicht sachgerecht. Aus dem gleichen Grund wird auch die vorübergehend erhöhte 
Versorgung an die Ruhestandsbeamtin oder den Ruhestandsbeamten (§ 20 Abs. 5) nicht als 
Bemessungsgrundlage für das Witwen- oder Witwergeld berücksichtigt. Nach Satz 5 folgt die 
Höhe des Mindestwitwen- oder Mindestwitwergeldes den Veränderungen des Mindestruhe-
gehalts. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 enthält Vorschriften über die Kürzung des Witwen- oder Witwergeldes wegen gro-
ßen Altersunterschiedes. Hierdurch soll eine Versorgungsehe vermieden und der Dienstherr 
vor einer großen Versorgungslast geschützt werden, die wegen der relativ hohen Lebenser-
wartung der jungen Witwe oder des jungen Witwers nicht gerechtfertigt erscheint. Ist jedoch 
mindestens ein leibliches Kind aus der Ehe hervorgegangen, erfolgt keine Kürzung des Wit-
wen- oder Witwergeldes, weil die Vermutung einer Versorgungsehe damit widerlegt ist. Die 
Kürzung beträgt 5 v. H. des Witwen- oder Witwergeldes für jedes angefangene Jahr, wel-
ches über den Altersunterschied von 20 Jahren hinausgeht. Das Witwen- oder Witwergeld 
kann jedoch maximal halbiert werden (Satz 1). 
 
Hat die Ehe mehr als fünf Jahre angedauert, dann wird für jedes über fünf Jahre hinausge-
hende angefangene Jahr das Witwen- oder Witwergeld wieder um fünf v. H. erhöht. Das 
nach Satz 1 gekürzte Witwen- oder Witwergeld darf ferner nicht hinter dem Mindestwitwen- 
oder Mindestwitwergeld zurückbleiben (Satz 3). 
 
Die bisher in § 20 Abs. 3 BeamtVG enthaltene Regelung, dass beim Zusammentreffen von 
Witwen- oder Witwergeld, Waisengeld und Unterhaltsbeiträgen von dem gekürzten Witwer- 
oder Witwengeld auszugehen ist, wird aus systematischen Gründen in § 32 Abs. 1 Satz 3 
verschoben. 
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Zu § 29 (Witwen- oder Witwerabfindung) 
 
Zu Absatz 1: 
Die Gewährung einer Witwen- oder Witwerabfindung verfolgt den Zweck, den Entschluss, 
eine neue Ehe einzugehen, zu erleichtern. Gleichzeitig werden durch eine einmalige Abfin-
dung für den Dienstherrn die finanziellen Belastungen auf Dauer gesenkt. 
 
Mit der erneuten Heirat erlischt der Anspruch auf Witwengeld (§ 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2). 
Durch die Abfindung soll dieser Verlust zumindest teilweise wieder ausgeglichen werden. 
Voraussetzung für die Abfindung ist ein Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld oder auf ei-
nen Unterhaltsbeitrag und eine vorherige Ehe oder eine vorherige eingetragene Lebenspart-
nerschaft (§ 1 Abs. 4) im Zeitpunkt des Todes. 
 
Zu Absatz 2: 
Die Höhe der Abfindung beträgt das Vierundzwanzigfache des monatlichen Witwengeldes 
oder Unterhaltsbeitrages nach Anwendung von Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvor-
schriften. Maßgebend ist die Höhe in dem Monat der Wiederheirat. Die Kürzungsvorschrift 
des § 32 und die Ruhensvorschriften der §§ 66, 67 Abs. 1 Nr. 3 (Zusammentreffen des Wit-
wengeldes mit Erwerbseinkommen oder mit einem eigenen Ruhegehalt) bleiben jedoch un-
berücksichtigt, damit ein (erheblicher) Zahlbetrag verbleibt und der Anreiz zur Wiederverhei-
ratung erhöht wird. Satz 2 regelt die Zahlung in einer Summe. 
 
 
Zu § 30 (Waisengeld) 
 
Die Alimentationspflicht des Dienstherrn besteht gegenüber der Beamtin und dem Beamten 
und ihrer bzw. seiner Familie. Diese zu Lebzeiten bestehende Verpflichtung des Dienstherrn 
setzt sich nach dem Tod der Beamtin oder des Beamten gegenüber den Hinterbliebenen 
fort. Das Waisengeld verfolgt den Zweck, der Waise eine finanzielle Betreuung bis zu jenem 
Zeitpunkt angedeihen zu lassen, in dem ein Kind typischerweise elterlicher Obhut nicht mehr 
bedarf. 
 
Die Gewährung von Waisengeld setzt durch den Verweis auf § 10 Abs. 1 voraus, dass die 
verstorbene Beamtin oder der verstorbene Beamte entweder eine fünfjährige Dienstzeit ab-
geleistet hatte oder es sich um ein Dienstunfallopfer handelt. 
 
Nach den Nummern 1 und 2 sind die Kinder der verstorbenen Beamtinnen und Beamten auf 
Lebenszeit, der verstorbenen Ruhestandsbeamtinnen und verstorbenen Ruhestandsbeam-
ten waisengeldberechtigt. Gleichgestellt sind nach der Nummer 3 die Kinder von verstorbe-
nen Beamtinnen und verstorbenen Beamten auf Probe, die ohne grobes Verschulden aus 
Veranlassung oder bei Ausübung des Dienstes dienstunfähig geworden sind (§ 28 Abs. 1 
BeamtStG) oder die aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind und im Wege des 
Ermessens in den Ruhestand versetzt worden sind (§ 28 Abs. 2 BeamtStG) und gerade aus 
diesen Gründen sodann gestorben sind. 
 
Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage soll der Ausschlussgrund der sog. „nachadoptierten 
Kinder“ nicht fortgeführt werden. Wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte 
im Zeitpunkt der Adoption bereits im Ruhestand war und die gesetzliche Altersgrenze vollen-
det hatte, besteht nach bisheriger Rechtslage kein Anspruch auf Waisengeld, sondern nur 
auf einen einkommensabhängigen Unterhaltsbeitrag. Diese Regelung enthält – ebenso wie 
bei den Witwen oder Witwern – Wertungswidersprüche, weil neben dem Ruhestandseintritt 
des Adoptivvaters oder der Adoptivmutter auch noch die Vollendung des 65. Lebensjahrs 
gefordert ist. Ein angenommenes Kind einer Ruhestandsbeamtin oder eines Ruhestandsbe-
amten, die oder der das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, hätte nach bisheriger 
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Rechtslage einen Waisengeldanspruch, während das Kind einer Ruhestandsbeamtin oder 
eines Ruhestandsbeamten, die oder der das 65. Lebensjahr vollendet hat, keinen Anspruch 
hätte. Für eine derartige Unterscheidung wird kein Sachgrund gesehen.  
 
Alternativ wäre es zwar möglich gewesen, weiterhin den Ausschlussgrund zu regeln und auf 
die Altersbegrenzung zu verzichten. Wenn aber eine Beamtin oder ein Beamter im ver-
gleichsweise jungen Lebensalter dienstunfähig geworden wäre, aber noch ein Kind adoptiert 
hätte, stünde dies beim Tod der Beamtin oder des Beamten unversorgt dar. Von dieser Al-
ternative wurde daher abgesehen. 
 
 
Zu § 31 (Höhe des Waisengeldes) 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 regelt die Höhe des Waisengeldes und differenziert zwischen Vollwaisen (höherer 
Vomhundertsatz aufgrund des Todes beider Unterhaltspflichtiger) und Halbwaisen. Bemes-
sungsgrundlage ist das Ruhegehalt des oder der Verstorbenen am Todestag oder, wenn die 
Beamtin oder Beamte am Todestag noch im aktiven Dienst stand, das Ruhegehalt bei einem 
fiktiven Eintritt in den Ruhestand.  
 
Satz 2 macht von diesem Grundsatz eine Ausnahme, indem vorübergehend wirkende Rege-
lungen keine Anwendung finden. Bei den Kindern eines in den einstweiligen Ruhestand ver-
setzten Beamten oder einer in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamtin wird beim 
Tod dieser Versorgungsurheberin oder dieses Versorgungsurhebers nicht das nach § 20 
Abs. 5 erhöhte Ruhegehalt berücksichtigt. Auch fließt eine vorübergehende Erhöhung des 
Ruhegehaltssatzes nach § 21 zur Schließung einer „Rentenlücke“ nicht in die Bemessungs-
grundlage ein. 
 
Das Waisengeld knüpft als Bemessungsgrundlage an das Ruhegehalt und demnach auch an 
das Mindestruhegehalt (§ 20 Abs. 3) an, so dass durch diesen Bezug auch ein Mindestwai-
sengeld geregelt ist. Satz 3 legt fest, dass Dynamisierungen beim Mindestruhegehalt auch 
bei der Höhe des Mindestwaisengeldes zu berücksichtigen sind. 
 
Zu Absatz 2: 
Halbwaisen werden nach der Regelung des Halbsatzes 1 versorgungsrechtlich den Vollwai-
sen gleichgestellt, sofern der überlebende Elternteil weder Witwen-, Witwergeld noch einen 
Unterhaltsbeitrag erhält. Beispielsweise führt eine Wiederverheiratung des überlebenden 
Elternteils zum Erlöschen des Witwengeldanspruchs (§ 35 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2), so dass das 
Halbwaisengeld in Höhe von 12 v. H. dann in Höhe von 20 v. H. gewährt wird. Ebenso wer-
den Kinder versorgungsrechtlich wie Vollwaisen behandelt, wenn die verstorbene Beamtin 
oder der verstorbene Beamte nicht mit dem anderen Elternteil verheiratet war. 
 
Sofern Ruhens- oder Anrechnungsvorschriften dazu führen, dass kein Zahlbetrag verbleibt, 
führt dies nicht zu einer Anhebung des Waisengeldsatzes, weil dem Grunde nach ein An-
spruch auf Witwen-, Witwergeld oder einen Unterhaltsbeitrag besteht („…nicht zum Bezuge 
von Witwen- oder Witwergeld berechtigt ist und auch keinen Unterhaltsbeitrag in Höhe des 
Witwen- oder Witwergeldes erhält…“). 
 
Wird das (Voll-) Waisengeld neben einem dem überlebenden Elternteil gewährten Unter-
haltsbeitrag, der geringer als das Witwen- oder Witwergeld ist, gezahlt, so darf nach Satz 2 
das nach dem Satz für Vollwaisen gezahlte Waisengeld zzgl. des dem überlebenden Eltern-
teil zustehenden Unterhaltsbeitrages den Betrag des Witwengeldes und des Waisengeldes 
nach dem Satz für Halbwaisen nicht übersteigen. Je nach Höhe des dem überlebenden El-
ternteil gezahlten Unterhaltsbeitrages und der Zahl der versorgungsberechtigten Waisen 
kann sich das Waisengeld hiernach wieder bis zu dem Satz für Halbwaisen verringern, wäh-
rend der für den überlebenden Elternteil gewährte Unterhaltsbeitrag ungekürzt gezahlt wird. 
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Die Regelung des Satzes 2 ist im Zusammenhang mit der Regelung des § 32 zu sehen. Un-
terhaltsbeitrag und Waisengeld sind durch den Betrag des ihrer Berechnung zugrunde zule-
genden Ruhegehalts begrenzt. Ergeben Unterhaltsbeitrag und Waisengeld zusammen einen 
höheren Betrag, so sind die einzelnen Bezüge – hier also auch der Unterhaltsbeitrag des 
überlebenden Elternteils – im gleichen Verhältnis zu kürzen. 
 
Zu Absatz 3: 
Hat eine Waise mehrere Ansprüche auf Waisengeld, die aus Beamtenverhältnissen ver-
schiedener Personen herrühren (z. B. beide verstorbenen Elternteile waren verbeamtet), 
wird nur das höchste Waisengeld gezahlt. Eine Kumulierung von Ansprüchen ist daher aus-
geschlossen.  
 
 
Zu § 32 (Zusammentreffen von Witwen- oder Witwergeld und Waisengeld) 
 
Der Dienstherr trifft im Falle des Todes der Beamtin oder des Beamten in die Unterhaltsver-
pflichtung der Verstorbenen oder des Verstorbenen ein. Aus diesem Grund wird die Höhe 
der Hinterbliebenenbezüge insgesamt auf die Höhe des Ruhegehalts begrenzt, die der 
Dienstherr der Beamtin oder dem Beamten im Todeszeitpunkt hätte zahlen müssen, wenn 
sie oder er im Todeszeitpunkt in den Ruhestand getreten wäre. Diese Kürzungsregelung hat 
Vorrang vor anderweitigen Kürzungs-, Anrechnungs- oder Ruhensvorschriften.  
 
Zu Absatz 1: 
Der Gesamtbetrag der zustehenden Witwen-, Witwer- und Waisengelder ist durch das ihrer 
Berechnung zugrunde zu legende Ruhegehalt begrenzt (Sätze 1 und 2). 
 
Beispiel: Eine Witwe hat einen Witwengeldanspruch von 55 v. H. des Ruhegehalts. Daneben 
haben noch vier Halbwaisen einen Anspruch auf jeweils 12 v. H. des Ruhegehalts. Insge-
samt wären dies 103 v. H. (55 v. H. + 48 v. H. = 103 v. H.). Der Faktor beträgt 100:103 = 
0,971. Demnach wären sowohl die Beträge des Witwengeldes als der Halbwaisengelder mit 
0,971 zu multiplizieren. 
 
Nach Satz 3 ist eine Kürzung des Witwer- oder Witwengeldes aufgrund eines großen Alters-
unterschiedes nach § 28 Abs. 2 zu berücksichtigten. Diese Regelung wird aus systemati-
schen Gründen hierhin verschoben. 
 
Zu Absatz 2: 
Satz 1 regelt, dass eine Neuberechnung durchzuführen ist, wenn die Anzahl der Personen 
mit Ansprüchen auf Witwen-, Witwer- oder Waisengeld sich verringert. Diese Verringerung 
kann beispielsweise der Wegfall des Anspruchs auf Witwer- oder Witwengeld durch Wieder-
heirat oder Tod oder der Wegfall des Waisengeldanspruchs nach Erreichen der Altersgrenze 
sein. Satz 1 regelt ferner den (seltenen) Fall, dass sich die Anzahl der Berechtigten noch 
erhöht. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn ein Kind eines Beamten erst nach sei-
nem Tod geboren wird. 
 
Satz 2 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Neuanpassung. Eine Erhöhung der Bezü-
ge aufgrund einer Verringerung der Anzahl der berechtigten Personen (Nr. 1) erfolgt zum 
Folgemonat, während eine Verringerung der Bezüge durch Erhöhung der Personenanzahl 
im gleichen Monat erfolgt, in dem sich die Zahl der berechtigten Personen erhöht. Diese Re-
gelung gewährleistet, dass maximal die Bezüge geleistet werden, die die Beamtin oder der 
Beamte im Ruhestand auch nur erhalten hätte. 
 
Die bisher in § 25 Abs. 3 und Abs. 4 BeamtVG enthaltenen Regelungen zu den Unterhalts-
beiträgen werden nicht mehr fortgeführt, da die dort genannten Unterhaltsbeiträge nicht mehr 
vorgesehen sind.   
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Zu § 33 (Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene von Beamtinnen und Beamten auf Le-
benszeit und auf Probe) 
 
Zu Absatz 1: 
Die Vorschrift ergänzt § 22, durch den die Möglichkeit der Gewährung eines Unterhaltsbei-
trags für entlassene Beamtinnen und Beamte auf Lebenszeit und auf Probe eröffnet worden 
ist. Durch die Regelung sollen versorgungsrechtliche Härten für die Hinterbliebenen gemil-
dert werden. Witwer, Witwen und Waisen können bis zur Höhe des Witwer-, Witwen- oder 
Waisengeldes einen Unterhaltsbeitrag erhalten. Bei der Ausübung des Ermessens über die 
Gewährung des Unterhaltsbeitrages ist die wirtschaftliche Lage der oder des Hinterbliebenen 
angemessen zu berücksichtigen, da es sich um eine Härteausgleichsregelung handelt. Bei 
der Prüfung der wirtschaftlichen Lage sind anderweitige sonstige Einkünfte zu berücksichti-
gen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 benennt entsprechend anwendbare Vorschriften. Anwendbar sind für die Bemes-
sung des Unterhaltsbeitrages die Regelungen zur Höhe des Witwengeldes (§ 28) und des 
Waisengeldes (§ 31) sowie die Kürzungsvorschrift beim Zusammentreffen von Witwen- oder 
Witwergelder mit Waisengeldern (§ 32). Bei einer Wiederheirat findet die Regelung zur Wit-
wen- oder Witwerabfindung Anwendung (§ 29). 
 
 
Zu § 34 (Entstehen des Anspruchs auf Hinterbliebenenversorgung) 
 
Ein Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung entsteht nach Satz 1 nicht mit Ablauf des To-
destages, sondern mit Beginn des Folgemonats, der auf den Tod folgt. Da für den Sterbe-
monat die Bezüge weiter gezahlt werden, ist ein lückenloser Anspruch ohne Doppelzahlun-
gen gegeben.  
 
Satz 2 trifft eine Regelung für den Anspruchsbeginn für Waisen, die erst nach dem Tod des 
Versorgungsurhebers geboren werden. Sie führt das im Besoldungs- und Versorgungsrecht 
gängige Monatsprinzip fort.  
 
Satz 3 regelt, dass die im Ermessen stehende Gewährung eines Unterhaltsbeitrages nach 
§ 33 frühestens mit dem Ablauf des Sterbemonats (Verweis auf Satz 1) oder bei neugebore-
nen Kindern vom Ersten des Geburtsmonats (Verweis auf Satz 2) erfolgen kann.   
 
 
Zu § 35 (Erlöschen der Witwen-, Witwer- und Waisenversorgung) 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 enthält die Voraussetzungen, unter denen ein Anspruch auf Witwer-, Witwen- und 
Waisengelder oder Unterhaltsbeiträge erlischt. 
 
Nach der Nummer 1 des Satzes 1 erlischt der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung mit 
Ablauf des Monats des Todes der oder des Berechtigten. Verschollenheit führt nicht zum 
Erlöschen des Anspruchs. 
 
Nach der Nummer 2 des Satzes 1 führt eine Wiederverheiratung ebenfalls zum Erlöschen 
der Hinterbliebenenversorgung der Witwe oder des Witwers. Durch die Wiederverheiratung 
wird das Band der Ehe der Beamtin oder des Beamten durchtrennt, so dass auch die Ali-
mentationspflicht des Dienstherrn nicht fortbesteht. 
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Nach der Nummer 3 des Satzes 1 endet der Anspruch auf Waisengelder bzw. Unterhaltsbei-
träge für Waisen grundsätzlich mit Ablauf des Monats der Vollendung des 18. Lebensjahres. 
In den Absätzen 2 bis 4 sind Voraussetzungen geregelt, unter denen auch über das 18. Le-
bensjahr hinaus Ansprüche auf Waisengeld und Unterhaltsbeiträge bestehen. 
 
Nach der Nummer 4 des Satzes 1 führen Strafurteile, die ein bestimmtes Strafmaß erreichen 
oder wegen bestimmter Straftaten gegen den Staat ausgesprochen wurden (Friedensverrat 
nach §§ 80, 80a StGB, Hochverrat gemäß §§ 81 bis 83a StGB, Gefährdung des demokrati-
schen Rechtsstaats nach §§ 84 bis 91a StGB oder Landesverrat und Gefährdung der äuße-
ren Sicherheit gemäß §§ 93 bis 101a StGB), ebenfalls zum Erlöschen des Anspruchs auf 
Hinterbliebenenversorgung.  
 
Anknüpfend an die Nummer 4 des Satzes1 führt nach der Nummer 5 des Satzes 1 auch eine 
Verwirkung von Grundrechten nach Art. 18 des GG, die nur vom Bundesverfassungsgericht 
ausgesprochen werden kann, zum Verlust des Anspruchs auf Hinterbliebenenversorgung. 
Sowohl in den Fällen der Nummern 4 und 5 des Satzes 1 gilt die Vorschrift über die Gewäh-
rung eines befristeten Unterhaltsbeitrages nach § 50 sinngemäß (Satz 2). Anwendung finden 
nach Satz 3 ferner auch die Vorschriften über das Gnadenrecht (§ 38 LBG LSA) und das 
Wiederaufnahmeverfahren bei Verlust der Beamtenrechte (§ 37 Abs. 2 und 3 LBG LSA). 
 
Zu Absatz 2: 
In den Absätzen 2 bis 4 werden die Voraussetzungen für den Bezug eines Waisengeldes 
über das 18. Lebensjahr hinaus geregelt. Im Gegensatz zum bisherigen Recht wird die Re-
gel-Altersgrenze von 27 Jahre auf 25 Jahre herabgesetzt, um eine Kongruenz mit den Rege-
lungen im Kindergeldrecht und zu den Vorschriften zum Familienzuschlag im Besoldungs-
recht herzustellen. Für laufende Fälle ist in einer Übergangsregelung in § 84 Abs. 1 geregelt, 
dass das bisherige Höchstalter für diese Fälle, die bereits das 25. Lebensjahr überschritten 
haben, weiter gilt.  
 
Zur besseren Transparenz wird auf den Verweis auf Vorschriften des Einkommensteuerge-
setzes verzichtet, zumal diese Vorschriften in den letzten Jahren mehrfach geändert worden 
sind und dadurch die Lesbarkeit des § 61 Abs. 2 BeamtVG erschwert worden war. 
 
Satz 1 erfordert für den Waisengeldanspruch nach Vollendung des 18. Lebensjahres neben 
einem Antrag eine Schul- oder Berufsausbildung (Nummer 1), die Ableistung eines in der 
Nummer 2 genannten Freiwilligendienstes oder eine körperliche, geistige oder seelische Be-
hinderung, die einem eigenen Unterhalt entgegensteht (Nummer 3). 
 
Eigenes Einkommen schließt nach der ausdrücklichen Regelung des Satzes 2 die Gewäh-
rung des Waisengeldes aufgrund einer Behinderung nicht aus. Es erfolgt allerdings in Satz 3 
eine Einkommensanrechnung. 
 
Nach Satz 3 bleibt ein eigenes Einkommen in Höhe des Doppelten des Mindestvollwaisen-
geldes anrechnungsfrei. Zum Einkommen zählen alle Geldmittel, die für den Lebensunterhalt 
zur Verfügung stehen, ohne dass ein vorhandenes Vermögen in der Substanz angetastet 
werden muss. Sofern der Betrag des zweifachen Mindestvollwaisengeldes überschritten 
wird, wird die Hälfte des überschießenden Betrages auf das Waisengeld zuzüglich des Fami-
lienzuschlages der Stufe 2 nach § 60 Abs. 1 angerechnet. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 enthält Regelungen, in denen über das 25. Lebensjahr hinaus der Anspruch auf 
Waisengeld auf Antrag weitergewährt wird. Dabei handelt es sich um Ausgleiche von Nach-
teilen, die auf den Regelungen des Arbeitsplatzschutzgesetzes beruhen (vorgeschriebener 
Grundwehrdienst, Zivildienst, Entwicklungshilfedienst). Neu in dieser Aufzählung ist der frei-
willige Wehrdienst, weil § 16 Abs. 7 Arbeitsplatzschutzgesetz eine Pflicht zum Nachteilsaus-
gleich vorsieht. Als Rechtsfolge ist die Weitergewährung für die Dauer des jeweiligen Diens-
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tes vorzunehmen. Eine Beschränkung auf die Dauer des vorgeschriebenen Grundwehr- oder 
Zivildienstes ist nach Wegfall der Wehrpflicht (und damit auch der Pflicht zur Ableistung ei-
nes Ersatzdienstes) weggefallen. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 erweitert den Anspruch auf Waisengeld aufgrund einer Behinderung über das 25. 
Lebensjahr hinaus auf die Fälle, in denen die Behinderung bis zum Zeitpunkt der Vollendung 
des 25. Lebensjahres bereits bestanden hat (Nummer 1) und zusätzlich kein anderweitiger 
Unterhaltsanspruch einer Ehegattin oder eines Ehegatten besteht bzw. kein Ehegattenunter-
halt geleistet wird. 
 
Im Gegensatz zum bisherigen Recht fällt ein sog. „wiederaufgelebtes Witwengeld“ künftig 
weg (§ 61 Abs. 3 BeamtVG). Voraussetzung dafür war, dass die Witwe eines Beamten einen 
Anspruch auf Witwengeld hatte. Dieser Anspruch erlosch durch eine Wiederheirat. Sollte 
diese zweite Ehe auch aufgelöst worden sein (z. B. durch Tod des Ehegatten oder durch 
Ehescheidung), sah diese Regelung vor, dass der Anspruch auf Witwengeld aus erster Ehe 
wiederauflebte, wobei eine Hinterbliebenenversorgung aus zweiter Ehe anzurechnen war. 
 
Da die Ehe mit dem verstorbenen Beamten oder der verstorbenen Beamtin nach deren oder 
dessen Tod als Verbindung durch eine erneute Ehe getrennt wurde, gibt es keinen Grund, 
diese getrennte Verbindung nach erneuter Auflösung der weiteren Ehe (z. B. Scheidung oder 
Tod des Ehegatten oder der Ehegattin) wieder aufleben zu lassen. 
 
 
Zu § 36 (Zahlung der Bezüge bei Verschollenheit) 
 
Die Regelung ermöglicht dem Dienstherrn, auf einen Schwebezustand zu reagieren, in dem 
nicht geklärt ist, ob die Beamtin oder der Beamte noch lebt und somit noch ein Anspruch auf 
Besoldung besteht. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 regelt, dass die Bezüge bis zum Ablauf des Monats weitergezahlt werden, in dem 
die Feststellung erfolgt, dass die jeweilige Person verschollen ist. Verschollen ist eine Per-
son, wenn ihr Aufenthalt während längerer Zeit unbekannt ist, sofern nach den Umständen 
hierdurch ernstliche Zweifel an ihrem Fortleben begründet werden, ohne dass Erkenntnisse 
vorliegen, ob sie noch lebt oder bereits verstorben ist. 
 
Zu Absatz 2: 
Nach Ablauf des Zeitraums der Weiterzahlung der Bezüge nach Absatz 1 besteht der An-
spruch auf Verschollenenhinterbliebenenversorgung (Satz 1). Zu diesen Verschollenheits-
versorgungsbezügen zählen nach Satz 2 nicht die Bezüge für den Sterbemonat (§ 25) und 
das Sterbegeld (§ 26). Ein Anspruch auf diese beiden Leistungen besteht nicht, weil der Tod 
der Beamtin oder des Beamten nicht festgestellt worden ist. 
 
Zu Absatz 3: 
Nach Absatz 3 leben die besoldungsrechtlichen Bezüge bei einer Rückkehr der Beamtin o-
der des Beamten wieder auf. Besondere gesetzliche Gründe, die dem Wiederaufleben der 
Bezüge entgegenstehen, können beispielsweise in einem unerlaubten schuldhaften Fern-
bleiben vom Dienst oder einer Verurteilung zu einer Strafe, die den Verlust der Beamten-
rechte zur Folge hat, liegen. Nachzahlungen sind nach Satz 2 längstens für ein Jahr unter 
Anrechnung der für den gleichen Zeitraum gewährten Verschollenheitsbezüge zu leisten. 
 
Zu Absatz 4: 
Bei einem schuldhaften Fernbleiben vom Dienst nach § 9 LBesG LSA erfolgt eine Rückfor-
derung der Verschollenheitsbezüge gegenüber der schuldhaft vom Dienst ferngebliebenen 
Beamtin oder dem schuldhaft vom Dienst ferngebliebenen Beamten. 
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Zu Absatz 5: 
Absatz 5 sieht vor, dass die reguläre Hinterbliebenenversorgung nahtlos festzusetzen ist, 
sofern eines Todeserklärung oder eine gerichtliche Feststellung der Todeszeit erfolgt ist oder 
eine Sterbeurkunde ausgestellt worden ist. Der Anspruch auf Verschollenheitsversorgungs-
bezüge endet mit Ablauf dieses Monats der genannten Feststellungen. 
 
 
Zu Kapitel 4 (Unfallfürsorge) 
 
Dieses Kapitel enthält Regelungen zur Dienstunfallfürsorge. Zweck ist es, die Beamtin oder 
den Beamten von den finanziellen Folgen von Unfällen zu entlasten, die sie oder er innerhalb 
der in der dienstlichen Sphäre liegenden Risiken erleidet. 
 
 
Zu § 37 (Allgemeines) 
 
Die Vorschrift trifft allgemeine Regelungen zur Unfallfürsorge. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 benennt neben der Beamtin oder den Beamtin die Hinterbliebenen als Anspruchs-
berechtigte der Dienstunfallversorgung. Eine Unterscheidung nach Beamtenstatus (Beam-
tenverhältnis auf Widerruf, auf Probe, auf Zeit oder auf Lebenszeit) wird nicht vorgenommen. 
Bei Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten sind die Rechtsfolgen des § 80 zu beachten. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 zählt die verschiedenen Arten der Unfallfürsorge auf. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 bezieht in die Unfallfürsorge auch das im Zeitpunkt des Dienstunfalls noch ungebo-
rene Kind, welches durch den Dienstunfall geschädigt wurde, mit ein. Die Unfallfürsorge des 
Kindes umfasst das Heilverfahren, den Unfallausgleich sowie einen eigenständig ausgestal-
teten Unfallunterhaltsbeitrag. Die Regelung räumt ferner dem vorgeburtlich geschädigten 
Kind einer Beamtin einen eigenen Anspruch auf Unfallfürsorge ein. 
 
Satz 2 stellt klar, dass eine schuldhafte Verursachung des Dienstunfalls der Mutter den An-
spruch auf den Unterhaltsbeitrag nicht ausschließt. Diese Leistung steht nicht der Mutter, 
sondern dem Kind als eigenen Anspruch zu. 
 
Satz 3 zählt die Leistungen im Rahmen der Unfallfürsorge auf (Heilverfahren, Unfallausgleich 
und Unfallunterhaltsbeitrag).  
 
Satz 4 verdeutlicht, dass das Kind den Anspruch auf die genannten Leistungen hat und be-
hält, auch wenn die Mutter später nicht mehr aktive oder sogar nicht mehr Beamtin sein soll-
te. Die Regelung betont damit nochmals, dass das Kind und nicht die Mutter anspruchsbe-
rechtigt ist. 
 
Satz 5 erweitert die bestehende Verjährungsregelung in § 8, indem der Verjährungsbeginn 
abweichend geregelt wird. Es sind Fälle denkbar, in denen innerhalb der ersten drei Lebens-
jahre des Kindes noch nicht festgestellt werden kann, ob eine durch den Dienstunfall hervor-
gerufene Schädigung oder lediglich eine noch normale Entwicklungsverzögerung vorliegt. 
Die Verjährungsregelung wird daher so angepasst, dass ein Anspruch auf Unfallfürsorge 
nicht möglicherweise ins Leere läuft. 
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Zu § 38 (Dienstunfall) 
 
Die Vorschrift definiert das Vorliegen eines Dienstunfalls im Sinne dieses Kapitels. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 Satz 1 übernimmt die Definition des Dienstunfalls aus dem BeamtVG und den Vor-
läuferregelungen. Sie setzt einen Unfall voraus, der in einem bestimmten Zusammenhang 
mit dem Dienst im Beamtenverhältnis steht („…in Ausübung oder infolge des Dienstes einge-
treten ist…“). Der Dienstherr soll nur die spezifischen Gefahren der Beamtentätigkeit tragen 
und mit den auf sie zurückzuführenden Unfallursachen belastet werden, aber die Folgen 
schicksalsmäßiger, d. h. von niemandem verschuldeter schädlicher Einflüsse, sollten nicht 
auf ihn abgewälzt werden. Das Tatbestandsmerkmal „äußere Einwirkung“ soll Körperbe-
schädigungen ausschließen, die auf eine in körperlicher oder seelischer Hinsicht besondere 
Veranlagung (z. B. falsche Lebensweise) zurückgehen. 
 
Absatz 1 Satz 2 Nummern 1 und 2 haben lediglich klarstellende Bedeutung, denn sowohl auf 
Dienstreisen und bei dienstlichen Tätigkeiten oder Teilnahmen an dienstlichen Veranstaltun-
gen liegt auch schon nach Satz 1 eine Dienstausübung vor. 
 
Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 erweitert den Dienstunfallschutz auf dienstlich veranlasste Nebentätig-
keiten und Nebentätigkeiten, deren Wahrnehmung im Zusammenhang mit dem Hauptamt 
erwartet wird; bei letzterer Variante besteht der Dienstunfallschutz nur, sofern kein Unfall-
schutz in der gesetzlichen Unfallversicherung vorliegt. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 definiert die näheren Voraussetzungen des Wegeunfalls, indem in Satz 1 der Weg 
von der Wohnung zum Dienst und umgekehrt dem Dienst gleichgestellt wird. Satz 2 erweitert 
den Wegeunfall auf die Fälle der doppelten Haushaltsführung aufgrund großer Entfernung 
zwischen Familienwohnung und Dienststelle. 
 
Satz 3 Nr. 1 erweitert den Dienstunfallschutz auf die Fälle des „Kindergartenumweges“. Die-
ses setzt voraus, dass ein kindergeldberechtigendes Kind aufgrund der Berufstätigkeit der 
Beamtin oder des Beamten oder beider Eheleute betreut wird. Diese Betreuung kann neben 
einer Kindertagesstätte auch durch eine Tagesmutter oder durch Verwandte erfolgen. 
 
Satz 3 Nr. 2 hat den Zweck, Fahrgemeinschaften zu fördern und damit den motorisierten 
Individualverkehr einzuschränken. 
 
Satz 4 erweitert ferner die Fälle des Unfallschutzes auf die Durchführung des Heilverfahrens 
und den damit verbundenen Wegen. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 Satz 1 stellt bestimmte Erkrankungen einem Dienstunfall gleich, wenn die Beamtin 
oder der Beamte nach der Art seiner dienstlichen Verrichtung der Erkrankungsgefahr beson-
ders ausgesetzt war und wenn sie oder er sich die Krankheit nicht außerhalb des Dienstes 
zugezogen hat. Dem Dienstherrn ist die Beweislast auferlegt, dass die Beamtin oder der Be-
amte sich die Krankheit nicht im Dienst zugezogen hat. Im Gegensatz zu Absatz 1 ist dem-
nach kein tatsächlicher Dienstunfall erforderlich, sondern die Krankheit kann auch durch eine 
dienstlich bedingte Dauereinwirkung hervorgerufen worden sein. 
 
Satz 2 berücksichtigt aus Gründen der Fürsorgepflicht ein mit einer Auslandstätigkeit ver-
bundenes Risiko, indem die Prüfung in den Fällen einer Erkrankung im Rahmen einer Aus-
landstätigkeit im Wesentlichen auf die Frage beschränkt wird, ob dort, wo die Beamtin oder 
der Beamte sich im Ausland aufgehalten hat, gesundheitsschädigende Verhältnisse herrsch-
ten und die Beamtin oder der Beamte diesen besonders ausgesetzt war. Auf die Art der 
dienstlichen Verrichtung oder auf einen Zusammenhang mit dem Dienst kommt es nicht an. 
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Auch eine außerhalb des Dienstes zugezogene Erkrankung gilt in diesen Fällen als Dienst-
unfall. 
 
Satz 3 enthält eine Verordnungsermächtigung zur Bestimmung der in Betracht kommenden 
Krankheiten nach Satz 1 oder Satz 2. Nur die in dieser Verordnung enthaltenen Krankheiten 
führen zu einer Anerkennung (bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen) als Dienstunfall 
nach Satz 1 oder Satz 2. Nach aktueller Rechtslage wird auf die Berufskrankheiten-
Verordnung vom 31. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2623) in der jeweils aktuellen Fassung ver-
wiesen. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 Satz 1 verzichtet in bestimmten Fällen auf den unmittelbaren dienstlichen Bezug, 
indem ein Körperschaden, den eine Beamtin oder ein Beamter außerhalb des Dienstes er-
leidet, einem durch Dienstunfall verursachten Körperschaden gleichgestellt wird. Vorausset-
zung ist hierfür, dass der Körper im Hinblick auf rechtmäßiges dienstliches Verhalten oder 
wegen der Eigenschaft als Beamtin oder Beamter geschädigt wird (sog. „Vergeltungsunfall“). 
 
Nach Satz 2 ist es einem Dienstunfall gleichzusetzen, wenn eine Beamtin oder ein Beamter 
während eines dienstlich angeordneten Aufenthalts im Ausland bei Kriegshandlungen, Auf-
ruhr oder Unruhen, denen sie oder er besonders ausgesetzt ist, angegriffen wird und dabei 
einen Körperschaden erleidet. Hierdurch wird aus Fürsorgegründen der Gefahrenlage Rech-
nung getragen, in der eine Beamtin oder ein Beamter sich in Spannungs- und Krisengebie-
ten auch außerdienstlich befindet. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 erweitert den Dienstunfallschutz auch auf sog. „Beurlaubtenunfälle“. Es kann ein 
öffentliches Interesse bestehen, dass Beamtinnen und Beamte Tätigkeiten ausüben, die 
nicht bei einem Dienstherrn erbracht werden. Die bei diesem Arbeitgeber erbrachte Tätigkeit 
tritt an die Stelle des Dienstes bei dem Dienstherrn. Bei der Ausübung des Ermessens ist es 
sachgerecht, dass die Unfallfürsorge nur gewährt wird, sofern kein anderer Unfallversiche-
rungsschutz (z. B. aus der gesetzlichen Unfallversicherung nach §§ 2 ff. SGB VII) gewährt 
wird. 
 
Zu Absatz 6: 
Absatz 6 stellt einem Körperschaden die Beschädigung von Körperersatzteilen und Körper-
ersatzstücken gleich, damit eine Beamtin oder ein Beamter, bei der oder dem ein körperli-
cher Mangel durch ein Hilfsmittel ausgeglichen wird, einer gesunden Beamtin oder einem 
gesunden Beamten gleichgestellt wird, bei der oder dem in der Regel ein Körperschaden 
und damit ein Dienstunfall vorläge und deshalb Anspruch auf Unfallfürsorge hätte.  
 
 
Zu § 39 (Einsatzversorgung) 
 
Die Vorschrift regelt die Unfallfürsorge im Rahmen einer sog. „Einsatzversorgung“. Darunter 
fallen gefahrgeneigte Einsätze im Ausland. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 fasst die im bisherigen Recht in zwei Absätzen (§ 31a Abs. 1 und 2 BeamtVG) auf-
gezählten Tatbestände in einem Absatz zusammen. 
 
Nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a setzt ein Anspruch auf Unfallfürsorge voraus, dass ein 
Einsatzunfall bei einer besonderen Verwendung im Ausland vorliegt. Dieser erfordert eine 
gesundheitliche Schädigung aufgrund eines Unfalls in Ausübung des Dienstes oder infolge 
des Dienstes. Nach Buchstabe b der Nummer 1 des Satzes 1 wird alternativ Unfallfürsorge 
gewährt, wenn eine Erkrankung, ihre Folgen oder ein Unfall auf gesundheitsschädigende 
oder sonst vom Inland wesentlich abweichende Verhältnisse zurückzuführen ist. Da kein 
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Verweis auf Erkrankungen im Sinne des § 38 erfolgt, fällt jede Erkrankung, die auf gesund-
heitsschädigende oder sonst vom Inland wesentlich abweichende Verhältnisse zurückzufüh-
ren ist, unter diesen Tatbestand. Gesundheitsschädigende Verhältnisse können beispiels-
weise bei schlechter Versorgung, unzureichender Unterbringung, erhöhter Ansteckungsge-
fahr oder belastenden klimatischen Verhältnissen vorliegen. Sonstige vom Inland wesentlich 
abweichende Verhältnisse sind beispielsweise Kriegshandlungen, kriegerische Ereignisse, 
Aufruhr, Unruhen und Naturkatastrophen (vgl. die Aufzählung in § 53 Abs. 1).  
 
Nach Satz 1 Nummer 2 wird die Unfallfürsorge auch gewährt, wenn eine gesundheitliche 
Schädigung oder Erkrankung in einem Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer 
Gefangenschaft zurückzuführen ist (Buchstabe a) oder die Beamtin oder der Beamte aus 
sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienst-
herrn entzogen ist (Buchstabe b). Für die Verschleppung oder Gefangenschaft ist es uner-
heblich, ob diese in einen staatlichen Verantwortungsbereich fällt oder der außerstaatlichen 
Kriminalität zuzurechnen ist. Die „sonstigen mit dem Dienst zusammenhängende Gründe“ 
können beispielsweise darin liegen, dass die Beamtin oder der Beamte sich aus Sicherheits-
gründen im Verborgenen halten muss und daher für den Dienstherrn nicht erreichbar ist. 
 
Satz 2 definiert die besondere Verwendung im Ausland. Voraussetzung ist ein Beschluss der 
Bundesregierung, durch den der besondere Auslandseinsatz angeordnet wird. Grundlage 
dieses Beschlusses kann ein Übereinkommen oder eine Vereinbarung mit einer überstaatli-
chen oder zwischenstaatlichen Einrichtung (z. B. die Vereinten Nationen, die Europäischen 
Gemeinschaften) sein. Alternativ braucht zwar keine Verwendung im Ausland, aber außer-
halb des deutschen Hoheitsgebiets (z. B. auf Schiffen oder auf Luftfahrzeugen) vorzuliegen. 
 
Satz 3 weist die Entscheidung, ob eine vergleichbar gesteigerte Gefährdungslage vorliegt, 
der obersten Dienstbehörde zu, weil diese für die Prüfung sachnäher als eine Versorgungs-
festsetzungsbehörde ist. 
 
Satz 4 definiert den Beginn und das Ende der besonderen Verwendung mit dem Eintreffen 
und dem Verlassen des Einsatzgebietes.  
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 erweitert die Unfallfürsorge für beurlaubte Beamtinnen und Beamte und verweist 
auf die Regelungen des § 38 Abs. 5. Zweck der Regelung ist es, Beamtinnen und Beamte 
für vorübergehende Tätigkeiten außerhalb des unmittelbaren dienstlichen Bereichs zu ge-
winnen, obwohl aber ein ausreichender Dienstunfallschutz für derartige Fälle nicht immer 
gegeben ist. Die Gewährung der Unfallfürsorge steht im Ermessen. Wenn und soweit von 
anderer Seite Unfallfürsorge oder sonstige Leistungen wegen des Unfalls oder der Erkran-
kung gewährt werden, wird Unfallfürsorge nach Absatz 2 i. V. m. § 38 Abs. 5 in der Regel 
nicht gewährt. 
 
Zu Absatz 3: 
Satz 1 schließt einen Anspruch auf Unfallfürsorge nach den Absätzen 1 und 2 aus, wenn die 
Beamtin oder der Beamte sich vorsätzlich oder grob fahrlässig der Gefährdung ausgesetzt 
hat oder die Gründe für eine Verschleppung, Gefangenschaft oder sonstige Einflussbe-
reichsentziehung herbei geführt hat.  
 
Vorsatz erfordert, dass die Beamtin oder der Beamte es weiß oder für möglich hält, dass sie 
oder er durch das eigene Verhalten die Gefährdung oder die Gefahr erhöhende Umstände 
herbei führt. Ferner ist ein Bewusstsein erforderlich, dass durch dieses Verhalten gegen die 
Obliegenheit verstoßen wird, sich einer derartigen Gefährdung nicht auszusetzen. Der Vor-
satz erfordert ferner den Willen, die Gefährdung zu verwirklichen.  
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Grobe Fahrlässigkeit setzt voraus, dass die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in besonders 
schwerem Maße verletzt wird und nicht beachtet wird, was jedem einleuchten muss, oder 
einfachste, nahe liegende Überlegungen nicht angestellt werden. 
 
Die Darlegungslast, dass ein Ausschlussgrund nach Satz 1 vorliegt, trägt der Dienstherr. 
 
Ein Ausschluss der Unfallfürsorge greift nicht, sofern dieser für die Beamtin oder den Beam-
ten eine unbillige Härte wäre. Dabei ist auf die Art und Schwere der gesundheitlichen Beein-
trächtigung und nach der Versorgungslage der Beamtin oder des Beamten zu entscheiden, 
ob der Ausschluss der Unfallfürsorge gerechtfertigt ist. 
 
Satz 2 weist die Entscheidung über das Vorliegen eines Ausschlusses der Unfallfürsorge der 
obersten Dienstbehörde zu. Diese ist sachnäher als eine Versorgungsfestsetzungsbehörde. 
 
Da nur die Unfallfürsorge nach den Absätzen 1 und 2 ausgeschlossen wird, ist bei Vorliegen 
der Voraussetzungen dieses Absatzes ein Anspruch auf Unfallfürsorge nach anderen Vor-
schriften dieses Kapitels nicht ausgeschlossen. 
 
 
Zu § 40 (Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen) 
 
Die Vorschrift regelt einen Sachschadensersatz im Zusammenhang mit einem Dienstunfall. 
Da ein Dienstunfall einen Körperschaden voraussetzt (§ 38 Abs. 1), findet sich wegen des 
Sachzusammenhangs diese Regelung in diesem Kapitel des Beamtenversorgungsrechts. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 Satz 1 regelt die Voraussetzungen für eine Erstattung von Sachschäden oder be-
sonderen Aufwendungen. Voraussetzung ist ein Dienstunfall, so dass ein Körperschaden 
ebenfalls vorliegen muss. Für einen Sachschadensersatz müssen ferner Kleidungsstücke 
oder sonstige Gegenstände beschädigt, zerstört oder abhanden gekommen sein. 
 
Satz 2 erweitert die Erstattung auf die Aufwendungen, die im Rahmen einer ersten Hilfeleis-
tung nach dem Unfall angefallen sind. Darunter fallen z. B. die Kosten für einen Krankenwa-
gen oder eines Notarztes. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 begrenzt den Erstattungsanspruch auf übliche Gegenstände. Dadurch soll das Haf-
tungsrisiko des Dienstherrn begrenzt werden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 wiederholt den allgemeinen Grundsatz des Schadensersatzrechts (vgl. z. B. § 254 
BGB), dass ein Mitverschulden zu einer anteiligen Verringerung der Ersatzleistung führt. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 Satz 1 regelt eine Ausschlussfrist, die gegenüber der bisherigen Rechtslage von 
drei auf sechs Monate verlängert worden ist. Satz 2 legt die Zuständigkeit fest. 
 
 
Zu § 41 (Heilverfahren und Pflegekosten) 
 
Die Norm fasst die bisher in zwei Paragraphen enthaltenen Regelungen zum Heilverfahren 
und zu den Pflegekosten zusammen. 
 
Zu Absatz 1: 
Nach Absatz 1 werden die angemessenen Aufwendungen im Heilverfahren erstattet, soweit 
die Maßnahmen im Rahmen dieses Verfahrens medizinisch notwendig sind. Im Gegensatz 
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zur bisherigen Rechtslage lehnt sich der Wortlaut bei der Erstattung an die beihilferechtli-
chen Regelungen (Satz 1) und an die heilfürsorgerechtlichen Regelungen (Satz 2) an, wobei 
allerdings unter Beachtung des dienstunfallrechtlichen Grundsatzes der Vollerstattung keine 
Eigenbehalte abgezogen werden (Satz 3). Da die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen und 
die Gewährung von Heilfürsorge ebenfalls deren Notwendigkeit und Angemessenheit vo-
raussetzen, ist es sachgerecht, bei der Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit 
auf die beihilfe- und heilfürsorgerechtlichen Regelungen zurück zu greifen. 
 
Satz 4 regelt, dass bei einem Ruhen des Beamtenverhältnisses nach § 22 Abs. 2 Satz 1 Be-
amtStG der Anspruch auf ein Heilverfahren gegenüber dem bisherigen Dienstherrn fortbe-
steht. Die Regelung des § 22 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG sieht vor, dass das bisherige Beam-
tenverhältnis ruht, wenn die Beamtin oder der Beamte in ein kommunales Wahlbeamtenver-
hältnis auf Zeit gewählt wird. Um den neuen Dienstherrn nicht mit den Aufwendungen für das 
Heilverfahren zu belasten, besteht der Anspruch auf das Heilverfahren gegenüber dem bis-
herigen Dienstherrn fort, zumal sich auch der Dienstunfall in der Sphäre des bisherigen 
Dienstherrn ereignet hat. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt im Fall der Pflegebedürftigkeit die Erstattung der angemessenen Aufwen-
dungen. Hinsichtlich des Begriffs der Pflegebedürftigkeit wird auf die Definition des § 14 SGB 
XI verwiesen. Dem dienstunfallrechtlichen Grundsatz der Vollerstattung folgend werden 
ebenfalls keine Eigenbehalte abgezogen (Satz 2 unter Verweis auf Absatz 1 Satz 2). 
 
Eine Regelung zum Hilflosigkeitszuschlag (§ 34 Abs. 2 BeamtVG) enthält der Entwurf nicht. 
Die Regelung des § 34 Abs. 2 BeamtVG ist seit Bestehen des Landes nicht angewandt wor-
den. Die Pflegekosten dürften ferner sowieso durch den Hilflosigkeitszuschlag (in Höhe der 
Differenz zwischen dem Ruhegehalt und den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen) nicht mehr 
abgedeckt sein, so dass die reguläre Erstattung von Pflegekosten für die Betroffenen günsti-
ger ist.  
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt Pflichten im Rahmen der Dienstunfallfürsorge. Darunter fällt die Pflicht, sich 
einer Krankenhausbehandlung oder Rehabilitationsmaßnahme zu unterziehen, sofern diese 
zur Sicherung des Heilerfolges notwendig ist (Satz 1), sich in eine ärztlichen Behandlung zu 
begeben, sofern diese nicht mit einer erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit ver-
bunden ist (Satz 2), oder sich einer Operation zu unterziehen, wenn sie keinen erheblichen 
Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeutet (Satz 3). Sofern eine Geschädigte oder ein 
Geschädigter einer Pflicht nicht nachkommt, kann die Unfallfürsorge ganz oder teilweise ver-
sagt werden (§ 54 Abs. 2).  
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 sieht einen Ersatz der Kosten für Kleider- und Wäscheverschleiß vor, wenn dieser 
Verschleiß eine Folge des Dienstunfalls ist. Hinsichtlich des Umfangs soll sich die Verwal-
tungspraxis (weiterhin) an den Regelungen des § 15 des Bundesversorgungsgesetzes 
(BVG) und der zu § 15 BVG erlassenen Verordnung orientieren. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 regelt die Möglichkeit der Erstattung von Überführungskosten, sofern die oder der 
Geschädigte an den Folgen des Dienstunfalls verstorben ist. Die Bestattungskosten sind aus 
dem Sterbegeld (§ 26) und dem ergänzenden Unfallsterbegeld (§ 47) zu bestreiten.   
 
Zu Absatz 6: 
Absatz 6 enthält eine Verordnungsermächtigung. Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage 
sind die Tatbestände der Ermächtigungsgrundlage detailliert aufgeführt, damit Inhalt, Zweck 
und Ausmaß der erteilten Ermächtigung transparent werden (vgl. Art. 79 Abs. 1 Satz 2 der 
Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt). 
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Die Nummer 1 des Satzes 2 fordert die Regelung von Verfahrensvorschriften und Zuständig-
keitsvorschriften. Eine Übertragung auf eine zentrale Stelle wird damit ermöglicht. 
 
Das zentrale Element der Verordnung ist die Angemessenheit und Notwendigkeit der Auf-
wendungen für das Heilverfahren (Nummer 2 des Satzes 2).  
 
Da im Ausland Aufwendungen erforderlich sein können, die von den erforderlichen Kosten 
einer Heilbehandlung im Inland abweichen, enthält die Nummer 3 des Satzes 2 einen ent-
sprechenden Regelungsauftrag. 
 
Nummer 4 des Satzes 2 fordert eine Regelung zu den Mitwirkungspflichten der Beamtinnen 
und Beamten. Ohne Einwilligung der Beamtinnen und Beamten könnten die erforderlichen 
Untersuchungen nicht durchgeführt werden. 
 
Nach der Nummer 5 des Satzes 2 ist die Notwendigkeit eines Voranerkennungsverfahrens 
zu regeln. Beispielsweise kann geregelt werden, dass Hilfsmittel, die einen bestimmten Be-
trag übersteigen, nur erstattet werden, wenn eine vorherige Kostenübernahme zugesagt 
worden war. 
 
Nummer 6 des Satzes 2 verpflichtet den Verordnungsgeber, Regelungen zur Überprüfung 
der Notwendigkeit beantragter Maßnahmen oder der Angemessenheit einzelner Aufwendun-
gen durch Beauftragung von Gutachterinnen oder Gutachtern zu erlassen. Beispielsweise 
kann geregelt werden, dass an Stelle eines ärztlichen Gutachtens auch ein amtsärztliches 
Gutachten oder das Gutachtens einer beamteten Ärztin oder eines beamteten Arztes gefor-
dert werden kann. 
 
 
Zu § 42 (Unfallausgleich) 
 
Der Unfallausgleich stellt einen pauschalierten Ersatz echter Mehraufwendungen einschließ-
lich sonstiger immaterieller Einbußen und Unannehmlichkeiten dar, die durch eine wesentli-
che Minderung der Erwerbsfähigkeit einer dienstunfallgeschädigten Beamtin oder eines 
dienstunfallgeschädigten Beamten erfahrungsgemäß eingetreten sind. Es wird weiterhin in 
diesem Kapitel von der Minderung der Erwerbsfähigkeit und nicht von einem Grad der Schä-
digungsfolgen ausgegangen. Einige Beamtenversorgungsgesetze anderer Länder verwen-
den den Begriff „Grad der Schädigungsfolgen“ anstelle der „Minderung der Erwerbsfähig-
keit“. Beide Begriffe sind nicht identisch. Die Minderung der Erwerbsfähigkeit bildet Be-
schränkungen auf dem gesamten allgemeinen Arbeitsmarkt ab, während der Grad der 
Schädigungsfolgen auf die Leistungseinschränkungen in allen Lebensbereichen abstellt. Es 
ist jedoch sachgerecht, im Beamtenversorgungsrecht nur einen Ausgleich für Einschränkun-
gen auf dem Arbeitsmarkt zu regeln. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 Satz 1 erfordert als Anspruchsvoraussetzung eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von mindestens 25 v. H. Im Gegensatz zum bisherigen Recht wird aus Gründen der Rechts-
klarheit diese Minderung der Erwerbsfähigkeit in den Gesetzeswortlaut aufgenommen. Satz 
1 erfordert weiter, dass die Minderung der Erwerbsfähigkeit bereits sechs Monate vorgele-
gen haben muss, um sicherzustellen, dass nur Beeinträchtigungen von einer gewissen Dau-
er einen Anspruch auf einen Unfallausgleich begründen können.  
 
Der Unfallausgleich ist rückwirkend vom Unfalltage an zu zahlen, wenn anzunehmen ist, 
dass bereits ab dem Unfalltage die Gesundheitsstörung vorgelegen hat. Aus Gründen der 
Klarstellung wird diese Verwaltungspraxis im Gesetzeswortlaut ergänzt (Satz 2). 
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Der Unfallausgleich wird neben den Dienstbezügen, sonstigen Bezügen oder dem Ruhegeh-
alt gewährt. 
 
Satz 3 bezieht auch Beamtinnen und Beamte, die ohne Dienstbezüge beurlaubt sind, in den 
Geltungsbereich ein. Ein Unfallausgleich ist jedoch nicht Bestandteil der Hinterbliebenenver-
sorgung. 
 
Zu Absatz 2: 
Nach Absatz 2 Satz 1 ist die körperliche Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben für 
die Beurteilung der Minderung der Erwerbsfähigkeit maßgebend. Besondere Auswirkungen 
auf die Art der dienstlichen Tätigkeit der oder des Geschädigten sind für den Unfallausgleich 
irrelevant. Hinsichtlich der Bemessung der Minderung der Erwerbsfähigkeit verweist Satz 2 
auf § 30 Abs. 1 BVG. 
 
Satz 3 regelt eine Berechnungsweise für den Fall, dass vor dem Dienstunfall bereits eine 
Minderung der Erwerbsfähigkeit abschätzbar war (z. B. bei einem Dienstunfall einer schwer-
behinderten Beamtin oder eines schwerbehinderten Beamten). Es ist also zunächst festzu-
stellen, welche Erwerbsfähigkeit die oder der Geschädigte unmittelbar vor dem Dienstunfall 
unter Berücksichtigung der Vorschäden noch hatte. Anschließend ist zu ermitteln, welcher 
Teil – dieser mit 100 v. H. angesetzten – individuellen Erwerbsfähigkeit durch den Dienstun-
fall verloren gegangen ist. Bei dieser Berechnungsart ist sichergestellt, dass sich ein Vor-
schaden, der die Dienstfähigkeit nicht beeinträchtigt (z. B. aufgrund einer Schwerbehinde-
rung), bei der Festsetzung der Höhe des Unfallausgleichs nicht nachteilig auswirkt. Beispiel: 
 
Ein Beamter hat eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 30 v. H., so dass er zu 70 v. H. 
erwerbsfähig ist. Aufgrund eines Dienstunfalls weist er eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von 50 v. H. auf. 

 Ohne die Sonderregelung in Satz 3 wäre die Minderung der Erwerbsfähigkeit nur auf 20 
v. H. festgesetzt worden, so dass der nach Absatz 1 erforderliche Vomhundertsatz nicht 
erreicht wäre. Da jedoch aufgrund der Sonderregelung in Satz 3 die 20 v. H. in Relation 
zu den verbliebenen 70 v. H. gesetzt wird, beträgt die Minderung sogar 28,57 v. H. ([20 
v. H. x 100] : 70 = 28,57 v. H.). 

 
Satz 4 sieht vor, dass in einem Kombinationsfall nach Satz 3 ein einheitlicher Satz des Unfal-
lausgleichs festgesetzt wird, sofern die frühere Minderung der Erwerbsfähigkeit ebenfalls auf 
einem Dienstunfall beruht. 
 
Satz 5 sieht vor, dass bei äußeren Körperschäden Mindestvomhundertsätze festgesetzt 
werden können. Die bisherige Verwaltungspraxis, dass diese sich an der Auslegung des 
§ 30 BVG orientiert, soll fortgesetzt werden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 bestimmt die Höhe der Grundrente und verweist auf § 31 Abs. 1 bis 3 BVG, um 
nicht nur hinsichtlich der tatbestandlichen Voraussetzungen, sondern auch hinsichtlich der 
Rechtsfolgen ein bereits bestehendes Regelwerk zu übernehmen und damit eine gefestigte 
Verwaltungspraxis fortzuführen. Die monatliche Grundrente ist in § 31 Abs. 1 BVG geregelt. 
Deren Höhe ist nach dem Grad der Schädigungsfolgen gestaffelt (z. B. 127 Euro monatlich 
bei einem Grad von 30, 410 Euro monatlich bei einem Grad von 70 und 668 Euro monatlich 
bei einem Grad von 100, Stand jeweils 1. Januar 2014).  
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 trifft Verfahrensregelungen.  
 
Satz 1 sieht eine neue Festsetzung vor, wenn in den für die frühere Feststellung maßgebend 
gewesenen Verhältnissen eine wesentliche Änderung eingetreten ist. Sinn dieser Regelung 
ist es zu verhindern, dass schon bei geringfügigen Schwankungen der Minderung der Er-
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werbsfähigkeit eine Änderung erfolgen muss, ohne dass ein damit verbundener Aufwand 
gerechtfertigt wäre. Daher liegt eine wesentliche Änderung nur vor, wenn anzunehmen ist, 
dass sich die Minderung der Erwerbsfähigkeit nicht nur vorübergehend um 10 v. H. (z. B. von 
30 v. H. auf 40 v. H.) ändert. 
 
Um zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine Anpassungen von Amts wegen vorliegen, ist 
die Beamtin oder der Beamte verpflichtet, sich Nachuntersuchungen zu unterziehen. Die 
oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann die Ärztin oder den Arzt be-
stimmen, so dass neben Amtsärzten, beamteten Ärzten auch Fachärzte beauftragt werden 
können, ein Gutachten zu erstellen. 
 
 
Zu § 43 (Unfallruhegehalt) 
 
Die Regelungen zum Unfallruhegehalt enthalten Sonderregelungen für Beamtinnen und Be-
amte, die infolge eines Dienstunfalls dienstunfähig geworden sind. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 beschränkt den Anwendungsbereich auf Beamtinnen und Beamte, die sich in ei-
nem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, auf Zeit und auf Probe befinden, da nur diese in den 
Ruhestand versetzt werden können. Weitere Voraussetzung ist eine Versetzung in den Ru-
hestand aufgrund einer Dienstunfähigkeit, die in einem Ursachenzusammenhang mit einem 
Dienstunfall stehen muss. Alternativ zu der Versetzung in den Ruhestand wurde der Fall ge-
regelt, dass ein Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze erfolgte, aber 
eigentlich eine Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit infolge des Dienstun-
falls hätte erfolgen müssen. Diese Regelung berücksichtigt, dass die Feststellung einer 
Dienstunfähigkeit Zeit beanspruchen kann und vermeidet unbillige Ergebnisse von Beamtin-
nen und Beamten, die kurz vor Erreichen der Altersgrenze einen Dienstunfall erleiden.   
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 modifiziert die Berechnung der für das Ruhegehalt maßgeblichen Dienstzeit für die 
Fälle, in denen die Beamtin oder der Beamte vor Vollendung des 60. Lebensjahres in den 
Ruhestand versetzt worden ist, indem die Zurechnungszeit nach § 19 Abs. 1 nur zur Hälfte 
berücksichtigt wird. Die eingeschränkte Berücksichtigung der Zurechnungszeit hat ihren 
Grund darin, dass die in § 20 Abs. 1 Satz 1 festgelegte Zurechnungszeit in Fällen der 
Dienstunfähigkeit eine Abmilderung der Versorgungsabschläge nach § 20 Abs. 2 bezweckt, 
für die bei einem Unfallruhegehalt kein Bedarf besteht, weil das Unfallruhegehalt nicht durch 
Versorgungsabschläge vermindert wird. Einen Versorgungsabschlag gäbe es nur bei 
Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, aber § 43 setzt gerade voraus, 
dass die Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalls eingetreten ist.   
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 Satz 1 regelt, dass der nach den Vorschriften des § 20 Abs. 1 berechnete Ruhege-
haltssatz um 20 v. H. erhöht wird. Für die Berechnung des Ruhegehaltssatzes nach § 20 
Abs. 1 ist ein Faktor von 1,79375 v. H. zugrunde zu legen. Eine Sonderregelung, dass der 
Faktor für die Berechnung des Unfallruhegehalts weiterhin 1,875 v. H. pro Jahr beträgt 
(§ 69e Abs. 6 BeamtVG), ist nicht in den Entwurf aufgenommen worden, da auch der Höch-
struhegehaltssatz für das Unfallruhegehalt von 75 v. H. auf 71,75 v. H. abgesenkt wird. 
 
Der Mindestruhegehaltssatz beträgt 66,67 v. H. und der Höchstruhegehaltssatz 71,75 v. H. 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (Satz 2). Satz 3 sieht ein Mindestunfallruhegehalt vor, 
welches über der amtsunabhängigen Mindestversorgung nach § 20 Abs. 3 Satz 2 liegt (Satz 
3, erster Halbsatz). Der Erhöhungsbetrag in Höhe von 30,68 Euro wird durch den Verweis 
auf § 20 Abs. 3 Satz 3 auf das Mindestunfallruhegehalt addiert. 
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Zu § 44 (Erhöhtes Unfallruhegehalt) 
 
Ein erhöhtes Unfallruhegehalt soll Beamtinnen und Beamten zugute kommen, die bei Aus-
übung einer Diensthandlung sich in Lebensgefahr begeben und ihr Leben einsetzen. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 regelt in einer Aufzählung die vier Tatbestände, bei denen ein erhöhtes Unfallruhe-
gehalt gewährt wird.  
 
Nach der Nummer 1 muss die Beamtin oder der Beamte in Erledigung ihrer oder seiner 
dienstlichen Pflichten konkret tätig geworden sein („bei Ausübung einer Diensthandlung“). 
Mit einer Diensthandlung ist eine Beamtin oder ein Beamter einer besonderen Lebensgefahr 
ausgesetzt, wenn eine hohe Wahrscheinlichkeit für eine Gefährdung des Lebens vorhanden 
ist. Der Dienstunfall muss ferner Folge dieser Gefährdung sein. Im Gegensatz zum bisheri-
gen Recht ist es künftig nicht mehr erforderlich, dass die Beamtin oder der Beamte sich über 
die drohende Lebensgefahr bewusst war und trotz dieser Lebensgefahr die Diensthandlung 
fortgesetzt hat. Dieses subjektive Merkmal, welches bei Unfällen mit Todesfolge für Außen-
stehende oft nicht nachvollziehbar ist, wurde durch die Verwaltungspraxis in Fällen objektiv 
vorhandener Lebensgefahr im Zweifel als erfüllt angesehen, um eine Verwirklichung von 
Sinn und Zweck der Vorschrift zu erreichen. Eine dem Sinn entsprechende Anpassung des 
Gesetzeswortlauts erscheint daher geboten. 
 
Nach der Nummer 2 werden den Unfällen rechtswidrige Angriffe gleichgestellt. Ein Angriff 
setzt eine zielgerichtete, gegen die körperliche Unversehrtheit der Beamtin oder des Beam-
ten gerichtete Verletzungshandlung voraus. Diese muss in Ausübung des Dienstes erfolgt 
sein, was einen unmittelbaren örtlichen und zeitlichen Zusammenhang zwischen Angriff und 
Dienst verlangt. 
 
Die Nummer 3 erfordert einen Angriff, dem eine Beamtin oder ein Beamter außerhalb des 
Dienstes ausgesetzt war. Durch den Verweis auf § 38 Abs. 4 muss die Beamtin oder der 
Beamte entweder aufgrund ihres oder seines pflichtgemäßen dienstlichen Verhaltens, auf-
grund ihrer oder seiner Beamteneigenschaft oder bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Unru-
hen während des dienstlich angeordneten Auslandsaufenthalts angegriffen worden. 
 
Die Nummer 4 erfordert einen Einsatzunfall oder ein diesem gleichstehendes Ereignis und 
verweist auf die Definitionen in § 39 Abs. 1. 
 
Weitere Voraussetzung ist, dass die Beamtin oder der Beamte infolge des Dienstunfalls 
(Nummern 1 und 2), des Angriffs (Nummer 3) oder den Einsatzunfall oder ein diesem gleich-
stehenden Ereignis dienstunfähig geworden ist. Ferner muss die Minderung der Erwerbsfä-
higkeit mindestens 50 v. H. betragen und diese Minderung die Folge des Dienstunfalls, Ein-
satzunfalls oder des gleichstehenden Ereignisses sein. Diese Minderung der Erwerbsfähig-
keit muss im Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand vorliegen, so dass spätere Verän-
derungen am Gesundheitszustand bedeutungslos sind. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt die Höhe des erhöhten Unfallruhegehalts. Der Ruhegehaltssatz beträgt stets 
80 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, die aus der Endstufe der übernächsten Besol-
dungsgruppe zu bemessen sind. Es werden in den Nummern 1 bis 4 auch die Karriereerwar-
tungen berücksichtigt, indem die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge mindestens aus einem 
Amt zu bemessen sind, welches in der jeweiligen Laufbahngruppe erreicht werden kann. 
 
 
Zu § 45 (Unfallunterhaltsbeitrag für frühere Beamtinnen und Beamte sowie frühere 
Ruhestandsbeamtinnen und frühere Ruhestandsbeamte) 
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Die Regelung gewährt den durch Dienstunfall Geschädigten, die nach der Art ihres Beam-
tenverhältnisses und den Umständen ihres Ausscheidens nach allgemeinen Vorschriften 
keine Unfallfürsorge erhalten, einen Unfallunterhaltsbeitrag. Bei diesem Unterhaltsbeitrag 
handelt es sich um keine lebenslängliche Dienstzeitversorgung im Rahmen der Alimentie-
rung, sondern um eine Sonderform des Schadensersatzes mit dem Zweck, Nachteile auszu-
gleichen, die einer früheren Beamtin oder einem früheren Beamten auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt für die Dauer einer dienstunfallbedingten Beschränkung der Erwerbsfähigkeit 
entstehen. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 setzt voraus, dass während des Beamtenverhältnisses ein Dienstunfall eingetreten 
ist. Diese Beamtinnen und Beamten müssen aus dem Beamtenverhältnis ausgeschieden 
sein, ohne in den Ruhestand getreten oder versetzt worden zu sein. Dies sind insbesondere 
Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst oder Beamtinnen und Beamte 
auf Probe ohne Erfüllung der Wartezeit für einen Anspruch auf Versorgung. Es kann sich 
aber auch um Beamtinnen und Beamte handeln, die auf eigenen Antrag aus dem Beamten-
verhältnis ausgeschieden sind oder bei denen als Folge eines Disziplinarverfahrens auf Ent-
fernung aus dem Dienst erkannt wurde und aus diesem Grund das Beamtenverhältnis geen-
det hat. Die Gewährung eines Unterhaltsbeitrages ist gleichwohl gerechtfertigt, weil vor der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses ein Dienstunfall mit gesundheitlich nachteiligen Fol-
gen eingetreten war. 
 
Durch die Einfügung der Tatbestandsvoraussetzung „nicht durch Wechsel zu einem anderen 
Dienstherrn geendet hat“ wird sichergestellt, dass kein Anspruch gegenüber dem früheren 
Dienstherrn besteht, sofern der Wechsel nicht aufgrund einer Versetzung, sondern aufgrund 
einer Ernennung bei einem anderen Dienstherrn unter gesetzlich angeordneter Entlassung 
beim früheren Dienstherrn (§ 22 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG) beruht. 
 
Ein Unfallunterhaltsbeitrag setzt voraus, dass die Minderung der Erwerbsfähigkeit mindes-
tens 20 v. H. beträgt. Eine geringere Minderung gebietet keinen finanziellen Ausgleich von 
Nachteilen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 Satz 1 regelt die Höhe des Unterhaltsbeitrages, die bei einer Erwerbsunfähigkeit 
66,67 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge entspricht. Bei einer anteiligen Erwerbsun-
fähigkeit von mindestens 20 v. H. wird der nach der Nummer 1 errechnete Unterhaltsbeitrag 
mit den der Minderung entsprechenden Teil multipliziert. Dieser Vomhundertsatz ergibt den 
Unterhaltsbeitrag nach Nummer 2. Regelungen zur Bestimmung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge und zur Berechnung des Unterhaltsbeitrags finden sich in Absatz 3. Für die 
Fälle einer unverschuldeten Arbeitslosigkeit, die von der Agentur für Arbeit bescheinigt sein 
muss, kann in den Fällen der Nummer 2, in denen eine teilweise Erwerbsfähigkeit noch ge-
geben ist, ein Arbeitslosigkeitszuschlag gewährt werden, der bis zur Höchstgrenze des Un-
terhaltsbeitrages nach Nummer 1 festgesetzt werden kann. Da die Fälle der unverschuldeten 
Arbeitslosigkeit der Regelungsbehörde regelmäßig nicht bekannt sind, ist ein Antragserfor-
dernis in den Wortlaut aufgenommen worden. Bei der Ausübung des Ermessens sollen an-
derweitige Einkünfte aus öffentlichen Kassen berücksichtigt werden, so dass ein Arbeitslo-
sengeld oder eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung den Unfallunterhaltsbei-
trag mindern.  
 
Zu Absatz 3: 
Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen sich grundsätzlich nach den allgemeinen 
Regelungen des § 11 Abs. 1 (Satz 1). Da Beamtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbe-
reitungsdienst noch kein Amt verliehen wurde, sie aber gleichwohl in den Geltungsbereich 
dieses Unterhaltsbeitrags aufgenommen wurden, werden die fiktiven Dienstbezüge bei der 
Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Probe zugrunde gelegt (Satz 2). Für den Fall 
einer Dienstunfähigkeit werden die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zugrunde gelegt, die bis 
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zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze hätten er-
reicht werden können (Satz 3). 
 
Zu Absatz 4: 
In den Fällen der Entlassung wegen Dienstunfähigkeit als Folge des Dienstunfalls ist der 
Unterhaltsbeitrag mindestens in der Höhe des Mindestunfallruhegehalts anzusetzen (Satz 1). 
Beruht die Dienstunfähigkeit auf dem Dienstunfall und hat der Dienstunfall eine Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 v. H. verursacht, beträgt der Unterhaltsbeitrag 80 
v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Diese werden darüber hinaus aus der Endstufe 
der übernächsten Besoldungsgruppe bemessen, mindestens aber aus der Endstufe der Be-
soldungsgruppe bemessen, welche in der jeweiligen Laufbahngruppe erreicht werden kann 
(Verweis auf die Regelung des § 44 Abs. 2). 
 
Zu Absatz 5: 
Satz 1 regelt, dass die Minderung der Erwerbsfähigkeit nicht nach speziellen Regelungen 
einer Diensttauglichkeit für Beamtengruppen (z. B. der Polizeidiensttauglichkeit) zu beurtei-
len ist, sondern dass die allgemeinen Maßstäbe im allgemeinen Erwerbsleben maßgeblich 
sind.  
 
Satz 2 statuiert eine Pflicht der früheren Beamtin oder des früheren Beamten, sich einer ärzt-
lichen Untersuchung zu unterziehen. Kommt die oder der Betroffene dieser Pflicht nicht 
nach, hat sie oder er den Nachteil davon zu tragen, dass die erforderliche Feststellung nicht 
möglich ist und ein Unterhaltsbeitrag nicht gewährt werden kann. Der Begriff „ärztliche Stelle“ 
verdeutlicht, dass neben einer Amtsärztin oder einem Amtsarzt auch Fachärzte, die beson-
dere Erfahrungen mit den Auswirkungen gesundheitlicher Beeinträchtigungen auf Arbeitsfä-
higkeit und Arbeitseinsatz haben, beauftragt werden können. 
 
Zu Absatz 6: 
Die Regelungen zum Unterhaltsbeitrag gelten auch für frühere Ruhestandsbeamtinnen und 
frühere Ruhestandsbeamte. Diese sehr seltenen Fälle können auftreten, sofern vor Eintritt in 
den Ruhestand ein Dienstunfall mit gesundheitlich nachteiligen Folgen eingetreten war und 
im Ruhestand dann in einem Disziplinarverfahren auf Aberkennung des Ruhegehalts ent-
schieden wurde. Aufgrund der gesundheitlich nachteiligen Folgen als Folge des Dienstunfalls 
ist es gleichwohl gerechtfertigt, diesen Personenkreis in den Geltungsbereich einzubeziehen. 
 
 
Zu § 46 (Unfallunterhaltsbeitrag bei Schädigung eines ungeborenen Kindes) 
 
Ergänzend zu § 37 Abs. 3 werden die Regelungen zur Unfallfürsorge des vorgeburtlich ge-
schädigten Kindes einer Beamtin konkretisiert. 
 
Zu Absatz 1: 
Der Anspruch auf einen Unfallunterhaltsbeitrag setzt durch den Verweis auf § 37 Abs. 3 ei-
nen Dienstunfall oder eine schädigende Einwirkung, die generell geeignet ist, zu einer Be-
rufskrankheit zu führen, der Mutter voraus. Dieser Dienstunfall muss zu einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit des ungeborenen Kindes geführt haben.  
 
Hinsichtlich der Höhe des Unterhaltsbeitrages wird in Satz 1 nach der Minderung der Er-
werbsfähigkeit differenziert, indem bei einer Erwerbsunfähigkeit die Höhe des Mindestunfall-
waisengeldes zugrunde gelegt wird. Der Unfallunterhaltsbeitrag wird anteilig nach dem Min-
destunfallwaisengeld anhand der Minderung der Erwerbsfähigkeit bemessen, sofern diese 
zwischen 20 v. H. und 100 v. H. liegt. 
 
Satz 2 stuft die Höhe des Unterhaltsbeitrags ferner nach dem Lebensalter des Kindes ab. Da 
der Unterhaltsbeitrag die Minderung der Erwerbsfähigkeit ausgleichen soll, ist es sachge-
recht, nicht vor dem 18. Lebensjahr diesen in voller Höhe zu gewähren, weil eine berufliche 
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Tätigkeit vor diesem Lebensalter kaum zu beobachten ist. Die weitere Differenzierung nach 
dem Lebensalter bildet den erhöhten Unterhaltsbedarf ab, der durch den Besuch weiterfüh-
render Schulen oder die Aufnahme einer Berufsausbildung bedingt ist. 
 
Zu Absatz 2: 
Bei der Bestimmung der Minderung der Erwerbsfähigkeit gilt durch den Verweis in Satz 1 auf 
§ 45 Abs. 5, dass Maßstab die körperlichen Beeinträchtigungen im allgemeinen Erwerbsle-
ben sind. Da ein Ausgleich für eine verminderte Erwerbsfähigkeit geschaffen wird, ist bei 
Minderjährigen fiktiv zu bewerten, welche Auswirkungen sich bei Erwachsenen mit gleichen 
Gesundheitsschäden ergäben. Satz 3 sieht eine Pflicht der Sorgeberechtigten vor, Untersu-
chungen zur Feststellung des Grades der Schädigungsfolgen zu ermöglichen. Sollte dieser 
Pflicht nicht nachgekommen werden, muss eine nachteilige Rechtsfolge hingenommen wer-
den. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 verhindert eine doppelte Unterhaltsleistung, indem bei einer schädigungsbedingten 
Heimpflege, die als Pflegekosten erstattet werden (§ 41 Abs. 2), der Anspruch auf den Un-
terhaltsbeitrag ruht. 
 
Zu Absatz 4: 
Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage (§ 38a Abs. 5 BeamtVG) soll ein Anspruch auf 
Waisengeld künftig einem Anspruch auf einen Unterhaltsbeitrag nach dieser Vorschrift nicht 
entgegenstehen. Beide Leistungen verfolgen unterschiedliche Zielrichtungen. Ein Waisen-
geld wird gewährt, weil die unterhaltsverpflichtete Beamtin oder der unterhaltsverpflichtete 
Beamte verstorben ist und die Waise kein eigenes Einkommen hat. Der Unterhaltsbeitrag 
soll dagegen die Minderung der Erwerbsfähigkeit und die damit verbundenen höheren Un-
terhaltsaufwendungen, die unabhängig vom Tod des Elternteils anfallen, ausgleichen. 
 
 
Zu § 47 (Unfallsterbegeld) 
 
Eine Kostenerstattung für Überführung und Bestattung ist bei dem durch einen Dienstunfall 
verursachten Tod bisher in § 9 der Heilverfahrensverordnung geregelt. Da das Heilverfahren 
das Ziel einer Heilung der Beamtin oder des Beamten verfolgt, erscheint der Standort dieser 
Regelung nicht passend. Das Unfallsterbegeld wird daher systematisch in den Abschnitt der 
Dienstunfallfürsorge des Gesetzes integriert. 
 
Ferner verweist die bisherige Regelung hinsichtlich der Angemessenheit der Aufwendungen 
auf die Regelung des § 1968 BGB, so dass Unsicherheit bei den Hinterbliebenen über die 
Höhe der konkret erstattungsfähigen Kosten auftreten konnte. Dem wird durch den Bezug 
auf die Dienstbezüge und den Anwärtergrundbetrag im Monat des Dienstunfalls künftig ab-
geholfen. 
 
Satz 1 stellt klar, dass das Unfallsterbegeld zusätzlich („neben“) zum Sterbegeld nach § 26 
gewährt wird. Letzterem, das in Höhe des Zweifachen der Dienstbezüge oder des Anwärter-
grundbetrages (§ 26 Abs. 2 Satz 1) gewährt wird, wird noch das Einfache der Dienstbezüge 
oder des Anwärtergrundbetrages hinzuaddiert (Satz 2). Gemäß Satz 3 gibt es keine weiteren 
Abweichungen zu den Regelungen zum Sterbegeld in § 26. 
 
 
Zu § 48 (Unfall-Hinterbliebenenversorgung) 
 
Nach dem Tod der Beamtin oder des Beamten als Folge des Dienstunfalls erstreckt sich die 
Fürsorgepflicht des Dienstherrn auch auf die Hinterbliebenen. 
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Die Nummer 1 trifft Sonderregelungen für den Fall, dass die oder der durch den Dienstunfall 
Geschädigte an den Folgen des Dienstunfalls verstorben ist. Die Vorschrift verbessert die 
Versorgung, die den Hinterbliebenen nach den allgemeinen Vorschriften zustünde.  
 
Die Formulierung „hätte beziehen können“ bedeutet, dass Unfallruhegehalt bezogen worden 
wäre, wenn der Tod nicht eingetreten wäre – dies trifft auch dann zu, wenn der Tod sofort 
erfolgte und somit keine Möglichkeit bestand, das diesbezügliche Verwaltungsverfahren 
durchzuführen. 
 
Die Nummer 1 Buchst. a regelt einen Bemessungssatz in Höhe von 60 v. H. des Unfallruhe-
gehaltes für Witwen und Witwer und Nummer 1 Buchst. b in Höhe von 30 v. H. des Unfallru-
hegehalts für jedes waisengeldberechtigte Kind. Eine Unterscheidung zwischen Voll- und 
Halbwaisen wird nicht vorgenommen. 
 
Nummer 1 Buchst. b, zweiter Halbsatz erweitert den Geltungsbereich eines Unfallwaisengel-
des. Voraussetzung für die Eigenschaft einer elternlosen Enkelin oder eines elternlosen En-
kels ist, dass beide Elternteile bereits verstorben sind. Ferner muss die oder der Verstorbene 
den Unterhalt der elternlosen Enkelin oder des elternlosen Enkels zu mehr als der Hälfte 
gedeckt haben. 
 
Die Nummer 2 betrifft die Fälle, dass die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte 
nicht an den Folgen des Dienstunfalls verstorben ist. In diesen Fällen tritt das Unfallruhegeh-
alt an die Stelle des Ruhegehalts. Dieses berücksichtigt durch einen erhöhten Vomhundert-
satz (Unfallruhegehalt nach § 43) und durch ruhegehaltfähige Dienstbezüge aus einem hö-
heren Amt (erhöhtes Unfallruhegehalt nach § 44) auch einen hypothetischen Karriereverlauf, 
der durch den Dienstunfall verhindert wurde.  
 
 
Zu § 49 (Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufsteigenden Linie) 
 
Die Regelung verfolgt den Zweck, Angehörige der aufsteigenden Linie vor einer Gefährdung 
des Unterhalts zu bewahren, nachdem die Ernährerin oder der Ernährer an den Folgen eines 
Dienstunfalls verstorben ist. 
 
Zu den Verwandten der aufsteigenden Linie zählen die Eltern und Großeltern. Weitere Vo-
raussetzung ist, dass die oder der Verstorbene mehr als die Hälfte des gesamten Lebensbe-
darfs getragen hat. Ferner setzt Bedürftigkeit voraus, dass die oder der Verwandte den an-
gemessenen Unterhalt nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen bestreiten kann. 
 
Die Höhe des Unterhaltsbeitrags beträgt insgesamt 30 v. H. des Unfallruhegehalts, wobei 
mindestens jedoch 40 v. H. des Mindestunfallruhegehalts gewährt wird. Es ist dabei uner-
heblich, ob zu Lebzeiten die Unterhaltsleistungen der oder des Verstorbenen höher oder 
niedriger waren. 
 
Bei mehreren Anspruchsberechtigten ist der Gesamtbetrag aufzuteilen, wobei die Eltern den 
Großeltern vorgehen (Satz 2). Verwandte der weiter aufsteigenden Linie (Großeltern) treten 
nur an die Stelle ihres verstorbenen Kindes. 
 
Satz 3 sieht vor, dass die Bewilligung zu befristen ist, da sie an die wirtschaftliche Bedürftig-
keit anknüpft und die Einkommens- und Vermögensverhältnisse sich ändern können. Wie-
derholte Bewilligungen sind zulässig und bei unveränderter Sach- und Rechtslage geboten 
(Satz 4). 
 
 
Zu § 50 (Unfallunterhaltsbeitrag für Hinterbliebene) 
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Zu Absatz 1: 
Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 41 BeamtVG. Der Mehrbedarf, der durch den Unter-
haltsbeitrag nach § 45 abgegolten wird, entsteht nur der oder dem Verletzten, so dass der 
Grund für die Gewährung eines Unterhaltsbeitrags mit deren oder dessen Tod entfällt. Ein 
Unterhaltsbeitrag für die Witwe oder dem Witwer nach dem Vorbild des bisherigen § 41 Be-
amtVG wird daher grundsätzlich nur noch befristet gewährt (Satz 1), um einen übergangslo-
sen Wegfall des Einkommensteils zu vermeiden. Bei Kindererziehung wird der Beitrag auch 
über den zweijährigen Zeitraum hinaus an die Witwe oder den Witwer gewährt (Satz 2). 
 
Zu Absatz 2: 
Für die Kinder der oder des Verstorbenen erfolgt die Gewährung des Unterhaltsbeitrags oh-
ne Änderung der bisherigen Rechtslage unbefristet, weil durch den Tod der früheren Beam-
tin oder des früheren Beamten ein Unterhaltspflichtiger weggefallen ist. 
 
Zu Absatz 3: 
Sofern der Tod der Versorgungsurheberin oder des Versorgungsurhebers keine Folge des 
Dienstunfalls ist, kann ein Unterhaltsbeitrag künftig nur auf Antrag bei nachgewiesener wirt-
schaftlicher Bedürftigkeit der Hinterbliebenen gewährt werden. Bemessungsgrundlage ist der 
Dienstunfall-Unterhaltsbeitrag der oder des Verstorbenen in Höhe der Bemessungssätze für 
die Witwer, Witwen oder Waisen (Satz 1). Satz 2 verweist auf Absatz 1 und damit auf die 
zeitlichen Befristungen für Witwen und Witwer. Nach Satz 3 fließen der Unfallausgleich 
(§ 42) und der Zuschlag bei Arbeitslosigkeit (§ 45 Abs. 2 Satz 2) nicht in die Bemessungs-
grundlage ein. Diese Leistungen sind auf die geschädigte Beamtin oder den geschädigten 
Beamten selbst zugeschnitten, so dass kein Bedarf besteht, diese auch den Hinterbliebenen 
zu gewähren.  
 
 
Zu § 51 (Höchstgrenzen der Hinterbliebenenversorgung) 
 
Nach Satz 1 wird die Unfallversorgung der Hinterbliebenen durch das Unfallruhegehalt oder 
den Unfallunterhaltsbeitrag der oder des Verstorbenen begrenzt. Dieser Begrenzung liegt die 
Erwägung zugrunde, dass die oder der Verstorbene aus diesen Bezügen sämtliche Unter-
haltsansprüche erfüllen musste oder hätte erfüllen müssen. Dies gilt nach Satz 3 auch für die 
Kürzung der Versorgungsbezüge in entsprechender Anwendung des § 32. 
 
Nach Satz 2 stellen in den Fällen des § 44 (Vornahme einer Diensthandlung in Lebensge-
fahr) abweichend von Satz 1 mindestens die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der End-
stufe der übernächsten anstelle der von der oder dem Verstorbenen tatsächlich erreichten 
Besoldungsgruppe die Höchstgrenze dar. Bei diesen Dienstunfällen wird beim erhöhten Un-
fallruhegehalt auch die Karriereerwartung berücksichtigt (§ 44 Abs. 2). 
 
Satz 3 lässt den Unfallausgleich (§ 42) und den Zuschlag bei Arbeitslosigkeit (§ 45 Abs. 2 
Satz 2) bei der vergleichenden Berechnung nach § 32 unberücksichtigt. Diese Leistungen 
sind auf die verletzte Beamtin oder den verletzten Beamten selbst zugeschnitten, so dass 
kein Bedarf besteht, diese auch den Hinterbliebenen indirekt zu gewähren. 
 
 
Zu § 52 (Einmalige Unfallentschädigung) 
 
Neben den laufenden erhöhten Leistungen (Unfallruhegehalt nach § 43 und erhöhtes Unfall-
ruhegehalt nach § 44) sieht die Dienstunfallfürsorge auch einmalige Leistungen bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses vor. Diese ergänzen die Absicherung der Beamtin, des Beam-
ten und der Hinterbliebenen. 
 
Im Gegensatz zum bisherigen Recht (§ 43 BeamtVG) soll nicht mehr zwischen einmaliger 
Unfallentschädigung und einmaliger Entschädigung unterschieden werden. Die einmalige 
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Unfallentschädigung betraf Inlandsfälle und die einmalige Entschädigung Auslandsfälle. Vo-
raussetzungen und Rechtsfolgen wurden jedoch bereits in der Vergangenheit angeglichen. 
Auch angesichts der wenigen Fälle (durchschnittlich weniger als ein Fall jährlich) ist eine 
Unterscheidung entbehrlich.  
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 sieht eine einmalige Unfallentschädigung in Höhe von 150 000 Euro vor. Diese Sum-
me entspricht der Bundesregelung.  
 
Voraussetzung ist nach Satz 1 Nummer 1 ein „qualifizierter“ Dienstunfall bei Vornahme einer 
Dienstleistung in Lebensgefahr (unter Verweis auf § 44 Abs. 1 Satz 1), der zu einer dauer-
haften Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 v. H. geführt haben muss. Ein 
sonstiger Dienstunfall reicht auch dann nicht aus, wenn er zu einer Minderung der Erwerbs-
fähigkeit von 50 v. H. geführt hat. 
 
Alternativ zählt Satz 1 Nummer 2 Diensthandlungen auf, bei denen eine gewisse Gefährlich-
keit angenommen werden kann, so dass der Nachweis der Gefährlichkeit im Einzelfall ent-
behrlich ist. 
 
Aus dem bisherigen Recht konnte der Tatbestand der Bergrettung mangels Praxisrelevanz 
gestrichen werden. In den Nummern 6 und 7 sind zwei neue Tatbestände enthalten. Diese 
betreffen das Institut der Feuerwehr Sachsen-Anhalt in Heyrothsberge, dem die Ausbildung 
im Brandschutz und das Vorhalten einer sog. „Analytischen Task Force“ bei chemischen und 
radiologischen Gefahren obliegt. Diese Tatbestände sind hinsichtlich ihrer Gefährlichkeit mit 
den anderen fünf aufgeführten Tatbeständen vergleichbar. 
 
Im Gegensatz zum bisherigen Recht (§ 43 Abs. 3 Satz 2 BeamtVG) wird eine Verordnungs-
ermächtigung zur näheren Beschreibung der dienstlichen Verrichtungen für verzichtbar ge-
halten. Die Tatbestände lassen sich auch ohne diese Verordnung nach Sinn und Zweck aus-
legen. 
 
Die einmalige Unfallentschädigung soll zeitnah geleistet werden, so dass es im Gegensatz 
zur bisherigen Rechtslage nicht mehr erforderlich ist, dass das Beamtenverhältnis bereits 
beendet ist. Im Gegensatz zum bisherigen Recht ist es erforderlich, dass die Minderung der 
Erwerbsfähigkeit dauerhaft prognostiziert wird und nicht nur im Zeitpunkt des Dienstunfalls 
vorübergehend vorgelegen haben braucht. 
 
Satz 2 verweist auf § 42 Abs. 2 Satz 1 und 3. Maßstab ist – wie im gesamten Recht der 
Dienstunfallfürsorge – die Minderung der Erwerbsfähigkeit im allgemeinen Erwerbsleben 
(Verweis auf § 42 Abs. 2 Satz 1). Grundsätzlich gilt, dass ein abschätzbarer Vomhundertsatz 
einer Vorschädigung derart berücksichtigt wird, dass zu ermitteln ist, welcher Teil dieses in-
dividuellen Vomhundertsatzes durch den Dienstunfall verursacht wurde (Verweis auf § 42 
Abs. 2 Satz 3). Satz 3 macht davon eine Ausnahme, wenn auch die frühere körperliche Be-
einträchtigung ebenfalls auf einen qualifizierten Dienstunfall (Verweis auf § 44 Abs. 1 Satz 1) 
oder eine gefährliche Diensthandlung (Verweis auf die Aufzählung in Satz 1 Buchst. b) zu-
rückzuführen ist.  
 
Zu Absatz 2: 
Nach Absatz 2 erhalten die Hinterbliebenen die einmalige Unfallentschädigung, sofern die 
einmalige Unfallentschädigung noch nicht an die Beamtin oder den Beamten gewährt wer-
den konnte. Die in Betracht kommenden Hinterbliebenen sind in zwei Gruppen aufgeführt.  
 
Es können in einer dieser Gruppen mehrere Personen gleichberechtigt die Leistung bean-
spruchen. Eine Aufschlüsselung des Betrages sieht Satz 2 nicht vor, so dass die Leistung an 
eine Zahlungsempfängerin oder einen Zahlungsempfänger mit befreiender Wirkung gegen-
über den anderen anspruchsberechtigten Personen erfolgt.  
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Die Summen für die Hinterbliebenen entsprechen der Bundesregelung. 
 
Zu Absatz 3: 
Um eine Doppelversorgung auszuschließen, erfolgt eine Anrechnung von Leistungen einer 
Unfallversicherung, für die der Dienstherr Beiträge gezahlt hat, auf die einmalige Unfallent-
schädigung für besonders gefährdete Beamtinnen, Beamten und sonstige Angehörige des 
öffentlichen Dienstes. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 bezieht – wie bisher – auch Tarifbeschäftigte des öffentlichen Dienstes in den Gel-
tungsbereich der einmaligen Unfallentschädigung mit ein. Aufgrund der konkurrierenden Ge-
setzgebung im Bereich des Arbeitsrechts (Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG) ist das Land zu einer 
derartigen Regelung ermächtigt, da der Bundesgesetzgeber für die Tarifbeschäftigten des 
Landes keine Regelung erlassen hat. Günstigere tarifliche Regelungen sind vorrangig. 
 
 
Zu § 53 (Schadensausgleich in besonderen Fällen) 
 
Die Vorschrift sieht einen Ausgleich von Sach- und Vermögensschäden vor, für die beste-
hende Versicherungen keine Ersatzleistungen gewähren oder für die kein Versicherungs-
schutz zu erlangen ist. Ein Dienstunfall oder ein hierfür erforderlicher Körperschaden ist nicht 
Voraussetzung. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 sieht einen Schadensausgleich vor, der als Folge einer besonderen Verwendung (z. 
B. Missionen der Vereinten Nationen oder der Europäischen Gemeinschaften) oder von Un-
terstützungsmaßnahmen bei abweichenden Verhältnissen (z. B. Hilfsmaßnahmen bei Kata-
strophen) oder von Beobachtungstätigkeiten (z. B. Wahlbeobachter) im Ausland eingetreten 
ist. Ein ursächlicher Zusammenhang zwischen den Schäden und dem Dienst ist nicht erfor-
derlich. 
 
Satz 2 erweitert den Schadensausgleich auf Gewaltakte, der sowohl gegen Amtsträger als 
auch gegen den Staat allgemein gerichtet sein kann. Zwischen dem Gewaltakt und der 
Dienstausübung ist ein Zusammenhang erforderlich. Die Dienstbezogenheit setzt voraus, 
dass der Gewaltakt bei einer Tätigkeit stattfand, die im engen Zusammenhang mit den ei-
gentlichen Dienstaufgaben oder sonstigen dienstlich notwendigen Verrichtungen stand oder 
dass die Beamtin, der Beamte oder sonstige Angehörige des öffentlichen Dienst zwar au-
ßerdienstlich, aber in ihrer oder seiner Eigenschaft als öffentlich Bedienstete oder Bedienste-
ter betroffen ist. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 schafft einen Ausgleich aufgrund von Schäden, die durch sog. Retorsionsmaßnah-
men gegen im Ausland eingesetzte Beamtinnen, Beamte oder sonstige Angehörige des öf-
fentlichen Dienstes entstehen. Diese Maßnahmen richten sich im Grunde gegen die Bundes-
republik Deutschland und sollen diese treffen. Dabei muss die Initiative von einer ausländi-
schen Regierung ausgehen und hinsichtlich ihrer Zielrichtung gegen die Bundesrepublik 
Deutschland dieser zurechenbar sein. 
 
Zu Absatz 3: 
Durch die Regelungen in Absatz 3 wird auch den Hinterbliebenen ein Ausgleich gewährt. Es 
soll der Schaden ausgeglichen werden, der entsteht, weil z. B. Lebens- und Unfallversiche-
rungen im Fall von Kriegs- oder Bürgerkriegsereignissen Leistungen ausschließen und damit 
die private Vorsorge im Todesfall gegenüber den im Vertrag genannten begünstigen Perso-
nen ausfällt.  
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Anspruchsberechtigt sind primär die Witwe, der Witwer und die versorgungsberechtigten 
Kinder (Satz 1 Nr. 1). Sofern Anspruchsberechtigte vorhanden sind, die unter die Nummer 1 
fallen, haben die unter Nummer 2 genannten Personen keinen Anspruch. 
 
Ein angemessener Ausgleich setzt nach Satz 1 ferner voraus, dass zwischen dem schädi-
genden Ereignis nach Absatz 1 und dem eingetretenen Tod ein ursächlicher Zusammenhang 
besteht. 
 
Satz 2 regelt einen Ausfall von Versicherungsleistungen, die für den Todesfall vereinbart 
wurden, jedoch regelmäßig Ausschlussklauseln für Kriegsereignisse enthalten. Da der 
Dienstherr die Beamtin, den Beamten, die Tarifbeschäftigte oder den Tarifbeschäftigten in 
die gefährlichen Gebiete entsandt hat, übernimmt der Dienstherr den Ausfall der Versiche-
rungsleistung. Grundsätzlich muss eine natürliche Person bezugsberechtigt sein. Satz 3 
macht von dieser Voraussetzung eine Ausnahme, indem auch eine juristische Person oder 
Personengesellschaft als Bezugsberechtigter akzeptiert wird, sofern eine Risikolebensversi-
cherung im Todesfall ein Baudarlehen absichert.  
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 stellt klar, dass Schäden nicht mehrfach ausgeglichen werden können. Ferner kön-
nen Hinterbliebene keinen Schadensausgleich beanspruchen, sofern die Beamtin, der Be-
amte oder die oder der Angehörige des öffentlichen Dienstes vor ihrem oder seinem Tod 
bereits einen Ausgleich erhalten hat. 
 
Zu Absatz 5: 
Die Bestimmungen über den Schadensausgleich in besonderen Fällen sind auch auf Schä-
den bei dienstlicher Verwendung im Ausland im Zusammenhang mit einer Verschleppung, 
Gefangenschaft oder mit einem Ereignis, durch das die oder der Geschädigte aus sonstigen 
mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienstherrn entzo-
gen ist, anzuwenden. Absatz 5 ist von den Voraussetzungen § 39 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 nach-
gebildet. Auf die dortige Begründung wird verwiesen. 
 
Zu Absatz 6: 
Absatz 6 verweist auf die Regelung des § 38 Abs. 5, so dass unter bestimmten Vorausset-
zungen auch beurlaubte Beamtinnen und Beamte einen Schadensausgleich erhalten.  
 
Absatz 6 verweist ferner auf § 39 Abs. 3, wonach ein Schadensausgleich grundsätzlich aus-
geschlossen ist, sofern die oder der Verletzte die Verschleppung, Gefangenschaft oder den 
Entzug aus dem Einflussbereich des Dienstherrn vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei ge-
führt hat. 
 
 
Zu § 54 (Nichtgewährung von Unfallfürsorge) 
 
Die Regelung enthält Ausschlusstatbestände zur Unfallfürsorge. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 schließt einen Anspruch auf Unfallfürsorge bei vorsätzlichem Handeln der oder des 
Geschädigten grundsätzlich aus. Bei vorsätzlichem Handeln besteht jedoch ein Anspruch, 
sofern das Handeln gerechtfertigt ist (z. B. ein rettender Sprung eines Feuerwehrbeamten 
aus einem brennenden Haus). 
 
Grob fahrlässiges Handeln mindert einen Anspruch nur in den gesetzlich ausdrücklich gere-
gelten Fällen (z. B. § 39 Abs. 3, § 53 Abs. 6). 
 
Zu Absatz 2: 
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Ein Verstoß gegen eine Anordnung, die das Heilverfahren betrifft, soll zum teilweisen oder 
vollständigen Ausschluss der Unfallfürsorge führen, sofern kein anerkennenswerter Grund 
vorliegt. Gesetzliche anerkannte Gründe sind in § 41 Abs. 3 aufgeführt. Ein sonstiger wichti-
ger Grund, der eine Nichtbefolgung einer Anordnung rechtfertigt, ist gegeben, wenn die Heil-
behandlung unzumutbare Schmerzen zur Folge hat oder wenn sie nach maßgeblicher ärztli-
cher Feststellung eine wesentliche Besserung der Erwerbsfähigkeit der oder des Geschädig-
ten nicht erwarten lässt. 
 
Die Versagung der Unfallfürsorge hat zur Folge, dass Mehrkosten, die durch die Weigerung 
verursacht worden sind, nicht erstattet werden. 
 
Satz 2 sieht eine Hinweispflicht der Dienstbehörde gegenüber der Beamtin oder dem Beam-
ten vor. Diese muss auf die Rechtsfolge einer Weigerung, eine Anordnung zu befolgen, in 
schriftlicher Form hinweisen. Aus Beweisgründen ist sie zuzustellen.  
 
 
Zu § 55 (Meldung und Untersuchungsverfahren) 
 
Die Regelung enthält Verfahrensvorschriften. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 enthält eine zweijährige Ausschlussfrist für Leistungen nach der Dienstunfallfürsorge. 
Eine abweichende Frist gilt für den Sachschadensersatz (§ 40 Abs. 4). 
 
Formvorschriften sind nicht vorgesehen. Eine bloße Krankmeldung allein reicht nicht, son-
dern es ist zumindest eine Darstellung des Unfallhergangs erforderlich. 
 
Die zweijährige Ausschlussfrist bewirkt grundsätzlich ein Erlöschen des Anspruchs nach Ab-
lauf des Zeitraums, sofern nicht ein Fall einer Nachmeldung nach Absatz 2 vorliegt. 
 
Satz 2 regelt den Fristbeginn für Berufskrankheiten. Die Frist beträgt ebenfalls zwei Jahre. 
Der Beginn dieser Frist wird auf den Zeitpunkt festgelegt, in dem die Beamtin oder der Be-
amten sich die Krankheit zugezogen hat. Dabei ist es – abgesehen von den Fällen des Ab-
satzes 2 – unerheblich, ob die oder der Betroffene erkannt hat oder erkennen konnte, dass 
sie oder er sich eine Berufskrankheit zugezogen hat. 
 
Bei Meldung innerhalb der Zweijahresfrist sind die Unfallfürsorgeleistungen von dem Zeit-
punkt an zu erbringen, indem die Voraussetzungen vorliegen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 betrifft Fallgestaltungen, in denen die Frist von zwei Jahren nach Absatz 1 nicht 
eingehalten wurde. Dies kann sowohl Unfälle als auch Berufserkrankungen betreffen. 
 
Satz 1 fordert einerseits, dass seit dem Unfall noch nicht zehn Jahre vergangen sind. Gleich-
zeitig muss glaubhaft gemacht werden, dass mit der Möglichkeit einer Unfallfürsorge nicht 
habe gerechnet werden können oder dass außerhalb des Willens liegende Umstände die 
oder den Berechtigten hinderten, den Unfall oder die Berufserkrankung zu melden.  
 
Die erste Variante ist beispielsweise gegeben, wenn zwar ein Unfall vorlag, aber zunächst 
kein erkennbarer Körperschaden feststellbar oder ein erkennbarer Körperschaden zunächst 
so gering war, dass er keinen Krankheitswert besaß. Mit einer Unfallfürsorge ist nicht zu 
rechnen, wenn keine Verletzungen oder Symptome feststellbar sind, die einen Kausalzu-
sammenhang zwischen dem Körperschaden und dem Unfall als möglich erscheinen lassen.  
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Die zweite Variante (außerhalb des Willens liegende Umstände) sind insbesondere Zwang, 
geistige Störungen und schwere Erkrankungen anzusehen. Auch unrichtige Auskünfte des 
Dienstherrn fallen darunter. 
 
Nach Satz 2 ist innerhalb von drei Monaten nach Wegfall des Hindernisses oder nach 
Kenntnis von der Möglichkeit der Anspruchsberechtigung die Meldung nachzuholen. 
 
Satz 3, erster Halbsatz regelt eine Ausnahme von dem Grundsatz, dass die Unfallfürsorge-
leistungen rückwirkend von dem Zeitpunkt bei Vorliegen der Voraussetzungen an zu bewilli-
gen sind, so dass bei der nachträglichen Meldung nach Absatz 2 die Unfallfürsorge von dem 
Tag der Meldung an gewährt wird. Satz 3, zweiter Halbsatz sieht eine Öffnungsklausel für 
rückwirkende Bewilligungen vor, um Härten in besonderen Einzelfällen zu vermeiden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt Verfahrensvorschriften für den Dienstherrn. Im Rahmen der Fürsorgepflicht 
hat die oder der Dienstvorgesetzte auch von Amts wegen einen Unfall und die Hintergründe 
zu untersuchen und das Ergebnis seiner Prüfung der betroffenen Beamtin oder dem be-
troffenen Beamten oder den Hinterbliebenen bekannt zu geben. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 betrifft Meldefristen für die Unfallfürsorge (Heilverfahren nach § 41, Unfallausgleich 
nach § 42 und Unterhaltsbeitrag nach § 46) aufgrund der Schädigung eines ungeborenen 
Kindes.  
 
Voraussetzung ist nach Satz 1 die Anerkennung des Unfalls der Beamtin oder der schädi-
genden Einwirkungen auf die Beamtin als Dienstunfall. Die verlängerte Frist von zehn Jahren 
nach Absatz 2 beginnt am Tag der Geburt zu laufen (Satz 3), auch wenn vorher medizinisch 
festgestellt werden kann, ob das Kind eine Schädigung erlitten hat. Satz 4 übernimmt die 
Dreimonatsfrist des Absatzes 2 Satz 2 mit der Maßgabe, dass maßgeblich der Zeitpunkt ist, 
in dem mit der Möglichkeit einer Schädigung durch einen Dienstunfall während der Schwan-
gerschaft (z. B. durch Bekanntwerden eines ärztliches Attestes) gerechnet werden konnte 
oder das Hindernis für den Antrag weggefallen ist.  
 
 
Zu § 56 (Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche) 
 
Eine Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche entspricht dem abschließenden Charakter der 
gesetzlich geregelten Unfallfürsorgeleistungen. Der Begrenzung auf diesen pauschalieren-
den Anspruch steht der Vorteil gegenüber, dass die Beamtin oder der Beamte einen liquiden 
Ersatzpflichtigen besitzt, der grundsätzlich unabhängig vom Verschulden und von Amts we-
gen zur Leistung verpflichtet ist. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 begrenzt die Ansprüche gegenüber dem Dienstherrn, indem ausschließlich die An-
sprüche aus der Dienstunfallfürsorge für anwendbar erklärt werden. Weitergehende Scha-
densersatzansprüche gegenüber dem Dienstherrn bestehen – außer in den in Absatz 2 ge-
nannten Fällen – selbst dann nicht, wenn ein Dienstunfall durch ein Verhalten verursacht 
worden ist, für das der Dienstherr einzustehen hat. 
 
Satz 2, erster Halbsatz betrifft Versetzungen innerhalb des Landes. In diesem Fall tritt der 
neue Dienstherr auch in die Pflichten hinsichtlich der Dienstunfallfürsorge ein. In den Fällen 
des Übertritts oder der Übernahme tritt die gleiche Rechtsfolge ein, weil die Rechte und 
Pflichten der Beamtinnen und Beamten ebenfalls auf einen neuen Dienstherrn übergehen 
(Satz 2, zweiter Halbsatz). 
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Satz 3 regelt die Konstellation, in der Beamtinnen und Beamte von außerhalb zu Diensther-
ren in Sachsen-Anhalt hin versetzt werden. Auch in diesen Fällen werden die Pflichten aus 
der Dienstunfallfürsorge grundsätzlich übernommen, aber die Ausgestaltung erfolgt nach 
Maßgabe des Landesrechts. Sollte jedoch der vormalige Dienstherr nach Maßgabe seines 
Rechts Leistungen bereits gewährt haben oder sogar noch weiter gewähren, erfolgen keine 
Unfallfürsorgeleistungen nach diesem Gesetz. 
 
Zu Absatz 2: 
Satz 1 enthält eine Begrenzung weitergehender Ansprüche. Diese Ansprüche können z. B. 
auf ein Schmerzensgeld aus Amtshaftung gerichtet sein, weil die Unfallfürsorgevorschriften 
einen derartigen immateriellen Schaden nicht ausgleichen. Anspruchsgegner der Beamtin 
oder des Beamten wäre der Dienstherr und nicht eine natürliche Person.  
 
Die Nummer 1 des Satzes 1 schließt einen weitergehenden Anspruch nicht aus, sofern der 
Dienstunfall durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung verursacht worden ist. Eine Be-
schränkung wäre nicht gerechtfertigt, weil vorsätzliches unerlaubtes Handeln nicht schutz-
würdig ist. 
 
Die Nummer 2 des Satzes 1 lässt eine Haftungsbefreiung für einen Bereich nicht entfallen, in 
dem die oder der Geschädigte jedem anderen Verkehrsteilnehmer gleichsteht, so dass es 
unbillig wäre, sie oder ihn gegenüber anderen Verkehrsteilnehmern zu benachteiligen. 
 
Satz 2, erster Halbsatz sieht im Rahmen eines Vorteilsausgleichs vor, dass weitergehende 
Ansprüche aufgrund der Teilnahme am allgemeinen Verkehr mit den Leistungen nach die-
sem Gesetz verrechnet werden. Der zum Schadensersatz verpflichtete Dienstherr ist nach 
Satz 2, zweiter Halbsatz aber nicht verpflichtet, dem Dienstherrn, der die Unfallfürsorgeleis-
tungen erbringt, diese zu ersetzen. Die Beamtenversorgungsgesetze des Bundes und der 
Länder sehen inhaltsgleiche Regelungen vor, so dass dieser Ausschluss auf dem Prinzip der 
Gegenseitigkeit beruht. 
 
Zu Absatz 3: 
Nach Absatz 3 bleiben Ersatzansprüche gegen andere Personen unberührt. Diese sind na-
türliche oder juristische Personen, die weder öffentlich-rechtlicher Verwaltungsträger noch in 
deren Dienst stehende Beschäftigte sind. Gegenüber Angehörigen dieses Personenkreises 
ist die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen nicht beschränkt. Durch die Rege-
lung in Absatz 3 können die anderen Personen nicht einwenden, die Beamtin oder der Be-
amte könne auf die Unfallfürsorge des Dienstherrn zurückgreifen, so dass mangels eines 
Schadens ein Ersatzanspruch ausgeschlossen oder zumindest vermindert sei. Eine Rege-
lung zum Übergang von Schadensersatzansprüchen infolge einer Körperverletzung oder 
einer Tötung findet sich in § 2 BesVersEG LSA. 
 
Zu Absatz 4: 
Satz 1 regelt, dass aus Gründen des Vorteilsausgleichs Geldleistungen nach diesem Gesetz 
anzurechnen sind, die wegen des desselben Schadens von anderer Seite erbracht werden. 
Satz 2 zählt beispielhaft Geldleistungen von Drittstaaten und zwischen- oder überstaatlichen 
Einrichtungen auf. 
 
Satz 3, erster Halbsatz nimmt Leistungen privater Versicherungen von der Anrechnung aus, 
die auf eigenen Beiträgen der oder des Geschädigten beruhen. Satz 3, zweiter Halbsatz er-
klärt jedoch im Rahmen eines Sachschadensersatzes (§ 40) auch Versicherungsleistungen, 
die auf eigenen Beiträgen beruhen, für anwendbar. 
 
 
Zu Kapitel 5 (Übergangsgeld und jährliche Sonderzahlung) 
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Dieses Kapitel enthält befristete oder einmalige Leistungen im Zusammenhang mit einer Be-
endigung des Beamtenverhältnisses oder einem Eintritt in den Ruhestand. 
 
 
Zu § 57 (Übergangsgeld) 
 
Das Übergangsgeld dient der vorübergehenden wirtschaftlichen Absicherung einer Beamtin 
oder eines Beamten, die oder der nicht auf eigenen Antrag entlassen worden ist. Eine an-
derweitige Absicherung wie z. B. in der Arbeitslosenversicherung erfolgt nicht. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 enthält die Voraussetzungen für den Anspruch auf Übergangsgeld. Satz 1 fordert, 
dass ein Anspruch auf Dienstbezüge (§ 1 Abs. 3 LBesG LSA) gegeben sein muss, so dass 
Anwärterinnen und Anwärter nicht in den Geltungsbereich fallen, da der Anwärtergrundbe-
trag zu den sonstigen Bezügen zählt (§ 1 Abs. 4 Nr. 1 LBesG LSA). Ferner darf keine Ent-
lassung auf eigenen Antrag erfolgt sein, da in dem Fall die maßgebliche Ursache für den 
Wegfall der Besoldung von der Beamtin oder dem Beamten selber gesetzt wird. Zielrichtung 
ist die Absicherung einer entlassenen Beamtin auf Probe oder eines entlassenen Beamten 
auf Probe. Ferner fallen auch Beamtinnen und Beamten auf Zeit, die nach Ablauf der Amts-
zeit entlassen werden, unter die Vorschrift.   
 
Ferner muss mindestens eine einjährige Beschäftigungszeit abgeleistet sein. Der Begriff der 
Beschäftigungszeit ist in Absatz 2 näher definiert. 
 
Die Höhe des Übergangsgeldes beträgt mindestens das Einfache und höchstens das Sechs-
fache der Dienstbezüge des letzten Monats. Bei Teilzeitbeschäftigung wird zu Gunsten der 
Beamtin oder des Beamten eine Vollzeitbeschäftigung fingiert (Satz 2), um eine Benachteili-
gung von Teilzeitkräften zu vermeiden. 
 
Die Sätze 3 und 4 erstrecken den Geltungsbereich auch auf Beurlaubungsfälle. Maßgebend 
für die Berechnung des Übergangsgeldes sind die fiktiven Dienstbezüge. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 definiert die Beschäftigungszeit. Darunter fällt aufgrund des weit gefassten Wort-
lauts jede Tätigkeit als Beamtin, Beamter, Tarifbeschäftigte oder Tarifbeschäftigter im öffent-
lichen Dienst im Dienste desselben Dienstherrn sowie des früheren Dienstherrn nach einer 
Versetzung. Diese muss hauptberuflich abgeleistet worden sein. Der Begriff der Hauptberuf-
lichkeit ist in § 15 Abs. 2 definiert. 
 
Im Gegensatz zum bisherigen Recht ist es nicht mehr erforderlich, dass die Beschäftigungs-
zeit ununterbrochen abgeleistet wurde, um unbillige Ergebnisse zu vermeiden und den Ver-
waltungsvollzug zu vereinfachen. Aus den gleichen Gründen sowie zur Vermeidung der Be-
nachteiligung von Teilzeitkräften wird künftig darauf verzichtet, Zeiten mit einer Teilzeittätig-
keit nur anteilig zu berücksichtigen. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 enthält Ausschlussgründe. 
 
In der Nummer 1 sind Fallkonstellationen von Entlassungen aufgeführt, die zu einem Aus-
schluss des Anspruchs auf Übergangsgeld führen. Dies sind Entlassungen aufgrund  
- des Verlusts der Eigenschaft als Deutsche, Deutscher, Angehörige oder Angehörige ei-

nes Mitgliedstaats der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraums oder eines Drittstaats, dem vertraglich 
ein entsprechender Anspruch auf Anerkennung von Berufsqualifikationen eingeräumt 
worden ist (§§ 22 Abs. 1 Nr. 1 und 23 Abs. 2 BeamtStG), 
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- der Begründung eines neuen öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses zu 
einem anderen Dienstherrn (§ 22 Abs. 2 BeamtStG), 

- der Verweigerung, den Diensteid oder ein Gelöbnis abzuleisten (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 Be-
amtStG), 

- einer Handlung einer Beamtin oder eines Beamten auf Probe, die in einem Disziplinar-
verfahren bei einer Beamtin auf Lebenszeit oder einem Beamten auf Lebenszeit mindes-
tens eine Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte (§ 23 Abs. 3 Nr. 1 BeamtStG). 

 
Nach der Nummer 2 wird kein Übergangsgeld gewährt, wenn ein Unterhaltsbeitrag nach 
§ 22 bewilligt wird. Der Unterhaltsbeitrag verfolgt die gleiche Zielrichtung wie das Über-
gangsgeld, so dass nur der höhere Unterhaltsbeitrag gewährt wird. 
 
Nach der Nummer 3 ist die Gewährung eines Übergangsgeldes ausgeschlossen, wenn die 
Beschäftigungszeit als ruhegehaltfähige Dienstzeit anerkannt wird, wenn also eine Versor-
gung für den Zeitraum zusteht, für den eigentlich Übergangsgeld geleistet würde. Diese sehr 
seltene Konstellation tritt ein, wenn eine wiederverwendete Ruhestandsbeamtin oder ein 
wiederverwendeter Ruhestandsbeamter aus dem neuen Beamtenverhältnis entlassen wird 
und die Zeit aus dem neuen Beamtenverhältnis als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksich-
tigt wird (§ 13 Nr. 1). Dabei ist unerheblich, ob der Ruhegehaltssatz sich aufgrund der Aner-
kennung der Dienstzeit in dem neuen Beamtenverhältnis erhöht oder wegen Erreichens des 
Höchstversorgungssatzes nicht mehr erhöht werden kann. Ein Anspruch auf Übergangsgeld 
besteht nicht. 
 
Nach der Nummer 4 wird ferner kein Übergangsgeld gewährt, sofern eine Ernennung zur 
Beamtin auf Zeit oder zum Beamten auf Zeit erfolgt. In diesen Fällen ist die Beamtin oder der 
Beamte wirtschaftlich durch das neue Dienstverhältnis abgesichert. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 regelt das Verfahren. Die Zahlungsweise stimmt mit derjenigen der Dienstbezüge 
überein (Satz 1). Der Anspruch ist auf den Zeitraum begrenzt, bis die Beamtin oder der Be-
amte aufgrund Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand getreten wäre. 
 
Im Gegensatz zum bisherigen Recht gibt es keine Regelung, dass im Todesfall den Hinter-
bliebenen das restliche Übergangsgeld in einer Summe ausgezahlt wird. Das Übergangsgeld 
bezweckt, den Übergang in einen anderen Beruf durch eine vorübergehende wirtschaftliche 
Absicherung zu erleichtern. Nach dem Tod des ehemaligen Beamten oder der ehemaligen 
Beamtin kann dieses Ziel nicht mehr erreicht werden.   
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 enthält eine Regelung zur Anrechnung von Einkommen auf das Übergangsgeld. 
Die vollständige Anrechnung bestimmter Einkommen durch den Sinn des Übergangsgeldes, 
den Übergang in einen anderen Beruf durch vorübergehende wirtschaftliche Absicherung zu 
erleichtern, gerechtfertigt. Dabei wird nicht unterschieden, ob die dem anzurechnenden Ein-
kommen zugrundeliegende Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes er-
folgt. 
 
 
Zu § 58 (Übergangsgeld für entlassene politische Beamtinnen und entlassene politi-
sche Beamte) 
 
Die Berechnung, Höhe und Bezugsdauer des Übergangsgeldes wird für entlassene politi-
sche Beamtinnen und entlassene politischen Beamten abweichend geregelt. Die Unter-
schiede sind gerechtfertigt, weil das Beamtenverhältnis bei dieser Beamtengruppe jederzeit 
beendet werden kann. 
 
Zu Absatz 1: 
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Absatz 1 fordert für einen Anspruch auf Übergangsgeld für entlassene politische Beamtinnen 
und Beamte, dass die Entlassung – wie auch beim § 57 – nicht auf eigenen Antrag erfolgte. 
Das Übergangsgeld beträgt 71,75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, die nach der 
Besoldungsgruppe des zuletzt bekleideten Amtes bemessen werden. Im Gegensatz zum 
bisherigen Recht wird nicht mehr ausdrücklich geregelt, dass die Endstufe der Besoldungs-
gruppe die Bemessungsgrundlage ist, weil die im Landesrecht vorhandenen Ämter alle in der 
Besoldungsordnung B aufgeführt sind und nicht zu erwarten ist, dass politische Ämter auch 
in der Besoldungsordnung A ausgewiesen werden. 
 
Die bisherige Regelung des § 47a Abs. 1 Satz 2 BeamtVG wird aus systematischen Grün-
den und wegen des Sachzusammenhangs in einen neuen Absatz 4 des § 4 des Landesbe-
soldungsgesetzes verschoben. Auch entlassenen politischen Beamtinnen und Beamten wird 
für den laufenden Monat und die drei folgenden Monate die Besoldung weiter gewährt, die 
am Tag vor der Entlassung zustand. Diese weiter gewährte Besoldung ist jedoch kein Über-
gangsgeld im Sinne dieser Vorschrift und wird daher künftig im Landesbesoldungsgesetz 
geregelt. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 sieht eine Höchstdauer des Bezugs des Übergangsgeldes vor. Die Regelung ent-
hält keine Mindestbezugsdauer, da diese insbesondere bei kurzen Amtszeiten unangemes-
sen wäre. Nach Ablauf der Weiterzahlung der Besoldung (Absatz 1 Satz 2 i. V. m. § 4 Abs. 1 
und 4 LBesG LSA) beginnt der Bezug des Übergangsgeldes. Er endet spätestens drei Jahre 
nach dem Beginn der Zahlung des Übergangsgeldes. Gezahlt wird nur für volle Monate der 
Wahrnehmung des Amtes und nicht mehr für Teile eines Monats. 
 
Zu Absatz 3: 
Satz 1 verweist auf die entsprechenden Ausschlusstatbestände des § 57 Abs. 3 und auf die 
Zahlungsmodalitäten des § 57 Abs. 4. Es wird auf die dortigen Begründungen verwiesen. 
 
Satz 2 stellt klar, dass das Übergangsgeld erst gezahlt wird, nachdem die weiter gewährte 
Besoldung nach § 4 Abs. 1 und 4 LBesG LSA eingestellt worden ist, um Doppelzahlungen zu 
vermeiden. 
 
Zu Absatz 4: 
Da die Regelung den Zweck einer vorübergehenden subsidiären wirtschaftlichen Absiche-
rung bei einer plötzlichen Beendigung des Beamtenverhältnisses verfolgt, wird das Über-
gangsgeld beim Bezug von Erwerbseinkommen oder Erwerbsersatzeinkommen verringert.  
 
 
Zu § 59 (Jährliche Sonderzahlung) 
 
Die Regelung ist inhaltsgleich mit § 6 BesVersEG LSA und wird aus systematischen Grün-
den in das Beamtenversorgungsgesetz verschoben. 
 
Sie regelt die Anwendung des § 56 Abs. 2 bis 4 LBesG LSA für die Gewährung einer Son-
derzahlung an die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger. Danach erhal-
ten die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger eine Sonderzahlung, wenn 
sie für ein berücksichtigungsfähiges Kind im Monat Dezember einen Anspruch auf die Ge-
währung des kinderbezogenen Anteils im Familienzuschlag haben. 
 
Die im Monat Dezember zu gewährende Sonderzahlung beträgt für jedes berücksichtigungs-
fähige Kind 25,56 Euro. 
 
Gleichzeitig wird klargestellt, dass die in § 56 Abs. 3 und 4 Landesbesoldungsgesetz ge-
nannten Ausschlusskriterien für die Gewährung der Sonderzahlung auch für die Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger gelten. 
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Der fehlende Verweis auf § 56 Abs. 1 Landesbesoldungsgesetz bedeutet, dass Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger der Besoldungsgruppen A 4 bis A 8 kei-
ne jährliche Sonderzahlung in Höhe von 120 Euro erhalten. 
 
 
 
Zu Kapitel 6 (Familien-, kinder- und pflegebezogene Leistungen) 
 
Dieses Kapitel enthält Leistungen im Zusammenhang mit familiären Verpflichtungen und der 
Erziehung und Pflege in der Familie. 
 
 
Zu § 60 (Familienzuschlag und Ausgleichsbetrag) 
 
Der Familienzuschlag im Besoldungsrecht soll auch den Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfängern zukommen, um finanzielle Mehrbelastungen einer Familie auszu-
gleichen, wenn die Voraussetzungen für die Stufen des Familienzuschlags während des 
Versorgungsbezugs erfüllt sind. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 verweist hinsichtlich des Verheiratetenbestandteils im Familienzuschlag auf die §§ 38, 
39 LBesG LSA. Eine Kongruenz der Regelungen zwischen Besoldung und Beamtenversor-
gung ist insbesondere in Konkurrenzfällen (ein Ehepartner erhält Besoldung, der andere 
schon Versorgung) sinnvoll.  
 
Der Verheiratetenbestandteil wird als Bestandteil der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (vgl. 
die Aufzählung in § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) nicht in voller Höhe, sondern für die Ruhestands-
beamtinnen und Ruhestandsbeamten in Höhe des Ruhegehaltssatzes und für die versor-
gungsberechtigten Hinterbliebenen in Höhe des jeweiligen Bemessungssatzes gezahlt. 
 
Die Sätze 2 bis 4 regeln den Anspruch auf den kinderbezogenen Anteil im Familienzuschlag. 
Satz 2 regelt, dass der kinderbezogene Anteil (Stufe 2 des Familienzuschlags nach § 38 
Abs. 3 LBesG LSA) neben dem Ruhegehalt gezahlt wird. Er gehört nicht zu den ruhegehalt-
fähigen Dienstbezügen und wird nicht in Höhe des Ruhegehaltssatzes, sondern in voller Hö-
he gewährt, sofern die Ruhestandsbeamtin, der Ruhestandsbeamte oder versorgungsbe-
rechtigte Hinterbliebene noch familienzuschlagsberechtigende Kinder betreuen. 
 
Satz 3 regelt die Voraussetzungen des Anspruchs auf den kinderbezogenen Anteil im Fami-
lienzuschlag für die Witwe oder den Witwer. Die Regelung des ersten Halbsatzes ist iden-
tisch mit § 38 Abs. 3 Satz 1 LBesG LSA, so dass auch insoweit die Regelungen in der Be-
soldung und Versorgung gleichlautend sind. Sofern keine witwengeldberechtigte Witwe oder 
kein witwergeldberechtigter Witwer vorhanden ist und das Kind ferner bei dem verstorbenen 
Ruhestandsbeamten oder der verstorbenen Ruhestandsbeamtin zu berücksichtigen wäre, 
wird der kinderbezogene Anteil im Familienzuschlag neben dem Waisengeld gezahlt. 
 
Satz 4 trifft eine Regelung für den Fall, dass mehrere Personen Anspruch auf den Familien-
zuschlag haben. Der Regelungsgehalt wird am folgenden Beispiel verdeutlicht (Stand: 1. Juli 
2013): 
 
Beispiel: Ein verstorbener Beamter hatte in erster Ehe zwei Kinder und in zweiter Ehe ein 
weiteres Kind. Für die Kinder besteht Anspruch auf Kindergeld. 
 Der Familienzuschlag beträgt für das erste und zweite Kind jeweils 102,55 Euro und für 

das dritte Kind 329,13 Euro. Die Gesamtsumme beträgt 534,23 Euro.  
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Diese Beträge werden den Anspruchsinhabern jedoch nicht in Höhe der jeweiligen Beträge 
zugeteilt, da es nicht sachgerecht ist, für eine Halbwaise 329,13 Euro und für eine andere 
Halbwaise nur 102,55 Euro zu gewähren. Vielmehr wird die Gesamtsumme von 534,23 Euro 
gleichmäßig auf die drei Kinder aufgeteilt. Sowohl die erste als auch die zweite Ehefrau er-
halten damit jeweils 178,08 Euro für jedes Kind. 
 
Zu Absatz 2: 
Der Ausgleichsbetrag hat die Funktion, eine Leistung in Höhe des Kindergeldes an Waisen 
zu gewähren, bei denen ausnahmsweise kein Anspruch auf Kindergeld besteht (Satz 1). Ein 
Anspruch auf Waisengeld muss jedoch bestehen („neben dem Waisengeld“). 
 
Da seit dem 1. Januar 1986 auch Kindergeld an allein stehende Kinder gewährt wird, gibt es 
nur noch wenige denkbare Anwendungsfälle. 
  
Beispielsweise haben behinderte Kinder Anspruch auf Kindergeld bis zum vollendeten 25. 
Lebensjahr (§ 1 Abs. 2 S. 3 i. V. m. § 2 Abs. 2 Nr. 3 BKGG). Nach dem vollendeten 25. Le-
bensjahr besteht kein Anspruch auf Kindergeld mehr. Solange jedoch der Waisengeldan-
spruch fortbesteht (vgl. § 35 Abs. 4), wird an Stelle des weggefallenen Kindergeldes der 
Ausgleichsbetrag gewährt. 
 
Zu Absatz 3: 
Satz 1 regelt, dass der Ausgleichsbetrag bei den Ruhensregelungen der §§ 66, 67 außer 
Betracht bleibt. Er ist demnach neben dem Waisengeld, welches durch die Ruhensregelung 
möglicherweise im vollen Umfang ruht, zu zahlen. Ebenso wird verhindert, dass die jährliche 
Sonderzahlung durch eine Ruhensregelung nicht zur Auszahlung kommt.  
 
Satz 2 betrifft Kollisionsfälle. Sofern Anspruch auf zwei Versorgungsbezüge besteht (z. B. bei 
einer Vollwaise, deren Eltern beide verbeamtet waren), wird festgelegt, dass sowohl der 
Ausgleichsbetrag als auch eine jährliche Sonderzahlung neben den neuen Versorgungsbe-
zügen zu zahlen sind.  
 
 
Zu § 61 (Kindererziehungszuschlag) 
 
Mit einem Kindererziehungszuschlag sollen Zeiten der Kindererziehung vor dem Ruhe-
standseintritt und dadurch entstandene Lücken in der Altersversorgung ausgeglichen wer-
den. Das Beamtenversorgungsrecht hat 1992 die Regelung aus dem Recht der gesetzlichen 
Rentenversicherung (eingeführt durch das Rentenreformgesetz 1992) inhaltlich übernom-
men. Die Kindererziehungszeit soll finanziell genauso wie in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung bewertet werden. Dies bedeutet, dass im Ergebnis für jedes Jahr der Kindererzie-
hung der Gegenwert eines Entgeltpunktes gezahlt wird.  
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 enthält die Voraussetzungen für die Gewährung des Kindererziehungszuschlages. 
Er wird nach Satz 1 grundsätzlich für die Erziehung eines nach dem 31.12.1991 geborenen 
Kindes gewährt. Die Kindererziehungszeit muss der Beamtin oder dem Beamten ferner teil-
weise oder vollständig zuzuordnen sein. Weitere Regelungen finden sich dazu in Absatz 3. 
 
Der Kindererziehungszuschlag erhöht das Ruhegehalt. Andere Versorgungsleistungen wie 
ein Unterhaltsbeitrag oder ein Übergangsgeld stellen kein Ruhegehalt dar und werden nicht 
durch einen Kindererziehungszuschlag erhöht.  
 
Da der Kindererziehungszuschlag nur einmal geleistet werden soll, sieht Satz 2 eine Aus-
nahme für den Fall vor, dass für den maßgeblichen Zeitraum eine Rentenversicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung für das nunmehr im Ruhestand befindliche 
Elternteil bestand und die allgemeine Wartezeit für eine Rente der gesetzlichen Rentenversi-
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cherung erfüllt ist, so dass die Kindererziehungszeit im Rahmen der Rentenzahlung honoriert 
wird. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt die zeitliche Dauer der berücksichtigungsfähigen Kindererziehungszeit. Sie 
beträgt grundsätzlich 36 Monate und beginnt mit dem Ablauf des Monats der Geburt des 
Kindes. Sie endet jedoch vorzeitig vor Ablauf dieser 36 Monate beim Tod des Kindes, der 
Anspruchsberechtigten oder des Anspruchsberechtigten, der Übernahme der Kindererzie-
hung durch eine andere Erziehende oder einen anderen Erziehenden und ferner zum Zeit-
punkt des Eintritts der oder des Anspruchsberechtigten in den Ruhestand. 
 
Satz 2 stellt sicher, dass für die Erziehung eines jeden weiteren Kindes in dem 36-monatigen 
Zeitraum tatsächlich eine Kindererziehungszeit von 36 Monaten berücksichtigt wird, indem 
sich bei gleichzeitiger Erziehung von zwei Kindern in einem Monat ein Verlängerungsmonat 
ergibt. Diese Regelung gilt sowohl für Mehrlingsgeburten als auch für Kinder, die in einem 
Abstand von weniger als 36 Monaten geboren wurden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 enthält die Regelungen zur Zuordnung der Kindererziehungszeit an die Elternteile. 
Da auch insoweit Doppelberücksichtigungen in der Beamtenversorgung und in der gesetzli-
chen Rentenversicherung ausgeschlossen sein sollen, ist der Verweis in Satz 1 auf die Re-
gelung in § 56 Abs. 2 SGB VI sachgerecht. Grundsätzlich ist die Kindererziehungszeit dem 
Elternteil zuzuordnen, der das Kind erzogen hat. Eine übereinstimmende Erklärung der El-
tern zur Zuordnung ist möglich und kann – insbesondere bei Aufteilung der Erziehung – auf 
einen Teil der Erziehungszeit beschränkt werden. Sollte keine übereinstimmende Erklärung 
abgegeben worden sein, erfolgt die Zuordnung zur Mutter. 
 
Erklärungen über die Zuordnung können mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden 
(Satz 2). 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 regelt die Höhe des Kindererziehungszuschlags, die in der Anlage zum Gesetz nie-
dergelegt ist. 
 
Nach bisheriger Rechtslage entsprach dieser Betrag für jeden Monat einer Kindererziehung 
0,0833 an Entgeltpunkten des aktuellen Rentenwertes. Ob der aktuelle Rentenwert dabei 
dem für die alten oder neuen Länder geltenden Rentenwert entspricht, richtete sich bisher 
nach dem Ort, an dem die Erziehung erfolgt ist. 
 
Künftig wird die Höhe des Zuschlags bei jeder Besoldungs- und Versorgungsanpassung neu 
festgesetzt. Dabei ist es unerheblich, ob die Erziehung des Kindes in den alten oder den 
neuen Ländern erfolgt ist. 
 
Für die Summe aller der Beamtin oder dem Beamten zuzuordnenden Monate der Kinderzie-
hungszeit (ggf. auch für mehrere Kinder) wird ein einheitlicher Kindererziehungszuschlag 
festgesetzt. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 enthält eine Höchstgrenze für das Zusammentreffen von Kindererziehungszeiten 
mit ruhegehaltfähigen Dienstzeiten. Die Regelung des bisherigen § 50a Abs. 5 BeamtVG 
wird nicht fortgeführt. Diese Regelung enthält eine rentenrechtliche Höchstgrenze. Sollte 
neben der Kindererziehung ein Anspruch auf Ruhegehalt erworben werden (z. B. im Rah-
men einer Teilzeittätigkeit neben der Kinderbetreuung), darf nach dieser Regelung das antei-
lige Ruhegehalt und der Kindererziehungszuschlag nicht höher als die in der Zeit der Kinder-
erziehung erreichbare höchstmögliche Rentenanwartschaft (diese ist durch die Beitragsbe-
messungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung begrenzt) ausfallen, so dass der 
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Kindererziehungszuschlag entsprechend – ggf. bis auf Null – gekürzt wird. Diese Regelung 
soll deshalb nicht fortgeführt werden, weil sie dazu führen kann, dass auf eine Teilzeittätig-
keit neben der Kinderbetreuung verzichtet wird, weil diese zu einem verringerten Kinderer-
ziehungszuschlag führt oder diesen sogar entfallen lässt. Es besteht jedoch ein Interesse, 
die Arbeitsleistung der Beamtin oder des Beamten zumindest im Rahmen einer Teilzeitbe-
schäftigung zu erhalten. 
 
Fortgeführt wird in Absatz 5 nur die bisher in § 50a Abs. 6 BeamtVG enthaltene versorgungs-
rechtliche Höchstgrenze, nach der die höchstmögliche Versorgung aus der Endstufe und 
dem Höchstruhegehaltssatz nicht überschritten werden darf. Übersteigt das um den Kinder-
erziehungszuschlag erhöhte tatsächliche Ruhegehalt der Beamtin oder des Beamten diesen 
Betrag, wird der Kindererziehungszuschlag entsprechend gekürzt. Bei einer Versorgung aus 
der Endstufe unter Anwendung des Höchstversorgungssatzes erfolgt eine Kürzung auf Null. 
Da durch den Kindererziehungszuschlag Versorgungslücken aufgrund von Kindererzie-
hungszeiten ausgeglichen werden sollen, ist ein Wegfall des Zuschlags gerechtfertigt, wenn 
keine Versorgungslücke entstanden ist. 
 
Zu Absatz 6: 
Nach Absatz 6 sind die Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften auch auf den Kin-
dererziehungszuschlag anzuwenden. Der Kindererziehungszuschlag unterliegt auch den 
Regelungen des Versorgungsabschlages (§ 20 Abs. 2). 
 
Zu Absatz 7: 
Absatz 7 fasst die bisherigen Regelungen des § 50a Abs. 8 BeamtVG und des § 2 Nr. 11 
BeamtVÜV zusammen und regelt die Gewährung eines Kindererziehungszuschlags für vor 
dem 1. Januar 1992 geborene Kinder, und zwar nunmehr unabhängig davon, ob das Kind 
vor (bisher § 50a Abs. 8 BeamtVG) oder nach der Berufung in das Beamtenverhältnis gebo-
ren wurde (§ 2 Nr. 11 BeamtVÜV). Ausgeschlossen ist der Kindererziehungszuschlag für am 
31. Dezember 1991 vorhandene Beamtinnen und Beamte, für die Übergangsrecht gilt. In 
diesen Fällen wird für die Erziehung für ein vor dem 1. Januar 1992 geborenes Kind kein 
Kindererziehungszuschlag gewährt, sondern die Kindererziehungszeit teilweise als ruhegeh-
altfähige Dienstzeit gewährt (§ 83 Abs. 2). 
 
Für die unter Absatz 7 fallenden Sachverhalte wird anstelle der in den Fällen des Absatzes 1 
berücksichtigungsfähigen 36-monatigen Kindererziehungszeit nur ein Zeitraum von zwölf 
Monaten berücksichtigt. Satz 2 verweist auf die Regelungen der §§ 249, 249a SGB VI, um 
auch hier eine Deckungsgleichheit mit den Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung 
soweit wie möglich herzustellen. Die dort genannten Paragrafen enthalten Regelungen zur 
Anrechnung, zum Ausschluss und zum Verfahren der Anerkennung von Kindererziehungs-
zeiten.  
 
 
Zu § 62 (Kindererziehungsergänzungszuschlag) 
 
Der Kindererziehungsergänzungszuschlag wird im Wesentlichen für die Erziehung eines 
Kindes bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres oder der nicht erwerbsmäßigen Pflege ei-
nes Kindes bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres gewährt, soweit für diese Zeit nicht be-
reits der Kindererziehungszuschlag gewährt wird (Satz 2). Die Vorschrift soll den finanziellen 
Nachteil von Personen ausgleichen, die aus erziehungsbedingten Gründen geringere Er-
werbseinkünfte erzielen und damit auch geringere Altersversorgungsansprüche erwerben. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 regelt die Voraussetzungen zum Bezug des Kindererziehungsergänzungszu-
schlags.  
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Nach der Nummer 1 sind Kindererziehungszeiten nach dem 31. Dezember 1991 maßge-
bend. Dabei ist es unerheblich, ob das Kind bereits vor dem 1. Januar 1992 oder später ge-
boren wurde. Die Zeiten beginnen mit dem Tag der Geburt, frühestens jedoch am 1. Januar 
1992 und enden am Tag der Vollendung des 10. bzw. 18. Lebensjahres, spätestens jedoch 
mit dem Tag, an dem die Erziehung oder Pflege des jeweiligen Kindes zu einem früheren 
Zeitpunkt tatsächlich endet. 
 
Die Pflegebedürftigkeit richtet sich nach § 14 SGB XI. Diese muss durch Bescheid eines 
Leistungsträgers nachgewiesen werden. 
 
Buchstabe a regelt den sog. „Mehrkindfall“, in dem die Beamtin oder der Beamte mindestens 
zwei Kinder gleichzeitig erzogen oder nicht erwerbsmäßig gepflegt hat. 
 
Buchstabe b enthält den sog. „Einkindfall“, in dem die Beamtin oder der Beamte neben der 
Erziehung eines Kindes oder der nicht erwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kin-
des eine ruhgehaltfähige Dienstzeit im Beamtenverhältnis abgeleistet hat oder eine anderen 
pflegebedürftige Person nach § 64 Abs. 1 Satz 1 gepflegt hat. 
 
Nummer 2 enthält einen Ausschlusstatbestand, sofern für den gleichen Zeitraum ein An-
spruch nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversicherung (hier: § 70 Abs. 3a Satz 2 
Buchst. b SGB VI) gegeben ist. § 70 Abs. 3a Satz 2 Buchst. b SGB VI setzt jedoch mindes-
tens 25 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten voraus, so dass dieser Ausschlusstatbestand nur 
selten bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten gegeben sein dürfte. 
 
Nummer 3 verweist auf die Vorschrift des § 61 Abs. 3. Auch der Kindererziehungsergän-
zungszuschlag wird nur gewährt, wenn die Zeit der tatsächlichen Erziehung der Beamtin 
oder dem Beamten zuzuordnen ist. Diese Zuordnung verhindert, dass der Zuschlag doppelt 
geleistet wird. 
 
Satz 2 enthält eine Kollisionsregel, die einen Kindererziehungsergänzungszuschlag nach 
§ 62 ausschließt, soweit ein Anspruch auf einen Kindererziehungszuschlag nach § 61 be-
steht und somit diese Erziehungszeiten bereits anderweitig durch einen Zuschlag gewürdigt 
werden. 
 
Zu Absatz 2: 
Satz 1 verweist hinsichtlich der Höhe des Kinderergänzungszuschlags auf die Anlage zu 
diesem Gesetz. 
 
Nach bisherige Rechtslage wurde die Höhe im Mehrkindfall (§ 50b Abs. 2 Nr. 1) durch Ver-
weis auf § 70 Abs. 3a Satz 2 Buchst. b SGB VI in Höhe von 0,0278 des aktuellen Renten-
werts für jeden Monat und im Einkindfall (§ 50b Abs. 2 Nr. 2) in Höhe von 0,0208 des aktuel-
len Rentenwerts festgesetzt. Künftig soll – wie auch beim Kindererziehungszuschlag in § 61 
Abs. 4 – dieser Wert bei jeder Besoldungs- und Versorgungsanpassung angepasst werden.  
 
Satz 2 betrifft den Fall, dass beide Tatbestände (sowohl Buchstabe a als auch Buchstabe b 
des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1) zusammenfallen. In diesem Fall wird der höhere Zuschlag ge-
währt.  
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 verweist auf die Regelungen zur versorgungsrechtlichen Höchstgrenze (§ 61 Abs. 
5) und die Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften (§ 61 Abs. 6). Auf die dortige 
Begründung wird verwiesen. 
 
 
Zu § 63 (Kinderzuschlag zum Witwer- oder Witwengeld) 
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Der Kinderzuschlag ist ein Ausgleich für die Niveauabsenkung des Witwen- und Witwergel-
des von 60 v. H. auf 55 v. H. durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001. Die Regelung 
ist § 78a SGB VI nachgebildet. 
 
Zu Absatz 1: 
Die Regelung erstreckt sich auf Witwen und Witwer mit Anspruch auf Witwen- oder Witwer-
geld nach § 28 Abs. 1 Satz 1, die ein Kind oder mehrere Kinder erzogen haben und denen 
Kindererziehungszeiten nach § 61 Abs. 3 zuzuordnen sind. Die Erhöhung erstreckt sich ma-
ximal auf den Zeitraum bis zum Ablauf des Monats, in dem das Kind das dritte Lebensjahr 
vollendet (Satz 1). Ferner ist Voraussetzung, dass das Elternteil einen Anspruch auf Witwen- 
oder Witwergeld nach § 28 Abs. 1 Satz 1 hat.  
 
Der Kinderzuschlag gilt als Bestandteil der Versorgung (Satz 2). Er ist demnach bei der Be-
messung der Witwenabfindung (§ 29), der anteiligen Kürzung von Hinterbliebenengeldern 
(§ 32) und bei der Kürzung der Versorgungsbezüge nach einer Ehescheidung (§ 71 Abs. 1) 
zu berücksichtigen. 
 
Satz 3 schließt den Kinderzuschlag bei einer amtsunabhängigen Versorgung aus. Die auf 
der amtsunabhängigen Mindestversorgung beruhende Witwen- und Witwerversorgung war 
nicht von der Absenkung des Versorgungsniveaus betroffen, so dass es nicht erforderlich ist, 
zur Kompensation einen Kinderzuschlag zu bewilligen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt die Fälle, in denen der Beamte, die Beamtin oder das Kind vor Ablauf von 
drei Jahren nach der Geburt des Kindes verstirbt. 
 
Sofern die Erziehungszeit der oder dem vor der Vollendung des dritten Lebensjahres des 
Kindes verstorbenen Beamtin oder Beamten zugeordnet ist, ist stets die Zeit bis zum Ablauf 
des Monats der Vollendung des dritten Lebensjahres für die Bemessung des Kinderzu-
schlags heranzuziehen (Satz 1). Für die Erziehungszeiten, die vor dem Tod der Beamtin 
oder des Beamten dieser oder diesem als Kindererziehungszeit zuzuordnen waren, ist nach 
§ 61 ein Kindererziehungszuschlag zu bewilligen, der wiederum in die Bemessungsgrundla-
ge für das Witwer- oder Witwengeld einfließt. 
 
Sollte der Beamte vor der Geburt seines Kindes versterben, sind nach Satz 2 der Berech-
nung des Kinderzuschlags zum Witwengeld stets 36 Monate zu Grunde zu legen. Das Wit-
wengeld wird in diesen Fällen nach Ablauf des Monats der Geburt um den Kinderzuschlag 
erhöht. 
 
Endet die Erziehung durch Tod des Kindes vor Vollendung des dritten Lebensjahres, entfällt 
der Kinderzuschlag ab dem auf den Tod des Kindes folgenden Kalendermonats. Für die 
Bemessung des Zuschlags ist die tatsächliche Anzahl der dem Witwer oder der Witwe zuzu-
ordnenden Monate der Kindererziehung anzusetzen. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 verweist hinsichtlich der Höhe dieses Zuschlags auf die Anlage zu diesem Gesetz. 
 
Nach bisheriger Rechtslage wurde die Höhe durch Verweis auf § 78a Abs. 1 Satz 3 SGB VI 
ermittelt. Das Witwengeld erhöhte sich demnach bisher für jeden Monat einer zu berücksich-
tigenden Kindererziehungszeit um 55 v. H. des in § 78a Abs. 1 Satz 3 SGB VI bestimmten 
Bruchteils des aktuellen Rentenwerts. Danach sind bisher für die ersten 36 Kalendermonate 
jeweils 55 v. H. eines Bruchteils in Höhe von 0,1010 und für jeden weiteren zu berücksichti-
genden Kalendermonat 55 v. H. eines Bruchteils in Höhe von 0,0505 des aktuellen Renten-
werts zu gewähren. 
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Künftig soll – wie auch beim Kindererziehungszuschlag in § 61 Abs. 4 und beim Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag in § 62 Abs. 2 – dieser Wert bei jeder Besoldungs- und Versor-
gungsanpassung entsprechend geändert werden. Die Anlage zum Gesetz unterscheidet 
dabei weiterhin zwischen den ersten 36 Monaten der berücksichtigungsfähigen Kindererzie-
hungszeiten und dem sich im Falle der Erziehung mehrerer Kinder ergebenden darüber hin-
ausgehenden Zeitraum. 
  
Zu Absatz 4: 
Satz 4 verweist auf die Regelung in § 61 Abs. 2 Satz 2, nach der sich bei Erziehung von 
mehr als einem Kind der Anspruchszeitraum um den Zeitraum der gleichzeitigen Kinderer-
ziehung verlängert. 
 
Satz 4 verweist ferner auf die Regelungen zu den Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungsvor-
schriften (§ 61 Abs. 6). Auf die dortige Begründung wird verwiesen. 
 
Der Kinderzuschlag unterliegt jedoch keinem Versorgungsabschlag nach § 20 Abs. 2, was 
durch Satz 2 ausdrücklich klargestellt wird.  
 
 
Zu § 64 (Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag) 
 
Die Vorschrift enthält Regelungen im Zusammenhang mit der Pflege. Insbesondere werden 
Lücken für die Fallgestaltungen geschlossen, in denen die nicht erwerbsmäßige Pflege zu 
keinen Ansprüchen in der gesetzlichen Rentenversicherung geführt hat (z. B. weil die allge-
meine Wartezeit von fünf Jahren nicht erfüllt ist). 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen ein Pflegezuschlag zum Ruhegehalt ge-
währt wird. Die Leistung erhält die- oder derjenige, die oder der eine Pflegebedürftige oder 
einen Pflegebedürftigen nicht erwerbsmäßig mindestens 14 Stunden wöchentlich in der 
häuslichen Umgebung gepflegt hat. Der Grad der Pflegebedürftigkeit bestimmt sich nach 
§ 15 SGB XI. In dieser Vorschrift sind u. a. die drei Pflegestufen definiert. 
 
Ausgeschlossen ist der Anspruch, sofern die Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erfüllt ist, weil in diesem Fall der Zuschlag durch einen Rentenversicherungsträger ge-
währt wird. 
 
Zu Absatz 2: 
Die Regelung überträgt den pflegerechtlichen Inhalt des § 70 Abs. 3a SGB VI in das Lan-
desbeamtenversorgungsrecht. Anders als beim Kindererziehungsergänzungszuschlag nach 
§ 62 wird der Kinderpflegeergänzungszuschlag bereits gewährt, wenn nur ein der Beamtin 
oder dem Beamten nach § 61 Abs. 3 zuzuordnendes, pflegebedürftiges Kind betreut wird. 
Die Leistung erhält die pflegende Beamtin oder der pflegende Beamte – insofern ebenfalls 
anders als bei § 62 – immer für die bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des pflegebe-
dürftigen Kindes erbrachte Pflegezeit. Entsprechend der Systematik dieses Kapitels besteht 
kein Anspruch auf den Zuschlag, wenn sich aus der Pflege eines pflegebedürftigen Kindes 
rentenrechtliche Ansprüche ableiten oder wenn für den gleichen Zeitraum ein Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag nach § 62 gewährt wird. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 verweist wegen der Höhe der Pflegezuschläge nach den Absätzen 1 und 2 auf die 
Anlage zu diesem Gesetz. 
 
Bisher ergab sich die Höhe des Pflegezuschlags nach Satz 1 aus den Regelungen der ge-
setzlichen Rentenversicherung (SGB VI) in Verbindung mit denen der gesetzlichen Pflege-
versicherung (SGB XI).  
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Künftig soll – wie auch beim Kindererziehungszuschlag in § 61 Abs. 4 beim Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag in § 62 Abs. 2 und beim Kinderzuschlag beim Witwen- oder Wit-
wergeld nach § 63 Abs. 3 – dieser Wert bei jeder Besoldungs- und Versorgungsanpassung 
angepasst werden.  
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 verweist auf die Höchstgrenzenregelung des § 61 Abs. 5. Danach können das Ru-
hegehalt und die Pflegeleistungen insgesamt nicht höher als das Höchstruhegehalt ausfal-
len. 
 
Durch den Verweis auf § 61 Abs. 6 sind bei den Pflegeleistungen dieselben Vorschriften hin-
sichtlich von Höchstgrenzen und Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften zu be-
achten, die auch für die Gewährung eines Kindererziehungszuschlages nach § 61 gelten. 
Auf die dortige Begründung wird verwiesen. 
 
 
Zu § 65 (Vorübergehende Gewährung von Zuschlägen) 
 
Die Regelung ist der Vorschrift des § 21 nachgebildet. Sie soll sicherstellen, dass in den Fäl-
len des Eintritts in den Ruhestand vor Erreichen der rentenrechtlichen Regelaltersgrenze als 
Überbrückung des Zeitraums bis zur Zahlung grundsätzlich zustehender rentenrechtlicher 
Leistungen vorübergehend Zuschläge entsprechend den §§ 61, 62 und 64 gewährt werden. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 regelt die grundsätzlichen Voraussetzungen der vorübergehenden Honorierung der 
Pflege- und Erziehungsleistungen.  
 
Da die vorübergehende Gewährung der Leistungen die Zeit bis zum Bezug einer gesetzli-
chen Rente überbrücken soll, erfordert die Nummer 1, dass bis zum Beginn des Ruhestan-
des die allgemeine Wartezeit für eine Rente in der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt 
sein muss. 
 
Nummer 2 enthält die Tatbestände, auf denen der Eintritt in den Ruhestand beruhen muss 
und in denen der Beginn des Ruhestands mit dem Anspruch auf eine gesetzliche Rente zeit-
lich auseinanderfällt. Neben den Fällen der Dienstunfähigkeit (Buchstabe a) kommt ein Ein-
tritt in den Ruhestand aufgrund einer besonderen Altersgrenze im Polizeivollzug, Justizvoll-
zug oder im Einsatzdienst der Feuerwehr (§§ 106, 114 und 115 des Landesbeamtengeset-
zes) in Betracht (Buchstabe b). 
 
Da die Vorschrift den Zeitraum bis zum Bezug bis zur gesetzlichen Rente überbrücken soll, 
regelt Nummer 3, dass die Leistungen nach §§ 61, 62 oder 64 dem Grunde nach SGB VI 
zustehen, aber wegen Erreichens der Altersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 
noch nicht geleistet werden. 
 
Nummer 4 ist § 21 Abs. 1 Nr. 3 nachgebildet. Wie auch § 21 hat diese Vorschrift die Funkti-
on, eine „Rentenlücke“ auszugleichen. Bei einem derart hohen Ruhegehaltssatz von 66,97 
v. H. entfällt jedoch das Bedürfnis für einen Ausgleich, weil dieser Vomhundertsatz eine ru-
hegehaltfähige Dienstzeit von über 37 Jahren voraussetzt und neben dieser hohen ruhegeh-
altfähigen Dienstzeit auch noch die fünfjährige Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erfüllt wird. 
  
Nummer 5 entspricht vom Sinn und Zweck § 21 Abs. 1 Nr. 4. Sofern die „Rentenlücke“ durch 
eigene Erwerbstätigkeit geschlossen wird, braucht sie nicht mehr ausgeglichen werden. Ein 
durchschnittliches monatliches Erwerbseinkommen in Höhe einer sozialversicherungsfreien 
Beschäftigung bleibt anrechnungsfrei. 
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Satz 2 enthält eine Begrenzung des Ruhegehaltssatzes (inhaltsgleich wie § 21 Abs. 2 Satz 
2). 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt, zu welchem Zeitpunkt die vorübergehend gewährten Leistungen enden. Mit 
Erreichen der Altersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung enden die vorüberge-
hend gewährten Leistungen, weil die pflege- und kindbezogenen Leistungen dann durch die 
gesetzliche Rentenversicherung gewährt werden.  
 
Aus dem gleichen Grund entfällt der Anspruch bei Inanspruchnahme einer Versichertenrente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, auch wenn diese vorzeitig und mit Rentenab-
schlägen in Anspruch genommen werden sollte (Satz 2 Nr. 1). 
 
Satz 2 Nr. 2 korrespondiert mit der Regelung des Absatzes 1 Nr. 5, nach der bei Überschrei-
ten einer Einkommensgrenze ein Anspruch nicht besteht. Sollte diese Einkommensgrenze 
durchschnittlich erst während des Bezugs der Leistungen überschritten werden, entfallen 
diese Leistungen rückwirkend mit Ablauf des Tages vor Beginn der Erwerbstätigkeit. 
 
Zu Absatz 3: 
Satz 1 fordert für die Gewährung der Leistungen einen Antrag. Dies ist geboten, weil von 
Amts wegen nicht erkannt werden kann, ob ein Anspruch auf Erfüllung der Wartezeit in der 
gesetzlichen Rentenversicherung und ein grundsätzlicher Anspruch auf die Pflege- und Er-
ziehungsleistungen in der gesetzlichen Rentenversicherung besteht. Dies kann nur die Be-
amtin oder der Beamte selbst mit dem Rentenversicherungsträger klären. 
 
Die Sätze 2 und 3 legen fest, dass ein innerhalb von drei Monaten nach Eintritt in den Ruhe-
stand gestellter Antrag auf das Eintrittsdatum zurückwirkt und später gestellte Anträge etwai-
ge Ansprüche ab Beginn des Antragsmonats begründen. 
 
 
Zu Kapitel 7 (Ruhens- und Kürzungsvorschriften) 
 
Dieses Kapitel enthält Ruhens- und Kürzungsvorschriften. 
 
 
Zu § 66 (Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- oder Erwerbser-
satzeinkommen) 
Bei einem Bezug von Versorgungsbezügen ist es gerechtfertigt, diese ruhen zu lassen, so-
weit anderweitige Einkünfte erzielt werden, die aus einer Kasse der öffentlichen Hand geleis-
tet werden.  
 
Ferner ist es angemessen, ein Ruhen von Versorgungsbezügen anzuordnen, soweit der 
Wegfall der Dienstleistungspflicht dazu genutzt wird, Einkommen aufgrund einer Tätigkeit 
außerhalb des öffentlichen Dienstes zu erzielen. Nach Erreichen der Altersgrenze in § 39 
Abs. 1 Satz 1 LBG LSA erfolgt jedoch keine Anrechnung von Einkommen aufgrund einer 
Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes mehr, weil eine Dienstleistungspflicht dann 
nicht mehr besteht (Absatz 7 Satz 1).  
 
Zu Absatz 1: 
Es soll eine Doppelbelastung öffentlicher Haushalte vermieden werden. Ein Dienstherr ge-
nügt seiner Alimentationspflicht im Ruhestand auch dann, wenn die Alimentierung statt aus 
der Versorgungskasse des jeweiligen Dienstherrn aus einer anderen Kasse der öffentlichen 
Hand kommt. Der Alimentationspflicht ist genügt, wenn dem ein Verwendungseinkommen 
erzielenden Ruhestandsbeamten oder einer entsprechenden Ruhestandsbeamtin insgesamt 
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soviel verbleibt, wie sie oder er an ruhegehaltfähigen Dienstbezügen aus der Endstufe der 
versorgungsrelevanten Besoldungsgruppe erhielte. 
 
Absatz 1 regelt daher, dass die Summe aus Versorgung und Erwerbs- oder Erwerbsersatz-
einkommen einer Höchstgrenze unterliegt. Die die Höchstgrenze übersteigende Versorgung 
ruht. Das bedeutet, dass zwar der materiellrechtliche Anspruch auf diesen Teil der Versor-
gung unberührt bleibt, jedoch insoweit der Anspruch auf Zahlung entfällt. Grundsätzlich wer-
den von dieser Regelung Einkommen aus der Tätigkeit sowohl im privatrechtlichen Bereich 
als auch im öffentlichen Dienst erfasst. Jedoch gilt dies nur für Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger, die noch nicht die beamtenrechtliche Regelaltersgrenze erreicht 
haben. Nach Erreichen dieser Altersgrenze führt nur noch Einkommen aus einer Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst zu einem teilweisen Ruhen der Versorgungsbezüge (Absatz 7). 
 
Mit dem Begriff der oder des „Versorgungsberechtigten“ sind neben den Versorgungsurhe-
bern und Versorgungsurheberinnen auch die Hinterbliebenen gemeint.  
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 definiert unterschiedliche Höchstgrenzen für die verschiedenen Versorgungsbe-
rechtigten. 
 
Nummer 1 sieht eine einheitliche Höchstgrenze für Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbe-
amte, Witwer und Witwen vor. Dadurch wird sichergestellt, dass dem Versorgungsempfänger 
oder der Versorgungsempfängerin bei Erwerbstätigkeit annähernd Mittel verbleiben können, 
die der Besoldung im aktiven Dienst entsprechen. Zugrunde gelegt wird die Höchstgrenze 
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, auch 
wenn die Versorgungsurheberin oder der Versorgungsurheber nicht aus der Endstufe in den 
Ruhestand getreten oder versetzt worden ist, zuzüglich des Familienzuschlages der Stufe 2.  
 
Dabei gibt es eine Mindesthöchstgrenze, die sich aus dem Eineinhalbfachen der Endstufe 
der Besoldungsgruppe A 4 einschließlich des Familienzuschlags der Stufe 2 berechnet. Von 
dieser Mindesthöchstgrenze können neben den Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amten, die nur die amtsunabhängige Mindestversorgung erzielen, auch die Witwen und Wit-
wer, deren Versorgungsbezüge oberhalb der amtsunabhängigen Mindestversorgung liegen, 
profitieren. 
 
Nach der Nummer 2 beträgt die Höchstgrenze für die Waisen 40 v. H. der Versorgungsbe-
züge der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten einschließlich des Familienzu-
schlags der Stufe 2. Da die Halbwaisengelder 12 v. H. und die Vollwaisengelder 20 v. H. der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge betragen, ist bei dieser Höchstgrenze Raum für Hinzuver-
dienste ohne Anrechnung auf die Waisengelder. 
 
Nach der Nummer 3 besteht abweichend von der Nummer 1 eine besondere Höchstgrenze 
für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfähigkeit, die nicht 
auf einem Dienstunfall beruht, oder wegen Eintritt in den Ruhestand auf Antrag aufgrund 
einer Schwerbehinderung (§ 40 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes) in den Ruhestand ge-
treten sind. Diese Höchstgrenze ist niedriger als die allgemeine Höchstgrenze, um einem 
vorzeitigen Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis entgegenzuwirken. Die Höchstgrenze 
beträgt 71,75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, so dass die oder der Dienstunfähige oder 
Schwerbehinderte im Falle eines Hinzuverdienstes jedenfalls so gestellt wird, als habe sie 
oder er die höchstmögliche Versorgung erreicht. Zu dieser Höchstgrenze wird neben dem 
Familienzuschlag der Stufe 2 noch der Höchstbetrag einer sozialversicherungsfreien Be-
schäftigung hinzuaddiert, damit dienstunfähige Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amte einer geringfügigen Beschäftigung anrechnungsfrei nachgehen können. 
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Es gilt auch hier die Mindesthöchstgrenze, die sich aus dem Eineinhalbfachen der Endstufe 
der Besoldungsgruppe A 4 berechnet, die ebenfalls um den Familienzuschlag der Stufe 2 
und den Höchstbetrag einer sozialversicherungsfreien Beschäftigung (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB 
IV) erhöht wird. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt, dass trotz der Erfüllung der Ruhensvoraussetzungen in bestimmten Fällen 
20 v. H. der Versorgungsbezüge auszuzahlen sind (Mindestbelassung). Hierdurch soll ver-
hindert werden, dass der Versorgungsanspruch bei einem höheren Hinzuverdienst vollstän-
dig zum Ruhen kommt und damit die geleistete Dienstzeit völlig entwertet würde. 
 
Als Ausnahme von der Mindestbelassung nach Satz 1 regeln die Sätze 2 und 3, dass die 
normalen Ruhensvorschriften wieder gelten, wenn eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhe-
standsbeamter ein Erwerbseinkommen in einer mindestens vergleichbaren Besoldungs- o-
der Entgeltgruppe bezieht, um eine Doppelalimentation aus öffentlichen Mitteln zu vermei-
den. Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage ist diese Gegenausnahme auf die Ruhe-
standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten beschränkt und umfasst nicht mehr die Hinter-
bliebenen. Bei den Hinterbliebenen soll demnach keine Beschränkung auf den Betrag der-
selben Besoldungs- oder einer vergleichbaren Entgeltgruppe gelten, um die eigene Erwerbs-
tätigkeit nicht zu entwerten und keinen Anreiz zu bieten, eine Erwerbstätigkeit aufzugeben. 
 
Satz 3 verweist ferner auf die Berechnungsvorschrift des Absatzes 6 Satz 6, nach der Ein-
kommen eines Kalenderjahres auf zwölf Monate umzulegen ist.   
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 enthält eine Regelung für den Fall, dass ein Anspruch auf einen Unfallunterhalts-
beitrag nach § 45 besteht. Dieser übernimmt neben der Unterhaltssicherung auch die Funk-
tion eines Unfallausgleichs. Der oder dem Unfallverletzten soll deshalb bei einer Verwen-
dung im öffentlichen Dienst ein dem Unfallausgleich entsprechender Betrag verbleiben (Satz 
1). 
 
Satz 2 regelt die Ausnahme, dass kein Betrag in Höhe des Unfallausgleichs verbleibt, sofern 
wegen desselben Unfalls eine Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz zusteht, weil 
diese Leistung den gleichen Zweck erfüllt. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 regelt den Fall, dass neben zwei Versorgungsbezügen, die nach § 67 eventuell 
teilweise ruhend zu stellen sind, noch ein Erwerbseinkommen oder Erwerbsersatzeinkom-
men bezogen wird. Eine derartige Regelung fehlte bisher im BeamtVG. 
 
Es gilt zunächst die günstigere Höchstgrenze nach Absatz 2 (100 v. H. der ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezüge) gegenüber der niedrigeren Höchstgrenze beim Bezug von zwei Versor-
gungsbezügen nach § 67 Abs. 2 Nr. 1 (maximal 71,75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge). Ferner kann die Höchstgrenze in Höhe von 100 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge bei einem hohen Erwerbseinkommen sogar überschritten werden, weil die Regelung 
zur Mindestbelassung nach Absatz 3 (20 v. H. des jeweiligen Versorgungsbezugs) Anwen-
dung findet. 
 
Zu Absatz 6: 
Absatz 6 definiert die Begriffe des „Erwerbseinkommens“ und des „Erwerbsersatzeinkom-
mens“. Angerechnet werden stets die Bruttobeträge des Erwerbseinkommens, so dass ein 
Steuerabzug nicht berücksichtigt wird. Werbungskosten mindern jedoch das Erwerbsein-
kommen (s. u.).  
 
Nach Satz 1 Nummer 1 zählen zum Erwerbseinkommen Einnahmen aus einer nichtselbst-
ständigen Tätigkeit ohne Berücksichtigung einer Entgeltumwandlung gemäß § 1 Abs. 2 des 
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Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung. Da diese Entgeltumwand-
lung zu höheren Alterseinkünften führt, ist es gerechtfertigt, dass der anzurechnende Betrag 
nicht um die Entgeltumwandlung gemindert wird. 
 
Es wird der Werbungskostenpauschbetrag nach dem Steuerrecht abgezogen, auch wenn 
keine Werbungskosten geltend gemacht werden. Dieser Abzug verringert das zu berücksich-
tigende Einkommen. Darüber hinaus werden Werbungskosten berücksichtigt, die durch ei-
nen Einkommensteuerbescheid nachgewiesen werden. 
 
Die Nummern 2 bis 4 des Satzes 1 betreffen Einkünfte, die nicht in abhängiger Beschäfti-
gung erzielt werden. Sie verweisen dazu auf die Einkunftsarten nach dem Einkommensteu-
ergesetz, so dass der steuerliche Gewinn durch Einkommensteuerbescheid nachgewiesen 
wird. 
 
Satz 2 setzt im Wege einer gesetzlichen Klarstellung das Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 28. Juni 2012 – 2 C 58.11 – um. Darin wurde geurteilt, dass Verluste aus einem 
Gewerbebetrieb mit positiven Einkünften aus einer selbstständigen Tätigkeit zu verrechnen 
seien.  
 
Satz 3 definiert finanzielle Leistungen, die nicht zum Erwerbseinkommen gerechnet werden.  
 
Zu diesen nicht anrechenbaren Leistungen zählen Aufwandsentschädigungen. Bei Auf-
wandsentschädigungen stehen der Aspekt der Erstattung von Kosten, die im Zusammen-
hang mit einer Tätigkeit anfallen, und der Ausgleich von Beschwernissen im Vordergrund. 
 
Ein Unfallausgleich nach § 42 zählt ebenfalls nicht zum anrechnungspflichtigen Erwerbsein-
kommen, da dieser einen pauschalierten Ersatz echter Mehraufwendungen als Folge eines 
Dienstunfalls darstellt. 
 
Steuerfreie Einnahmen für Leistungen zur Grundpflege oder hauswirtschaftlichen Versor-
gung sollen künftig ebenfalls anrechnungsfrei bleiben. Dabei handelt es sich um Pflegegel-
der, die steuerfrei sind, wenn die Pflegeleistungen von Angehörigen des Pflegebedürftigen 
oder von anderen Personen erbracht werden, die damit eine sittliche Pflicht gegenüber dem 
Pflegebedürftigen erfüllen. 
 
Einnahmen aus Tätigkeiten, die einer Nebentätigkeit entsprechen, zählen im Gegensatz zur 
bisherigen Rechtslage künftig stets zum Erwerbseinkommen. Es gibt keinen Grund, einige 
wenige Tätigkeiten (z. B. eine schriftstellerische Tätigkeit) zu privilegieren. 
 
Satz 4 definiert den Begriff des „Erwerbsersatzeinkommens“. Dieses unterfällt ebenfalls der 
Anrechnung, da es anrechenbares Erwerbseinkommen ersetzt. Berücksichtigt werden nur 
befristete Leistungen, da dauerhafte Leistungen, wie z. B. eine Rente, in einer eigenen An-
rechnungsvorschrift geregelt werden. Zu den befristeten Leistungen zählen insbesondere 
das Arbeitslosengeld, Krankengeld und Elterngeld. 
 
Die Sätze 5 bis 7 enthalten Verfahrensvorschriften. Nach Satz 5 ist Erwerbs- und Erwerbser-
satzeinkommen monatsbezogen zu berücksichtigen, da auch die Versorgungsbezüge mo-
natlich geleistet werden.  
 
Satz 6 regelt, dass Jahressonderzahlungen, Tantiemen, Bonuszahlungen und vergleichbare 
Leistungen ebenfalls in dem Monat berücksichtigt werden, in dem sie zufließen. Der Begriff 
der „vergleichbaren Leistungen“ wurde gewählt, weil einmalige Zahlungen auch anders be-
zeichnet werden können (z. B. als Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, Prämie, Erfolgsbeteiligung 
usw.), so dass eine abschließende Aufzählung nicht möglich ist. Satz 6 ist notwendig, weil 
das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 26.11.2013 – 2 C 17.12 – entschieden hat, 
dass eine Jahressonderzahlung nach dem Tarifrecht der Länder (§ 20 TV-L) anteilig auf 
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zwölf Kalendermonate umzulegen ist. Diese Entscheidung ist insoweit eine Abkehr vom Zu-
flussprinzip. Das Urteil vermag jedoch aus mehreren Gründen nicht zu überzeugen: Sollte 
ein Tarifbeschäftigter erst zur Jahresmitte eingestellt werden, wäre die Jahressonderzahlung 
auf die Hälfte zu kürzen. Es wäre dann aber auch nicht sachgerecht, diese gekürzte Jahres-
sonderzahlung dann auch auf zwölf Monate zu erstrecken, wenn das Arbeitsverhältnis in 
diesem Jahr weniger als zwölf Monate bestanden hat. Ferner würde im Vollzug dieses Ur-
teils erwartet werden, dass bereits ab Januar des Jahres ein Zwölftel der Jahressonderzah-
lung, die im Dezember des Jahres gewährt wird, monatlich bei der Ruhensberechnung be-
rücksichtigt wird. Die genaue Höhe der Jahressonderzahlung steht jedoch erst Ende des 
Jahres fest, weil eine lineare Erhöhung, ein Stufenaufstieg oder eine Höhergruppierung sich 
auf die Höhe der Jahressonderzahlung auswirken. Die Umsetzung dieser Entscheidung hät-
te eine stetige Nachberechnung und einen hohen Kontrollaufwand zur Folge. Aus diesem 
Grund wird am Zuflussprinzip für die einmaligen Zahlungen festgehalten.  
 
Satz 7 regelt, wie zu verfahren ist, wenn ein Einkommen nicht monatlich und ggf. auch nicht 
für ein ganzes Jahr bezogen wird.  
 
Beispiel zu Satz 7:  
Ein Eintritt in den Ruhestand erfolgt zum 30. Juni. Zum 1. Juli wird im Ruhestand eine 
selbstständige Tätigkeit aufgenommen, die bis zum Jahresende einen Gewinn von 18.000 
Euro einbringt. 
 
Lösung: Die 18.000 Euro werden durch sechs und nicht durch zwölf geteilt. In den Bezugs-
monaten sind demnach monatlich 3.000 Euro an Erwerbseinkommen zu berücksichtigen. 
 
Zu Absatz 7: 
Satz 1 regelt, dass nach Erreichen der Altersgrenze sich die Anrechnung auf Erwerbsein-
kommen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst beschränkt. Einkünfte aus einer Tä-
tigkeit in der Privatwirtschaft oder aus einer selbstständigen Tätigkeit werden dann nicht 
mehr angerechnet. Die Anrechnung von Tätigkeiten aus einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst erfolgt jedoch weiterhin, um eine Doppelalimentation aus öffentlichen Kassen zu ver-
meiden. 
 
Satz 2 definiert, welche juristischen Personen dem öffentlichen Dienst zugerechnet werden. 
Dabei ist maßgeblich, dass diese dem deutschen Recht unterworfen sind, weil davon ausge-
gangen wird, dass diese auch öffentliche Mittel zugewiesen bekommen und ausgeben. Der 
Begriff ist daher weit gefasst, aber er nimmt die Religionsgesellschaften vom öffentlichen 
Dienst aufgrund des Selbstverwaltungsrechts der Kirchen heraus. Ferner sind die Kirchen-
beamtinnen und -beamten weder vom Geltungsbereich dieses Gesetzes noch des Landes-
besoldungsgesetzes erfasst. 
 
Satz 3 erweitert die Anrechnungsmöglichkeit auf Verwendungseinkommen, die bei zwischen- 
oder überstaatlichen Einrichtungen erzielt werden. Voraussetzung ist dafür aber, dass eine 
inländische juristische Person des öffentlichen Rechts finanziell an dieser zwischen- oder 
überstaatlichen Einrichtung beteiligt ist, da nur dann eine Doppelalimentation aus öffentli-
chen Kassen vermieden werden muss. 
 
Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage werden die Sonderregelungen des § 53 Abs. 9 und 
Abs. 10 BeamtVG nicht fortgeführt. Weder die Stellung der Ämter noch die Möglichkeit, ab-
gewählt oder in den einstweiligen Ruhestand versetzt zu werden, sind ein sachgerechter 
Gesichtspunkt für eine anderweitige Behandlung gegenüber anderen Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfängern. 
 
 
Zu § 67 (Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge) 
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Die Regelung verfolgt den Zweck, eine Überversorgung aus mehreren Versorgungsbezügen 
zu vermeiden. Der Alimentationspflicht ist genügt, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der 
Ruhestandsbeamte so gestellt wird, als sei sie oder er die ganze in Betracht kommende Zeit 
in einem einzigen Dienstverhältnis gewesen. Daher wird bei zwei Versorgungsbezügen der 
neue Versorgungsbezug voll gezahlt, während der frühere Versorgungsbezug insoweit ruht, 
als die jeweilige Höchstgrenze überschritten wird. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 zählt die Fallgestaltungen auf, in denen ein Zusammentreffen mehrerer Versorgungs-
bezüge im Sinne dieser Vorschrift vorliegt. 
 
Satz 1 Nummer 1 regelt, dass dieser Fall vorliegt, sofern in der Person einer Ruhestandsbe-
amtin oder eines Ruhestandsbeamten mehrere Versorgungsansprüche zusammentreffen. 
Diese betreffen das Ruhegehalt, welches bei Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand ge-
währt wird. Eine „ähnliche Versorgung“ liegt vor, wenn die Leistung ihrem Charakter nach 
dem Ruhegehalt entspricht, also eine Dienstunfähigkeits- und Altersversorgung enthält, und 
nicht aus Mitteln bestritten wird, zu deren Aufbringung die oder der Bedienstete in einem 
wesentlichen Umfang (mindestens 25 v. H.) beigetragen hat. 
 
Satz 1 Nummer 2 betrifft die Fälle, in denen eine Witwe, ein Witwer oder eine Waise aus 
einer Verwendung der verstorbenen Beamtin oder des verstorbenen Beamten ein neues 
Witwergeld, Witwengeld, Waisengeld oder eine ähnliche Versorgung erhält. Ein Unterhalts-
beitrag zählt gemäß § 86 zu den Witwengeldern. 
 
Satz 1 Nummer 3 erstreckt die Ruhensregelung auf Witwen und Witwer, die aus einer eige-
nen Verwendung im öffentlichen Dienst Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung erhalten. 
Für den umgekehrten Fall (Anspruch auf Ruhegehalt entstand vor dem Anspruch auf Wit-
wen- oder Witwergeld) gilt Absatz 4. 
 
Satz 2 bestimmt als Untergrenze der Gesamtversorgung die frühere Versorgung. Dadurch 
soll verhindert werden, dass durch einen neuen Versorgungsbezug im Ergebnis weniger 
Versorgungsbezüge gewährt werden als vorher. 
 
Satz 3 stellt klar, dass Sonderzahlungen zu den Versorgungsbezügen im Auszahlungsmonat 
gehören. Auch wenn in Sachsen-Anhalt für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger grundsätzlich keine Jahressonderzahlung geregelt ist, können auch künftig Fälle 
auftreten, dass Versorgungsbezüge anderer Dienstherren Sonderzahlungen enthalten, die 
zu berücksichtigen sind.  
 
Zu Absatz 2: 
Satz 1 regelt die unterschiedlichen Höchstgrenzen.  
 
Die Höchstgrenze für die Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten nach der Num-
mer 1 orientiert sich an dem früheren Versorgungsbezug. Dabei wird zu der ruhegehaltfähi-
gen Dienstzeit aus dem früheren Versorgungsbezug die ruhegehaltfähige Dienstzeit aus 
dem neuen Versorgungsbezug addiert, die nach Eintritt des früheren Versorgungsfalles er-
worben wurde. Als ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind stets die aus der Endstufe der Be-
soldungsgruppe, die der Berechnung der früheren Versorgungsbezüge zugrunde liegen, zu 
berücksichtigen. Die Systematik des § 66 wird insoweit auch hier fortgeführt. Die Höchst-
grenze wird ferner um den Familienzuschlag der Stufe 2 nach § 60 Abs. 1 erhöht, damit die 
kindbezogenen Leistungen nicht durch eine Höchstgrenzenberechnung gekürzt werden. 
 
Die Nummer 2 knüpft für die Witwen, Witwer und Waisen an die Systematik der Nummer 1 
an, indem das Witwen- oder Waisengeld des früheren Versorgungsbezuges als Höchstgren-
ze festgelegt wird. Diese Höchstgrenze erhöht sich ohne Abstufung um den Familienzu-
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schlag der Stufe 2 nach § 60 Abs. 1, um die kindbezogenen Anteile im Familienzuschlag 
nicht durch eine Höchstgrenzenregelung zu kürzen. 
 
Nummer 3 regelt die Höchstgrenze für die Fälle, in denen das Witwen- bzw. Witwergeld be-
reits bezogen wurde, bevor der Anspruch auf das aus der eigenen Verwendung resultieren-
de Ruhegehalt entstanden ist. Dabei bemisst sich die Höchstgrenze grundsätzlich nach 
71,75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das dem Witwer- oder Witwengeld zugrundeliegende Ruhegehalt bemisst, zu-
züglich des Familienzuschlags der Stufe 2. Eine Ausnahme gibt es davon für die Fälle, in 
denen ein erhöhtes Unfallruhegehalt nach § 44 dem Witwer- oder Witwengeld zugrunde ge-
legen hat. Da dieses in Höhe von 80 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge gewährt wur-
de, wird auch bei der Höchstgrenze dieser Vomhundertsatz berücksichtigt. 
 
Satz 2 betrifft den Fall, dass in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 oder 2 einer der beiden Ver-
sorgungsbezüge um einen Versorgungsabschlag gemindert wurde. Die Höchstgrenze wird 
dann ebenfalls um einen Versorgungsabschlag gemindert, um sicherzustellen, dass der Ver-
sorgungsabschlag nicht über die Ruhensregelung wieder rückgängig gemacht wird. 
 
Satz 3 nimmt Bezug auf Satz 1 Nr. 3, also die Fallgestaltung, in der erst ein Anspruch auf 
Witwer- oder Witwengeld bestand und später ein Anspruch auf eigenes Ruhegehalt erwor-
ben wurde. Das für die Höchstgrenze maßgebliche frühere Ruhegehalt wird fiktiv auf 71,75 
v. H. erhöht und anschließend um einen Versorgungsabschlag nach § 20 Abs. 2 gemindert. 
Sollte ausschließlich das eigene Ruhegehalt des Witwers oder des Witwers um einen Ver-
sorgungsabschlag gemindert sein, wird die Höchstgrenze nicht vermindert. 
 
Zu Absatz 3: 
Die Vorschrift enthält eine Mindestbelassung. Diese ist auf die Fälle beschränkt, in denen 
Witwer oder Witwen einen Anspruch auf Witwengeld hatten und anschließend einen An-
spruch auf eigenes Ruhegehalt erworben wurde. Die Mindestbelassung beträgt 20 v. H. des 
früheren Versorgungsbezuges. Mit dieser Regelung wird einem Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts vom 11. Oktober 1977 – 2 BvR 407/76 – , BVerfGE 46, 97, Rechnung ge-
tragen, nach dem beim Zusammentreffen zweier Versorgungsansprüche, von denen der auf 
Verwendung des Anspruchsberechtigten, der andere auf die Verwendung des Ehegatten des 
Anspruchsberechtigten im öffentlichen Dienst zurückgeht, wenigstens ein Rest des vom 
Ehegatten erdienten Versorgungsanspruchs erhalten bleiben muss (BVerfGE 46, 97, 109). 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 betrifft die Fälle, in denen eine Ruhegehaltsempfängerin oder ein Ruhegehaltsemp-
fänger einen Anspruch auf Witwer- oder Witwengeld erwirbt. 
 
Entsprechend der bisherigen Systematik wird eine Höchstgrenze gebildet, die aus den Daten 
für das Ruhegehalt zu errechnen ist, das der Berechnung des neuen Witwer- oder Witwen-
geldes zugrunde liegt (Satz 1).  
 
Satz 2 sieht vor, dass die Gesamtbezüge nicht hinter dem eigenen Ruhegehalt zzgl. des 
Familienzuschlages nach § 60 Abs. 1 sowie eines Betrages in Höhe von 20 v. H. des neuen 
Versorgungsbezuges zurückbleiben dürfen. Damit ist – aus den gleichen Erwägungen wie 
bei Absatz 3 – sichergestellt, dass eine Versorgung in Höhe des erworbenen eigenen An-
spruchs und eines Teiles des vom Ehegatten oder von der Ehegattin abgeleiteten Anspruchs 
erhalten bleibt. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 verweist auf eine Mindestbelassung beim Bezug eines Unfallunterhaltsbeitrags. Auf 
die Begründung zu § 66 Abs. 4 wird verwiesen. 
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Zu § 68 (Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten) 
 
Die Regelung soll eine Doppelversorgung aus beamtenrechtlichen Versorgungsbezügen und 
gesetzlichen Renten verhindern. Diese Konstellation ergibt sich insbesondere, wenn Zeiten 
einer Berufstätigkeit sowohl in der gesetzlichen Rentenversicherung als auch in der Beam-
tenversorgung erhöhend berücksichtigt werden. Erstmals wird auch die Anrechnung von Al-
ters- und Hinterbliebenengeldern gesetzlich geregelt.  
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 regelt den Grundsatz, dass Versorgungsbezüge neben Renten nur bis zum Erreichen 
einer Höchstgrenze gezahlt werden und der diese Höchstgrenze übersteigende Betrag bei 
den Versorgungsbezügen zum Ruhen gebracht wird. Da die Regelungen zum Rentenrecht 
keine Anrechnung beim Bezug von Versorgungsbezügen vorsehen, erfolgt die Anrechnung 
im Beamtenversorgungsrecht. 
 
Satz 2 zählt die einzelnen Renten bzw. sonstige Leistungen (Nummer 5) auf, die auf die Ver-
sorgungsbezüge angerechnet werden. Dabei handelt es sich um Renten, die entweder aus 
öffentlichen Kassen finanziert werden oder um Renten bzw. Leistungen, die auf einer Ver-
wendung im öffentlichen Dienst beruhen. Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss 
vom 30. September 1987 – 2 BvR 933/82 –, juris, entschieden, dass der Dienstherr sich von 
seiner Alimentationspflicht dadurch entlasten kann, dass er den Versorgungsberechtigten auf 
Einkünfte aus einer anderen öffentlichen Kasse verweist, sofern diese ebenfalls der Exis-
tenzsicherung des Versorgungsberechtigten und seiner Familie zu dienen bestimmt sind. Bei 
den Renten handelt es sich um solche auf die Versorgungsbezüge anrechenbare Einkünfte 
(BVerfG, a. a. O., Rn. 90). 
 
Nummer 7 erfasst auch wiederkehrende Geldleistungen, die aufgrund der Zugehörigkeit zu 
Zusatz- oder Sonderversorgungssystemen der Deutschen Demokratischen Republik geleis-
tet werden. Ferner zählen Geldleistungen, die von einem ausländischen Versicherungsträger 
nach einem für die Bundesrepublik Deutschland wirksamen zwischen- oder überstaatlichen 
Abkommen gewährt werden, zu den Renten. Die Einbeziehung der von einem ausländischen 
Träger erbrachten Geldleistungen ist gerechtfertigt, denn diese bilateralen Abkommen wer-
den auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit abgeschlossen, so dass auch deutsche Rentenkas-
sen finanziell mittelbar beteiligt sind. Die Zusatz- und Sonderversorgungssysteme der Deut-
schen Demokratischen Republik wurden in die Rentenversicherung überführt und zählen 
deshalb ebenfalls zu den Renten. 
 
In der Nummer 8 ist erstmals eine Anrechnung von Alters- und Hinterbliebenengeldern u. ä. 
geregelt. Diese werden der Rentenanrechnung unterworfen, da diese Anwartschaften auf-
grund der Tätigkeit in einem früheren Beamtenverhältnis erhalten geblieben und an die Stelle 
der Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung getreten sind. Die Aus-
schlussregelung im letzten Satzteil („sofern die Versorgungsbezüge nach diesem Gesetz bei 
deren Berechnung unberücksichtigt bleiben“) verhindert, dass Mehrfachanrechnungen so-
wohl beim Dienstherrn, der das Altersgeld gewährt, als auch beim Dienstherrn, der Versor-
gungsbezüge nach diesem Gesetz leistet, erfolgen. 
 
Satz 3 verhindert, dass durch fehlende Antragstellung oder Verzicht auf eine Rente ein Ver-
sorgungsträger belastet wird. In diesen Fällen wird die fiktive Leistung berücksichtigt. 
 
Satz 4 regelt, dass ein Zuschlag zur Waisenrente bei der Ruhensberechnung außer Betracht 
bleibt. Bei einem solchen Zuschlag handelt es sich um eine Leistung eigener Art, die nicht zu 
den Rentenleistungen zählt, auch wenn sie zusammen mit der Rente ausgezahlt wird (BT-
Drs. 11/197, S. 9). 
 
Satz 5 betrifft Rentenerhöhungen bzw. -minderungen aufgrund eines Versorgungsausgleichs 
in einem Scheidungsfall. Dadurch muss der Dienstherr im Falle der Ehescheidung eines Be-



 Stand: 05.08.2014 

Seite 102 von 129 

amten und seines geschiedenen Ehegatten im Gesamtergebnis grundsätzlich nicht mehr 
aufwenden, als er ohne die Scheidung an den Beamten allein zu leisten hätte. 
 
Die weiteren Regelungen aus § 55 Abs. 1 BeamtVG sind zur besseren Übersichtlichkeit und 
Lesbarkeit in einen eigenen Absatz 5 verschoben worden. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 definiert als Höchstgrenze die fiktiv zu berechnenden Versorgungsbezüge, die ei-
ner entsprechenden Person zustünden, wenn sie oder er ab dem 17. Lebensjahr (ggf. er-
gänzt durch vor dem vollendeten 17. Lebensjahr liegender Pflichtbeitragszeiten) ausschließ-
lich in einem Beamtenverhältnis gestanden hätte bzw. die sich daraus ergebenden Hinter-
bliebenenbezüge. Die geltende Höchstgrenze knüpft daher an das zuletzt innegehabte Amt 
und an die Endstufe (auch wenn die Endstufe nicht erreicht wurde) an. Die fiktive ruhegehalt-
fähige Dienstzeit beginnt demnach mit Vollendung des 17. Lebensjahres und endet mit dem 
Tag des Eintritts des Versorgungsfalls. Sollte ausnahmsweise bereits vor Vollendung des 17. 
Lebensjahres eine rentenversicherungspflichtige Tätigkeit oder Ausbildung begonnen wor-
den sein, so wird auch dieser Zeitraum bei der Höchstgrenzenberechnung berücksichtigt. 
Die Höchstgrenze wird nicht mehr um Zeiten, die nach § 26 LBesG LSA nicht zu berücksich-
tigen sind, gemindert, weil diese Zeiten im Versicherungsverlauf bei der Rente enthalten sind 
und daher eine Nichtberücksichtigung inkonsequent wäre.  
 
Nach Satz 2 ist ein Versorgungsabschlag nach § 20 Abs. 2, der bei dem tatsächlichen Ver-
sorgungsbezug zu berücksichtigen war oder ist, auch bei der Höchstgrenzenberechnung zu 
berücksichtigen. Dadurch wird gewährleistet, dass die Verminderung des Versorgungsbe-
zugs wegen einer vorgezogenen Altersgrenze auch bei der Ruhensregelung zur Geltung 
kommt.  
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 enthält eine abschließende Aufzählung der Rentenarten, die von der Ruhensrege-
lung ausgenommen sind. Es sind dies bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten 
die Hinterbliebenenrenten (Nummer 1) und bei Hinterbliebenen die Versichertenrenten aus 
eigenem Recht (Nummer 2). 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 enthält Regelungen zu nicht anzurechnenden Rententeilen. Diese beruhen auf 
freiwilligen Eigenleistungen der oder des Versicherten im Rahmen einer Selbstversicherung, 
Weiterversicherung oder Höherversicherung. Eine Arbeitsleistung steht diesen freiwilligen 
Eigenleistungen nicht gegenüber, vielmehr stellen sie ein eigenes Vermögensopfer dar. Eine 
Berücksichtigung als ruhegehaltfähige Dienstzeit wäre auch mangels einer Arbeitsleistung 
ausgeschlossen. Nach Satz 2 ist eine Anrechnung gleichwohl gerechtfertigt, wenn die Bei-
träge mindestens zur Hälfte durch den Arbeitgeber finanziert wurden, da es sich dann nicht 
mehr um freiwillige Eigenleistungen, sondern um Leistungen aufgrund eines Arbeitsverhält-
nisses handelt. 
 
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 regelt die Berechnung im Falle der Zahlung einer Abfindung, Beitragserstattung 
oder eines sonstigen Kapitalbetrages anstelle einer Rente. Satz 1 verhindert, dass die An-
rechnung einer Rente nur deshalb unterbleibt, weil diese durch eine Einmalzahlung ersetzt 
wird und im Falle der Anrechnung sonst im Ergebnis der Dienstherr mit den Versorgungsbe-
zügen diese abgefundene Rente doch gewähren würde. Satz 2 trifft hiervon die Ausnahme, 
wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte innerhalb von drei Monaten nach 
Zufluss des Betrages diesen verzinst an den Dienstherrn erstattet. 
 
Die Sätze 3 und 4 treffen Regelungen zur Dynamisierung eines zu berücksichtigenden Kapi-
talbetrages und zur Berechnung des Verrentungsbetrages. Diese sind aufgrund des Urteils 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 27. März 2008 – 2 C 30.06 – erforderlich, wonach die 
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Dynamisierung und Verrentung anzurechnender Kapitalbeträge unmittelbar gesetzlich zu 
regeln seien.  
 
Auszugehen ist nach Satz 3 vom ausgezahlten Kapitalbetrag, der vom Zeitpunkt der Gewäh-
rung bis zum Eintritt des Versorgungsfalls erfolgt in der Weise, dass er um die seither einge-
tretenen allgemeinen Anpassungen der Versorgungsbezüge dynamisiert wird.  
 
Anschließend ist nach Satz 4 die Verrentung vorzunehmen, indem der Quotient aus dem 
dynamisierten Kapitalbetrag und dem Verrentungsdivisor ermittelt wird. Hinsichtlich des Ver-
rentungsdivisors wird auf eine vom BMF veröffentlichte Tabelle verwiesen. 
 
Zu Absatz 6: 
Absatz 6 findet Anwendung, wenn Versorgungsbezüge mit einer Rente und einem Erwerbs- 
und Ersatzeinkommen zusammenfallen. Die Regelung vermeidet, dass die Wirkung der Ren-
tenanrechnung wieder aufgehoben wird. Die Regelung ist inhaltsgleich mit § 55 Abs. 5 Be-
amtVG, aber die vorliegende Regelung ergänzt die Verwaltungsvorschrift 55.5.1 zum Be-
amtVG als Satz 2, um den Regelungsgehalt aus sich heraus verständlich zu machen.  
 
Nach Satz 1 ist zuerst die Anrechnung der Rente auf den Versorgungsbezug vorzunehmen, 
wobei die Regelungen der Absätze 1 bis 5 Anwendung finden. Nach Satz 2 wird anschlie-
ßend das Erwerbseinkommen berücksichtigt und die Ruhensberechnung nach § 66 vorge-
nommen.  
 
Zu Absatz 7: 
Absatz 7 regelt den Fall, dass zwei Versorgungsbezüge mit einer Rente zusammenfallen. 
 
Zunächst ist der ruhende Betrag des zeitlich später bezogenen Versorgungsbezugs nach 
dieser Vorschrift zu ermitteln. 
 
Anschließend ist der ruhende Betrag des zeitlich früher bezogenen Versorgungsbezugs un-
ter Zugrundelegung des bereits durch die Rente gekürzten späteren Versorgungsbezugs 
nach § 67 zu bestimmen. 
 
Im letzten Schritt ist zu bestimmen, inwieweit der nach § 67 verbleibende früher bezogene 
Versorgungsbezug unter Berücksichtigung des nach § 68 gekürzten neuen Versorgungsbe-
zugs nach § 68 ruht. Dabei wird die Zeit bis zum Eintritt des neuen Versorgungsfalls für die 
Berechnung der Höchstgrenze berücksichtigt. 
 
Zu Absatz 8: 
Absatz 8 verweist auf die Regelung zur Mindestbelassung bei früheren Beamtinnen und Be-
amten, die durch einen Dienstunfall geschädigt worden sind und demnach einen Unfallunter-
haltsbeitrag erhalten. Der oder dem Unfallgeschädigten soll auch beim Bezug einer Rente 
ein dem Unfallausgleich entsprechender Betrag verbleiben. 
 
 
Zu § 69 (Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Versorgung aus zwischen- 
und überstaatlicher Verwendung) 
 
Die Regelung hat den Zweck, eine Doppelalimentation zu verhindern, die dadurch entsteht, 
dass das Beamtenversorgungsrecht und die Altersversorgungsregelungen der über- oder 
zwischenstaatlichen Einrichtungen nicht aufeinander abgestimmt sind. Die Ruhensregelung 
ist gerechtfertigt, weil diese Einrichtungen auch durch deutsche Steuergelder finanziert wer-
den. Ferner werden die dort verbrachten Zeiten als ruhegehaltfähig anerkannt (§ 12 Abs. 4 
Nr. 4), so dass auch aus diesem Grund eine Doppelversorgung zu verhindern ist. 
 
Zu Absatz 1: 
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Satz 1 setzt voraus, dass eine Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung (z. B. Vereinte Nationen, Europäische Union oder For-
schungsorganisationen) vorgelegen hat und aus dieser ein Versorgungsanspruch herrührt. 
Das nach diesem Gesetz gezahlte Ruhegehalt ruht bei Überschreiten einer Höchstgrenze, 
die in Absatz 2 bestimmt wird. Es gibt einen Mindestruhensbetrag in Höhe von 1,79375 v. H. 
für jedes Jahr im zwischen- oder überstaatlichen Dienst. Diese Regelung korrespondiert mit 
der Berücksichtigung als ruhegehaltfähige Dienstzeit (§ 12 Abs. 4 Nr. 4). 
 
Satz 2 verweist auf die Rundungsregelungen in § 20 Abs. 1 Satz 2 bis 4, so dass zur Ermitt-
lung der gesamten Dienstjahre etwa anfallende Tage umzurechnen sind. 
 
Die Versorgung nach diesem Gesetz ruht nach Satz 3 in voller Höhe, wenn ein Anspruch auf 
die Höchstversorgung als Invaliditätspension besteht und diese Versorgung aus dem inne-
gehabten Amt bei der zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung gewährt wird. Diese Rege-
lung ist darin begründet, dass bei einer Invaliditätspension in Form der Höchstversorgung 
kein zeitabhängiger Maßstab wie die Anzahl der Dienstjahre zugrunde gelegt wird, so dass 
durch die Höchstversorgung eine ausreichende Alimentierung gewährleistet ist. Neben der 
Invaliditätspension ist auch noch „eine vergleichbare Leistung“ erfasst, weil der Begriff „Inva-
liditätspension“ nicht durchgehend verwendet wird. So ist beispielsweise auch schon statt-
dessen „Invaliditätszulage“ verwendet worden, ohne dass der Charakter dieser finanziellen 
Leistung verändert wurde. 
 
Satz 4 rechnet Zeiten in einem sonstigen Rechtsverhältnis bei einer zwischen- oder über-
staatlichen Einrichtung hinzu, sofern auch diese einen Anspruch auf Altersversorgung be-
gründen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt die Höchstgrenze. Er verweist grundsätzlich auf die Regelung des § 67 Abs. 
2 Nr. 1 (Regelung bei Bezug zweier Versorgungsbezüge). Auf die Höchstgrenzen in den Nrn. 
2 und 3 des § 67 Abs. 2 wird nicht verwiesen, weil diese die Höchstgrenzen für die Hinter-
bliebenenversorgung sind, die hier jedoch in Absatz 5 unter Verweis auf die Höchstgrenzen 
in Absatz 1 und 2 sowie die jeweiligen Anteilssätze geregelt werden. Die Zeiten bei einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst der zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung werden 
bei der Ermittlung der Höchstgrenze berücksichtigt. Um eine Kürzung auf Null zu vermeiden 
und den Anreiz für eine Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischen- oder überstaatli-
chen Einrichtung zu erhöhen, ist die nächsthöhere Besoldungsgruppe für die Höchstgrenze 
maßgebend. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 entspricht inhaltlich der Regelung des § 68 Abs. 5 und verhindert, dass eine An-
rechnung nur deshalb unterbleibt, weil anstelle laufender Zahlungen eine Altersversorgung in 
Form einer Einmalzahlung erfolgt.  
 
Satz 1 erfasst die Fälle, in denen die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der 
Ruhestandsbeamte auf eine laufende Altersversorgung verzichtet und stattdessen eine ein-
malige Leistung wählt. Als Rechtsfolge wird die eigentlich zu gewährende laufende Alters-
versorgung für die Ruhensberechnung zugrunde gelegt. 
 
Satz 2 regelt die Fälle, in denen ein Anspruch auf laufende Versorgung nicht erworben wur-
de (z. B. wegen der Nichterfüllung einer Wartezeit), aber stattdessen ein Kapitalbetrag ge-
währt wird. In diesen Fällen ist, da die laufende Versorgung bei der zwischen- oder über-
staatlichen Einrichtung nicht bestimmt wurde, eine Verrentung vorzunehmen. Es wird im 
zweiten Halbsatz auf die Regelungen in § 68 Absatz 5 Satz 3 und 4 verwiesen. Da es nicht 
ausgeschlossen ist, dass der Kapitalbetrag von der zwischen- oder überstaatlichen Einrich-
tung bereits gewährt wird, bevor der Anspruch auf Versorgungsbezüge nach diesem Gesetz 
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entsteht, wird auf die Dynamisierungsregelung des § 68 Abs. 5 Satz 3 verwiesen. Die Rege-
lungen zur Verrentung finden sich in § 68 Abs. 5 Satz 4. 
 
Für die Möglichkeit, den Kapitalbetrag zzgl. gewährter Zinsen an den Dienstherrn abzufüh-
ren, ist in Satz 3 eine Frist von einem Jahr eingeräumt. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 stellt sicher, dass die Rechtsfolge des Absatzes 3 nicht dadurch umgangen wird, 
dass ein zustehender Kapitalbetrag schon vor Beendigung der Verwendung im zwischen- 
oder überstaatlichen Dienst geleistet wird. 
 
Zu Absatz 5: 
Die Hinterbliebenenversorgung ruht neben Hinterbliebenenbezügen seitens einer zwischen- 
oder überstaatlichen Einrichtung nach den gleichen Grundsätzen wie die Versorgung der 
Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten. Da der Familienzuschlag neben dem 
Witwergeld, Witwengeld oder Waisengeld in voller Höhe zusteht, ruht er gemäß Satz 2, ers-
ter Halbsatz in dem gleichen Umfang, wie er bei der Gewährung von Ruhegehalt ruhen wür-
de. 
 
Zu Absatz 6: 
Die Höhe des ruhenden Betrages der Versorgungsbezüge wird zum Einen auf die Höhe der 
von der zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung gewährten Versorgung begrenzt (Satz 
1). Satz 2 enthält ferner eine Mindestbelassungsvorschrift in Höhe von 20 v. H. des Ruhege-
halts. Es soll verhindert werden, dass der Versorgungsbezug nach diesem Gesetz in voller 
Höhe ruht, sofern die Versorgung der zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung besonders 
hoch ausfällt.  
 
Satz 3 regelt als Ausnahme, dass kein Mindestbetrag verbleibt, wenn die Unterschreitung 
des mindestens zu belassenden Betrages darauf beruht, dass das Ruhegehalt in Höhe von 
1,79375 für jedes im zwischen- oder überstaatlichen Dienst vollendete Jahr entspricht oder – 
aufgrund des Verweises auf Absatz 1 Satz 3 – eine Invaliditätspension oder eine vergleich-
bare Leistung gewährt wird. 
 
Zu Absatz 7: 
Durch Verweis auf § 66 Abs. 4 wird sichergestellt, dass bei einem Unfallunterhaltsbeitrag als 
Folge eines Dienstunfalls ein Betrag als Versorgung verbleibt, der von der Höhe her dem 
Unfallausgleich entspricht, sofern keine Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz 
wegen dieses Dienstunfalls zusteht. Auf die Begründung zu § 66 Abs. 4 wird verwiesen. 
 
Zu Absatz 8: 
Absatz 8 enthält Regelungen für den Fall, dass neben einer Ruhensberechnung nach dieser 
Vorschrift noch eine oder mehrere Ruhensberechnungen vorzunehmen sind. 
 
Es sind zunächst die Ruhensregelungen der §§ 66 bis 68 und § 70 durchzuführen und die 
Ruhensbeträge zu ermitteln (Satz 1). Anschließend wird der Ruhensbetrag nach dieser Vor-
schrift berechnet (Sätze 2 und 3).  
 
Es wird durch die Bestimmung der Reihenfolge verhindert, dass eine Kürzung nach § 69 
durch Anwendung der übrigen Ruhensvorschriften wieder aufgehoben würde. 
 
 
Zu § 70 (Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit einer Abgeordnetenversor-
gung oder einer Altersentschädigung nach dem Abgeordnetenstatut des Europäi-
schen Parlaments) 
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Die Regelung entspricht – mit Ausnahme der Höchstgrenze in Absatz 2 – § 11 BesVersEG 
LSA, die durch das Besoldungsneuregelungsgesetz ab dem 1. April 2011 in das Landesrecht 
eingefügt wurde. 
 
Sie betrifft aktive und ehemalige Abgeordnete des Europäischen Parlaments, die aufgrund 
einer Tätigkeit als Beamtin, Beamter, Richterin oder Richter Versorgungsbezüge enthalten. 
Die Bestimmung soll die Regelungslücke schließen, die mit Inkrafttreten des Abgeordneten-
statuts des Europäischen Parlaments entstanden ist. Das Abgeordnetenstatut enthält keine 
Anrechnungs- oder Ruhensvorschriften für den Fall des Zusammentreffens von Entschädi-
gung oder Ruhegehalt als Abgeordnete oder Abgeordneter und Versorgungsbezügen als 
Beamtin oder Beamter. Um eine Doppelalimentation zu vermeiden, ist eine Anrechnungsvor-
schrift notwendig. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 regelt die Höhe der Anrechnung der Abgeordnetenentschädigung nach dem Abge-
ordnetenstatut. Danach wird die Versorgung um 80 v. H. gekürzt. Hieraus folgt, dass beim 
Zusammentreffen von Abgeordnetenentschädigung und Versorgungsbezügen im Regelfall 
nur noch eine Mindestbelassung von 20 v. H. der Versorgungsbezüge gewährt wird. Aller-
dings ist der höchstmögliche Kürzungsbetrag auf den Betrag der Abgeordnetenentschädi-
gung begrenzt. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt die Höhe der Anrechnung eines Ruhegehalts für ehemalige Abgeordnete des 
Europäischen Parlaments nach dem Abgeordnetenstatut. Sollten die Versorgungsbezüge 
und das Ruhegehalt eine Höchstgrenze von 71,75 v. H. der Abgeordnetenentschädigung 
nach dem Abgeordnetenstatut übersteigen, wird die Versorgung um 50. v. H. des überstei-
genden Betrages gekürzt. Dem Ruhegehalt wird ein Übergangsgeld nach dem Abgeordne-
tenstatut gleichgestellt. Damit ist gewährleistet, dass sowohl das Ruhegehalt als auch Über-
gangsgeld nach dem Abgeordnetenstatut auf die beamtenrechtliche Versorgung angerech-
net werden. 
 
Gegenüber § 11 Abs. 2 BesVersEG LSA wird die Höchstgrenze auf 71,75 v. H. der Abge-
ordnetenentschädigung begrenzt. Sie folgt den Höchstgrenzen des § 67 (Zusammentreffen 
zweier Versorgungsbezüge) und § 68 (Zusammentreffen eines Versorgungsbezuges mit 
einer Rente). Diesen liegt grundsätzlich ein Betrag in Höhe von 71,75 v. H. der Dienstbezüge 
aus der Endstufe einer bestimmten Besoldungsgruppe zugrunde. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt die Hinterbliebenenversorgung. Danach dürfen die beamtenrechtliche Hin-
terbliebenenversorgung und die Hinterbliebenenversorgung nach dem Abgeordnetenstatut 
des Europäischen Parlaments zusammen 71,75 v. H. der Abgeordnetenentschädigung nicht 
überschreiten. Im Falle eines Überschreitens ist die beamtenversorgungsrechtliche Hinter-
bliebenenversorgung um 50 v. H. des übersteigenden Betrages zu kürzen.  
 
 
Zu § 71 (Kürzung der Versorgungsbezüge nach der Ehescheidung) 
 
Wenn eine Beamtin oder ein Beamter nach einer Ehescheidung im Rahmen eines durchzu-
führenden Versorgungsausgleichs ausgleichspflichtig ist, wird zu Gunsten des ausgleichsbe-
rechtigten früheren Ehegatten in Höhe des Ausgleichsbetrages eine Anwartschaft in der ge-
setzlichen Rentenversicherung begründet (§ 1587b BGB a. F., §§ 14 und 16 des Versor-
gungsausgleichsgesetzes). Die aufgrund dieser Anwartschaft geleisteten Zahlungen der ge-
setzlichen Rentenversicherung sind vom Dienstherrn zu erstatten (§ 225 SGB VI). Im Ge-
genzug werden die Versorgungsbezüge der Beamtin oder des Beamten und ggf. der Hinter-
bliebenen entsprechend gekürzt, damit die finanziellen Folgen der Ehescheidung nicht zu 
Lasten des Dienstherrn gehen. 
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Durch die Gleichstellungsregelung in § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 steht eine Auflösung einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft der Ehescheidung gleich. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 regelt die Kürzungsvorschrift dem Grunde nach. Voraussetzung für eine Kürzung ist 
eine Entscheidung des Familiengerichts, dass im Rahmen eines Versorgungsausgleichs 
Anwartschaften oder Anrechte auf einen ausgleichsberechtigten Ehegatten im Wege des 
Quasisplittings durch Gutschriften von Entgeltpunkten/Entgeltpunkten (Ost) in der gesetzli-
chen Rentenversicherung übertragen werden. Wegen der Höhe der Kürzung wird auf die 
Absätze 2 und 3 verwiesen. 
 
Satz 2 regelt eine Ausnahme von der Kürzungsvorschrift für einer Vollwaise zustehende 
Waisengelder, sofern kein Anspruch auf Waisenrente aus der Versicherung des berechtigten 
Ehegatten besteht. Diese Ausnahme ist gerechtfertigt, weil einer Kürzung des Vollwaisen-
geldes aus dem Recht des einen Elternteils kein Rentenanspruch aus dem Recht des ande-
ren Elternteils gegenüberstünde. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 regelt die Berechnung des Kürzungsbetrages für die Versorgungsbezüge der oder 
des Ausgleichsverpflichteten. 
 
Der Ausgangsbetrag für die Kürzung wird durch die Entscheidung des Familiengerichts be-
stimmt (Satz 1). Dieser wird durch Satz 2 automatisch erhöht oder vermindert. Diese Dyna-
misierung ist erforderlich, da die Rentenanwartschaft ebenfalls dynamisiert ist. Die Dynami-
sierung erfolgt entsprechend der Entwicklung der Versorgungsbezüge.  
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 betrifft die Berechnung des Kürzungsbetrages für die Versorgungsbezüge der Hin-
terbliebenen des oder der Ausgleichsverpflichteten. Da die Versorgungsbezüge der Hinter-
bliebenen durch die Anwendung eines Vomhundertsatzes auf die Versorgungsbezüge des 
oder der Ausgleichsverpflichteten berechnet werden, berechnet sich auch der Kürzungsbe-
trag für die Hinterbliebenen durch Anwendung dieses Vomhundertsatzes auf den für die Ver-
sorgungsbezüge des oder der Ausgleichsverpflichteten nach Absatz 2 ermittelten Kürzungs-
betrag. 
 
Es ist nicht erforderlich, eine Regelung entsprechend § 57 Abs. 4 BeamtVG zu übernehmen. 
Diese Regelung betrifft Unterhaltsbeiträge nach § 22 Abs. 2 oder 3 bzw. eine Abfindungsren-
te nach bisherigem Recht (§ 153 des Bundesbeamtengesetzes und entsprechende Vor-
schriften). Es gibt künftig weder Fälle von Unterhaltsbeiträgen nach § 22 Abs. 2 oder 3 (die 
entsprechende Vorschrift wurde nicht in diesen Entwurf übernommen) noch von Abfindungs-
renten alten Rechts in Scheidungsfällen. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 enthält zum Schutz des Dienstherrn einen Vorbehalt der Rückforderung überzahlter 
Versorgungsbezüge für die Fälle, in denen von einer Kürzung der Versorgungsbezüge zu-
nächst abgesehen wird. Nach der Abschaffung des sog. „Pensionistenprivilegs“ zum 31. 
März 2011 kommt dies jedoch nur noch in den Übergangsfällen in Betracht, in denen dieses 
Privileg fort gilt (vgl. Absatz 5). In Fällen einer Unterhaltsverpflichtung wurde bis zum 31. Au-
gust 2009 nach § 5 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich 
(VAHRG) bzw. ab 1. September 2009 nach §§ 33, 34 des Versorgungsausgleichsgesetzes 
von einer Kürzung der Versorgungsbezüge Abstand genommen. Da diese Regelungen Dau-
erwirkung entfalten, wird die Vorbehaltsregelung auch für die Altfälle nach § 5 VAHRG fort-
geführt. 
 
Zu Absatz 5: 
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Absatz 5 enthält eine Übergangsregelung zur Beibehaltung des sog. „Pensionistenprivilegs“ 
unter bestimmten Voraussetzungen. 
 
Nach altem, bis zum 31. März 2011 geltenden Recht erfolgte eine Kürzung der Versor-
gungsbezüge erst, wenn aus der Versicherung des ausgleichsberechtigten Ehegatten Ren-
tenzahlungen erfolgten. Im Rentenrecht wurde diese Regelung ab dem 1. September 2009 
durch Neufassung des § 101 Abs. 3 SGB VI derart geändert, dass das sog. „Rentnerprivileg 
im Versorgungsausgleich“ abgeschafft wurde. Es wurde im Wege einer Übergangsregelung 
nur für die Fälle beibehalten, in denen das Verfahren vor dem Familiengericht vor dem 1. 
September 2009 bereits eingeleitet und die Rente bereits bezogen worden war (§ 268a Abs. 
2 SGB VI). 
 
Die Übergangsregelung in diesem Absatz bezieht sich auf den Stichtag 1. April 2011, weil 
diese Übergangsregelung mit Wirkung vom 1. April 2011 durch Art. 2 § 8 Nr. 12 Buchst. e 
des Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt vom 8. 
Februar 2011 (GVBl. LSA S. 68, 106) eingefügt wurde.  
 
 
Zu § 72 (Abwendung der Kürzung der Versorgungsbezüge) 
 
§ 72 ergänzt die Regelung der Kürzung der Versorgungsbezüge nach der Ehescheidung 
(§ 71) um die Möglichkeit, die Minderung der Versorgungsbezüge durch Zahlung eines Kapi-
talbetrages an den Dienstherrn ganz oder teilweise abzuwenden. 
 
Zu Absatz 1: 
Zur Abwendung einer ganzen oder teilweisen Kürzung durch Zahlung eines Kapitalbetrages 
ist die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte, jedoch 
kein Hinterbliebener berechtigt. Die Hinterbliebenen sollen die Entscheidung des Versor-
gungsurhebers oder der Versorgungsurheberin respektieren. Empfangsberechtigt ist der 
Dienstherr, der die Versorgungslast zu tragen hat und demnach die Kürzung der Versor-
gungsbezüge vornimmt. Die Abwendung steht zur Disposition der Beamtin oder des Beam-
ten und ist an keine Frist gebunden. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 legt fest, wie der Kapitalbetrag zu errechnen ist. Es ist von dem vom Familienge-
richt entschiedenen Betrag auszugehen, der anschließend dynamisiert wird. Diese Dynami-
sierung ist erforderlich, weil zwischen der Entscheidung des Familiengerichts und der Zah-
lung des Abwendungsbetrages ein langer Zeitraum liegen kann und der Abwendungsbetrag 
daher an die zwischenzeitliche Entwicklung der Versorgungsbezüge angepasst werden 
muss. 
  
Zu Absatz 3: 
Wegen der hohen Kapitalbeträge, die zur Abwendung der vollen Kürzung erforderlich wären, 
besteht nach Absatz 3 die Möglichkeit einer teilweisen Abwendung. Zur Vermeidung eines 
hohen Verwaltungsaufwands sieht der Satz 2 vor, dass mindestens ein Monatsbetrag der 
Dienstbezüge oder des Ruhegehalts zu zahlen ist. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 regelt einen Rückzahlungsanspruch für den Fall, dass Rückzahlungsansprüche der 
Beamtin, des Beamten, der Ruhestandsbeamtin oder des Ruhestandsbeamten gegenüber 
dem Dienstherrn entstehen. Dieser Rückzahlungsanspruch war bis zum 31. August 2009 in 
§ 10a Abs. 12 VAHRG enthalten, das zum 1. September 2009 aufgehoben wurde. Die 
dadurch entstandene Regelungslücke ist daher im Beamtenversorgungsrecht zu schließen. 
 
 
Zu Kapitel 8 (Sondervorschriften) 



 Stand: 05.08.2014 

Seite 109 von 129 

 
Dieses Kapitel enthält Regelungen mit seltenem Anwendungsbereich. 
 
 
Zu § 73 (Erlöschen der Versorgungsbezüge wegen Verurteilung) 
 
Beamtinnen und Beamte müssen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokra-
tischen Grundordnung des Grundgesetzes bekennen (§ 33 Abs. 1 Satz 3 des BeamtStG). 
Diese Pflicht besteht auch im Ruhestand fort. Bei schwerwiegenden Verstößen sind die Ab-
erkennung der Rechte aus dem Beamtenverhältnis und damit auch der Verlust der versor-
gungsrechtlichen Ansprüche gerechtfertigt. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 Nr. 1 verweist im Hinblick auf Taten, die vor dem Zeitpunkt des Ruhestandsbeginns 
begangen wurden, auf § 24 Abs. 1 BeamtStG. Damit hat eine Verurteilung mit einem Straf-
maß von mindestens zwölf Monaten wegen einer beliebigen Vorsatztat oder mit einem 
Strafmaß von mindestens sechs Monaten wegen einer Vorsatztat nach den Vorschriften 
über Friedensverrat, Hochverrat und Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates, Lan-
desverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit oder Bestechlichkeit in Bezug auf eine 
Diensthandlung im Hauptamt den Verlust der Rechte als Ruhestandsbeamtin oder Ruhe-
standsbeamter zur Folge. 
 
Die in Satz 1 Nr. 2 genannten Verurteilungen wegen vergleichbarer Taten, die nach dem 
Zeitpunkt des Ruhestandsbeginns begangen wurden, führen zur selben Rechtsfolge. Anders 
als bei Nr. 1 i. V. m. § 24 Abs. 1 Buchst. a BeamtStG tritt der Rechtsverlust im Falle von 
Nummer 2 Buchst. a erst bei einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und nicht bereits bei einer 
zwölfmonatigen Freiheitsstrafe ein. Der Grund für die mildere Regelung ist, dass nach Eintritt 
in den Ruhestand die Bindungen der Beamtin oder des Beamten zum Dienstherrn weniger 
eng sind. 
 
Nach Satz 2 tritt der Rechtsverlust auch ein, wenn das Bundesverfassungsgericht durch 
förmliche Entscheidung im Einzelfall die Verwirkung von bestimmten, in Art. 18 Satz 1 GG 
bezeichneten Grundrechten und das Ausmaß der Verwirkung feststellt (Art. 18 Satz 2 GG).  
 
Der Rechtsverlust nach Satz 1 und 2 tritt kraft Gesetzes ein. Er ist dauerhaft und endgültig 
(mit Ausnahme der Fälle des Absatzes 2) und erstreckt sich auch auf die Hinterbliebenen-
versorgung. Es ist in diesen Fällen eine Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung (§ 8 Abs. 2 Satz 1 SGB VI) vorzunehmen. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 verweist auf die Anwendbarkeit des Gnadenrechts (durch Verweis auf § 38 LBG 
LSA) und auf die Regelungen zur Wirkung eines Wiederaufnahmeverfahrens (durch Verweis 
auf § 37 Abs. 2 und 3 LBG LSA). 
 
Eine rückwirkende Aufhebung der zum Verlust der Beamtenrechte führenden Entscheidung 
im strafrechtlichen Wiederaufnahmeverfahren beseitigt auch rückwirkend den Verlust der 
Beamtenrechte, so dass auch die Ruhestandsrechte wieder hergestellt werden. 
 
Eine Beseitigung des Rechtsverlusts ist auch im Gnadenwege möglich. Dies setzt allerdings 
voraus, dass der Gnadenerweis sich ausdrücklich auch auf das Beamtenversorgungsrecht 
erstreckt. 
 
 
Zu § 74 (Ruhen der Versorgungsbezüge bei Ablehnung einer erneuten Berufung) 
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§ 74 erfasst alle Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten, die wegen Dienstunfä-
higkeit in den Ruhestand oder die in den einstweiligen Ruhestand versetzt worden sind und 
die erneut in das Beamtenverhältnis berufen werden sollen und verpflichtet sind, einer erneu-
ten Berufung in das Beamtenverhältnis Folge zu leisten. Das frühere Beamtenverhältnis gilt 
bei Befolgung der Pflicht als fortgesetzt (§§ 29 Abs. 6, 30 Abs. 3 Satz 2 und 31 Abs. 3 Be-
amtStG). 
 
§ 74 dient der Durchsetzung der den Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten ob-
liegenden Pflicht, einem berechtigten Reaktivierungsverlangen des Dienstherrn Folge zu 
leisten. Voraussetzung für das dazu vorgesehene Ruhen der Versorgungsbezüge im Falle 
der Weigerung der oder des Betroffenen ist ein entsprechender vorheriger schriftlicher Hin-
weis des Dienstherrn.  
 
Im Gegensatz zu § 73 tritt kein endgültiger Verlust der Versorgungsbezüge ein, so dass der 
Anspruch wieder auflebt, wenn die Voraussetzungen für eine erneute Berufung in das Beam-
tenverhältnis wegfallen (z. B. durch Feststellung einer Dienstunfähigkeit). 
 
Satz 2 trifft eine Zuständigkeitsregelung und weist der obersten Dienstbehörde diese Aufga-
be wegen der Bedeutung zu. 
 
Nach Satz 3 wird eine disziplinarrechtliche Verfolgung der Weigerung nicht ausgeschlossen. 
Sollte ein Disziplinarverfahren zur Aberkennung des Ruhegehalts führen (§ 12 DG LSA), 
wäre der Anspruch auf Versorgungsbezüge endgültig erloschen.  
 
 
Zu § 75 (Ausschluss von Hinterbliebenenversorgung) 
 
Für diejenigen Personen, die den Tod einer Versorgungsurheberin oder eines Versorgungs-
urhebers vorsätzlich und rechtswidrig herbei geführt haben, besteht kein Anspruch auf die 
sich aus diesem Todesfall an sich ergebende Hinterbliebenenversorgung. Betroffen sind die 
Fälle, in denen zwar vorsätzliches und nicht gerechtfertigtes Handeln (z. B. fehlende Not-
wehr) vorlag, aber in denen es am schuldhaften Handeln fehlt, indem Schuldausschlie-
ßungsgründe (z. B. Schuldunfähigkeit wegen seelischer Störungen nach § 20 StGB) vorlie-
gen. 
 
 
Zu § 76 (Entzug von Hinterbliebenenversorgung) 
 
Die Bestimmung ermöglicht es, bei einer Betätigung gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung gegen die Empfängerinnen und Empfänger von Hinterbliebenenversorgung 
vorzugehen, die wegen Fehlens eines Beamten- oder Ruhestandsbeamtenverhältnisses 
nicht im Wege des Disziplinarverfahrens verfolgt werden können.  
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 setzt ein aktives Handeln gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung voraus, 
die in einem Untersuchungsverfahren nach Satz 2 festzustellen ist. Als Rechtsfolge ist der 
teilweise oder vollständige Entzug der Versorgungsbezüge vorgesehen, der allerdings zeit-
lich zu befristen ist. 
 
Durch den Verweis auf die Regelungen zum Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene aufgrund 
eines Dienstunfalls nach § 50 wird klargestellt, dass der Nachteilsausgleich für die Folgen 
des Dienstunfalls nicht entzogen wird. Die Anrechnungsregelung im Nebensatz verhindert, 
dass die Wirkung eines teilweisen Entzugs durch Gewährung eines Unterhaltsbeitrages wie-
der aufgehoben wird. 
 
Zu Absatz 2: 
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Nach Absatz 2 ist die Vorschrift zum Erlöschen einer Hinterbliebenenversorgung aufgrund 
der gleichen Tatbestandsmerkmale (§ 35 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 4 und 5) vorrangig anzuwenden. 
In diesen Fällen erlischt die Hinterbliebenenversorgung, so dass ein Entzug derselben ent-
weder nicht mehr möglich und auch nicht mehr nötig ist oder – sofern ein Entziehungsverfah-
ren bereits durchgeführt wurde – hinfällig wird. 
 
 
Zu Kapitel 9 (Versorgung besonderer Beamtengruppen) 
 
Dieses Kapitel enthält spezielle Vorschriften, die nur für besondere Gruppen von Beamtinnen 
und Beamten anwendbar sind. 
 
 
Zu § 77 (Beamtinnen auf Zeit und Beamte auf Zeit) 
 
Die Vorschrift trifft Sonderbestimmungen für Beamtinnen auf Zeit und Beamte auf Zeit. Ein 
derartiges Beamtenverhältnis stellt nicht den Regelfall dar (Umkehrschluss aus § 4 Abs. 1 
Satz 2 BeamtStG), so dass Ausnahmen für diesen Sonderfall gerechtfertigt sind. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 regelt, dass grundsätzlich die Vorschriften der Beamtinnen und Beamtinnen auf 
Lebenszeit Anwendung finden. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 enthält eine Sonderregelung für die Bemessung des Ruhegehaltssatzes. Diese 
wird nur wirksam, wenn es für die Beamtin oder den Beamten günstiger ist. 
 
Grundsätzlich ist der Ruhegehaltssatz gemäß Absatz 1 nach § 20 zu berechnen. Dies gilt 
jedoch nicht, wenn die abweichende Ruhegehaltssteigerung nach dieser Vorschrift zu einem 
günstigeren Ergebnis führt. In diesen Fällen wird nach einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
von zehn Jahren und einer Amtszeit von acht Jahren eine Mindestversorgung von 35 v. H. 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge erreicht, die mit jedem weiteren vollen Amtsjahr um 
weitere 1,91333 v. H. steigt. Der Höchstruhegehaltssatz von 71,75 v. H. wird nach 28 Amts-
jahren erreicht. Dabei werden nur volle Amtsjahre, nicht aber Teile eines Jahres berücksich-
tigt. 
 
Zu den Amtsjahren zählen die Zeiten in einem oder mehreren Beamtenverhältnissen auf 
Zeit. Nach Satz 2 werden auch Zeiten im einstweiligen Ruhestand bis zu einer Höchstdauer 
von drei Jahren den Amtsjahren gleichgestellt. 
 
Die Regelung des Versorgungsabschlages ist bei der Festsetzung des Ruhegehaltes auch 
nach den Sonderregeln des Absatzes 2 anzuwenden (Satz 3). 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 regelt, dass bei einer Wiederwahl oder einer erneuten Berufung in ein Beamtenver-
hältnis auf Zeit das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen gilt. Diese Regelung hat Be-
deutung, da nur volle Amtsjahre als ruhegehaltfähig anerkannt werden und Teile eines Amts-
jahres unberücksichtigt bleiben. Anwendung kann die Regelung ferner in den Fällen finden, 
in denen eine Anerkennung als ruhegehaltfähige Dienstzeit von einer ununterbrochenen 
Wahrnehmung eines Amtes abhängig ist (§ 19 Abs. 2, § 83 Abs. 1). 
 
Neben der Fortführung des bisherigen Amtes (Satz 1) sind auch die Fälle erfasst, in denen 
eine Berufung in ein vergleichbares (z. B. Wechsel vom Amt eines Oberbürgermeisters der 
Stadt A in das Amt des Oberbürgermeisters der Stadt B) oder höherwertiges Amt (z. B. 
Wechsel vom Amt eines Beigeordneten in ein Amt des Landrats) erfolgt. 
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Zu Absatz 4 
Absatz 4 erklärt die Regelungen zum Unterhaltsbeitrag, der nach einer Entlassung als Folge 
einer Dienstunfähigkeit bewilligt wird, für entsprechend anwendbar. Andere Entlassungstat-
bestände wie z. B. das Erreichen der Altersgrenze ohne einen Ruhegehaltsanspruch sind 
von dieser Regelung nicht erfasst. 
  
Zu Absatz 5: 
Absatz 5 betrifft die Fälle, in denen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit in den Ruhe-
stand wegen Dienstunfähigkeit treten. In diesen Fällen wird einerseits kein Versorgungsab-
schlag vorgenommen (Satz 1), aber andererseits auch die Zurechnungszeit nach § 19 auf 
die Hälfte reduziert (Satz 2). 
 
Zu Absatz 6: 
Satz 1 enthält eine Sonderregelung für ein befristetes erhöhtes Ruhegehalt nach einer Ab-
wahl einer Wahlbeamtin auf Zeit oder eines Wahlbeamten auf Zeit. Das erhöhte Ruhegehalt 
wird nur gewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte mit der Abwahl nicht entlassen ist oder 
als entlassen gilt und nicht in den dauernden oder einstweiligen Ruhestand tritt. Satz 2 er-
klärt die Zeit, in der Versorgung nach Satz 1 bezogen wird, für ruhegehaltfähig. 
 
Zu Absatz 7: 
Satz 1 trifft eine Sonderregelung für die sogenannten „Männer und Frauen der ersten Stun-
de“ in einem Amt als Bürgermeisterin oder Bürgermeister. Zum 3. Oktober 1990 galt in 
Sachsen-Anhalt noch kein Beamtengesetz, da dieses erst zum 15. Mai 1991 in Kraft trat. 
Daher konnten zu Beginn der ersten Kommunalwahlperiode keine Verbeamtungen erfolgen. 
Satz 1 verhindert versorgungsrechtliche Nachteile für diesen Personenkreis. 
 
Satz 2 schafft zusätzliche Anrechnungsmöglichkeiten, ohne günstigere Regelungen nach 
den §§ 15 bis 19 zu verdrängen. Die Fachkenntnisse brauchen nicht notwendige Vorausset-
zung der Wahrnehmung des Amtes zu sein. Es reicht aus, wenn sie allgemein für die Wahr-
nehmung des Amtes nützlich sind. 
 
Satz 3 verweist auf die Regelung des § 5 Abs. 2 Satz 2, nach der die Anerkennung dieser 
Zeit als ruhegehaltfähige Dienstzeit im Regelfall bei der Berufung in das Beamtenverhältnis 
erfolgen soll. Es ist sachgerecht, zeitnah bei der Berufung in das Beamtenverhältnis auf Zeit 
über die Anerkennung von förderlichen Zeiten zu entscheiden. 
 
Zu Absatz 8: 
Absatz 8 verbessert die in § 2 Nr. 10 BeamtVÜV enthaltene Regelung für die „Männer und 
Frauen der ersten Stunde“ in einem Amt als Bürgermeister oder Bürgermeisterin. 
 
Satz 1 erkennt auch im Rahmen der Amtszeitversorgung nach Absatz 2 die Zeit in einem 
Amt als Bürgermeisterin oder als Bürgermeister an, die seit dem 3. Oktober 1990 in einem 
Angestelltenverhältnis verbracht wurde. Es wird auf die Begründung zu Absatz 7 Satz 1 ver-
wiesen. Im Gegensatz zum bisherigen Recht wird darauf verzichtet, dass die Regelung bei 
der Amtszeitversorgung nur Anwendung findet, wenn ansonsten eine Amtszeit von acht Jah-
ren nicht erreicht wird. Dies bedeutet, dass sie bei Anwendung der Regelung zur Amtszeit-
versorgung in jedem Fall die Versorgung erhöht.  
 
Bei einer Beschäftigung in einem Arbeitsverhältnis als Bürgermeisterin oder Bürgermeister 
wurden wegen der bestehenden Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung höhere Rentenanwartschaften erworben, als wenn sie beim Amtsantritt sofort verbeam-
tet und damit aus der Versicherungspflicht ausgeschieden worden wären. Bei der Gleichstel-
lung einer Amtszeit, die nicht in einem Beamtenverhältnis auf Zeit zurückgelegt wurde, mit 
einer Amtszeit im Beamtenverhältnis auf Zeit und der damit verbundenen Verbesserung der 
Beamtenversorgung muss ein der Rentensteigerung entsprechender Betrag von der Beam-
tenversorgung abgezogen werden, weil sich andernfalls aus der Gleichstellung eine Besser-
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stellung gegenüber denjenigen, deren gesamte Amtszeit im Beamtenverhältnis auf Zeit zu-
rückgelegt wurde, ergäbe. Im Gegensatz zum bisherigen Recht sehen die Sätze 2 und 3 
nunmehr eine Spitzabrechnung vor. Die bisherige Pauschalierung, bei der der nach Satz 1 
erreichte Ruhegehaltssatz um den allgemeinen Steigerungssatz in Höhe von 1,79375 v. H. 
für jedes Jahr der nicht im Beamtenverhältnis auf Zeit zurückgelegten Amtszeit vermindert 
wird, führte dazu, dass der Anrechnungsbetrag nicht der in diesem Zeitraum in der gesetzli-
chen Rentenversicherung erworbenen Rentenerhöhung entsprach. 
 
Satz 4 stellt klar, dass sich in den Sonderfällen der Amtszeitversorgung auch die Hinterblie-
benenversorgung nach den Sätzen 1 bis 3 bemisst.   
 
 
Zu § 78 (Hochschulpersonal) 
 
Die Vorschrift trifft ergänzende begünstigende Regelungen für die Anerkennung von Qualifi-
kationszeiten wissenschaftlichen Personals als ruhegehaltfähige Dienstzeit. 
 
Zu Absatz 1: 
Absatz 1 bestimmt den Personenkreis, für den die Sonderregelungen dieses Paragraphen 
ergänzend zu den sonstigen Regelungen dieses Gesetzes gelten. 
 
Zu Absatz 2: 
Absatz 2 verfolgt den Zweck, dem Personenkreis eine Altersversorgung zu verschaffen, als 
wenn sie die vordienstlichen Tätigkeiten im Beamtenverhältnis abgeleistet hätten. Da diese 
Vordienstzeiten einen langen Zeitraum beanspruchen können, werden sie über die allgemei-
nen Regelungen (§§ 15 bis 17) nur unzureichend berücksichtigt. 
 
Satz 1 erkennt auch hauptamtliche Zeiten nach der Habilitation bei Zugehörigkeit zum Lehr-
körper einer Hochschule an. Dabei handelt es sich um den Zeitraum vor der Berufung in das 
Beamtenverhältnis. Zeiten in einem Stipendiat fallen unabhängig von der Höhe des Stipendi-
ums ebenfalls darunter. 
 
Satz 2 erklärt den Zeitraum von zwei Jahren zur Erlangung einer Promotion als ruhegehalt-
fähig.  
 
Die Sätze 3 und 4 übertragen den Regelungsgedanken des Satzes 2 (Berücksichtigung der 
Promotionsvorbereitung als ruhegehaltfähige Dienstzeit) auf entsprechende Habilitationszei-
ten. Die unterschiedlichen Anrechnungszeiten berücksichtigen die differierenden Vorberei-
tungszeiten. 
 
Satz 5 enthält eine Regelung zur Berücksichtigung hauptberuflicher Tätigkeiten, in denen 
besondere förderliche Fachkenntnisse erworben wurden. Da es für das wissenschaftliche 
Personal keine Laufbahn gibt und der betroffene Personenkreis vor der Ernennung häufig 
schon mehrere Jahre berufstätig war, soll versorgungsrechtlich dafür ein pauschalierender 
partieller Ausgleich geschaffen werden. Sofern die Zeiten Einstellungsvoraussetzung waren 
(vgl. den Verweis auf § 44 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. c des Hochschulrahmengesetzes), werden 
sie einer Soll-Vorschrift (erster Halbsatz) und ansonsten einer Kann-Vorschrift (zweiter Halb-
satz) unterworfen. Satz 6 begrenzt die Anrechnung auf zehn Jahre der Tätigkeit. 
 
Satz 7 regelt, dass Zeiten in einer Vortätigkeit in Teilzeit nur anteilig als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit berücksichtigt werden, wie es auch für die regelmäßige ruhegehaltfähige Dienst-
zeit der Fall ist (§ 12 Abs. 1 Satz 3).  
 
Satz 8 verweist auf die Definition zur „Hauptberuflichkeit“ in § 15 Abs. 2. Auf die Begründung 
zu § 15 Abs. 2 wird verwiesen. 
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Zu Absatz 3: 
Satz 1 sieht vor, dass im Regelfall über die Ruhegehaltfähigkeit der Zeiten nach Absatz 2 
wie auch der entsprechenden allgemeinen Regelungen (§ 15) im Zeitpunkt der Berufung in 
das Beamtenverhältnis eine Prüfung vorgenommen werden soll. Da diese Regelungen u. a. 
die „Förderlichkeit“ für die Ernennung als Tatbestandsmerkmal sowie ein Ermessen auf der 
Rechtsfolgenseite enthalten, ist aus Gründen der Beweissicherung eine zeitnahe Prüfung 
und Dokumentation in der Personalakte sachgerecht, die sowohl im Interesse des Dienst-
herrn als auch der Beamtin oder des Beamten liegen. Diese Ergebnisse der Prüfungen ste-
hen unter dem Vorbehalt eines Gleichbleibens der Rechtslage. Aufgrund dieses Vorbehalts 
eines Gleichbleibens ist eine veränderte Rechtslage im Zeitpunkt der Festsetzung der Ver-
sorgungsbezüge zu berücksichtigen. Satz 3 verweist auf die entsprechende Anwendung des 
§ 16 Abs. 2. Auf die dortige Begründung wird verwiesen. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 modifiziert die Regelungen zum Übergangsgeld in § 57 für das wissenschaftliche 
Personal, welches in einem Beamtenverhältnis auf Zeit beschäftigt ist und bei dem dieses 
Beamtenverhältnis nach Ablauf der Amtszeit durch Entlassung endet. Im Gegensatz zum 
bisherigen Recht sind auch die Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren vom Geltungs-
bereich erfasst. 
 
Abweichend von § 57 wird zur Berechnung des Übergangsgeldes für den o. g. Personen-
kreis zum Einen nur auf die Dienstzeit als Beamtin auf Zeit oder Beamter auf Zeit und nicht 
auf den weiteren Begriff der Beschäftigungszeit, der auch Zeiten vor einer Ernennung zur 
Beamten oder zum Beamten umfassen kann, abgestellt. Zum Anderen wird zum Ausgleich 
das Einfache und nicht die Hälfte der Dienstbezüge des letzten Monats der Bemessung zu-
grunde gelegt. 
 
 
Zu § 79 (Ruhegehaltfähigkeit der Vergütung der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichts-
vollzieher) 
 
Die Ruhegehaltfähigkeit der Vollstreckungsvergütung war bisher nur in einer Verordnung 
geregelt. Da es sich dabei um die einzige Regelung auf Verordnungsebene handelt, die das 
Beamtenversorgungsrecht betrifft, kann diese in das Beamtenversorgungsgesetz integriert 
werden. 
 
Zu Absatz 1: 
Eine Ruhegehaltfähigkeit der Vollstreckungsvergütung ist ausschließlich für die Gerichtsvoll-
zieherinnen und Gerichtsvollzieher vorgesehen, da diese – im Gegensatz zu den anderen 
Beamtinnen und Beamten mit Vollstreckungsaufgaben im Außendienst – verpflichtet sind, 
ein eigenes Büro zu unterhalten, wodurch regelmäßig ein größerer Zuschnitt der Wohnung 
oder des Eigenheims bedingt ist. Da die Wohnung bzw. das Eigenheim auch nach Eintritt in 
den Ruhestand häufig in demselben Umfang beibehalten wird, sind unter bestimmten Vo-
raussetzungen zusätzliche ruhegehaltfähige Dienstbezüge gerechtfertigt. Anknüpfungspunkt 
für deren Höhe ist jedoch nicht die Höhe der Vollstreckungsvergütung, weil diese Schwan-
kungen unterliegt und eine Ermittlung des Durchschnitts der gezahlten Vergütungen einen zu 
hohen Verwaltungsaufwand zur Folge hätte. Daher werden pauschal 10 v. H. des Endgrund-
gehalts der Besoldungsgruppe, die der Bemessung der Versorgungsbezüge zugrunde liegt, 
als ruhegehaltfähige Dienstbezüge berücksichtigt.  
 
Nach langjährigem Bezug prägt die Vergütung den Lebenszuschnitt der Gerichtsvollzieherin 
oder des Gerichtsvollziehers, so dass nach zehn Jahren die Ruhegehaltfähigkeit gerechtfer-
tigt ist. Ferner muss aus diesem Grund die Vergütung beim Eintritt des Versorgungsfalls 
noch bezogen worden sein. Gleichgestellt ist der fiktive zehnjährige Bezug, der bis zum Ein-
tritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze möglich gewesen wäre und nur 
durch eine Dienstunfähigkeit verhindert worden ist.  
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Zu Absatz 2: 
Die Vergütung nach Absatz 1 ist ferner in den Fällen ruhegehaltfähig, in denen vor Eintritt in 
den Ruhestand ein Wechsel vom Vollstreckungsaußendienst in eine andere Verwendung 
vorgenommen wurde. Häufig deutet sich bereits während des Außendienstes als Gerichts-
vollzieherin oder Gerichtsvollzieher eine drohende Dienstunfähigkeit an, der durch einen 
Wechsel in eine Tätigkeit in den Innendienst vorgebeugt werden soll. Um diesen Wechsel 
durch das Anliegen der oder des Betroffenen, den Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit zu ver-
meiden, nicht zu erschweren, ist in Satz 1 die Ruhegehaltfähigkeit für die Fälle angeordnet 
worden, in denen bereits durch den zehnjährigen Bezug der Vergütung eine Anwartschaft 
auf die Ruhegehaltfähigkeit erworben worden ist. 
 
Satz 2 erweitert die Ruhegehaltfähigkeit auf die Fälle, in denen die zehnjährige Frist im Zeit-
punkt des Verwendungswechsels noch nicht erfüllt worden ist und die andere Verwendung 
aufgrund einer Krankheit oder Beschädigung, die sich die Gerichtsvollzieherin oder der Ge-
richtsvollzieher ohne grobes Verschulden bei Ausübung des Dienstes als Gerichtsvollziehe-
rin oder Gerichtsvollzieher zugezogen hat, notwendig wird. Auch hier gilt der Grundsatz, 
dass ein notwendiger Verwendungswechsel nicht dadurch erschwert werden soll, dass der 
Verlust der Ruhegehaltfähigkeit der Vollstreckungsvergütung befürchtet wird. 
 
Satz 3 begrenzt die Höhe der Ruhegehaltfähigkeit der Vollstreckungsvergütung. Bei einem 
Verwendungswechsel ist es nicht ausgeschlossen, dass eine ehemalige Gerichtsvollzieherin 
oder ein ehemaliger Gerichtsvollzieher durch Beförderung ein höheres Amt als das Spitzen-
amt des Gerichtsvollzieherdienstes erreicht. In diesen Fällen ist es sachgerecht, wenn die 10 
v. H. des Endgrundgehaltes nicht von dem zuletzt bekleideten Amt, sondern von dem Spit-
zenamt des Gerichtsvollzieherdienstes nach der Besoldungsgruppe A 9 mit Amtszulage be-
rechnet werden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 erweitert die Ruhegehaltfähigkeit auf die Fälle, in denen die Gerichtsvollzieherin 
oder der Gerichtsvollzieher sich in einer Altersteilzeit im Blockmodell befindet. Die Vollstre-
ckungsvergütung wird während der Freistellungsphase nicht geleistet, so dass sie ohne die-
se Ausnahmeregelung mangels Bezuges vor Eintritt in den Ruhestand nicht ruhegehaltfähig 
wäre. Es ist jedoch nicht sachgerecht, wenn die Altersteilzeit nur unter Verlust der Ruhege-
haltfähigkeit der Vergütung angetreten werden könnte. 
 
 
Zu § 80 (Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte) 
 
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte haben grundsätzlich weder Anspruch auf Besoldung 
noch auf Versorgung. Gleichwohl sollen ihnen im Falle eines Dienstunfalls aus Billigkeits-
gründen die in dieser Vorschrift genannten Leistungen zustehen. Diese Leistungen sind ab-
schließend. 
 
Durch den Anspruch auf Erstattung der angemessenen Kosten für ein Heilverfahren sollen 
insbesondere eventuell bestehende Lücken im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung 
geschlossen werden. 
 
Ebenso besteht die Möglichkeit eines Ausgleichs eines Schadens, der bei Ausübung des 
Dienstes eingetreten ist, und der Gewährung eines Unterhaltsbeitrages nach einem erlitte-
nen Dienstunfall (Satz 2). Bei der Bewilligung nach billigem Ermessen ist darauf abzustellen, 
ob und inwieweit eine zumindest teilweise Dienstunfähigkeit der Ehrenbeamtin oder des Eh-
renbeamten als Folge des Dienstunfalls eingetreten ist, so dass diese Schädigungen ausge-
glichen werden. Bei diesem Ausgleich ist ferner zu berücksichtigen, ob eine anderweitige 
finanzielle Leistung aus öffentlichen Mitteln geleistet wird (z. B. eine Unfallrente).  
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Nach Satz 3 besteht auch die Möglichkeit der Gewährung eines Unterhaltsbeitrages an die 
Hinterbliebenen. Da an die Voraussetzungen des Satzes 2 angeknüpft wird, muss demnach 
auch ein Dienstunfall vorgelegen haben, der zu einer zumindest teilweisen Dienstunfähigkeit 
geführt hat. Im Rahmen der Ermessensausübung werden auch hier die durch den Dienstun-
fall der Ehrenbeamtin oder des Ehrenbeamten verursachten Schädigungen ausgeglichen 
und anderweitige finanzielle Leistungen aus öffentlichen Mitteln berücksichtigt. 
 
 
Zu § 81 (Entpflichtete Professorinnen und entpflichtete Professoren) 
 
Professorinnen und Professoren, die bis Ende 1976 bereits ernannt worden waren, können 
im Wege der Rechtsstandswahrung beanspruchen, dass sie anstelle eines Eintritts in den 
Ruhestand von ihrer Dienstleistung entpflichtet werden. Dabei konnten sie auch nach dem 1. 
Januar 1977 und sogar auch noch heute entpflichtet werden, soweit sie keinen Antrag ge-
stellt haben, in das ab 1977 geltende Recht übernommen zu werden. 
 
Die Professorinnen und Professoren erhalten nach einer Entpflichtung keine Versorgungs-
bezüge, sondern eine Besoldung, die sich nach einer Besoldungsordnung des Landes aus 
dem Altbundesgebiet bemisst, in dem sie vor ihrem Wechsel nach Sachsen-Anhalt als Pro-
fessorin oder Professor ernannt worden waren. Diese Rechtsstandsregelungen sind über 
§ 46 Abs. 12 HSG-LSA i. V. m. mit dem Hochschulrahmengesetz und dem jeweiligen Lan-
desgesetz fortgeschrieben worden. 
 
In Sachsen-Anhalt sind einige wenige Professoren emeritiert worden. Die anderen in § 91 
Abs. 1 BeamtVG genannten Personalkategorien (Wissenschaftliche Assistenten und Lek-
toren, die vor 1977 in den alten Ländern ernannt worden waren) sind für Sachsen-Anhalt 
nicht relevant. Eine dem § 91 Abs. 1 BeamtVG entsprechende Regelung ist daher nicht 
übernommen worden. 
 
Zu Absatz 1: 
Satz 1 erklärt die Regelungen zu den Anzeigepflichten (§ 9), zu den Anrechnungs- und Kür-
zungsvorschriften (§§ 66 bis 72) sowie zur Bemessung der Bezüge bei einer Wiederverwen-
dung (§ 86) für anwendbar. Die Anwendung von Anrechnungsvorschriften ist sachgerecht, 
um eine Doppelalimentation aus öffentlichen Kassen zu vermeiden. Die Kürzungsvorschrif-
ten werden benötigt, um Regelungslücken in Scheidungsfällen zu vermeiden. Satz 2 enthält 
zu diesem Zweck eine Gleichstellungsklausel, um die auf das Ruhegehalt zugeschnittenen 
Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften lesbar zu gestalten. 
 
Satz 3 regelt die Höchstgrenze bei einem Bezug von Einkommen aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst. Abweichend vom bisherigen Recht sind nunmehr die vor der Entpflich-
tung zugestandenen Dienstbezüge (regelmäßig die Endstufe der Besoldungsgruppe C 4) bei 
der Höchstgrenzenregelung des § 66 Abs. 2 zugrunde zu legen. Damit wird sichergestellt, 
dass bei einer Verwendung im öffentlichen Dienst keine Benachteiligung gegenüber Ruhe-
standsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten eintritt. Das bisherige Recht sieht eine anrech-
nungsfreie Hinzuverdienstmöglichkeit nur in Höhe des Vorlesungsgeldes (Kolleggeldes) vor. 
Diese Hinzuverdienstgrenze beruht auf einem Wert aus den 70er Jahren und ist daher sehr 
gering.  
 
Das Gebot, dass bei einer Wiederverwendung im öffentlichen Dienst die Versorgungsbezüge 
nicht berücksichtigt werden dürfen (§ 86), findet nach Satz 4 keine Anwendung, wenn die 
entpflichtete Professorin oder der entpflichtete Professor die zuletzt innegehabte Stelle ver-
tretungsweise wahrnimmt. Es ist gerechtfertigt, dass nur ein geringes Entgelt für die Vertre-
tungstätigkeiten geleistet wird, da nach Anrechnung auf die Höchstgrenze dieses Entgelt 
sowieso nur in Höhe des Vorlesungsgeldes verbleibt. 
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Zu Absatz 2: 
Für die Hinterbliebenenversorgung ist grundsätzlich dieses Beamtenversorgungsgesetz an-
wendbar, da die Vorschriften für die emeritierungsberechtigten Professorinnen und Professo-
ren keine Regelungen zur Hinterbliebenenversorgung enthielten. Die für die Hinterbliebe-
nenversorgung maßgeblichen Versorgungsbestandteile werden jedoch nach dem jeweiligen 
vor dem 1. Januar 1977 geltenden Landesrecht bestimmt. Die Rechtsstandswahrung der 
emeritierungsberechtigten Professorinnen und Professoren erstreckt sich demnach auch auf 
die Hinterbliebenenversorgung, sofern die Entpflichtung bereits erfolgt ist. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 bestimmt, dass die Rechtsstandswahrung keine Anwendung findet, sofern vor dem 
Ableben der emeritierungsberechtigten Professorin oder des emeritierungsberechtigten Pro-
fessors keine Entpflichtung erfolgte. Die Professorin oder der Professor befand sich in einem 
Amt der Besoldungsordnung C, aus dem sich in diesem Fall die Hinterbliebenenversorgung 
bemisst. 
 
Zu Kapitel 10 (Übergangsbestimmungen) 
 
Entsprechend den hergebrachten Grundsätzen des Beamtenrechts bleibt das beim Eintritt 
des Versorgungsfalls geltende Versorgungsrecht grundsätzlich bis zum Erlöschen des Ver-
sorgungsfalls einschlägig. Dies schließt Modifikationen hinsichtlich der Ausgestaltung des 
Versorgungsanspruchs zwar nicht aus, aber es erfordert Übergangsregelungen, die hier er-
folgen. 
 
Zu § 82 (Besondere Bestandskraft bei am 1. Januar 2015 vorhandenen Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfängern) 
 
Zu Absatz 1: 
Die Regelung knüpft an den Grundsatz an, dass sich die Rechtsstellung der vorhandenen 
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger grundsätzlich nach dem Recht 
bemisst, welches zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts der Ruhestandsbeamtin oder des 
Ruhestandsbeamten galt. Dies wird durch eine verfahrensrechtliche Bestandskraft erreicht. 
Bedeutung hat diese Regelung für den Höchstruhegehaltssatz beim Unfallruhegehalt, der 
gegenüber der bisherigen Rechtslage von 75 v. H. auf 71,75 v. H. abgesenkt worden ist 
(§ 43 Abs. 3 Satz 1).  
 
Die besondere Bestandskraft wird ferner für die unter Geltung des bisherigen Rechts festge-
setzten Stufen angeordnet. Durch das Reformgesetz vom 24. Januar 1997 wurde geregelt, 
dass eine Versorgung nicht mehr automatisch aus der Endstufe erfolgt. Für die vorhandenen 
Fälle wurde eine Besitzstandsregelung in § 69b Abs. 2 BeamtVG erlassen. Diese soll für am 
31. Dezember 2014 vorhandene Versorgungsfälle fortgeführt werden.   
 
Die besondere Bestandskraft erstreckt sich auch auf die am 31. Dezember 2014 geltenden 
Anteilssätze in der Hinterbliebenenversorgung. Die Übergangsregelung des § 69e Abs. 5 
Satz 2 BeamtVG (Witwengeld in Höhe von 60 v. H. auch für die Witwen, wenn die Ehe vor 
dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde und mindestens einer der Ehegatten vor dem 2. 
Januar 1962 geboren ist) soll für nach dem 1. Januar 2015 eintretende Fälle der Hinterblie-
benenversorgung nicht fortgeführt werden. Die bis zum 31. Dezember 2014 vorhandenen 
Witwer und Witwen erhalten weiterhin Witwengeld nach bisherigem Recht. 
 
Die besondere Bestandskraft wird ferner auf Ruhegehaltssätze und Stufen bei der Festset-
zung der Hinterbliebenenversorgung ausgedehnt. Beispielsweise wird der maximale Unfall-
ruhegehaltssatz von 75 v. H. (§ 36 Abs. 3 Satz 2 BeamtVG) mit diesem Gesetz auf 71,75 
v. H. begrenzt (§ 43 Abs. 3 Satz 2). Die Hinterbliebenenversorgung eines Ruhestandsbeam-
ten, dem nach bisherigem Recht eine Unfallversorgung in Höhe von 75 v. H. der ruhegehalt-
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fähigen Dienstbezüge zugestanden hat, wird demnach auch künftig nach 75 v. H. der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge bemessen. 
  
Zu Absatz 2: 
Die besondere Bestandskraft nach Absatz 1 hinsichtlich des Ruhegehaltssatzes wird in drei 
aufgezählten Tatbeständen des Satzes 1 durchbrochen. Dabei handelt es um Tatbestände, 
bei denen entweder neue anderweitige Versorgungsleistungen Einfluss auf die hier gezahlte 
Versorgung haben (Nummer 1) oder durch einen Antrag weitere ruhegehaltfähige Dienstzei-
ten nachgewiesen werden (Nummer 2). Ferner sind in der Nummer 3 Tatbestände erfasst, in 
denen zeitlich befristet erhöhte Ruhegehaltssätze festgesetzt worden waren und diese be-
fristeten Festsetzungen nach Inkrafttreten des Gesetzes auslaufen werden. 
 
Satz 2 ordnet an, dass aus Gründen der Gleichbehandlung des vorhandenen Personenkrei-
ses die neue Festsetzung nach den am 31. Dezember 2014 geltenden Bestimmungen zu 
erfolgen hat. 
 
Zu Absatz 3: 
Das bisherige Beamtenversorgungsgesetz berücksichtigt Dienstzeiten erst ab Vollendung 
des 17. Lebensjahres als ruhegehaltfähig. Diese Beschränkung wird künftig nicht fortgeführt, 
so dass auch Zeiten vor Vollendung des 17. Lebensjahres ruhegehaltfähig sind. Damit vor-
handene Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger auch von dieser Rege-
lung profitieren können, erfolgt in diesen Fällen auf Antrag eine Neufestsetzung. 
 
Ein Antrag ist geboten, weil diese Fälle von Amts wegen nicht erkennbar sind. 
 
Es wird sich nur um sehr wenige Fälle handeln. Ruhegehaltfähige Dienstzeiten vor dem 17. 
Lebensjahr sind die Ausnahme, da bereits bei Diensteintritt die Beamtinnen und Beamten 
regelmäßig älter waren. Ferner wäre die Höchstgrenze im Regelfall erreicht, da diese nach 
40 Jahren ruhegehaltfähiger Dienstzeit erreicht wird. 
 
Zu Absatz 4: 
Absatz 4 ergänzt die Regelungen zur verbesserten Anerkennung von Zeiten in einem Ange-
stelltenverhältnis als Bürgermeisterin oder Bürgermeister für die „Frauen und Männer der 
ersten Stunde“. Da diese sich im Regelfall bereits im Ruhestand befinden, könnten die Ver-
sorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger ohne diese Sonderregelung wegen 
der grundsätzlichen Regelung zur Bestandskraft von den verbesserten Regelungen nicht 
profitieren. Absatz 4 regelt, dass bestandskräftige Bescheide von Amts wegen neu aufzu-
greifen sind. 
 
 
Zu § 83 (Bestimmungen für Beamtinnen und Beamte aus dem früheren Bundesgebiet) 
 
Die Regelung übernimmt noch benötigte Übergangsregelungen aus dem bisherigen Beam-
tenversorgungsrecht. Diese sind nur für Beamtinnen und Beamte anwendbar, die bereits in 
den alten Ländern ernannt worden waren. 
 
Zu Absatz 1: 
Die Regelung übernimmt inhaltsgleich § 3 BeamtVÜV. Sie erklärt die Dienstzeit bis zum 31. 
Dezember 1995 in doppelter Höhe für ruhegehaltfähig, sofern die Verwendung zum Zwecke 
der Aufbauhilfe erfolgte und diese Verwendung nicht nach dem 31. Dezember 1994 begon-
nen hat. Sie wurde damals für erforderlich gehalten, um erfahrene Kräfte aus dem alten 
Bundesgebiet für die Aufbauhilfe zu gewinnen. Aus Vertrauensschutzgründen soll die Rege-
lung fortgeführt werden. 
 
Der Wortlaut erwähnt – im Gegensatz zu § 3 BeamtVÜV – zwar die Richter nicht mehr aus-
drücklich, aber diese sind über § 1 Abs. 2 von dieser Vorschrift umfasst.  
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Zu Absatz 2: 
Die Regelung übernimmt § 85 Abs. 7 BeamtVG ohne inhaltliche Änderung. § 85 Abs. 7 Be-
amtVG setzte voraus, dass die Beamtin oder der Beamte am 31. Dezember 1991 bereits 
ernannt war. § 85 BeamtVG fand laut Einigungsvertrag keine Anwendung auf Beamtinnen 
und Beamte im Beitrittsgebiet, die dort erstmalig ernannt worden waren. Die Regelung betrifft 
aus diesem Grund nur Beamtinnen und Beamte, die im bisherigen Bundesgebiet ernannt 
worden waren. Ab dem Jahr 1992 wurde das System der Anerkennung von Kindererzie-
hungszeiten geändert, indem es den rentenrechtlichen Regelungen angenähert wurde. Für 
die Kindererziehungszeiten der am 31. Dezember 1991 vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten wurde die bisherige Regelung, dass ein Zeitraum von sechs Monaten als ruhegehalt-
fähige Dienstzeit berücksichtigt wird, fortgeschrieben. Diese Übergangsregelung soll aus 
Vertrauensschutzgründen fortgeführt werden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 schreibt die Übergangsregelung des Art. 2 § 2 Abs. 3 des 2. Haushaltsstrukturge-
setzes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523) fort, die am 1. Januar 1982 in Kraft getre-
ten war. Diese Regelung beruhte auf einer Änderung der Anrechnung von Renten auf Ver-
sorgungsbezüge, die erstmals auch Beamtenverhältnisse betraf, die vor dem 1. Januar 1966 
begründet worden waren. Bis zum 31. Dezember 1981 unterlagen diese Beamtenverhältnis-
se im Versorgungsfall keiner Rentenanrechnung, was ab dem 1. Januar 1982 geändert wur-
de, aber mit einer Übergangsregelung versehen wurde. Diese wird aus Vertrauensschutz-
gründen fortgeführt.  
 
 
Zu § 84 (Übergangsregelungen für am 1. Januar 2015 vorhandene Versorgungsemp-
fängerinnen, Versorgungsempfänger, Beamtinnen und Beamte) 
 
Die Vorschrift trifft Übergangsregelungen. Diese betreffen Tatbestände für Versorgungsemp-
fängerinnen, Versorgungsempfänger, Beamtinnen und Beamte, die künftig nicht mehr oder 
nur in veränderter Form fortgeführt werden. Insbesondere die vorhandenen und daneben 
einige künftige Versorgungsfälle sollen von einer nachteiligen Regelung ausgenommen wer-
den.  
 
Zu Absatz 1: 
Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage wird Waisengeld künftig regelmäßig nur noch bis 
zur Vollendung des 25. und nicht mehr bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres gewährt, 
um eine Kongruenz mit den Regelungen des Kindergeldrechts und der Vorschriften zum 
Familienzuschlag im Besoldungsrecht herbeizuführen. Ohne die vorliegende Übergangsre-
gelung wäre ein Anspruch auf Waisengeld mit Inkrafttreten dieses Gesetzes kraft Gesetzes 
erloschen, sofern die Waise mit Inkrafttreten des Gesetzes bereits das 25. Lebensjahr voll-
endet hat. Für diesen Personenkreis wird übergangsweise noch die bisherige Altersgrenze 
von 27 Lebensjahren zugrunde gelegt. Diese Übergangsregelung wird nach zwei Jahren 
nach Inkrafttreten des Gesetzes faktisch ausgelaufen sein. 
 
Zu Absatz 2: 
Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage sieht dieser Entwurf keinen Anspruch auf ein sog. 
„wiederaufgelebtes Witwengeld“ mehr vor. Dabei handelt es sich um Witwer oder Witwen, 
die zwar erneut geheiratet haben und deren Anspruch auf Witwer- oder Witwengeld aus der 
vorherigen Ehe dadurch erloschen ist, deren neue Ehe sodann aber durch Tod des Ehegat-
ten oder durch Scheidung aufgelöst wurde. Nach bisheriger Rechtslage bestand dann ein 
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung aus der früheren Ehe. 
 
Diese Rechtslage soll zwar nicht fortgeführt werden, aber für die vorhandenen Witwen und 
Witwer mit einem nach bisheriger Rechtslage bestehenden Anspruch auf das „wiederaufge-
lebte Witwengeld“ soll die entsprechende Versorgung weitergewährt werden (Satz 1). 
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Satz 2 erklärt die Tatbestände, die zum Erlöschen des Anspruchs auf Witwen- oder Witwer-
geld (insbesondere Tod und erneute Heirat) hinsichtlich des nach Satz 1 weitergewährten, 
„wiederaufgelebten Witwengeldes“ für entsprechend anwendbar. 
 
Die Sätze 3 und 4 führen die bisherigen Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften für diesen 
Versorgungsanspruch fort. Ansprüche, die aus dem Recht des letzten Ehegatten abgeleitet 
werden (z. B. Ansprüche auf Unterhalt, Rente oder Versorgung), werden in voller Höhe an-
gerechnet. Damit wird eine Überversorgung vermieden. 
 
Zu Absatz 3: 
Absatz 3 führt aus Gründen des Vertrauensschutzes die Übergangsregelung des § 69c 
Abs. 5 BeamtVG unverändert fort. 
 
Zu Absatz 4: 
Die Regelung übernimmt § 21 BesVersEG LSA aus systematischen Gründen inhaltsgleich in 
das Übergangsrecht des Landesbeamtenversorgungsgesetzes. 
 
Zu Absatz 5: 
Der frühere § 71 BeamtVG sah vor, dass den Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfängern ein Anpassungszuschlag gewährt wird, wenn sich der durchschnittliche 
Besoldungsaufwand des Bundes und der Länder innerhalb eines Feststellungszeitraums von 
zwölf Monaten durch strukturelle Maßnahmen verändert. Diese Regelung war zum 1. März 
1991 in Kraft getreten und wurde zum 30. Juni 1997 wieder aufgehoben. Sofern ein An-
spruch auf einen Anpassungszuschlag am 30. Juni 1997 bestanden hatte, wurde dieser in 
unveränderter Höhe (§ 69b Abs. 2 Satz 5 BeamtVG) und den Hinterbliebenen anteilmäßig 
weitergewährt (§ 69b Abs. 2 Satz 6 BeamtVG). Diese Besitzstandsregelung soll aus Ver-
trauensschutzgründen fortgeführt werden. 
 
Zu Absatz 6: 
Der Gesetzentwurf sieht keine Unterhaltsbeiträge mehr für sog. „nachgeheiratete“ Witwen 
oder Witwer oder sog. „nachadoptierte“ Waisen mehr vor. Auf der Grundlage des bisherigen 
Rechts sind in Einzelfällen Unterhaltsbeiträge nach den Regelungen des § 22 Abs. 1 Be-
amtVG und des § 23 Abs. 2 Satz 2 BeamtVG bewilligt worden. Diese Unterhaltsbeiträge 
werden nunmehr in Ansprüche auf Witwen-, Witwer- oder Waisengelder umgewandelt. Die 
Betroffenen erleiden dadurch keine Nachteile.   
 
Zu Absatz 7: 
In § 11 Abs. 4 ist eine Heilungsvorschrift für die Fälle enthalten, in denen nach Inkrafttreten 
des Beamtenstatusgesetzes (1. April 2009) es unklar war, ob die Verleihung einer Amtszula-
ge auch einer Ernennung bedarf oder ob die bisherige Verwaltungspraxis, diese Amtszula-
gen mit Einweisungsschreiben zu verleihen, fortgeführt werden konnte. Ferner wurde die 
Heilungsvorschrift auf die Fälle einer unwirksam verliehenen Ernennung erstreckt. In den 
wenigen Einzelfällen, in denen die Ernennung nicht rechtzeitig nachgeholt werden konnte, 
werden diese Amtszulagen oder die Dienstbezüge aus dem höheren Amt  nach § 11 Abs. 4 
zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen gezählt. 
 
Absatz 7 ordnet diese Rechtsfolge auch rückwirkend für den Zeitraum zwischen dem Eintritt 
des Versorgungsfalls bis zum Inkrafttreten des Gesetzes an, um keine versorgungsrechtli-
chen Nachteile für die betroffenen Beamtinnen und Beamten eintreten zu lassen. 
 
Zu Absatz 8: 
Es wird aus Vertrauensschutzgesichtspunkten eine Übergangsregelung zur bisherigen Re-
gelung der Zahlung eines Ausgleichsbetrages (§ 10 BesVersEG LSA) geschaffen. Dieser 
Ausgleich in Höhe von 4 091 Euro wird bisher Beamtinnen und Beamten gewährt, die auf-
grund einer besonderen Altersgrenze von 60 Jahren in den Ruhestand treten. Dies betrifft 
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die Beamtinnen und Beamten des Polizeivollzugsdienstes, des feuerwehrtechnischen Diens-
tes im Brandbekämpfungs- und Hilfeleistungsdienst und des allgemeinen Justizvollzugs-
dienstes der Laufbahngruppe 1 und des Werkdienstes im Justizvollzug der Laufbahngruppe 
1. Diese Regelung soll grundsätzlich nicht fortgeführt werden, da diese einmalige Leistung in 
Höhe von 4 091 Euro den Lebenszuschnitt der Beamtinnen und Beamten nicht prägt. 
 
Für die beim Inkrafttreten des Gesetzes vorhandenen Beamtinnen und Beamten ist die 
Übergangsregelung bis zum Ablauf des Jahres 2018 befristet. Die Höhe der Einmalzahlung 
reduziert sich ab dem Jahr 2016 in drei Schritten. Neben den Fällen des Eintritts in den Ru-
hestand mit Erreichen der angehobenen besonderen Altersgrenze sind auch die Beamtinnen 
und Beamten anspruchsberechtigt, die ab dem Jahr 2016 erstmals die Möglichkeit nutzen, 
auf Antrag mit Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand versetzt zu werden. Die-
ser Personenkreis wird nur in einem Zeitraum von einem Monat (2016) bis zu drei Monaten 
(2018) vor Erreichen der angehobenen neuen Altersgrenze in den Ruhestand versetzt. Es 
wäre unverhältnismäßig, wenn diese Versetzung in den Ruhestand für einen kurzen Zeit-
raum vor der angehobenen besonderen Altersgrenze zum Ausschluss der Anspruchsberech-
tigung der Einmalzahlung führte. 
 
Zu Kapitel 11 (Schlussvorschriften) 
 
Dieses Kapitel enthält abschließende kapitelübergreifende Regelungen. 
 
 
Zu § 85 (Anwendungsbereich) 
 
Hierbei handelt es sich um eine allgemeine Gleichstellungsvorschrift. Diese vermeidet insbe-
sondere Wortpaare wie z. B. „Ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag“, so dass die Verwendung 
des Begriffs „Ruhegehalt“ in den genannten Vorschriften neben dem Ruhegehalt auch den 
Unterhaltsbeitrag sowie die weiteren aufgeführten Bezüge umfasst. 
 
Diese Gleichstellung bewirkt, dass auch die Anzeige- und Mitwirkungspflichten sowie die 
Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften für Empfängerinnen und Empfänger von 
Unterhaltsbeiträgen sowie von weiteren aufgeführten Bezügen anwendbar sind. 
 
 
Zu § 86 (Nichtberücksichtigung der Versorgungsbezüge) 
 
Die Vorschrift soll verhindern, dass im öffentlichen Dienst Arbeitsverträge abgeschlossen 
werden, in denen das Entgelt so niedrig bemessen wird, dass eine Anrechnung auf die Ver-
sorgungsbezüge unterbleibt. Durch ein solches Vorgehen erhielten zum Einen Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger Wettbewerbsvorteile gegenüber nicht gleich-
ermaßen versorgungsberechtigten Bewerberinnen und Bewerbern (geringere Personalkos-
ten). Zum Anderen würden eigentliche Personalkosten aus der Versorgungskasse finanziert 
werden. Beides soll durch die Regelung vermieden werden. 
 
 
Zu § 87 (Bezügezuständigkeitsverordnung) 
 
Satz 1 ermöglicht eine zentrale Bearbeitung der Versorgungsfälle nach diesem Gesetz. 
Satz 2 verweist hinsichtlich des Heilverfahrens auf die spezielle Regelung des § 41 Abs. 6 
Nr. 1. Für die Mitglieder des kommunalen Versorgungsverbandes nimmt aufgrund der ge-
setzlichen Regelung des § 2 Abs. 2 des Gesetzes über den Kommunalen Versorgungsver-
band dieser Verband diese Aufgaben wahr, so dass insoweit keine Verordnungsermächti-
gung geschaffen wird. 
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Zu Artikel 3 (Änderung des Landesrichtergesetzes) 

 

Aus den zu Artikel 1 dargelegten Gründen, die weitgehend gleichermaßen auch für Landes-
richterinnen und -richter gelten, wird mit Artikel 3 zum einen auch die für Richterinnen und 
Richter in Sachsen-Anhalt geltende Regelaltersgrenze – mit den beamtenrechtlichen Rege-
lungen entsprechenden Übergangsvorschriften – von der Vollendung des 65. Lebensjahres 
auf die Vollendung des 67. Jahres angehoben. Eine entsprechende Altersgrenze besteht 
bereits etwa für Bundesrichter (§ 48 DRiG), wobei auch dort für Richter der Geburtsjahrgän-
ge bis 1963 Überleitungsvorschriften zur schrittweisen Anhebung der Altersgrenze gelten.  

  

Außerdem haben sich in der Praxis insbesondere bei der Anwendung der Regelungen zum 
Verfahren der Einigungsstelle, die im Falle der Nichteinigung der obersten Dienstbehörde 
und der zu beteiligenden Richter- oder Staatsanwaltsvertretung zu entscheiden hat, ver-
schiedene Auslegungsfragen zu den §§ 41, 42 LRiG ergeben. Es sollen daher Ausschluss- 
und Befangenheitsregelungen klarstellend ergänzt und die Beschlussfähigkeit der Eini-
gungsstelle präzisiert werden. Im Übrigen werden notwendige redaktionelle Änderungen 
vorgenommen. 

 

Weitere inhaltliche Änderungen des Landesrichtergesetzes betreffen die Steigerung der Fa-
milienfreundlichkeit durch die Aufhebung des § 10 Abs. 3 LRiG sowie die Schaffung einer 
klarstellenden Regelung zu den Folgen der Abordnung eines Mitglieds der Richterdienstge-
richte an eine Verwaltungsbehörde. Bei dieser Gelegenheit soll das LRiG auch an die Ände-
rung der Ministeriumsbezeichnung angepasst werden, um weitere Gesetzesänderungen bei 
geänderter Ressortbezeichnung zu vermeiden. Darüber hinaus werden sonstige redaktionel-
le Änderungen vorgenommen. 

 

 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Änderung aus Anlass der Änderungen der §§ 32, 84 sowie der Einfügung des 
§ 101b 

 

Zu Nummer 2 (§ 6 – Altersgrenze) 

Der Änderungsbefehl hebt – parallel zu den beamtenrechtlichen Regelungen – zunächst die 
Regelaltersgrenze von der Vollendung des 65. Lebensjahres auf die Vollendung des 67. Le-
bensjahres an und legt sodann die von diesem Grundsatz abweichenden – ab dem Geburts-
jahrgang 1951 erst in Ein- später in Zweimonatsabständen kontinuierlich ansteigenden – 
Regelaltersgrenzen für die vom Übergangszeitraum erfassten Geburtsjahrgänge bis ein-
schließlich des Jahrgangs 1963 fest. 

Die Altersgrenzen für die Versetzung in den Ruhestand auf Antrag bei Richterinnen und 
Richtern sowie schwerbehinderten Richterinnen und Richtern werden – wie in Artikel 1 bei 
den Beamtinnen und Beamten – nicht verändert. 

 

Zu Nummer 3 (§ 10 – Teilzeitbeschäftigung und Urlaub aus familiären Gründen) 

Buchstabe a 

Die Bestimmung, bis zu welchem Umfang der Dienst im Rahmen einer Teilzeitbeschäftigung 
aus familiären Gründen reduziert werden kann, soll sprachlich an die inhaltlich parallele Be-
stimmung zum zulässigen Umfang der Reduzierung des Dienstes im Rahmen einer Teilzeit-
beschäftigung aus sonstigen Gründen (§ 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1) angepasst werden, um Miss-
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verständnisse wegen unterschiedlicher Formulierungen zu vermeiden. In der Sache wird der 
Umfang der möglichen Teilzeitbeschäftigung (von 50 bis 99 Prozent) nicht geändert. 

 

Buchstaben b und c 

Zur Steigerung der Familienfreundlichkeit soll künftig auf die Abgabe einer vorherigen vor-
sorglichen Erklärung verzichtet werden, nach der der/ die eine Teilzeit oder Beurlaubung 
beantragende Richter/ Richterin vorab das wegen der richterlichen persönlichen Unabhän-
gigkeit für eine Abordnung an ein anderes Gericht oder Versetzung zu einem anderen Ge-
richt notwendige Einverständnis mit dieser Personalmaßnahme erteilt. Von dieser Erklärung 
durfte bisher im Sinne einer ultima ratio unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat-
zes nur Gebrauch gemacht werden, wenn bei einer späteren Änderung des Beschäftigungs-
status und unter Beibehaltung der Zuordnung des Richters/ der Richterin zum bisherigen 
Gericht erhebliche personalwirtschaftliche Unwuchten zwischen den Gerichten entstehen, 
die einen personalwirtschaftlichen Ausgleich zur Wahrung des Anspruchs der Bevölkerung 
auf effektiven Rechtschutz erfordern. Diese Erklärung bedeutete einen sehr partiellen Ver-
zicht auf die Garantie der persönlichen Unabhängigkeit, um die gewünschte Teilzeit oder 
Beurlaubung zu familiären Zwecken zu erlangen. Ohne eine solche Erklärung durfte der An-
trag auf Teilzeit oder Beurlaubung nicht bewilligt werden. 

Dieser faktische Zwang, die Erklärung abgeben zu müssen, um den Dienststatus an die fa-
miliäre Situation anpassen zu können, entfällt durch die vorgesehene Streichung der vorhe-
rigen Zustimmung zu späteren weiteren Veränderungen quasi auf Vorrat. Unter Umständen 
sind daher bisher Anpassungen im Dienstumfang mangels Antrags des Richters/ der Richte-
rin unterblieben, weil er/ sie eine solche Erklärung nicht abgeben wollte, während gleichzeitig 
Beruf und Familie durch den unveränderten Status schwerer miteinander vereinbar waren. 
Diese Konfliktlage soll für die Zukunft beseitigt werden, wobei jedoch dadurch an anderer 
Stelle ein neuer Konflikt entsteht, indem nämlich der personalwirtschaftliche Ausgleich künf-
tig schwieriger durchzuführen sein wird. Man wird noch stärker als bisher auf freiwillige Maß-
nahmen angewiesen sein, deren Erreichung im Einzelfall nicht immer sichergestellt ist. Die-
ses Risiko soll aber im Sinne der Steigerung der Familienfreundlichkeit hingenommen wer-
den.  

 

Zu Nummer 4 (§ 26 – Dienstunfähigkeit) 

Redaktionelle Folgeänderung infolge der Einführung einer Vollregelung des Landesbeam-
tenversorgungsgesetzes 

 

Zu Nummer 5 (§ 32 – Erhaltung und Wiederherstellung der Dienstfähigkeit) 

Mit der Neufassung des Absatzes 1 soll zum einen klargestellt werden, dass auch Richter 
verpflichtet sind, sich geeigneten und zumutbaren Maßnahmen zum Erhalt der bestehenden, 
aber bedrohten Dienstfähigkeit zu unterziehen. Zum anderen soll die Abrechnung der im 
Rahmen seiner Fürsorgepflicht vom Dienstherrn zu tragenden Kosten für angeordnete bzw. 
genehmigte Rehabilitationsmaßnahmen vereinfacht und in Anlehnung an das Landesbeam-
tenrecht klargestellt werden, dass – sofern der Richter noch in den Dienstbetrieb eingebun-
den ist – für entsprechende Maßnahmen nicht Sonderurlaub in Anspruch genommen werden 
muss, sondern Dienstbefreiung zu gewähren ist. 

 

zu Nummer 6 (§ 41 – Einigungsstelle) 

Mit der vorgesehenen Änderung der allgemeinen Regelung über die Einigungsstelle, die im 
Falle der Nichteinigung der obersten Dienstbehörde und der zu beteiligenden Richtervertre-
tung zu entscheiden hat, sollen insbesondere die Ausschluss- und Befangenheitsregelungen 
ergänzt werden. 
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In Absatz 3 der Entwurfsfassung werden künftig bislang fehlende ausdrückliche Ausschluss- 
und Befangenheitsregelungen durch Verweisung über § 1 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt auf die §§ 20 und 21 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes aufgenommen. Die bisher in § 41 Abs. 4 und 5 enthaltenen Bestimmungen 
werden in redaktionell gestraffter Form zu dem neuen Absatz 4 zusammengefasst . 

 

Zu Nummer 7 (§ 42 – Verfahren der Einigungsstelle) 

Die Verfahrensvorschriften des § 42 werden um zusätzliche Regelungen zur Beschlussfä-
higkeit der Einigungsstelle ergänzt und hinsichtlich der Beschlussfassung überarbeitet. We-
gen des ausgleichenden Charakters der Einigungsstelle und wegen der im Wesentlichen 
abschließenden Funktion der Einigungsstellenentscheidung wird eine Patt-Situation ausge-
schlossen. Daneben werden die bisherigen Regelungen über die Beschlussfassung der Ei-
nigungsstelle und die bisherigen Verfahrensbestimmungen zur Verfahrensbeschleunigung 
sowie zur Verdeutlichung der Rechtslage konkretisiert, um Fristen ergänzt sowie zum Teil 
vereinfacht (§ 42 Abs. 3 Sätze 1, 4 und 5 der Entwurfsfassung). Im Übrigen wird eine Rege-
lung für den Fall aufgenommen, dass ein Einigungsstellenverfahren ohne Entscheidung der 
Einigungsstelle endet (§ 42 Abs. 3 Satz 6 der Entwurfsfassung). Dabei werden die Unterla-
gen konkretisiert, die einer Vorlage zur abschließenden Entscheidung durch den Minister-
präsidenten beizufügen sind (§ 42 Abs. 3 Satz 7 der Entwurfsfassung). 

 

Zu Nummer 8 (§ 43 – Kosten) 

Die bisherige Kostenregelung wird hinsichtlich der Erstattung von Reisekosten für die Mit-
glieder der Richtervertretungen und aller Mitglieder der gegebenenfalls zu bildenden Eini-
gungsstellen klarstellend ergänzt. 

 

Zu Nummern 9 bis 11 und 13 (§§ 46, 56, 57und 73 – Landesrichterrat, Mitwirkungsver-
fahren, Mitbestimmungsverfahren und Verfahren bei abweichender Stellungnahme) 

Die Regelungen enthalten redaktionelle Anpassungen, um weitere Gesetzesänderungen bei 
geänderter Ressortbezeichnung des für die Justiz zuständigen Ministeriums zu vermeiden.  

Darüber hinaus beinhaltet Nr. 10 Buchst. a die Korrektur eines redaktionellen Fehlers, der 
durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Sozialge-
richtsgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt und des Landesrichtergesetzes vom 15. April 
2013 (GVBl. LSA S. 164) entstanden ist, und die Nummern 9 und 11 jeweils eine klarstellen-
de redaktionelle Ergänzung. 

 

Zu Nummer 12 (§ 72 – Stellungnahme des Präsidialrates) 

Die Bestimmungen über die Stellungnahme des Präsidialrates sollen klarstellend und zur 
Vervollständigung dahingehend ergänzt werden, welche Auswirkung das Verstreichen der 
Stellungnahmefrist auf das Ergebnis der Präsidialratsbeteiligung hat. 

 

Zu Nummer 14 (§ 84 – Erlöschen und Ruhen des Amtes) 

Die Ergänzung der Regelung um einen neuen Absatz 2 für das Ruhen der Mitgliedschaft im 
Richterdienstgericht dient der Klarstellung. Gemäß § 82 Abs. 2 Satz 1 LRiG werden die Mit-
glieder der Richterdienstgerichte von dem Präsidium des Gerichts, bei dem das Richter-
dienstgericht errichtet ist, für eine Amtszeit von drei Jahren bestimmt. Zwar ergibt sich auch 
aus den allgemeinen Wirkungen einer Abordnung sowie aus der grundlegenden Inkompatibi-
litätsnorm des § 4 Abs. 1 DRiG, dass ein an eine Verwaltungsbehörde abgeordnetes Mitglied 
des Richterdienstgerichts für die Dauer der Abordnung sein Richteramt nicht wahrnehmen 
kann. Durch die geltenden Vertretungsregelungen ist sichergestellt, dass der abgeordnete 
Richter durch einen anderen Richter vertreten wird. Vorsorglich soll gleichwohl für den Fall 
der Abordnung eines Richters an eine Behörde innerhalb der dreijährigen Amtszeit – etwa zu 
Erprobungszwecken an das Ministerium – nach dem Vorbild einiger anderer Bundesländer 
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eine ausdrückliche gerichtsverfassungsrechtliche Regelung aufgenommen werden. Entspre-
chendes gilt in den weiteren Fällen, in denen ein Richter vorübergehend nicht im Hauptamt 
richterlich tätig ist (z.B. Zuweisung nach § 71 DRiG i. V. m. § 20 BeamtStG, Elternzeit). Einer 
Übergangsbestimmung bedarf es nicht, da die Ergänzung des § 84 lediglich die bereits gel-
tende Rechtslage klarstellt. 

 

Zu Nummer 15 (§ 101b – Übergangsvorschrift zu dem Gesetz zur Änderung beamten- 
und anderer dienstrechtlicher Vorschriften und zur Neuregelung des Landesbeamten-
versorgungsrechts) 

In der Folge der Aufhebung des § 10 Abs. 3 entfällt künftig die Pflicht, zusammen mit einem 
Antrag auf familiär bedingte Teilzeit oder Beurlaubung das Einverständnis mit (ggf. auch spä-
teren) Personalausgleichsmaßnahmen zu erklären, wenn sich der Dienststatus (ggf. erneut) 
verändert. Die angestrebte Erhöhung der Familienfreundlichkeit würde nur unvollständig er-
reicht werden, wenn die bereits in der Vergangenheit abgegebenen Zustimmungen weiterhin 
ihre Wirksamkeit behalten würden, also Richter oder Richterinnen, denen bereits in der Ver-
gangenheit nach einer solchen Erklärung Urlaub oder Teilzeit bewilligt wurde, bei künftigen 
Änderung ihres Dienstumfangs befürchten müssen, aufgrund dieser alten Erklärung im äu-
ßersten Fall doch noch an ein anderes Gericht versetzt zu werden. Daher sollen mit dieser 
Übergangsbestimmung alle nach altem Recht abgegebenen Erklärung für gegenstandslos 
erklärt werden und damit die Richter und Richterinnen, denen bereits Urlaub oder Teilzeit 
bewilligt wurde, mit jenen gleich behandelt werden, denen erst nach Inkrafttreten dieses Än-
derungsgesetzes Urlaub oder Teilzeit beiwilligt wird, da insoweit vergleichbare Sachverhalte 
eine vergleichbare Behandlung erfordern.  

 

Zu Nummer 16 (§ 101b – Änderung der Übergangsvorschrift zu dem Gesetz zur Ände-
rung beamten- und anderer dienstrechtlicher Vorschriften und zur Neuregelung des 
Landesbeamtenversorgungsrechts) 

Mit der vorgesehenen Übergangsregelung wird sichergestellt, dass die vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes begonnenen, aber nicht mehr abgeschlossenen Einigungsstellenverfahren von 
der ursprünglichen Einigungsstelle mit den ursprünglich Mitgliedern und Vertretern fortge-
führt und abgeschlossen werden. Dabei sind grundsätzlich die künftigen und nach dem 
Stand des Verfahrens jeweils noch einschlägigen Verfahrensvorschriften anzuwenden. Neu 
eingeführte Fristen, die für das jeweilige Verfahren noch maßgeblich sind, beginnen in die-
sen Fällen jedoch frühestens mit dem Inkrafttreten der Gesetzesänderung. 
 
 
Zu Artikel 4 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes) 
 
Zu Nummer 1 (§ 4 – Weitergewährung der Besoldung bei Versetzung in den einstweili-
gen Ruhestand oder bei Beendigung des aktiven Beamtenverhältnisses auf Zeit) 
 
Es werden die Regelungen zur Weiterzahlung der Besoldung an politische Beamtinnen und 
Beamte sowie Beamtinnen auf Zeit und Beamten auf Zeit hinsichtlich der Anrechnung an-
derweitiger Einkünfte modifiziert. 
 
Zu Buchstabe a: 
Nach bisheriger Rechtslage erfolgt eine vollständige Anrechnung nur bei Einkünften aus ei-
ner Verwendung im öffentlichen Dienst. Bei einer sonstigen Verwendung erfolgt eine hälftige 
Anrechnung, wobei eine Mindestbelassung eines Betrages von 20 v. H. der Besoldung ver-
bleibt. 
 
Diese Regelung soll dahingehend geändert werden, dass jegliche Einkünfte, die unter den 
Begriff des Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommens fallen, in voller Höhe ohne eine Min-
destbelassung angerechnet werden. Es wird auf den Begriff in § 66 Abs. 6 LBeamtVG LSA 
verwiesen. Dieser setzt nicht notwendigerweise eine Tätigkeit voraus, denn auch ein Er-
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werbsersatzeinkommen, welches an die Stelle eines Erwerbseinkommens tritt (z. B. Arbeits-
losengeld), wird berücksichtigt. 
 
Da die Regelung zur Weitergewährung der Besoldung den Charakter eines Übergangsgel-
des aufweist und den Zeitraum bis zur Aufnahme einer neuen Erwerbstätigkeit überbrücken 
soll, ist es gerechtfertigt, Einkommen auf die Besoldung anzurechnen, wenn anderweitiges 
Erwerbseinkommen oder Erwerbsersatzeinkommen kurz nach Ausscheiden aus dem Amt 
erzielt wird. 
 
Zu Buchstabe b: 
Die Regelung war bisher inhaltsgleich in § 7 Abs. 1 BesVersEG LSA i. V. m. § 47a Abs. 1 
Satz 2 BeamtVG enthalten. Wegen des Sachzusammenhangs (es wird weiterhin Besoldung 
und keine Versorgung gezahlt) und aus systematischen Gründen wird diese Regelung in das 
Landesbesoldungsgesetz verschoben. 
 
Zu Nummer 2 (§ 18 – Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung) 
 
Satz 3 stellt angesichts der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 30. Juni 2011 
(Az.: 2 C 19.10) klar, dass eine sog. gebündelte Dienstpostenbewertung zulässig ist. Die 
Bestimmung formuliert nun eine ausdrückliche gesetzliche Ermächtigungsgrundlage für die 
gebündelte Dienstpostenbewertung.  
 
Die auch bisher zulässige und geübte Praxis der Dienstpostenbündelung ist mit dem Leis-
tungs- und dem Alimentationsgrundsatz sowie dem Grundsatz der amtsangemessenen Ver-
wendung vereinbar. Sie trägt dem Umstand Rechnung, dass die auf einem Dienstposten 
wahrzunehmenden Aufgaben nicht immer einheitlich sind und einem ständigen Wechsel un-
terliegen können. In personalwirtschaftlicher Hinsicht gewährleistet die Dienstpostenbünde-
lung zudem einen flexiblen Personaleinsatz, weil mit ihr sichergestellt werden kann, dass die 
Besetzung vakanter Dienstposten nicht scheitert, sollte eine kurzfristige Neubewertung von 
Dienstposten nicht möglich sein und die bisherige Wertigkeit dem Statusamt möglicher Um-
setzungsbewerber nicht entspricht. Die Dienstpostenbündelung ermöglicht auch Beförderun-
gen ohne Wechsel der Funktion. Damit kann dem Inhaber einer Funktion auch bei Fortdauer 
der Verwendung in dieser Funktion ein Beförderungsamt übertragen werden, wenn seine 
Eignung, Befähigung und fachliche Leistung dies zulässt. Personalwirtschaftliche Gesichts-
punkte und Belange der Aufgabenerfüllung stehen dabei nicht in einem gegenseitigen Wi-
derspruch. So kann z. B. den Anforderungen einer Funktion, mit speziellem, erst im täglichen 
Dienst zu erwerbendes Fachwissen, effizienter Rechnung getragen werden. Insgesamt soll 
durch den bei § 18 LBesG LSA anzufügenden Satz 3 zur Funktionsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes beigetragen werden.  
 
Zur Eingrenzung der Bündelung von Dienstpostenbewertungen erfordert die Zuordnung zu 
mehreren Besoldungsgruppen sachliche Gründe. Nach der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts (vom 30. Juni 2011 – 2 C 19.10, IÖD 2011, 220 (223)) ergeben sich 
diese sachlichen Gründe für die Einrichtung gebündelter Dienstposten aus den Besonderhei-
ten der jeweiligen Verwaltung. Darunter werden hier die organisatorischen Gegebenheiten 
verstanden. Die sachliche Begründung muss auch die Zuordnung zu den konkret einbezo-
genen Ämtern erfassen. Funktionen, deren Wahrnehmung das Vorliegen der Zugangsvo-
raussetzungen gemäß § 14 Abs. 2 oder Abs. 4 LBG LSA nicht erfordern, können nur einer 
Gruppe von Ämtern zugeordnet werden deren höchstes Amt dem Einstiegsamt der jeweili-
gen Laufbahn entspricht.  
 
Zu Nummer 3 (§ 24 Berücksichtigungsfähige Zeiten) 
 
Die Regelung in § 24 ersetzt seit April 2011 die bisherige Einstufung gemäß Besoldungs-
dienstalter. Nunmehr kommt es statt des Besoldungsdienstalters auf tatsächliche Vorerfah-
rungen für die erstmalige Einstufung an. Die Regelung stellt sicher, dass bei der erstmaligen 
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Stufenzuordnung das in Art. 33 Abs. 5 GG verankerte Prinzip der leistungsgerechten Besol-
dung gewahrt wird. Zudem ist sie geeignet, die Attraktivität des öffentlichen Dienstes in 
Sachsen-Anhalt für Personen mit beruflichen Vorerfahrungen zu stärken.  
 
Die bisherige Praxis der Personalstellen hat teilweise Anerkennungen je nach dem Maß des 
Beitrages der Förderlichkeit zugelassen. Das Verwaltungsgericht Halle (vom 13. Februar 
2013 – 5 A 152/11 HAL) war jedoch der Ansicht, dass Absatz 2 ausschließlich ein Entschlie-
ßungsermessen formuliert. Die Personalstelle könne nach dem Wortlaut, in dem die jetzt 
einzufügenden Worte „vollständig oder teilweise“ fehlen nur darüber entscheiden, ob sie die 
gesetzliche Rechtsfolge der vollständigen Anerkennung möchte oder nicht möchte. 
 
Die geänderte Bestimmung stellt nunmehr klar, dass eine Anerkennung je nach der tatsäch-
lichen Förderlichkeit der beruflichen Vorerfahrung stattfindet. Dabei kann das Maß der Aner-
kennung von der vollständigen bis zu jeder anteiligen Anerkennung reichen, was davon ab-
hängt, inwieweit eine Förderlichkeit der Berufserfahrung für die künftige Verwendung des 
Beamten vorliegt. Da die Personalstellen kein Entschließungsermessen haben sollen, ob sie 
überhaupt Zeiten anerkennen oder nicht, sondern entsprechend der Förderlichkeit zu ent-
scheiden ist, ob eine vollständige oder teilweise Anerkennung durchzuführen ist, sind die 
Wörter „können … anerkannt werden“ durch „sind … anzuerkennen“ zu ersetzen. Dadurch 
sollen entsprechende Unsicherheiten vermieden werden. 
 
Förderlichkeit liegt bei Kenntnissen, Fertigkeiten und (Berufs-)Erfahrungen, die für den ent-
sprechenden dienstlichen Aufgabenbereich von Nutzen bzw. von Interesse sind, vor. Als 
förderliche Zeiten kommen insbesondere Tätigkeiten in Betracht, die zu den Anforderungs-
profilen möglicher Tätigkeiten der betreffenden Laufbahngruppe in sachlichem Zusammen-
hang stehen. Es kommt hierbei also auf den bisher bewältigten Schwierigkeitsgrad der Auf-
gaben sowie die Befähigung an, bisherige Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen auf die 
neue Tätigkeit zu transferieren. 
 
Zu Nummer 4 (§ 32 – Ruhegehaltfähigkeit von Leistungsbezügen) 
 
Nummer 4 ändert den Text des § 32 Abs. 4 LBesG LSA und fügt dieser Vorschrift einen 
neuen Absatz 5 an. 
 
§ 32 Abs. 4 enthält eine Vollregelung der Ruhegehaltfähigkeit der Funktions-
Leistungsbezüge entsprechend der bisherigen, sich aus dem Verweis auf § 15a BeamtVG 
ergebenden Rechtslage. Demnach ergibt sich aus dem nach Maßgabe des Hochschulgeset-
zes (HSG LSA) im Rahmen eines sog. Doppelbeamtenverhältnisses wahrgenommenen Am-
tes einer Rektorin, eines Rektors (§ 69 Abs. 7 Satz 2 HSG LSA), einer Präsidentin oder ei-
nes Präsidenten grundsätzlich (mit Ausnahme des § 32 Abs. 5) kein eigenständiger Versor-
gungsanspruch (Satz 1). Das Ruhegehalt berechnet sich vielmehr aus den ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezügen des im Beamtenverhältnis oder Richterverhältnis auf Lebenszeit übertra-
genen (Professoren-)Amts zuzüglich eines Erhöhungsbetrages, der sich unter Berücksichti-
gung der Bezugsdauer und der absolvierten Amtszeiten aus den im Beamtenverhältnis auf 
Zeit bezogenen Funktions-Leistungsbezügen ergibt (Satz 2 und 3). 
 
Satz 4 übernimmt unverändert die Regelung des bisherigen § 32 Abs. 4 Satz 2 LBesG LSA. 
Er regelt den Fall, dass ruhegehaltfähige Funktions-Leistungsbezüge mit anderen ruhegeh-
altfähigen Leistungsbezügen (Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge oder besondere Leis-
tungsbezüge) zusammen treffen und die Funktions-Leistungsbezüge vor dem Zeitraum ver-
geben worden sind, für den die anderen Leistungsbezüge (Berufungs- und Bleibe-
Leistungsbezüge oder besondere Leistungsbezüge) bewilligt worden sind. In diesem Fall 
wird nur der für die Beamtin oder den Beamten günstigere Betrag als ruhegehaltfähiger 
Dienstbezug berücksichtigt. Eine Kumulierung der verschiedenen ruhegehaltfähigen Leis-
tungsbezüge findet nicht statt. 
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Zu Artikel 5 
 
Diese Regelung dient der Klarstellung, dass aus Vertrauensschutzgründen die befristeten 
besonderen Leistungsbezüge, die bereits vor dem 1. April 2011 gewährt oder zugesagt wur-
den an den allgemeinen Besoldungserhöhungen teilnehmen. Für befristete besondere Leis-
tungsbezüge, die ab dem 1. April 2011 gewährt oder zugesagt wurden, ist die Dynamisie-
rung gesetzlich nicht mehr vorgesehen. 
 
Zu Artikel 6 (Folgeänderungen) 
 
Artikel 6 enthält Folgeänderungen von Regelungen, die insbesondere auf Regelungen des 
Beamtenversorgungsgesetzes des Bundes verwiesen haben und daher anzupassen sind. 
Inhaltliche Änderungen erfolgen damit nicht. 
 
Zu Absatz 6 
 
Das Bundesverfassungsgericht (Beschluss vom 13.09.2005, 2 BvF 2/03, BVerfGE 114, 196-
257) hat bereits 2005 entschieden, dass dem parlamentarischen Gesetzgeber bei der 
Rechtssetzung eine freie Formenwahl nicht zusteht. Dies bedeutet, dass eine Verordnung 
grundsätzlich durch den Verordnungsgeber zu ändern ist. Die Durchbrechung dieses Grund-
satzes kann nur hingenommen werden, wenn es sich um eine Anpassung im Rahmen einer 
Änderung eines Sachbereichs durch den Gesetzgeber handelt. Der Gesetzgeber kann also 
etwa eine Verordnung ändern, wenn diese Änderung aufgrund einer Änderung eines förmli-
chen Gesetzes notwendig erscheint. Insofern gehört es zur Gestaltungsfreiheit des Parla-
ments, ein Änderungsvorhaben umfassend selbst zu verwirklichen.  
 
Ein solches umfassendes Änderungsvorhaben liegt im vorliegenden Fall vor, da der Gesetz-
geber ein förmliches Gesetz, das LBG LSA, welches die grundsätzliche Altersgrenze für Be-
amtinnen und Beamte des Landes regelt und die Verordnungsermächtigung für die Urlaubs-
verordnung enthält, ändern möchte. Soweit die besondere Altersgrenze für Vollzugsbeam-
tinnen und Vollzugsbeamte von der Vollendung des 60. Lebensjahres auf die Vollendung 
des 62. Lebensjahres angehoben werden sollte, soll für die Beamtinnen und Beamten im 
Schicht- und Nachtdienst – dies sind Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamte – eine be-
sondere Regelung nach Vollendung des 60. Lebensjahres geschaffen werden. Daher kann 
die Verordnungsänderung hier ausnahmsweise durch den Gesetzgeber erfolgen.  
 
Die besondere Belastung durch wechselnde Arbeitszeiten und Dienst in den Nachtstunden 
lässt es geboten erscheinen, nicht nur – wie bislang – mit Vollendung des 50. Lebensjahres, 
sondern zudem auch mit Vollendung des 60. Lebensjahres jeweils einen weiteren Arbeitstag 
Zusatzurlaub zu gewähren – unabhängig von der bisherigen Höhe des Anspruchs. Denn die 
besondere Belastung des Dienstes zu wechselnden Zeiten wirkt sich mit steigendem Le-
bensalter stärker aus. Diesem Umstand trägt der neue § 4 Absatz 5 Nummer 2 UrlVO Rech-
nung. 
 
Zu Absatz 9 
 
Absatz 9 korrigiert einen redaktionellen Fehler im Versorgungsrücklagegesetz. 
 
Zu Absatz 12 
 
Es wird in Buchst. b Nrn. 2 und 3 die Fortgeltung zweier Verordnungen des Bundes (Heilver-
fahrensverordnung sowie die Bestimmung von Krankheiten für die beamtenrechtliche Unfall-
fürsorge) angeordnet. In Art. 2 § 41 Abs. 6 und § 38 Abs. 3 Satz 3 sind Verordnungsermäch-
tigungen für diese Tatbestände enthalten. Um eine Regelungslücke zwischen dem Inkrafttre-
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ten dieses Gesetzes und den Verordnungen zu vermeiden, ist eine Weitergeltungsanord-
nung aufgenommen worden. Diese Verordnungen gelten als Landesrecht fort, bis sie durch 
Verordnung von der Fortgeltung ausgeschlossen werden.   
 
Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 
 
Zu Absatz 1 
 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 
Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am Tag nach der Verkündung. Die 
ersten Geburtsjahrgänge werden zwar erst ab dem Januar 2016 aufgrund des konkreten 
Norminhalts nach Vollendung des 65. Lebensjahres in Ruhestand treten. Jedoch erfordert 
der Vertrauensschutz eine einjährige Übergangsphase zwischen Inkrafttreten des Gesetzes 
und tatsächlicher Betroffenheit, um hinreichend Zeit für persönliche Dispositionen zu geben. 
Ein weitergehender Vertrauensschutz ist nicht erforderlich, da im Zuge der Altersgrenzenan-
hebung für Beschäftigte durch Bundesregelung in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Altersgrenzenanpassungsgesetz vom 20. April 2007) sowie für Beamtinnen und Beamte 
beim Bund (Dienstrechtsneuordnungsgesetz vom 5. Februar 2009) und den meisten ande-
ren Ländern mit einer Anhebung der Altersgrenze für Landesbeamtinnen und -beamte sowie 
Landesrichterinnen und -richter bereits spätestens seit Veröffentlichung der entsprechenden 
Gesetze gerechnet werden musste. Im Übrigen wurde auch im Rahmen des Abschlusses 
der Koalitionsvereinbarung in Sachsen-Anhalt in der Presse über dieses Vorhaben der Lan-
desregierung berichtet. Außerdem wird die erste Wirkung der Altersgrenzenanhebung im 
Jahr 2016 auf die geringfügige Anhebung der Altersgrenze um nur einen Monat beschränkt 
sein. Es kann daher aufgrund der geringen Verschiebung um nur einen Monat davon ausge-
gangen werden, dass dies die gesamte Lebensplanung nicht derart schwerwiegend beein-
trächtigt, dass eine einjährige Übergangsphase für die Verschiebung um einen Monat unter 
Vertrauensschutzgesichtspunkten als besondere Härte erscheinen ließe. Dem Vertrauens-
schutz ist daher ausreichend Rechnung getragen. 
 
Die übrigen beamtenrechtlichen und besoldungsrechtlichen Änderungen sowie die redaktio-
nellen Änderungen sollen ebenfalls sofort nach Inkrafttreten des Gesetzes gelten.  
 
Zu Absatz 2 
 
Die Einführung der Vollregelung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes und darauf bezo-
gene Änderungen von Einzelnormen sollen zum 1. Januar 2015 erfolgen. Bei der Änderung 
des komplexen Rechtsgebiets des Beamtenversorgungsrechts soll – auch zur Verwaltungs-
vereinfachung – insbesondere auch im Hinblick auf Übergangsregelungen eine Rechtsände-
rung zum Beginn eines Monats stattfinden.  
 
Die geänderten Regelungen des Landesrichtergesetzes zur Bildung der Einigungsstelle ent-
falten mit einem Inkrafttreten zum 1. Januar 2015 ihre Wirkung mit Beginn der neuen Wahl-
periode für die Richtervertretungen. Für die nach den bisherigen Bestimmungen für die Dau-
er der aktuellen Wahlperiode gebildeten Einigungsstellen ergeben sich – abgesehen von der 
Übergangsregelung, die den eventuellen Fortbestand dieser Einigungsstellen bestimmt – 
keine Änderungen. Insofern verbleibt es bei den bisherigen Regelungen.  
 




